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SchrAntw PStSekr Dr. Probst BMFT . . 3621* B 

Anlage 28 

Bewertung des Forschungsprogramms 
1984-87 der Gemeinsamen Forschungs-
stelle mit Schwerpunkt nukleare Sicher-
heit durch den Bundesminister für For-
schung und Technologie 

MdlAnfr 95 20.01.84 Drs 10/908 
Dr. Steger SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Probst BMFT . . 3621*C 

Anlage 29 

Angebliche Verhinderung der Friedensfor-
schung durch die Bundesregierung 

MdlAnfr 96 20.01.84 Drs 10/908 
Kittelmann CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Dr. Probst BMFT . . 3622*A 

Anlage 30 

Fortführung der Programme für die Aus-
bildung junger Frauen in gewerblich-tech-
nischen Berufen 

MdlAnfr 97, 98 20.01.84 Drs 10/908 
Frau Odendahl SPD 

SchrAntw PStSekr Pfeifer BMBW . . . 3622*A 

Anlage 31 

Haltung der Bundesregierung zu Vorschlä-
gen, die angekündigte Bundesbeteiligung 
zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses nunmehr für Stipendien an 
promovierte Nachwuchswissenschaftler 
einzusetzen 

MdlAnfr 99 20.01.84 Drs 10/908 
Kuhlwein SPD 

SchrAntw PStSekr Pfeifer BMBW . . . 3622* C 
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50. Sitzung 

Bonn, den 26. Januar 1984 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Am 
23. Januar 1984 hatte der Abgeordnete Glombig sei-
nen 60. Geburtstag. Auch wenn er nicht im Saal ist, 
wünscht das Haus ihm noch alles Gute. 

(Beifall) 

In zwei Gremien ist für den aus dem Bundestag 
ausgeschiedenen Abgeordneten Dr. Linde ein Nach-
folger zu wählen. Als Nachfolger schlägt die Frak-
tion der SPD im Vermittlungausschuß nach Art. 77 
des Grundgesetzes als Stellvertreter des Kollegen 
Jahn (Marburg) den Abgeordneten Porzner und in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates den Abgeordneten Neumann (Bramsche) als 
Mitglied der Bundesrepublik Deutschland vor. Das 
Haus ist damit einverstanden. — Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Aufhebung des Volkszählungsge-
setzes 1983 
— Drucksache 10/15 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 

Der Ältestenrat hat für die Aussprache eine 
Runde vereinbart. — Dagegen erhebt sich kein Wi-
derspruch. Dann ist auch dies so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung des Entwurfs ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Kollegin-
nen und Kollegen! Die GRÜNEN haben am 31. März 
1983 den Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung 
des Volkszählungsgesetzes 1983 eingebracht. Nach 
dieser langen Zeit befassen wir uns heute damit. 
Ich möchte schon sagen, daß es verwunderlich ist, 
daß dieser Gesetzentwurf erst heute auf der Tages-
ordnung steht. Inzwischen gab es, am 15. Dezember 
vorigen Jahres, das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts. Wir können heute sagen, daß das Bundes-

verfassungsgericht die Bedenken, mit denen wir 
GRÜNE den Gesetzentwurf begründet haben, um-
fassend berücksichtigt hat. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Na, Frau 
Reetz! Weiterlesen!) 

— Es kommt jetzt, warum. Es hat bestätigt, daß die 
durch dieses Gesetz angeordnete Datenerhebung 
Beunruhigung auch in solchen Teilen der Bevölke-
rung ausgelöst hat, die als loyale Staatsbürger das 
Recht und die Pflicht des Staates respektieren, sich 
die für rationelles und planvolles staatliches Han-
deln erforderlichen Informationen zu beschaffen. 
Es hat den § 9 Abs. 1 bis 3 des Volkszählungsgeset-
zes als mit dem Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit 
Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes für unvereinbar 
und nichtig erklärt. Laut § 9 sollten die Angaben der 
Volkszählung über Vor- und Familiennamen, An-
schrift, Telefonanschluß, Geschlecht, Geburtstag, 
Familienstand, rechtliche Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft, Staatsangehörigkeit sowie 
auch Nutzung einer Wohnung als alleinige Woh-
nung oder Haupt- oder Nebenwohnung zu Ver-
gleichen mit den Melderegistern und deren Berich-
tigung verwendet werden können. Einzelangaben 
ohne Namensangabe hätten auch an die zuständi-
gen Bundes- oder Landesbehörden und mit Aus-
nahme weniger Merkmale auch an sonstige öffent-
liche und nichtöffentliche Stellen übermittelt wer-
den können. Den Gemeinden und Gemeindeverbän-
den hätten die statistischen Amter der Länder Ein-
zelangaben ohne Namen und das Merkmal der Reli-
gionsgemeinschaft für Zwecke der Regionalpla-
nung, des Vermessungswesens, der gemeindlichen 
Planung und des Umweltschutzes sowie für eigene 
statistische Aufbereitungen zur Verfügung stellen 
können. 

Die GRÜNEN im Bundestag lehnen nicht grund-
sätzlich die Sammlung von Informationen für Pla-
nungen ab, wie es in der Begründung unseres Ge-
setzentwurfes schon am 31. März 1983 hieß. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Na, na!) 

Aber wir befürchten, daß die vorgesehene Volkszäh-
lung einen weiteren Schritt zum Überwachungs-
staat dargestellt hätte. 
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Frau Reetz 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem 

Urteil das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung als ein neues Recht geschaffen. Wir GRÜ-
NEN sind nicht die Verfassungsfeinde, wie es der 
Bundesinnenminister im Frühjahr 1983 von uns be-
hauptet hat. Wir wollten verhindern, daß auf der 
Grundlage der Volks-, Berufs-, Wohnungs- und Ar-
beitsstättenzählung die Rechte der Bürger und Bür-
gerinnen eingeschränkt werden und ihnen mate-
rielle Nachteile durch Datenmißbrauch entstehen; 
denn Datenschutz ist technisch nicht zu gewährlei-
sten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Möglich-
keiten gegen diesen Mißbrauch zwar nicht genü-
gend wahrgenommen. Aber wir als Politiker könn-
ten aus diesem Urteil lernen, daß nicht alles, was 
vom Recht her noch zulässig ist, auch politisch ge-
genüber dem Bürger verantwortet werden kann. 
Wir müssen entscheiden, inwieweit Datenerhebung 
sinnvoll ist oder als Eingriff in die bürgerlichen 
Rechte abgelehnt werden muß. Der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz betont in seinem uns 
kürzlich zugegangenen Sechsten Tätigkeitsbericht: 
Bürger, die befürchten müßten, daß ihre Lebensäu-
ßerungen für sie nicht wahrnehmbar oder in ihren 
Konsequenzen für sie nicht abschätzbar registiert 
würden, richteten ihr Verhalten danach aus und 
nutzten möglicherweise ihr verfassungsmäßig ver-
bürgtes Recht auf freie Entfaltung der Persönlich-
keit nur eingeschränkt. 

Das ist eine schwerwiegende politische Äuße-
rung. Der Bundesbeauftragte deutet hier meiner 
Meinung nach an, daß es so, wie es in früheren Jah-
ren die Lèibeigenschaft gab, auch eine Geisteigen-
schaft, und zwar eine anonyme, geben könnte, die 
die Menschen in individuellen Lebensäußerungen 
wie Spontaneität, impulsives Handeln, Aggressivi-
tät und Kritik hemmen könnte. 

Wenn der Gesetzgeber Daten verlangt, so muß er 
auch die Legitimation staatlicher Informationsbe-
schaffung und -verarbeitung transparent machen. 
Entscheidend für die Nutzbarkeit und Verwen-
dungsmöglichkeit personenbezogener Daten sind 
die der Informationstechnologie eigenen Verarbei-
tungs- und Verknüpfungsmöglichkeiten. Für die 
Bürger und die Bürgerinnen, die auf ihrem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung bestehen, 
gibt es keine sie überzeugende Klarheit über den 
Zweck, dem ihre Aufgaben in unterschiedlicher 
Programmverarbeitung dienen. Wozu braucht die 
Bundesregierung die umfangreiche Volksaushor-
chung? Für statistische Zwecke? Jedem von uns 
geht allwöchentlich der statistische Wochenbericht 
des Statistischen Bundesamtes zu und damit die 
gesetzlich angeordnete Bevölkerungsfortschrei-
bung als Auswahlgrundlage für den Mikrozensus. 

Ausgangsbasis ist die Volkszählung von 1970. Be-
völkerungsbewegungen sowie weitere ausführliche 
Zahlenangaben über Erwerbstätigkeit, Bautätig-
keit, Wohnungen und Verkehr, Sozialleistungen, 
Preise und vieles andere mehr sind bekannt. Die 
modernen statistischen Methoden ermöglichen es 
auch, aus wenigen, sechs oder sieben, Einzelanga-
ben unter hunderttausend Personen eine be-
stimmte herauszufinden. Mit Satellitenfotos — das 

ist bekannt — kann im Gelände bis auf Stecknadel-
kopfgröße etwas ausgemacht werden. In Dateien 
der Sozialämter, der Wirtschaft, der Finanzbehör-
den, der Polizei und der Gemeinden sind die Bürger 
bereits erfaßt. Ich frage also: Wozu die Volkszäh-
lung? 

Bei uns in Baden-Württemberg — wahrscheinlich 
auch in anderen Bundesländern — verfügt man 
über Notprogramme, Pläne für eine Lebensmittel-
versorgung in Kriegs- und Katastrophenzeiten, die 
samt den dazugehörigen Lebensmittelkarten be-
reits in den Schubladen der Ministerien liegen. 
Braucht man dazu die Daten der Volkszählung? 
Wozu sollen gebäude- und wohnungsstatistische 
Fragen beantwortet werden, ebenso die nach leer-
stehenden Wohnungen? Mit welchem Recht werden 
diese Angaben verlangt, fragt sich der Bürger, wenn 
er gleichzeitig erfährt, daß Verfassungsschützer in 
Hamburger Wohnungen Wanzen plazieren oder das 
Bundeskriminalamt in einer illegal angelegten Da-
tei 4 000 Bundesbürger erfaßt hat, die in Wohnge-
meinschaften leben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist ja 
noch bescheiden im Vergleich zum MAD!) 

Mit welchem Recht werde ich nach der Anzahl 
meiner Räume, die mindestens sechs Quadratmeter 
haben, oder nach der Höhe meiner Monatsmiete 
ausgefragt? 

Mit welchem Recht wird Mitteilung über alle 
meine Lebensgewohnheiten verlangt, und ich selbst 
erfahre nichts? Ich weiß nicht, was auf der Müll-
halde vor meiner Stadt gelagert wird oder wo genau 
die französischen Streitkräfte — wie z. B. in meiner 
Heimatstadt Offenburg — Munitionslager haben 
und ob dort Atommunition oder konventionelle Mu-
nition gelagert wird. 

Wo und warum wird geschossen? Wo und warum 
werden Raketen installiert? Das alles und vieles 
mehr ist Geheimnis, und wenn ich danach frage, 
dann ist es Verrat. 

Wir GRÜNEN wollten die Aufhebung des Volks-
zählungsgesetzes, weil wir wissen, daß das Recht 
auf Schutz der Persönlichkeit nicht mehr gewähr-
leistet ist. Datenschutz ist ein Grundrecht. Aber wir 
zweifeln, daß in der elektronischen Datenverarbei-
tung Angaben wirklich gelöscht werden, die nicht 
mehr existieren sollen. Das können Sie vielleicht 
mit dem Kontobuch einer politischen Partei ma-
chen, indem Sie einige Seiten herausreißen und mit 
anderen Dokumenten zusammen in den Reißwolf 
der Dresdner Bank geben. Aber Datenbanken, die 
einmal zusammengetragen wurden, werden in ex-
ternen Speichern gerettet, auf Band weggeschrie-
ben oder mikroverfilmt und können jederzeit wie-
der hervorgeholt werden. 

Wir haben große Befürchtungen im Hinblick auf 
die weitere Entwicklung auf diesem Gebiet, z. B. in 
bezug auf die Einführung des maschinenlesbaren 
Personalausweises. Im Sechsten Tätigkeitsbericht 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz heißt 
es — ich zitiere —: 
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Frau Reetz 
Die Entwicklung der Informationstechnologie 
ist gekennzeichnet durch die Verknüpfung von 
Daten, Text, Sprache, Schriftzügen und Bildern, 
die eine umfangreiche Darstellung und Über-
prüfung von Personen möglich machen kön-
nen. 

Die Einführung des maschinenlesbaren Perso-
nalausweises bzw. Passes muß im Zusammen-
hang mit dieser Entwicklung gesehen werden. 

Dieser Ausweis könnte gleichsam als Schlüssel 
für sämtliche staatlichen und wirtschaftlichen In-
formationssysteme dienen, so daß es mit seiner 
Hilfe auf Grund der zahlreichen Ermächtigungsvor-
schriften zur Datenübermittlung möglich wäre, per-
sonenbezogene Daten beliebig und für den Bürger 
unsichtbar bzw. undurchschaubar zwischen den 
Computersystemen der einzelnen Behörden, Ver-
waltungen und betrieblichen Informationssystemen 
hin- und herzuschieben. 

Der Datenschatten des Bürgers, und er selbst soll 
die Angaben dazu in der Volkszählung liefern — 
das sind Orwellsche Realitäten. 

Sämtliche Bedenken, die das Bundesverfassungs-
gericht nennt, wären laut „Handelsblatt" vom 
16. Dezember bei vernünftiger Überlegung zu ver-
meiden gewesen, so die offenen Verstöße gegen an-
dere, bereits vor dem Volkszählungsgesetz geltende 
Vorschriften oder — noch instinktloser — die Kom-
bination von Melderegisterabgleich und statisti-
schen Erhebungen sowie die Praxis mancher Städ-
te, die Volkszählung mit Kopfprämien auf nicht ge-
meldete Einwohner zu verknüpfen. 

Mehr als 30 Millionen Fragebogen sind nun Ma-
kulatur: das schrieb das „Handelsblatt". Das Volks-
zählungsgesetz wurde von den Klägerinnen und 
Klägern als „totale Verdatung" bezeichnet. Wir 
GRÜNEN haben das Gesetz abgelehnt und werden 
es auch in Zukunft tun. Wir fühlen uns schon zu 
stark von der Informationstechnik bedroht. Gerade 
weil wir eine Industriegesellschaft sind, die über die 
modernsten Technologien verfügt, wollen wir un-
sere Persönlichkeit und unseren eigenen Bereich 
erhalten, j a wir wollen ihn gegen eine totale Über-
wachung abschirmen. 

Wir verlangen vom Gesetzgeber, daß er den Bür-
ger gegen die Herrschaft der Technik schützt. Aus-
kunft über sich selbst zu geben, wie es das Volks-
zählungsgesetz vorgeschrieben hatte, kann nicht 
die Pflicht des Bürgers sein. Auch er hat seinen sen-
siblen Bereich und auch er hat seine Geheimhal-
tung. Mit dem Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung ist eine erste wichtige Entscheidung in 
dieser Richtung gefallen. Es ist jetzt an uns, diesen 
Weg weiterzugehen. Ich würde es als verhängnis-
voll ansehen, wenn die politischen Parteien den Wi-
derstand gegen die Erfassung durch Informations-
systeme nicht erkennen würden und die Menschen 
sich ihr Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung in der Konfrontation mit dem Gesetzgeber 
erzwingen müßten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Waffen-
schmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Für die Bundes-
regierung möchte ich gerne folgendes deutlich ma-
chen: Die Bundesregierung wird, wie angekündigt, 
in diesem Jahr 1984 einen Entwurf zur Neufassung 
des Volkszählungsgesetzes vorlegen. Die entspre-
chenden Vorarbeiten finden in enger Zusammenar-
beit mit den Bundesländern statt; denn sie müssen 
ja die Durchführung der Volkszählung wahrneh-
men. Ich darf hier sagen, wir werden alle Aufgaben, 
die sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts in Karlsruhe ergeben, sehr solide angehen 
und darum bemüht sein, bei der Neufassung des 
Gesetzes die Auswertung des Volkszählungsurteils 
nachdrücklich vorzunehmen und das zu berücksich-
tigen, was dort zum Schutz der Bürger im Hinblick 
auf den Datenschutz verlangt wird. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein 
Zweites anfügen. Ich meine, gerade auch nach dem, 
was Sie, Frau Kollegin, für die Antragsteller hier 
gesagt haben, muß doch deutlich gemacht werden: 
Der moderne soziale Rechtsstaat braucht aktuelle 
Daten, um seine Aufgaben für die Daseinsvorsorge 
der Bürger zu erfüllen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich möchte deshalb hier nachdrücklich sagen: Wir 
begrüßen als Bundesregierung, daß das Programm 
der Volkszählung vom Bundesverfassungsgericht 
eindeutig unterstützt worden ist. Es ist wichtig, hier 
vor dem Parlament festzuhalten, daß das Bundes-
verfassungsgericht gesagt hat, dieses Programm 
der Volkszählung kann von einem modernen 
Rechtsstaat für die Erfüllung seiner Aufgaben 
durchgeführt werden. Das muß heute vor dem Par-
lament auch noch einmal begrüßt werden. Denn die 
Bundesregierung und auch dieses Parlament wol-
len j a eine Volkszählung nicht um ihrer selbst wil-
len, sondern die Volkszählung soll ja dem Auftrag 
dienen, den wir alle miteinander für unsere Mitbür-
ger haben. Und wer sich gegen dieses Mindestmaß 
an Datensammeln wendet, der wendet sich im 
Grunde gegen eine Aufgabe, die wir für die Bürger 
durchführen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich meine, das sollte deutlich ausgesprochen wer-
den. Deshalb begrüßt die Bundesregierung nach-
drücklich, daß wir vom Bundesverfassungsgericht 
hören konnten, das Programm der Volkszählung ist 
zu unterstützen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit gerne auch 
noch eines sehr deutlich machen. Ich meine, nach-
dem eine neue Fassung des Volkszählungsgesetzes 
ausgearbeitet wird, solide ausgearbeitet wird, zu-
sammen mit den Ländern und in Zusammenarbeit 
mit den Gemeinden, mit allen, die hier Verantwor-
tung tragen, auch unter Berücksichtigung dessen, 
was uns die Beauftragen für den Datenschutz dazu 
gesagt haben, auch unter Auswertung des Urteils 
von Karlsruhe, sollten wir alle Verantwortlichen 
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Parl. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
aufrufen — dazu könnte auch die heutige Ausspra-
che hier dienen —, daß die notwendige Volkszäh-
lung nicht nur gut vorbereitet, sondern auch unter-
stützt wird, damit sie zum Nutzen der Bürger durch-
geführt werden kann. Frau Kollegin Reetz, ich 
möchte gerade nach Ihren Ausführungen, die Sie 
hier gemacht haben, sagen: Es hilft nichts, wenn Sie 
jetzt darangehen, neue Angst zu wecken, Sorgen zu 
schüren und auch Mißtrauen zu wecken. Ich meine 
vielmehr, es sollte das gehört werden, was z. B. das 
Bundesverfassungsgericht sagt — hier darf ich, 
Frau Präsidentin, das Bundesverfassungsgericht 
wörtlich zitieren —: Wenn die ökonomische und so-
ziale Entwicklung nicht als ein unabänderliches 
Schicksal hingenommen, sondern als eine perma-
nente Aufgabe verstanden werden soll, dann bedarf 
es einer umfassenden, kontinuierlichen sowie lau-
fend aktualisierten Information über die wirtschaft-
lichen, ökologischen und sozialen Zusammen-
hänge. 

Ich möchte hier heute morgen ganz klar zum 
Ausdruck bringen: Die Bundesregierung wird sich 
in den vor uns liegenden Wochen in Auswertung 
des Urteils in enger Zusammenarbeit mit den Län-
dern, den kommunalen Spitzenverbänden und an-
deren Verantwortlichen darum bemühen, so bald 
wie möglich in diesem Jahr die Neufassung des 
Volkszählungsgesetzes unter Berücksichtigung des 
Datenschutzes vorzulegen. Wir werden alles tun, 
damit die Daten gesammelt werden können, die der 
Staat, die insbesondere die Länder und alle Behör-
den der Daseinsvorsorge brauchen. Jeder Bürger 
kann sich darauf verlassen, daß dabei der Daten-
schutz gewahrt werden wird, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das sagen 
Sie als Verwalter eines Datensumpfes! Le

-gen Sie den erst einmal trocken!) 

wie uns die Auflagen des Bundesverfassungsge-
richts einen Weg gewiesen haben. 

Wenn Sie hier Zwischenrufe machen, dann 
möchte ich gern an etwas erinnern. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: An den 
Datenaustausch vom MAD!) 

Wir haben als Bundesregierung ein Gesetz versucht 
auszuführen, das in diesem Hause einmütig verab-
schiedet worden ist. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Eben! 
Eben!) 

Inzwischen haben wir eine Weiterentwicklung. Das 
Bundesverfassungsgericht hat deutlich gesagt — 
dies  konnte jeder vernehmen, als wir das Urteil und 
seine Begründung in Karlsruhe angehört haben —: 
Wir als Bundesverfassungsgericht, als höchstes 
deutsches Gericht, entwickeln unsere Rechtspre-
chung zu dem wichtigen Aufgabengebiet des Da-
tenschutzes weiter. Diese Weiterentwicklung zum 
Nutzen der Bürger ist zur Kenntnis genommen 
worden und wird von uns solide und intensiv ausge-
wertet. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das glau

-

ben Sie doch selber nicht!) 

Jeder Bürger darf sich darauf verlassen, daß das 
Notwendige für seinen Schutz geschieht. 

In diesem Zusammenhang bin ich sehr dankbar 
— das sage ich gerade nach den Zwischenrufen, die 
hier kommen —, daß der Datenschutzbeauftragte in 
seinem Bericht, den er dieser Tage vorgelegt und 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat, sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht hat: Hier braucht 
keiner in unserem Land Sorge zu haben, daß es 
einen Überwachungsstaat gibt. 

Frau Kollegin Reetz, Sie haben heute morgen 
wieder von Aushorchung gesprochen. 

(Krizsan [GRÜNE]: So ist es!) 

Dies ist nicht der Weg, auf dem wir das solide und 
sachlich für den Bürger tun können und tun sollen, 
was unser Auftrag ist. 

(Krizsan [GRÜNE]: Wie ist das mit dem 
MAD, Herr Waffenschmidt?) 

Ich kann im Zusammenhang mit dem, was heute 
hier beraten wird, nur sagen: Die Bundesregierung 
wird ihren Beitrag leisten, damit eine Volkszählung 
in dem notwendigen Umfang stattfinden kann. Sie 
wird das Notwendige für den Datenschutz tun. Ich 
rufe alle auf, 

(Burgmann [GRÜNE]: Das zu verhindern!) 

daran mitzuwirken, daß wir unserer Verantwortung 
für die Daseinsvorsorge, für den Bürger und auch 
für den Datenschutz gerecht werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Bun-
desverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz grund-
legende und wegweisende Maßstäbe zur Garantie 
des Rechtes, des Grundrechtes auf informationelle 
Selbstbestimmung gesetzt, die weit über den heuti-
gen Beratungsgegenstand hinausreichen. Das Bun-
desverfassungsgericht hat auch die engen Grenzen 
und Möglichkeiten deutlich gemacht, wonach dieses 
Grundrecht im Interesse des Allgemeinwohls einge-
schränkt werden kann. 

Wer sich die großen Gefahren moderner zentraler 
und vor allem auch dezentraler Informationserfas-
sung und -verarbeitung vor Augen hält und auch die 
Chancen sieht, die damit verbunden sind, wer sich 
an der Auseinandersetzung um die geplante Volks-
zählung zu Beginn des Jahres 1983 erinnert, der 
wird dem Bundesverfassungsgericht für sein Urteil 
und die Begründung ebenso dankbar sein wie für 
die friedenstiftende Wirkung, die das Urteil für die 
innenpolitische Diskussion ausgelöst hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten, meine Damen und Her-
ren, haben unsere Auffassung zur Volkszählung zu-
letzt am 17. März 1983 und am 30. März 1983, der 
dritten Sitzung dieses 10. Deutschen Bundestages, 
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deutlich gemacht. Wir haben deutlich gemacht, daß 
wir das Gesetz mit den anderen damals im Bundes-
tag vertretenen Parteien gemeinsam beschlossen 
haben. Wir haben deutlich gemacht, daß die zwi-
schenzeitlich durch den Vollzug und durch Stellung-
nahmen der Datenschützer neu aufgetauchten Be-
denken, aufgegriffen werden müssen und daß vor 
der Durchführung der Volkszählung entsprechen-
des politisches Handeln notwendig ist. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]) 

— Ich wiederhole noch einmal, lieber Kollege Fi-
scher, unsere Haltung in vier Punkten. Sie gelten 
heute unverändert im Grundsatz fort. 

Erstens. Kein moderner Industriestaat kann auf 
Planungsdaten verzichten. Wir Sozialdemokraten 
bejahen daher im Grundsatz die Notwendigeit der 
Volkszählung. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]) 

Sie entspricht dem Sozialstaatsgebot — ich werde 
nachher noch darauf eingehen —, selbstverständ-
lich unter strikter Beachtung aller dafür notwendi-
gen Datenschutzsicherungsmaßnahmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Reetz? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ja, bitte schön, gerne. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Schäfer, ich möchte 
Sie fragen: Setzen Sie Volkszählung und Planungs-
daten gleich? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich komme nachher 
darauf zurück und komme auch auf Ihren Vor-
schlag zurück, weil Ihr Vorschlag unter Daten-
schutzgesichtspunkten — da sollten Sie wirklich 
noch einmal das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts lesen — ausgesprochen gefährlich ist. Sie 
wollen auf vorhandene Daten der Verwaltung zu-
rückgreifen und sie zu statistischen Zwecken miß-
brauchen. Gerade damit würde der unabdingbare 
Grundsatz, daß Verwaltungsdaten und statistische 
Daten nicht vermengt werden dürfen, durchbro-
chen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ihr Vorschlag ist ausweislich des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts datenschutzfeindlich, weil 
der Grundsatz der Trennung von Verwaltungshan-
deln und statistischem Handeln durchbrochen wür-
de. Ich bitte, das nach Würdigung des Bundesver-
fassungsgerichtsurteils wirklich noch einmal in 
Ruhe zu bedenken, was Sie hier ausgeführt haben, 
Frau Kollegin Reetz. 

Also noch einmal: 1. kein Industriestaat kann auf 
Planungsdaten verzichten; 2. die unverzichtbare 
Trennung von Statistik und Verwaltungsvollzug 
muß wiederhergestellt werden. So unsere Forde-
rung an das Volkszählungsgesetz 1983 am 30. März 
hier vor diesem Hause. Sie wissen, das Gericht hat  

den vorgesehenen Meldeabgleich als verfassungs-
widrig gekennzeichnet. 

Schließlich unsere dritte Forderung an das dama-
lige Gesetz: Die Art und Weise der Datenerhebung 
darf nicht gegen den Schutz persönlicher Daten 
verstoßen. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]) 

Beispielsweise muß bei der Auswahl der Zähler be-
rücksichtigt werden, daß keine Personen als Zähler 
benannt werden dürfen, die durch die Erhebung, 
mit der sie betraut werden, in möglichen Interes-
senkonflikt mit ihren dienstlichen Obliegenheiten 
geraten. Deswegen haben wir beispielsweise — in 
Übereinstimmung mit der Gewerkschaft der Polizei 
— den Einsatz von Polizeibeamten als Zähler abge-
lehnt. Diese Forderung ist vom Bundesverfassungs-
gericht ausdrücklich bestätigt worden. Ich verweise 
auf die Seiten 63 und folgende, wo für die Durchfüh-
rung und die Art der Erhebung eine Reihe grund-
rechtssichernder Maßnahmen angemahnt und für 
unabdingbar notwendig erachtet werden. 

Schließlich, meine Damen und Herren, unsere 
vierte Forderung vom 17. März im Schreiben unse-
res Fraktionsvorsitzenden an den Bundeskanzler 
und hier am 30. März im Deutschen Bundestag, die 
Bedingungen für die Weitergabe der Daten in § 9 
des Volkszählungsgesetzes zu verschärfen. Wir ha-
ben angekündigt, wir würden eine Novelle zu die-
sen Bestimmungen einbringen. Wir haben Sie auf-
gefordert, die Volkszählung zum vorgesehenen Ter-
min zu verschieben, damit diese Bedingungen in 
Ruhe geklärt werden können und das Volkszäh-
lungsgesetz verfassungssicher gemacht werden 
kann. 

Sie, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]) 

— und Sie von den GRÜNEN —, haben aus unter-
schiedlichen Gründen die Verschiebung der Volks-
zählung abgelehnt. Vor allem der Herr Bundesin-
nenminister — er ist nicht da, ich muß mich jetzt an 
Sie wenden, Herr Kollege Waffenschmidt — hat 
einen geradezu erschreckenden Mangel an Sensibi-
lität dem Datenschutz gegenüber zum Ausdruck ge-
bracht. Ich will als Beleg, Herr Kollege Waffen-
schmidt, nur ein einziges Zitat bringen aus seiner 
Rede am 30. März. Er sagte zur Auswahl der Zähler, 
Herr Kollege Waffenschmidt: „Jedes Land" — und 
jede Gemeinde — „kann sich also verhalten, wie es 
will. Es kann Beamte, öffentliche Angestellte, Poli-
zeibeamte, Steuerbeamte nehmen oder weglassen." 
Aber gerade das dürfen weder das Land noch die 
Kommune noch der Bundesgesetzgeber tun; das ist 
im Urteil ausdrücklich untersagt worden. 

Schließlich, meine Damen und Herren, ist unser 
Bundesinnenminister, der Innenminister der Bun-
desrepublik Deutschland, ein Mann starker Worte. 
Er hat in einer fast eineinhalbjährigen Ministerzeit 
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kein einziges Gesetz durch den Deutschen Bundes-
tag gebracht, kein einziges Gesetz! 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Zum 
Glück!) 

Aber er hat das geistig-politische Klima in der Bun-
desrepublik verändert. Er steht tatsächlich für die 
Wende in der Innenpolitik, hin zu weniger Freiheit-
lichkeit und weniger Liberalität. Die Datenschutz-
feindlichkeit des Innenministers allein reicht als 
Beleg dafür aus. Die Debatte um die Filmförde-
rungsrichtlinie und die Äußerungen zum Hartling-
Bericht des Hohen Flüchtlingskommissars sind 
weitere Belege. 

Meine Damen und Herren, für uns ist es wahr-
haftig kein Anlaß zur Freude, daß der Verfassungs-
minister vom Bundesverfassungsgericht zur Ord-
nung gerufen worden ist. Uns wäre es lieber, wir 
hätten einen Innenminister, bei dem die Freiheit 
der Bürger in besseren Händen wäre als bei Ihnen, 
Herr Bundesinnenminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will noch etwas sagen zum Antrag der Frak-
tion der GRÜNEN, Frau Kollegin Reetz. Auch hier 
gilt unsere Auffassung unverändert. Wir lehnen in 
der Sache Ihren Antrag ab. Wir werden der Über-
weisung in die zuständigen Ausschüsse zustimmen. 
Sie lehnen ab, und haben es noch einmal deutlich 
gemacht, jede umfassende Erhebung zu statisti-
schen Zwecken als „totale Erfassung des einzelnen 
Bürgers", als „Volksaushorchung". Wir bleiben da-
bei: kein moderner Industriestaat kann auf Pla-
nungsdaten verzichten. Wer dem modernen Indu-
striestaat Planungsdaten verweigern will, verzich-
tet auf die Möglichkeit vorausschauender staatli-
cher Politik, Energiepolitik, Industriepolitik, Ar-
beitsmarktpolitik, Sozialpolitik, Umweltpolitik. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Sie haben für sich das Bundesverfassungsgericht 
reklamiert, in diesem Punkt zu Unrecht. Ich lese 
Ihnen die entsprechende Passage wörtlich vor, Frau 
Kollegin Reetz: 

Erst die Kenntnis der relevanten Daten und die 
Möglichkeit, die durch sie vermittelten Infor-
mationen mit Hilfe der Chancen, die eine auto-
matische Datenverarbeitung bietet, für die Sta-
tistik zu nutzen, schafft 

— jetzt kommt die entscheidende Aussage — 

die  für eine am Sozialstaatsprinzip orientierte 
staatliche Politik unentbehrliche Handlungs-
grundlage. 

Ich füge hinzu: 

Der Sozialstaat braucht entsprechende Planungsda-
ten, wenn er sein Sozialstaatsgebot erfüllen will. 

Das Verfassungsgericht hat ausdrücklich deut-
lich gemacht, daß die Art einer umfassenden Erhe-
bung zu statistischen Zwecken unter strengen Da-
tensicherungseinengungen nicht nur einen legalen 
Akt, sondern einen legitimen Akt staatlichen Han-

delns darstellt und notwendig ist, um auch den Ver-
fassungsauftrag des Sozialstaates zu erfüllen. 

(Burgmann [GRÜNE]: Das bleibt unbewie

-

sen!) 

Sie wenden nun ein, daß man auch auf andere Art 
und Weise — nicht durch totale Erhebung — die 
notwendigen Daten zum gleichen Zweck wird errei-
chen können. Wir haben bereits am 14. Juni 1983 in 
der SPD-Fraktion 

(Burgmann [GRÜNE]: Wissen Sie, wieviel 
Arbeitslose wir haben?) 

diese Frage in einer großen Anhörung erörtert. Das 
Verfassungsgericht kommt im Kern zum gleichen 
Ergebnis. Es stellt fest, daß alternative Erhebungen 
zur Totalerhebung, die Sie vorschlagen, etwa auf 
Grund von Stichproben auf ausnahmslos freiwilli-
ger Basis, etwa auf Grund einer Kombination zwi-
schen Voll- und Stichprobenerhebung, gegenwärtig 
keine Alternative darstellen können, zu hohe Feh-
lerquellen enthalten und deswegen zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt die vorgesehene Art und Weise un-
ter den strengen Maßnahmen des Datenschutzes 
notwendig ist, um staatliches vorausschauendes po-
litisches Handeln zu ermöglichen. 

(Abg. Burgman [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Nein, ich habe nur 
noch vier Minuten; es tut mir leid. 

Das Verfassungsgericht weist zu Recht darauf 
hin, daß diese Aussage nach dem gegenwärtigen 
Erkenntnisstand, nach dem gegenwärtigen Erfah-
rungsstand zutrifft. Das Verfassungsgericht weist 
zu Recht darauf hin, daß auch die Frage der Art und 
Weise der Erhebung nach dem jeweiligen wissen-
schaftlichen empirischen Erkenntnisstand neu vom 
Gesetzgeber zu bewerten ist. Vor jeder Erhebung 
muß geprüft werden, ob auch die dafür vorgesehene 
Methode dem entsprechenden Datenschutzzweck 
und statistischen Erhebungszweck angemessen ist. 
Es genügt nicht, wie es geschehen ist, sich mit dem 
Hinweis auf die Methode von 1950 und 1970 zu 
begnügen nach dem Motto: Das haben wir immer 
schon getan. Wir Sozialdemokraten sind natürlich 
bereit, diese Methodik kritisch zu bewerten und zu 
würdigen. Ich sage es noch einmal: Nach dem ge-
genwärtigen Erkenntnisstand ist die vorgesehene 
Erfassung zu statistischen Zwecken ohne Alternati-
ve. Wir verwahren uns dagegen, jede Art von Volks-
zählung, 

(Burgmann [GRÜNE]: Wir auch!) 

dieses notwendige Planungsinstrument, mit engen 
Sicherheitsauflagen, was den Datenschutz, was das 
Grundrecht des Menschen angeht, mit Worten, wie 
„Aushorchung" und „totale Erfassung", zu diffamie-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich sage das ganz bewußt an die Adresse der Frak-
tion der GRÜNEN. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß ein persönliches Wort an den Bundesinnen-
minister sagen. Wir haben, Herr Bundesinnenmini-
ster, die Forderung, ja die inständige Bitte an Sie, 
vertrauensbildende Maßnahmen im Bereich des 
Datenschutzes jetzt hier zu schaffen. Sie haben wie 
kaum ein anderer bei der geplanten Durchführung 
der Volkszählung auf stur geschaltet, Sie haben alle 
Bedenken hinweggewischt, Sie haben sich gegen 
die mögliche Verschiebung gewandt. Wenn Sie am 
vorgesehenen Datum der Einführung des maschi-
nenlesbaren fälschungssicheren Personalausweises 
zum 1. November 1984 festhalten — die Durchhalte-
parolen von Ihnen sind bekannt — laufen Sie in die 
nächste Sackgasse. Wir fordern Sie, Herr Bundesin-
nenminister, auch als Folgerung aus dem Urteil 
zum Volkszählungsgesetz auf: 

(Krizsan [GRÜNE]: Haben Sie das nicht 
auch angeleiert?) 

Legen Sie einen Gesetzentwurf zur Aussetzung des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes über den fälschungs-
sicheren Personalausweis vor! Nehmen Sie die Be-
denken der Datenschutzbeauftragten ernst! Sorgen 
Sie dafür, daß bei Bund und Ländern die notwendi-
gen begleitenden Maßnahmen zur Einführung des 
neuen Personalausweises vor der Einführung reali-
siert sind! 

(Burgmann [GRÜNE]: Nehmen Sie den 
Ausweis zurück!) 

Gehen Sie in die Länderinnenministerkonferenz, 
weisen Sie darauf hin, daß die Personalausweisge-
setze der Länder entsprechend den Bedingungen 
der Datenschutzbeauftragten und des Volkszäh-
lungsurteils gestaltet werden müssen! 

Lassen Sie mich schließen, meine Damen und 
Herren, mit einem Zitat, vor allem an Ihre Adresse, 
Herr Bundesinnenminister, aus dem Volkszäh-
lungsurteil. Unser höchstes Gericht schreibt in der 
Begründung auf Seite 53: 

Eine Staatspraxis, die sich nicht um die Bil-
dung eines solchen Vertrauens 

— Vertrauen nämlich, daß der Bürger die Gewiß-
heit haben kann, daß die Daten, die gespeichert 
werden, auf eindeutiger rechtlicher Grundlage und 
unter strenger Beachtung, Einhaltung des Grund-
rechtes auf informationelle Selbstbestimmung er-
folgt — 

(Krizsan [GRÜNE]: Das Vertrauen ist 
stark erschüttert!) 

durch Offenlegung des Datenverarbeitungspro-
zesses und um strikte Abschottung bemühte, 
würde auf längere Sicht zu schwindender Ko-
operationsbereitschaft führen, weil Mißtrauen 
entstünde. 

(Burgmann [GRÜNE]: Das Mißtrauen ist 
schon da!) 

Ich fahre, an Ihre Adresse, Herr Bundesinnenmi-
nister, gewandt, mit dem Zitat fort: 

Da staatlicher Zwang nur begrenzt wirksam 
werden kann, wird ein die Interessen des Bür-
gers überspielendes staatliches Handeln allen-
falls kurzfristig vorteilhaft erscheinen. 

So meint das Verfassungsgericht. Wir fordern Sie 
auf, Herr Bundesinnenminister: Legen Sie umge-
hend einen Gesetzentwurf vor, daß der Einfüh-
rungstermin für den neuen Personalausweis zum 
1. November 1984 aufgehoben wird, daß wir uns ge-
meinsam die Zeit nehmen, die mit der Maschinen-
lesbarkeit des Personalausweises verbundenen da-
tenschutzrechtlichen Probleme mit der Bereitschaft 
gründlich zu erörtern, gegebenenfalls auch auf die 
maschinell lesbare Zone zu verzichten! 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Auf den 
ganzen Ausweis zu verzichten!) 

Leisten Sie einen Beitrag für mehr Datenschutz, 
was Ihre Auffassung angeht! Ergreifen Sie bitte 
diese vertrauensbildenden Maßnahmen: Unser 
Staat braucht in dem sensiblen Bereich der Über-
wachung der Bürger das Zutrauen der Bürger 

(Burgmann [GRÜNE]: Das Mißtrauen!) 

auf die Rechtsstaatlichkeit, auf die Einwandfreiheit 
des staatlichen Handelns. Ich fordere Sie noch ein-
mal auf: Leisten Sie dazu Ihren Beitrag, geben Sie 
Ihre datenschutzfeindliche Haltung auf! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn man von dem 
rhetorischen Teil unserer Darbietungen absieht, 
dann muß man sagen, daß die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts eine ungewöhnlich eini-
gende Wirkung gehabt hat. In der Tat ist es ein 
Urteil, das nicht nur zitierfähige, sondern zitierwür-
dige Sätze enthält, wohin man blickt. Eine bemer-
kenswerte Entscheidung, die in der Tat ein Grund-
recht statuiert, das Grundrecht auf Schutz der per-
sönlichen Daten, was bisher nur der Gesetzgeber 
im Land Nordrhein-Westfalen vollbracht hat. 

Diese Entscheidung mahnt — unter Beschrei-
bung der modernen Informationstechnologie — in 
der Tat zur Zurückhaltung. Die Richter sagen: Wer 
unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen je-
derzeit notiert und dauerhaft gespeichert werden, 
wird versuchen, nicht durch solche Verhaltenswei-
sen aufzufallen. Wer damit rechnet, daß etwa eine 
Teilnahme an einer Versammlung behördlich regi-
striert wird und ihm dadurch Risiken entstehen 
können, wird auf die Ausübung seiner entsprechen-
den Grundrechte möglicherweise verzichten. — 
Man  folgert daraus zu Recht, daß der Staat begrün-
den muß, was er wann warum über den einzelnen 
wissen will. Das muß so sein, wenn wir in einem 
Staat leben wollen, der nicht schlicht auf den Ge-
horsam oder die Unterwerfung seiner Bürger, son-
dern auf ihre Mitwirkung setzt. 



3516 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 

Dr. Hirsch 
Das Urteil zeigt in gleicher Weise noch etwas an-

deres: daß es falsch ist, Datenschutz mit Technolo-
giefeindlichkeit gleichzusetzen, daß Datenschutz — 
im Gegenteil — die Akzeptanz moderner Informa-
tionstechnologien steigert, also ihren Einsatz er-
leichtert, wenn der Bürger sicher ist, daß die Mög-
lichkeiten, die diese Technologie bietet, nicht vom 
Staat, aber auch nicht von anderen Gruppen oder 
Organisationen mißbraucht werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Dann dürfen Sie 
nicht zur  selben Zeit das Kabelfernsehen 

einführen!) 

— Verehrter Herr Kollege, das Kabelfernsehen 
werden weder Sie noch sonst jemand aufhalten. Ich 
bin auch nicht der Meinung, daß es aufgehalten 
werden muß. Vielmehr kommt es darauf an, wie 
man es organisiert; das ist das Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun muß man zu dem Gesetzentwurf der GRÜ-
NEN sagen, daß er zu dem Zeitpunkt, als er einge-
bracht wurde, am 31. März vergangenen Jahres, of-
fenbar nicht weise war. Denn wenn wir den Gesetz-
entwurf damals akzeptiert hätten, dann hätten Sie 
das Verfassungsgericht ja um die Möglichkeit ge-
bracht, die Entscheidung, die wir alle loben, über-
haupt zu treffen. Das wäre in der Tat schade gewe-
sen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wir haben 
mit der ersten Lesung ja bis nach der Ent

-

scheidung gewartet!) 

Heute ist der Gesetzentwurf ohne Bedeutung. Denn 
wir wissen, daß das Volkszählungsgesetz in vielen 
Einzelheiten nicht bestehen kann und daß es über-
haupt nicht entscheidend ist, ob wir es aufheben, 
um ein neues zu machen, sondern daß es wichtig ist, 
daß wir uns entscheiden, ob und wie wir die Volks-
zählung durchführen wollen. 

Da sagt nun der Gesetzentwurf in seiner Begrün-
dung — Frau Kollegin Reetz, Sie haben diese 
Formulierung in Ihren Ausführungen aufgenom-
men —, die Volkszählung sei eine Volksaushor-
chung. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Na gut, ich wollte nur warten, bis sie zuhört, aber 
ist egal. — Gerade in diesem Punkt, Frau Kollegin, 
können Sie sich auf die Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts nicht berufen. Denn das Verfassungs-
gericht sagt nun ausdrücklich: Das Erhebungspro-
gramm führt nicht zu einer mit der Würde des Men-
schen unvereinbaren Registrierung und Katalogi-
sierung der Persönlichkeit; es entspricht auch den 
Geboten der Normenklarheit und der Verhältnis-
mäßigkeit. Die Kritik, die das Gericht ansetzt, be-
zieht sich auf die verfahrensrechtlichen Vorkehrun-
gen und auf die Organisation der Datenerhebung, 
die in der Tat ungenügend war. 

Dazu gehört die Entscheidung ;  die wir treffen 
müssen, wo eine repräsentative Erhebung ausreicht 
und wo man zu einer völligen Erhebung von Daten 
kommen muß. Es muß die Entscheidung getroffen 
werden, daß personenbezogene Daten mit festge-
setzter Frist zu löschen sind. Es darf keine Weiter-

gabe von Daten ohne Anonymisierung geben. Da 
werden die Länder und die Kommunen dazulernen 
müssen, die uns in diese Entscheidung hineingetrie-
ben haben. Man muß den Bürger nachhaltig dar-
über aufklären, welche Angaben er freiwillig macht 
und zu welchen wir ihn verpflichten wollen. Es darf 
keine Kollision mit den beruflichen Interessen der 
Zähler geben. In der Tat ist der Gedanke, daß die 
Fragebogen in verschlossenen Umschlägen abgege-
ben werden könnten, ein richtiger. Und schließlich 
kann der Melderegisterabgleich nicht stattfinden. 

Aber über allem steht die Frage, ob wir eine 
Volkszählung brauchen. Da scheint, glücklicherwei-
se, eine Übereinstimmung darüber zu herrschen, 
daß der Staat zuverlässige statistische Daten j eden-
falls  über wirtschaftliche und über bestimmte Le-
bensverhältnisse braucht, wenn er vernünftige Ent-
scheidungen treffen soll oder wenn er wenigstens 
die Chance zu vernünftigen Entscheidungen haben 
soll. Das folgt daraus, daß wir nun einmal nicht eine 
Horde von Robinsonen sind, sondern in einer Ge-
sellschaft leben, die auf ein gewisses Maß an Zu-
sammenarbeit angewiesen ist. Diese Motivation des 
Volkszählungsgesetzes bleibt unverändert bei aller 
berechtigten Kritik an den Unzulänglichkeiten des 
ersten Startversuches. Es muß also der mildeste 
Weg gefunden werden. Wir müssen sorgfältig prü-
fen, ob jede Fragestellung wirklich notwendig ist. 
Es muß glasklar die Anonymität gesichert bleiben, 
und es muß, um dieses Ziel zu erreichen, auch die 
Zusammenarbeit des Bundes mit den Ländern in 
dieser Frage, nicht nur in dem Punkt der Finanzie-
rung, rechtzeitig sichergestellt werden. 

Nun zurück zu den Eingangszitaten aus dem Ur-
teil. Das Schöne an diesem Urteil, das Sie fast ver-
hindert hätten, ist doch, daß es Bedeutung weit über 
das Volkszählungsgesetz hinaus hat, daß es wesent-
liche Wirkungen auf die notwendige Novellierung 
des Bundesdatenschutzgesetzes haben wird, daß es 
in der Tat, nach meiner Überzeugung, Auswirkun-
gen auf das Personalausweisgesetz haben muß. Ich 
wiederhole hier, was ich schon einmal gesagt hatte: 
Ich bin der Überzeugung, daß das Personalausweis-
gesetz in seiner jetzigen Form den Anforderungen 
des Verfassungsgerichtsurteils nicht entspricht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bedenken, die man äußern muß, beziehen sich 
nicht nur auf die bundesrechtliche Regelung, son-
dern auch auf eine ganze Reihe von Meldegesetzen 
der Länder, die das Melderechtsrahmengesetz des 
Bundes in einer so extensiven Weise auslegen, daß 
wir fragen müssen, ob wir nicht auch das Melde-
rechtsrahmengesetz stringenter fassen müßten, um 
sicher zu sein, daß die Länder die Gebote des Ver-
fassungsgerichtes in derselben Ernsthaftigkeit be-
folgen, wie wir das tun wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mir wäre es lieber, wenn man rechtzeitig erreichte, 
daß die Länder autonom ihre bisherigen Positionen 
prüften. 

Ich denke, daß das Urteil auch eine Auswirkung 
auf den Bereich der privaten Datenverarbeitung ha-
ben muß, wie manche Diskussion der Gegenwart 
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und dieser Tage zeigt. Wir müssen die Sorge des 
Bürgers ernst nehmen, zum Objekt der Verwaltung 
oder zum Objekt der modernen Technologie zu wer-
den. Und wir dürfen nicht auf seinen Gehorsam set-
zen, sondern wir müssen uns bemühen, ihn zu über-
zeugen. Und darum begrüßen wir diese Entschei-
dung des Verfassungsgerichts, weil es nicht nur 
eine Entscheidung ist, die zur Zurückhaltung 
mahnt, sondern eine Entscheidung in bester libera-
ler Tradition ist. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Zustimmung der Abgeordneten 

Frau Reetz [GRÜNE]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Volkszählungs-
gesetz ist in diesem Hause und vorher im Ausschuß 
nach Prüfung aller Kritik und aller Fragen, die in 
der Beratung aufgetaucht sind, einstimmig be-
schlossen worden. Nach bestem Wissen und Gewis-
sen haben wir die Formulierungen getroffen. Dann 
hat das Bundesverfassungsgericht — auch zu mei-
nem vorübergehenden persönlichen Arger, muß ich 
sagen; schließlich hatte ich erst wenige Tage vorher 
im Plenum zugunsten des Gesetzes gesprochen — 
den  Vollzug des Gesetzs ausgesetzt und die ersten 
drei Absätze des § 9 als verfassungswidrig bezeich-
net. Das waren übrigens jene Absätze dieses Para-
graphen, die wir im Ausschuß von vornherein heftig 
diskutiert hatten. Wir waren uns bewußt, daß hier 
die Kritik am ersten einsetzen könnte. Dennoch wa-
ren wir auch auf Grund der Erfahrung, die ja die 
Wahrung des Statistikgeheimnisses bestätigt hatte, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Na, na, 
na!) 

der Überzeugung, daß wir den Gemeinden auch bei 
diesem Volkszählungsgesetz wohl zutrauen könn-
ten, sie würden das Statistikgeheimnis in rechter 
Weise wahren. 

Nun liegt seit dem 15. Dezember das Urteil vor. 
Ein Antrag der GRÜNEN, das Gesetz abzuschaffen, 
ist angesichts dieses Standes völlig überflüssig. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Es wundert mich nicht das Vokabular, mit dem 
die GRÜNEN ihren Gesetzesantrag auf der ersten 
Seite und der Rückseite in der Begründung beglei-
ten. Da ist wie damals in der Kampagne um die 
Volkszählung von „Einschränkung der Freiheit des 
Bürgers" und von „materiellen Nachteilen durch 
Bruch des Datengeheimnisses", 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

ferner von „Überwachungsstaat" und von „Volks-
aushorchung" die Rede. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist das Vokabular der Kampagne, mit der da-
mals auch ein bißchen Hysterie erzeugt worden ist. 
Mich wundert nicht, daß Sie damals auf dem Höhe-
punkt dieser Kampagne so sprachen. Mich wundert 
ähnlich wie den Kollegen Hirsch mehr, daß Sie die 

zehn Monate, die seitdem vergangen sind, nicht ge-
nutzt haben, um diesen Antrag stillschweigend zu-
rückzuziehen. Er ist damals irgendwo in diesem 
Hause wie ein angefaulter Knochen vergraben wor-
den, und jetzt meinen Sie, indem Sie ihn hervorzie-
hen und ihn wieder zu beknabbern anfangen, könn-
ten Sie diesem Rest noch etwas Vernünftiges abge-
winnen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Eine rheto

-

rische Glanzleistung, Herr Broil, die Sie 
hier produzieren!) 

Ich hatte eigentlich gedacht, auch die GRÜNEN 
seien in der Lage, neue Themen zu erfinden, um 
neue Begeisterung für den gleichen Kreis der Be-
völkerung zu bewirken, der ihnen üblicherweise 
folgt. Das scheint nicht der Fall zu sein. 

(Abg. Burgmann [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Broil (CDU/CSU): Ich möchte lieber erst einmal 
reden. Vielleicht im Laufe der Rede, Frau Präsi-
dent. 

Vizepräsident Frau Renger: Aha. 

Broil (CDU/CSU): Mich wundert es um so mehr, 
als man, wenn man den Spruch des Bundesverfas-
sungsgerichts genau liest, zu der Erkenntnis kom-
men muß, daß neben Kritik an unseren Formulie-
rungen, neben Ratschlägen für die Durchführung 
der statistischen Erhebung in dem Spruch eminent 
wichtige Sätze enthalten sind, die Volkszählung 
und Statistik überhaupt rechtfertigen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Seien Sie 
doch froh! Da haben Sie wenigstens et

-

was!) 

Ein Blick in den Spruch des Verfassungsgerichts 
zeigt, daß die wesentlichen Grundlagen des Volks-
zählungsgesetzes verfassungskonform sind. Im Ge-
genteil hat das Verfassungsgericht geradezu gesagt, 
dadurch, daß § 9 Abs. 1 bis 3 die Weitergabe statisti-
scher Angaben ermöglicht, könne der Zweck der 
Statistik, nämlich die wahrheitsgemäße Angabe der 
einzelnen Fakten und die realistische Ausarbeitung 
dessen, was durch die Befragung der Bevölkerung 
eingekommen ist, gestört werden. 

Das Verfassungsgericht hat ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß in Art. 73 des Grundgesetzes Sta-
tistik als eine der Aufgaben des Staates genannt 
wird und darum in sich schon ein durch das Grund-
gesetz schutzwürdiges Anliegen ist. Wie man ange-
sichts dieser Aussagen des Verfassungsgerichts 
noch einen Antrag stellen kann, Volkszählung als 
solche abzuschaffen und durch andere, überhaupt 
nicht tragfähige Maßnahmen zu ersetzen, ist mir 
schlechterdings unverständlich. Es scheint das ein 
Zeichen zu sein für partielle Wahrnehmungsunfä-
higkeit, die wohl Voraussetzung ist für eine be-
stimmte fanatisierende Politik, wie sie für einige 
Bürger unseres Landes nicht untypisch ist. 
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Ich gehe so weit, zu sagen, daß durch dieses Ver-

fassungsgerichtsurteil — so schockiert wir als Auto-
ren dieses Gesetzes am Anfang über die Verfügung 
und über einige Sätze des Urteils auch gewesen 
sind — Volkszählung und Statistik überhaupt recht-
lich abgesicherter sind als je, so daß wir in Zukunft 
bei einigen Statistiken überhaupt keinen Begrün-
dungszwang mehr haben, sondern einfach nur auf 
Sätze des Entscheids des Verfassungsgerichts re-
kurrieren müssen, um eine hinreichende Begrün-
dung zu haben. Das ist ein Erfolg jener Kampagne, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, den sich 
ihre Autoren sicher nicht gedacht haben. Es kommt 
manchmal im Leben bei Kampagnen, bei Hysterien 
oder bei Bewegungen etwas heraus, aber nicht ge-
rade das, was man gewünscht hat. Das ist der Ge-
genstand mancher Tragödie, aber manchmal wirkt 
es auch komisch, und dies scheint mir in diesem 
Fall — bei allem Respekt vor Ihrem Anliegen — so 
zu sein. 

(Burgmann [GRÜNE]: Sie wirken ko

-

misch!) 

Meine Damen und Herren, das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts hat gesagt, daß die Verpflich-
tung, Religionsangaben zu machen, nicht die Frei-
heit des Religionsbekenntnisses beeinträchtigt. Es 
hat gesagt, daß die Verpflichtung, Auskünfte zu ge-
ben, einen Beamten oder Beauftragten in die Woh-
nung hereinzulassen, um den Fragebogen überge-
ben zu lassen, nicht die Unverletzlichkeit der Woh-
nung beeinträchtigt. Der Zwang zur wahrheitsge-
mäßen Aussage beeinträchtigt nicht — auch das 
steht im Verfassungsgerichtsentscheid — die Frei-
heit der Meinungsäußerung. Die informationelle 
Selbstbestimmung — jenes neue Grundrecht, sozu-
sagen ein Seitentrieb des Art. 2 des Grundgesetzes 
— wird nicht beeinträchtigt durch die Verpflich-
tung, Angaben statistischer Art zu machen. Der 
Mensch — so wird sinngemäß gesagt — sei als Zoon 
politikon, als ein auf Gemeinschaft hin angelegtes 
Wesen, verpflichtet, auch jene Informationen zu ge-
ben, die ein Spiegelbild des sozialen Umfelds, seiner 
sozialen Eingebundenheit sind. Konkrete Zweck-
bindungen für einzelne statistische Angaben könn-
ten bei Statistik nicht grundsätzlich vorausgesetzt 
werden. Man müsse einen Schatz von Wissen in die 
Hände der Ämter geben, der aktuellen Bedürfnis-
sen entsprechen könne. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Zersetzer

-

kartei!) 

Der Katalog der Fragen selbst wird als durchaus 
normenklar und als mit der Würde des Menschen 
vereinbar bezeichnet. Stichproben, so sagt das Ver-
fassungsgericht, können Gesamtzählungen nicht 
ersetzen, was ja auch einleuchtet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, noch 
deutlicher können die Grundlagen der Statistik und 
der Volkszählung bei allen Vorbehalten und Ein-
wendungen im einzelnen überhaupt nicht genannt 
werden. So haben wir keinen Grund, dem Antrag 
der GRÜNEN zu folgen. Wir werden ihn ablehnen 
oder, falls das gefordert wird, der Überweisung an 
den Ausschuß zustimmen und diesem Gesetz dann 
im Ausschuß die Zustimmung verweigern. 

Besonders interessant und amüsant war der Re-
debeitrag, den mein lieber Kollege Schäfer hier ge-
leistet hat. Die SPD — immer wenige Meter, ich will 
nicht sagen: hinter dem Geist der Zeit, aber hinter 
den Stimmungen, die sich in der Bevölkerung, wie 
Frühjahrswinde wechselnd, ergeben — hat den 
Sprecher zu Fragen der Statistik gewechselt und 
meint, damit hinreichenden Grund auch für einen 
Wechsel in ihrer Haltung zu haben. Nun, das haben 
Sie in Nuancen getan. Im Grunde haben Sie, was 
die Stellung zu diesem Gesetzesantrag betrifft, die 
Linie weiterverfolgt, die Sie früher gehabt haben. 

Daß Sie aber, lieber Kollege Schäfer, die Gelegen-
heit, über den Antrag der GRÜNEN zu debattieren, 
benutzen mußten, um Minister Zimmermann einen 
kleinen mitzugeben, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der Wahrheit 
die Ehre!) 

nehmen wir Ihnen nicht übel. Das ist eine der weni-
gen Gelegenheiten eines Oppositionspolitikers, in 
die Presse zu kommen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ob es Herrn Zimmermann nützt, ob er dadurch 
noch bekannter wurde, als er es ohne Sie ist, 
möchte ich bezweifeln. Die Repräsentativbefragun-
gen zu der Frage, wie angesehen der Minister in der 
Bevölkerung eigentlich ist, deuten darauf hin, daß 
er einen so hohen Grad der Zustimmung genießt, 
daß er Ihrer Kritik eigentlich nicht mehr bedarf. 

Was nun aber die Substanz dieser Kritik betrifft, 
so bitte ich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, auch einmal folgendes zu bedenken. Es ist ganz 
richtig, daß Minister Zimmermann treuer als Sie 
selbst, die Sie dieses Gesetz mitbeschlossen haben, 
zu dem Gesetz gestanden und es in der Öffentlich-
keit vertreten hat. 

(Duve [SPD]: Ein Durchhalteminister!) 

Das ist es, was wir von einem Minister erwarten: 
daß er das Gesetz, das vom Parlament rechtmäßig 
beschlossen und verkündet worden ist, durchzufüh-
ren versucht. Wenn er dafür sorgt, daß nicht jede 
Kritik, nicht jedes Herummotzen 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

an dem, was einmal beschlossen worden ist, zur 
Verunsicherung der Bevölkerung führt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Harte Kritik 
am Verfassungsgericht!) 

so ist das durchaus auch ein Beitrag zur Rechtssi-
cherheit und zum Vertrauen, das der Bürger zu un-
serem Staat und auch zu uns als dem gesetzgeben-
den Parlament haben muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Gott sei 
Dank wird hier gemotzt, wenn man Sie so 

hört!) 

Das hat überhaupt nichts mit der Tatsache zu tun, 
daß Minister Zimmermann klug genug ist — als 
Politiker und als Jurist —, um zu wissen, daß dieses 
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Urteil des Verfassungsgerichts für unsere Gesetzge-
bung Konsequenzen hat. 
. Wenn Sie nur einen kleinen Blick in die Behör-
den werfen, die sich mit diesen Dingen beschäftigen 
— Sie hätten theoretisch die Möglichkeit, das zu 
tun —, wüßten Sie, 

(Catenhusen [SPD]: Durchhalterede!) 
daß nicht nur die Beamten, die hier hinten auf der 
Bank sitzen, mit diesen Dingen fachlich beschäftigt 
sind, sondern auch eine ganze Reihe anderer Abtei-
lungen sich intensiv mit den Konsequenzen des Ur-
teils zum Volkszählungsgesetz beschäftigen. Sie 
können sicher sein, daß die Regierung hinreichende 
Vorschläge machen wird, um dem zu entsprechen, 
was wir alle als Konsequenz dieses Urteils erken-
nen. 

Minister Zimmermann 

(Duve [SPD]: Dr. Zimmermann!) 

hat es verstanden, die Rechtssicherheit, von der 
auch Sie heute gesprochen haben, dadurch wieder 
ein wenig in den Blick zu rücken, daß er auf jene 
Gefahren hinweist, die auch die Sicherheit und die 
Freiheit des Bürgers bedrohen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nämlich?) 
Der Bürger wird in unserem freiheitlichen Rechts-
staat nicht so sehr durch den Staat bedroht. Der 
Bürger wird vielmehr durch jene einzelnen oder 
Gruppen bedroht, die unter Bruch der Rechtsord-
nung und mit dem Willen, ihre eigenen Meinungen, 
ihre eigenen Vorurteile radikal durchzusetzen, die 
Freiheit, den Entfaltungsspielraum und die Rechts-
sicherheit der Mehrheit beschädigen. Es ist auch 
Aufgabe eines Innenministers, daß der die Rechts-
ordnung derer schützt, die treu zum Staate stehen, 
die nicht über ihre Grenzen stoßen 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt müß -
ten Sie noch etwas zu Grenada sagen!) 

und einzig und allein von Rechtsbrechern und von 
solchen die sie selbst diffamieren, in ihren Rechten 
beeinträchtigt werden können. Dafür müssen wir 
diesem Innenminister danken. 

Zum Schluß möchte ich Sie auf einen Gedanken 
hinweisen, den man nicht außer acht lassen darf. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Burgmann? 

Broil (CDU/CSU): Bitte schön. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zwischen-
frage Herr Abgeordneter Burgmann. 

Burgmann (GRÜNE): Herr Kollege, darf ich Sie 
fragen, ob Sie zur Kenntnis genommen haben, daß 
der Widerstand gegen die Volkszählung dazu beige-
tragen hat, ein Grundrecht der Bürger zu sichern? 

Broil (CDU/CSU): Die Volkszählungskampagne 
hat den Hintergrund für eine tiefe Verunsicherung 
gegeben, die dann allerdings eines Urteils bedurfte. 
Insofern begrüßen auch wir dankbar dieses Urteil. 
Sie müssen aber doch zugeben, daß Sie die Kam-

pagne, an der Sie wesentlichen Anteil hatten, mit 
wesentlich anderen Zielen als dem Ziel, ein Grund-
recht der informationellen Selbstbestimmung zu 
begründen, geführt haben. Für Sie war das nur ein 
kleines Vorspiel für Kampagnen anderer Art, die 
Sie weiter im Sinn haben. 

(Burgmann [GRÜNE]: Ich finde diese Un

-

terstellung unverschämt! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Reden Sie doch ein

-

mal Tacheles!) 

Das hat die Öffentlichkeit längst begriffen. Deswe-
gen werden wir das, was Sie hier tun, genauso ernst 
nehmen, wie es ernstgenommen zu werden ver-
dient: als in der Substanz geringfügig, aber als weit-
reichendes Ziel durchaus interessant. 

Ich möchte — das sage ich zum Schluß — auf 
einen Aspekt dieses Urteils hinweisen, der in der 
Öffentlichkeit bisher noch gar nicht recht begriffen 
worden zu sein scheint. Das Verfassungsgericht hat 
nämlich entschieden: „Wer nicht mit hinreichender 
Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffen-
den Informationen seiner sozialen Umwelt bekannt 
sind, und wer das Wissen möglicher Kommunika-
tionspartner nicht einigermaßen abzuschätzen ver-
mag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt 
werden, aus eigener Selbstbestimmung zu planen 
und zu entscheiden." Und das Gericht fährt dann 
fort: „Mit dem Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung ist nicht vereinbar eine Rechtsordnung, 
in der Bürger nicht mehr wissen können, wer was 
wann bei welcher Gelegenheit über sie weiß." 

Da ist nicht so sehr der Staat gemeint. Da sind 
alle jene gemeint, die Informationen über Personen 
sammeln, geheimhalten und bei irgendwelchen Ge-
legenheiten volle Breitseiten gegen einzelne Bürger 
unseres Staates abschießen. Dieses Urteil — so 
nehme ich an — wird eines Tages wie ein Damo-
klesschwert über manchen Presseorganen hängen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

die unter offensichtlichem Bruch dieses Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung versuchen, ein-
zelne Bürger fertigzumachen. 

(Duve [SPD]: Das hat Herr Springer noch 
gar nicht mitbekommen!) 

Darum sollten wir unsere Aufmerksamkeit auf jene 
Mächte richten, die außerhalb des Staatsapparates 
in unserem Lande tätig sind. Auch insofern müssen 
wir dem Gericht dankbar sein, daß es dieses Urteil 
verkündet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/15 
an den Innenausschuß zu überweisen. Dagegen er-
hebt sich kein Widerspruch? — Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
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eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts der 
Arbeitsförderung und der gesetzlichen Ren-
tenversicherung an die Einführung von Vor -
ruhestandsleistungen 
— Drucksache 10/893 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Der Ältestenrat hat für die Aussprache 60 Minu-
ten vorgesehen. Das Haus ist damit einverstanden? 
— Dann können wir sofort in die Aussprache ein-
treten. Das Wort hat der Abgeordnete Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Erlauben Sie mir 
zunächst eine ganz persönliche Vorbemerkung. Ich 
habe am eigenen Leib erfahren, was es heißt, ar-
beitslos zu sein, und wie schwer der Gang als Ar-
beitsloser zum Arbeitsamt ist. Das war in jungen 
Jahren. Heute stehe ich im 59. Lebensjahr. Wenn 
ich mich in die Lage versetze, heute wieder arbeits-
los zu sein und erneut zum Arbeitsamt gehen zu 
müssen, dann weiß ich, daß dieser Gang nicht min-
der schwer wäre, als er es seinerzeit für mich gewe-
sen ist. So wie es mir ergangen ist und ergehen wür-
de, ergeht es vielen Tausenden von Menschen. 

Ich habe dann das Glück gehabt, bei der Arbeits-
verwaltung eingestellt zu werden. Ich kenne also 
das Arbeitsamt von beiden Seiten: einmal als Ar-
beitsloser vor dem Schalter und zum anderen als 
Mitarbeiter hinter dem Schalter. In der Zeit, als ich 
beim Arbeitsamt gearbeitet habe, hatte ich mit dem 
Personenkreis zu tun, über den wir uns jetzt unter-
halten, nämlich mit den 59jährigen. Ich spreche also 
jetzt auf Grund meiner in der Praxis gemachten 
Erfahrungen. 

Wie sah es aus? Der 59jährige meldete sich ar-
beitslos. Arbeitslosmeldung, Arbeitsberatung, An-
tragstellung waren und sind mit einem erheblichen 
Verwaltungsaufwand verbunden. Der Arbeitslose 
spielte dem Vermittler ein Theater vor, indem er 
sagte, er wolle ja gerne noch arbeiten — deshalb 
komme er ja zum Arbeitsamt — und deswegen be-
antrage er auch Arbeitslosengeld. Der Vermittler 
wußte an und für sich, daß der Arbeitslose nicht 
deshalb zum Arbeitsamt gekommen war, um ver-
mittelt zu werden, sondern um nach einem Jahr 
seine Rente zu bekommen. Aber der Vermittler tat 
so, als ob er dem Arbeitslosen das glaubt. Es war 
also, wenn man es zusammenfaßt, ein unwürdiges 
und unehrliches Spiel. Man muß betonen, daß sich 
der Arbeitslose selbst in seiner Haut nicht wohl

-

fühlt. 

Das Arbeitsamt wurde mit Arbeiten belastet, die 
eigentlich nicht zu den ursprünglichen Aufgaben 
der Arbeitsverwaltung gehören. Die Arbeitslosen-
statistik wurde mit diesem Personenkreis angerei-
chert. 

Wegen der Kürze der mir hier zur Verfügung ste-
henden Zeit erlauben Sie mir bitte, meine Damen 
und Herren, einige politische Bemerkungen, ohne  

daß ich auf die Einzelheiten der Vorlage eingehen 
möchte. 

Die Väter der 59er Regelung dachten mit Sicher-
heit sozial. Sie dachten nämlich in erster Linie an 
die älteren Arbeitnehmer, die nach jahrzehntelan-
ger Betriebszugehörigkeit ihren Arbeitsplatz verlo-
ren haben; sei es, daß ihr Betrieb in Konkurs gegan-
gen ist, sei es, daß Betriebsabteilungen geschlossen 
wurden. 

Wir wissen doch alle, daß solche Arbeitnehmer 
von 59 Jahren praktisch auch in einer Zeit der Voll-
beschäftigung nicht zu vermitteln sind. Diese Ar-
beitnehmer sollten also — das halte ich heute nach 
wie vor für richtig — vor einem würdelosen Leben 
zwischen der Arbeitslosigkeit und dem Ruhestand 
geschützt werden. 

Nur, meine Damen und Herren: Was hat sich 
denn hieraus entwickelt? Diese Regelung — hier 
erbitte ich Ihre Aufmerksamkeit — nahm jeder 
zweite Großbetrieb, aber nur jeder 14. mittlere Be-
trieb in Anspruch. Bei dieser Zählung sind noch 
nicht einmal die Kleinbetriebe bis zu 50 Beschäftig-
ten berücksichtigt worden. Würde man alle Be-
triebe zusammenfassen, also auch die Kleinbe-
triebe einbeziehen, wäre dieses Verhältnis noch un-
günstiger. 

Die Zahlen zeigen also, daß diese Regelung vor 
allem eine Begünstigung für Großunternehmen 
darstellt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Hier frage ich die Sozialdemokraten und die GRÜ-
NEN: Wollen Sie das eigentlich? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das haben sie 
doch schon immer gemacht!) 

Ich habe beim Arbeitsamt mit diesen 59 Jahre 
alten Arbeitslosen viele Gespräche geführt. Mir ist 
in der Mehrzahl der Fälle gesagt worden, daß sich 
finanzstarke Großunternehmen unter Ausnutzung 
der 59er Regelung oft unter mehr oder weniger 
Druck von diesen älteren Arbeitnehmern freige-
macht haben. Hier und da wurde diesen Arbeitneh-
mern die Arbeitslosigkeit noch „versüßt", indem der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Arbeitslosengeld 
und dem letzten Nettoentgelt ganz oder teilweise 
übernommen wurde. 

So entledigte man sich langjähriger verdienter 
älterer Arbeitnehmer aus den verschiedensten 
Gründen, oft deshalb, weil diese älteren Arbeitneh-
mer — das liegt ja in der Natur der Sache — nicht 
mehr so leistungsstark waren, aber auch deshalb, 
weil die Arbeitsplätze wegrationalisiert wurden. 
Für diese ausgeschiedenen älteren Arbeitnehmer 
ist lange nicht in jedem Fall ein jüngerer Arbeit-
nehmer eingestellt worden. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Was das für viele ältere Arbeitnehmer bedeutet, die 
jahrzehntelang ununterbrochen treu gearbeitet ha-
ben und, wie wir es auch beim Arbeitsamt gesehen 
haben, kurz vor dem verdienten Ruhestand auf die 
Straße gesetzt und zum Arbeitsamt geschickt wur- 
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den, brauche ich Ihnen, glaube ich, nicht zu erklä-
ren. 

Wir reden immer soviel -- leider auch gerade die 
Sozialdemokraten — von einer Humanisierung des 
Arbeitslebens. Wenn aber gleichzeitig die derzeitige 
praktische Durchführung der 59er Regelung gutge-
heißen und verteidigt wird, wie ich es heute immer 
von den Sozialdemokraten höre, 

(Zuruf des Abg. Urbaniak [SPD]) 

dann ist das, meine ich, unglaubwürdig; denn das, 
was in der Praxis geschieht, ist nun wirklich nicht 
human. Auch ohne eine Vorruhestandsregelung 
hätte es hier zu einer Änderung kommen müssen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Jetzt, mit der beabsichtigten Vorruhestandsrege -
lung ist es in meinen Augen sogar zwingend. Für 
mich steht hier der Mensch und nicht der finanz-
starke Großbetrieb im Mittelpunkt. Wir müssen den 
Zugang für die Fälle, die ich soeben erwähnt habe, 
in die 59er Regelung erschweren. Jetzt komme ich 
auf den sogenannten Verschiebebahnhof zu spre-
chen. Die Unternehmen haben sich nämlich, und 
zwar wieder überwiegend die finanzstarken Groß-
betriebe, auf Kosten der Arbeitslosenversicherung 
und der Rentenversicherung über diese 59er Rege-
lung entlastet. Und da es sich hier überwiegend 
eben um die großen gehandelt hat, ließen sie über 
die Preise und über Sozialversicherungsbeiträge 
ihre Personalpolitik von den kleinen und mittleren 
Betrieben mitfinanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es!) 

Allein im Jahr 1982 kostete diese 59er Regelung die 
Arbeitslosenversicherung 700 Millionen DM und 
die Rentenversicherung 1,7 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren von der SPD und auch 
von den GRÜNEN, Sie reden immer soviel von dem 
notwendigen Subventionsabbau. Was ist denn das 
hier, sind das nicht auch verdeckte Subventionen? 
Hier lese ich einmal vor, was Günter Döding, Vorsit-
zender der Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gaststät-
ten, auf der Arbeitszeitkonferenz von fünf DGB-
Gewerkschaften am 2. Dezember 1982 in Hamburg 
gesagt hat. Er hat gesagt: 

In der Regel sieht es aber so aus, daß zum Bei-
spiel Männer in den erzwungenen Ruhestand 
geschickt werden, vier bis fünf Jahre bis zum 
63. Lebensjahr Leistungen aus der Sozialversi-
cherung beziehen, aber keine Beiträge mehr 
für sie entrichten. Für die Arbeitgeber ein zu-
sätzliches Geschäft; denn die sparen auch hier 
noch. 

Und Günter Döding zieht daraus den Schluß: 

Die finanziellen Folgen der 59er Regelung aber 
haben alle zu tragen. Deshalb ist sie sozial und 
haushaltspolitisch nicht mehr tragbar. Wenn 
ihr so wollt, sind dies dem Grunde nach ver-
steckte Subventionen zu Lasten der Allgemein

-

heit, und das alles ohne Wiederbesetzung der 
Arbeitsplätze. 

(Kolb [CDU/CSU]: Subventionen in Milliar

-

denhöhe!) 

— Richtig, Kollege Kolb. 

Nachdem ich mich nun kritisch zu der Praxis 
einiger — ich betone, einiger, nicht aller — Großun-
ternehmen geäußert habe, möchte ich noch etwas 
zu den kleinen und mittleren Betrieben sagen. Die 
von der Koalition vorgeschlagene Neuregelung ist 
nicht nur ehrlicher und arbeitnehmerfreundlicher 
als die bisherige Praxis. Ich denke hier auch an die 
Solidargemeinschaft, die immer wieder betont wird. 
Sie ist vor allem auch mittelstandsfreundlich. Man-
che sagen sogar, sie sei zu mittelstandsfreundlich. 
Sie nimmt auch noch Rücksicht auf die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der einzelnen Unternehmen. 

Die von der Koalition vorgesehene Erstattung des 
Arbeitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe und 
des vorgezogenen Altersruhegeldes während der 
Arbeitslosigkeit für die Dauer von drei Jahren wird 
so manchen finanzstarken Großbetrieb künftig da-
von abhalten, von der 59er Regelung Gebrauch zu 
machen. Und das, meine Damen und Herren, wollen 
wir j a auch. 

Sie trifft nicht die Kleinbetriebe bis zu 20 Be-
schäftigten, wobei Lehrlinge und Schwerbehinderte 
nicht mitgezählt werden. Solche Betriebe brauchen 
nämlich nichts zu erstatten. Sie trifft auch weniger 
die Betriebe von 40 bis 60 Beschäftigten. Diese 
brauchen nur ein Drittel bzw. zwei Drittel zu erstat-
ten. 

Die gesetzliche Regelung, nach der die Erstat-
tungspflicht bei unzumutbarer wirtschaftlicher Be-
lastung entfällt, wird im Interesse der Rechtssicher-
heit konkretisiert. Meine Damen und Herren, ich 
meine, auch das ist zu begrüßen. So wäre es ein 
Nonsens, wenn wir z. B. von ARBED-Saarstahl eine 
Erstattung für die drei Jahre fordern würden. Denn 
wir wissen, daß ARBED-Saarstahl derzeit nur mit 
staatlichen Subventionen erhalten werden kann. 
Hier würde der Staat auf der einen Seite Subventio-
nen zahlen, auf der anderen Seite würde das Geld 
zurückfließen. 

Nun noch einmal zu den Kleinbetrieben bis zu 20 
Beschäftigten. Es darf nicht passieren, daß diese 
Betriebe die geplante Vorruhestandsregelung un-
terlaufen, indem sie von der für sie verbesserten 
59er Regelung Gebrauch machen. Man kann schon 
heute so etwas in den Fachzeitschriften lesen. Zwei-
fellos ist diese Regelung für die Kleinbetriebe gün-
stiger als die beabsichtigte Vorruhestandsregelung. 
Ich meine, daß hieran bei den tarifvertraglichen Re-
gelungen über die Vorruhestandsleistungen ge-
dacht werden muß. Auch im Ausschuß werden wir 
uns hierüber noch unterhalten müssen, meine Da-
men und Herren. 

Lassen Sie mich mit einem Appell schließen. Mö-
gen die Unternehmen das, was sie bisher für die 
59er Regelung ausgegeben haben und was sie künf-
tig noch ausgeben müßten, bei einer tarifvertraglich 
vereinbarten Vorruhestandsregelung dazutun, dann 
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werden wir eine für alle Arbeitnehmer attraktive 
Lösung finden. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der .FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Fuchs. 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum zweitenmal innerhalb ei-
ner Woche hat sich der Bundestag mit den Vorruhe-
standsplänen der Bundesregierung zu befassen. 
Viel besser noch als das eigentliche Vorruhestands-
gesetz, das wir am letzten Freitag beraten haben, 
macht das nachgeschobene Ergänzungsgesetz zur 
Änderung des Rentenrechts und des Arbeitsförde-
rungsgesetzes das wahre Gesicht der Operation 59 
deutlich. Das ganze Projekt der Bundesregierung 
ist keine vernünftige Vorruhestandsregelung, son-
dern eine sozialpolitische Mogelpackung, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ein Erpressungsversuch gegen diejenigen 
Gewerkschaften, die sich für die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit einsetzen. Es ist ein weiteres 
Stück Sozialabbau und die Fortsetzung des Ver-
suchs, soziale Lasten auf dem Rücken einkommens-
schwächerer Bevölkerungsgruppen zu privatisie-
ren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Kolb 
[CDU/CSU]: Das ist Abbau von sozialem 

Mißbrauch!) 

Herr Bundesarbeitsminister Blüm, auch beim 
Vorruhestandsregelungsgesetz müssen wir an Ih-
nen kritisieren, daß Sie zwar schöne Worte machen, 
aber in Wirklichkeit nicht in der Lage sind, die 
Ihnen anvertrauten Interessen der Arbeitnehmer 
und der Arbeitslosen in der Bundesrepublik ange-
messen zu wahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat Ihnen die Rolle des Ver-
packungskünstlers zugewiesen. Noch vor wenigen 
Wochen mußten Sie vor dem Bundestag Kürzungen 
im Sozialbereich von über 9 Milliarden DM jährlich 
vertreten und gleichzeitig beschäftigungspolitisch 
wirkungslose Steuergeschenke an Wohlhabende in 
Höhe von 3,5 Milliarden DM rechtfertigen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Jetzt wollen Sie mit Hilfe des Vorruhestandsgeset-
zes optische Erfolge aufweisen und Ihr soziales 
Image verbessern. 

In Ihrer Rede am letzten Freitag haben Sie ver-
sucht, uns Ihren Gesetzentwurf mit sieben Punkten 
schmackhaft zu machen. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Wir reden über die 
59er-Regelung!) 

Ich bin die sieben Punkte durchgegangen und stelle 
fest: Sechs von sieben Vorteilen sind in Wirklichkeit 
Nachteile und Schwachstellen Ihres Konzeptes. Aus 
Zeitgründen nenne ich nicht noch einmal diese 
Schwachstellen, Herr Kollege Stutzer, sondern 

nehme einen Punkt aus den angeblichen Vorteilen 
heraus. 

Der Bundesarbeitsminister sprach von dem be-
sonderen Vorzug des Beschäftigungspaktes und 
von dem Zwang zu Sozialpartnerschaft. Dabei ist 
Ihr Entwurf sowohl in der zeitlichen Planung als 
auch in der inhaltlichen Ausgestaltung jedes einzel-
nen Paragraphen darauf angelegt, in Absprache mit 
der Kapitalseite die Industriegewerkschaft Metall, 
Ihre eigene Gewerkschaft, unter Druck zu setzen 
und ihr in der entscheidenden Tarifauseinanderset -
zung um die Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
Steine in den Weg zu legen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Formulierung „Zwang zur Sozialpartnerschaft" 
haben Sie offensichtlich ganz wörtlich gemeint. Sie 
wollen der einen Seite, nämlich der Gewerkschaft, 
die Linie der Kapitalseite aufzwingen. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Kommen Sie mal zur 
59er-Regelung!) 

Das gehört doch zusammen. Haben Sie noch nicht 
begriffen, daß Sie hier ein Mogelpaket schaffen und 
so tun, als ob Sie damit auch nur einen einzigen 
Beitrag in dieser schwierigen wirtschaftlichen Si-
tuation leisteten? 

(Kolb [CDU/CSU]: Frau Kollegin, Sie ha- 
ben jahrelang gemogelt!) 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Mög-
lichkeit des vorzeitigen Rentenbezugs mit dem 60. 
Lebensjahr nach einjähriger Arbeitslosigkeit dra-
stisch eingeschränkt werden. Sozialpläne der her-
kömmlichen Art werden damit in den allermeisten 
Fällen unmöglich gemacht. Das gleiche gilt auch für 
alle betrieblichen Vorruhestandsmodelle, die es be-
reits heute gibt, zum Beispiel beim Volkswagen-
werk. Das alles soll rückwirkend zum 12. Januar 
wirksam werden. Das Auffangnetz des Sozialplans 
für die 59jährigen wird im Schnellverfahren rück-
wirkend abgeschafft, obwohl es noch gar keine ta-
riflichen Vorruhestandsverträge gibt. 

Gerade gestern, meine Damen und Herren, war 
in dpa-Nachrichten eine Meldung zu lesen, aus der 
zu entnehmen ist, wie sich die Sozialabbaupolitik 
der Bundesregierung für die Betroffenen auswirkt. 
Ich zitiere: 

Voraussichtlich 35 Kurzarbeitstage bei VW 
Hannover; für die rund 19 500 Beschäftigten im 
VW-Transporterwerk Hannover wird es auf 
Grund der angespannten Absatzlage in diesem 
Jahr voraussichtlich 35 Tage Kurzarbeit ge-
ben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Produkte sind ein 
bißchen zu teuer!) 

Nach Angaben des Betriebsrates vom Mittwoch 
sind für das erste Halbjahr 25 und für die 
zweite Jahreshälfte 10 Tage vorgesehen. Die 
Kurzarbeit soll je nach Auftragslage für jeweils 
einen Monat beantragt werden. Für Januar und 
Februar sind es je vier Tage. 
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Weiter später heißt es: 

Auf Grund der vereinbarten Altersregelungen 
bei VW sind seit 1970 allein beim VW-Werk 
Hannover rund 50 000 Werksangehörige in den 
vorgezogenen Ruhestand gegangen. Bis 11. Ja-
nuar dieses Jahres haben nach Angaben des 
Betriebsrates von den bisherigen Regelungen 
und der ausschließlich für das Transporterwerk 
geltenden 57er-Regelung 1 050 Arbeitnehmer 
Gebrauch gemacht. Inzwischen sind diese Re-
gelungen für VW durch einen Bonner Kabi-
nettsbeschluß hinfällig geworden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

In der hannoverschen Belegschaft wird deshalb 
nach den Worten von Mogwitz befürchtet, daß 
1985 Entlassungen drohen. 

Das sind die Konsequenzen Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wir können nicht für alle Fehler haftbar 

gemacht werden!) 

Nun will ich Ihnen, Herr Kollege Stutzer, zuge-
ben, man kann geteilter Meinung sein, ob die soge-
nannte 59er-Regelung unter dem Gesichtspunkt 
der Rechtssystematik optimal ist. 

(Beifall des Abg. Dr. George [CDU/CSU]) 

Man kann auch darüber streiten, ob es richtig ist, 
die Rentenversicherung Risiken des Arbeitsmark-
tes tragen zu lassen 

(Beifall des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

oder die Fiktion aufrechtzuerhalten, daß die auf 
Grund eines Sozialplanes entlassenen 59jährigen 
Arbeitnehmer tatsächlich dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das schillert 
j a Vernunft durch!) 

Es gab in der Vergangenheit manchen Betrieb, der 
Personalverjüngung und Personalabbau auch aus 
eigener Kraft mit der entsprechenden sozialen 
Flankierung hätte bewältigen können, ohne dafür 
Mittel der Rentenversicherung und der Bundesan-
stalt für Arbeit in Anspruch zu nehmen. Aber diese 
Zweckentfremdung ist bereits von der soziallibera-
len Koalition durch Einführung der Erstattungs-
pflicht für das Arbeitslosengeld weitgehend abge-
stellt worden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Rentenversicherung 
blieb belastet!) 

Aber Sie verkennen doch völlig, meine Damen 
und Herren, daß die 59er-Regelung ganz unzweifel-
haft einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung des 
Arbeitsmarktes geleistet hat. Was haben Sie denn 
eigentlich anzubieten außer der Abschaffung einer 
bewährten Regelung? Es wird doch zukünftig so 
sein, daß diese Betriebe junge Arbeitnehmer entlas-
sen müssen, weil die älteren aus dem Erwerbsleben 
nicht mehr ausscheiden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen kann man auf dieses Instrument nicht 
verzichten, auch wenn es Schönheitsfehler haben 
mag, das will ich durchaus zugeben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das waren grausige 
Schönheitsfehler!) 

Aber Sie können nicht eine Regelung, die die Mög-
lichkeit bietet, jüngere Arbeitnehmer zu halten und 
ältere Arbeitnehmer auf vernünftige Weise in den 
Ruhestand zu schicken, in der jetzigen wirtschaft-
lich schwierigen Situation einfach aufgeben, und 
deswegen muß diese Regelung erhalten bleiben. Sie 
könnte unverändert erhalten bleiben, meine Damen 
und Herren, wenn Sie eine vernünftige Vorruhe-
standsregelung einbringen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber das, was Sie uns bieten — da komme ich auf 
die Mogelpackung, meine Damen und Herren —, ist 
knauserig und dürftig. Sie können doch Arbeitneh-
mern, die 40 oder 45 Jahre in einem Betrieb gewe-
sen sind, nicht zumuten, am Ende ihres Arbeitsle-
bens ihren Lebensstandard drastisch zu senken, 
Rentenversicherungseinschränkungen hinnehmen 
zu müssen. Und das auch noch als soziale Tat ver-
kaufen, das nehmen Ihnen die Arbeitnehmer drau-
ßen nicht mehr ab. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Das nehmen Ihnen Ihre eigenen Leute 

nicht ab!) 

Die bisherige 59er-Regelung ist auch für die Ar-
beitgeber günstiger als das, was Sie uns jetzt mit 
dem heutigen Gesetz anbieten. Wir haben das 
durchgerechnet. Danach ist es so, daß für die Ar-
beitgeber der Gesamtaufwand für das Vorruhe-
standsgeld sogar fast genauso hoch ist wie die ver-
schärfte 59er-Regelung, weil nämlich der Zuschuß 
der Bundesanstalt zu niedrig ist. Deswegen glaube 
ich, Sie geben sich einer Illusion hin, wenn Sie mei-
nen, mit Ihrer knauserigen Regelung würden Sie 
dazu beitragen, daß die 59jährigen von dieser Vor-
ruhestandsregelung Gebrauch machen. Ich fürchte, 
daß die 59jährigen in den Betrieben bleiben und 
jüngere Arbeitnehmer auf der Straße bleiben. Das 
wird das Ergebnis Ihrer vorgeschlagenen Regelung 
sein. 

Meine Damen und Herren, nun ein paar grund-
sätzliche Bemerkungen darüber, weshalb die 59er-
Regelung unangetastet bleiben muß. Sie wissen 
doch, daß ein Teil der Gewerkschaften den erklär-
ten Willen hat, keine Tarifverträge zur Verkürzung 
der Lebensarbeitszeit abzuschließen, sondern statt 
dessen die Wochenarbeitszeit verkürzen will. 

(Zuruf von rechts: Ein Teil!) 

Wenn es aber keine Vorruhestandsregelung gibt, 
dann muß doch das Netz der Sozialpläne nach dem 
bisherigen Muster bestehenbleiben, denn für diese 
Tarifbereiche muß es die Möglichkeit geben, Arbeit-
nehmer nach einjähriger Arbeitslosigkeit in die 
Rente zu schicken. Das müssen Sie doch auch ak-
zeptieren, wenn Sie die Tarifautonomie so hochhal-
ten, wie wir es tun. 

Nun hat natürlich die Bundesregierung das gute 
Recht auf eine eigene Meinung über den Weg zur 
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Arbeitszeitverkürzung. Aber sie hat nach unserem 
Verständnis nicht das Recht, den Gewerkschaften 
ihre Vorstellungen aufzuzwingen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Das tut sie doch nicht!) 

— Das tun Sie dadurch, daß Sie den Gewerkschaf-
ten, die die Wochenarbeitszeit verkürzen wollen, die 
bisherige Möglichkeit der 59er-Regelung wegneh-
men, Herr Kollege! Und dies halte ich für einen gra-
vierenden Eingriff in die Tarifautonomie. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie haben ein eigenarti

-

ges Verständnis von Sozialstaat!) 

Sie haben nicht das Recht, den Gewerkschaften 
Ihre Vorstellungen aufzuzwingen. Die praktische 
Demontage der 59er-Regelung ist deswegen nichts 
anderes als der Versuch, die Gewerkschaften gegen 
ihren Willen zum Vorruhestandsgeld zu zwingen, 
auch wenn sie wegen Besonderheiten ihres Tarifbe-
reiches und ihrer Mitgliedschaft Gründe haben, die 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit vorzuziehen. 
Daß Sie dies wollen, meine Damen und Herren, ist 
doch ganz deutlich, weil Sie ganz kalt kalkulieren 
und die Möglichkeit einräumen, Tarifverträge 
durch einzelvertragliche Vereinbarungen zu unter-
laufen. Das nenne ich einen Eingriff in die Tarif-
autonomie und einen Versuch, die Gewerkschaften 
organisatorisch zu schwächen und zu destabilisie-
ren. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Und was halten Sie von der Vertragsfrei

-

heit?) 

Herr Bundesarbeitsminister, Sie haben in der De-
batte der letzten Woche die Vorzüge starker Ge-
werkschaften gepriesen. Ihre eigene Gewerkschaft 
aber wollen Sie offensichtlich schwächen, und Ihrer 
eigenen Gewerkschaft wollen Sie den von ihr ge-
wählten Weg erschweren. Ihre Rhetorik steht mal 
wieder im Widerspruch zu ihrem tatsächlichen poli-
tischen Handeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sind der Auffassung, daß 
die weitere Einschränkung der Altersgrenze mit 
dem 60. Lebensjahr als Flankierung einer Vorruhe-
standsregelung überhaupt nicht nötig wäre — das 
habe ich schon gesagt —, wenn das Vorruhestands-
regelungsgesetz vernünftig konzipiert und attraktiv 
gestaltet wäre. Deswegen haben wir in unserem 
eigenen Gesetzentwurf auch keine Einschränkung 
der 59er-Regelung vorgesehen. 59er-Regelung und 
Vorruhestandsgeld dienen doch auch unterschiedli-
chen Zwecken: Die 59er-Regelung soll in Einzelfäl-
len unvermeidlichen Personalabbau sozial flankie-
ren, das Vorruhestandsgeld soll den Arbeitsplatz-
tausch zwischen älteren und jüngeren Arbeitneh-
mern ermöglichen. Beides kann nebeneinander be-
stehen, wenn drei Voraussetzungen erfüllt sind, 
nämlich erstens ein attraktives Finanzierungsange-
bot des Staates zum Vorruhestandsgeld, zweitens 
eine wirklich funktionierende und im praktischen 
Vollzug kontrollierte Wiederbesetzungspflicht und 
drittens der Ausschluß einzelvertraglicher Verein-

barungen und die Beschränkung auf tarifvertrag-
lich vereinbarte Vorruhestandsregelungen. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Im Verteilen wa

-

ren Sie immer großartig!) 

Alle diese Voraussetzungen sind in den Gesetzent-
würfen der Bundesregierung nicht erfüllt. Die Bun-
desregierung hat sich offensichtlich auch keine 
Mühe gemacht, diese Voraussetzungen zu erfüllen. 
Deswegen sage ich noch einmal: Das ist kein Gesetz 
für die Verkürzung der Lebensarbeitszeit, sondern 
ein Gesetz gegen die 35-Stunden-Woche. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Die ist auch nicht gut! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Die Mehrheitsfraktion kann nicht erwarten, daß 
sich die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
an einem solchen Manöver beteiligt. Wir unterstüt-
zen alle Formen der Arbeitszeitverkürzung und 
überlassen es bewußt den Tarifvertragsparteien, 
aus der Besonderheit der jeweiligen Wirtschaftsbe-
reiche heraus den richtigen Weg selbst zu wählen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Das sind aber zwei Partner!) 

Der Gesetzgeber muß denjenigen Gewerkschaften, 
die die Lebensarbeitszeit verkürzen wollen, und 
auch denen, die die Wochenarbeitszeit verkürzen 
wollen, brauchbare Instrumente an die Hand geben, 
ohne sich in die Tarifentscheidungen einzumi-
schen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser eigener Gesetzentwurf vom Sommer vorigen 
Jahres war deswegen — Sie werden mir nachsehen, 
daß ich dieser Auffassung bin — die richtige Alter-
native. 

Meine Fraktion wird bei den Beratungen im Aus-
schuß zu konstruktiver Zusammenarbeit bereit 
sein. Uns geht es darum, auch diesen schrecklichen 
Gesetzentwurf, den Sie hier vorgelegt haben, so 
weit zu verbessern, wie es irgend geht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Verwässern 
wollen Sie den, nicht verbessern!) 

— Wir wollen ihn verbessern, weil uns daran gele-
gen ist, daß die älteren Arbeitnehmer nicht ins Ge-
rangel geraten, sondern sozial flankiert in den Vor-
ruhestand gehen können. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das begreifen sie nicht! — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich nenne noch einmal die entscheidenden Vor-
aussetzungen. Eine Altersgrenze von 58 Jahren 
wäre wichtig, ein höheres Versorgungsniveau, ein 
attraktiver Finanzierungsbeitrag des Staates, eine 
wirksame Wiedereinstellungspflicht, die volle Fort-
führung der Rentenversicherungsbeiträge. Meinen 
sie denn, es sei zumutbar, daß die Rentenversiche-
rungsbeiträge vier Jahre lang nicht mehr von 100%, 
sondern von 65 % gezahlt werden? Ich nenne den 
Ausschluß einzelvertraglicher Vereinbarungen, den 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 	3525 

Frau Fuchs (Köln) 

Verzicht auf Kleinbetriebsklauseln und die Auf-
rechterhaltung der 59er-Regelung. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Woher nehmen Sie 
das Geld?) 

In diesem Sinne sind wir zur Zusammenarbeit im-
mer gern bereit. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Meine Damen und Herren! Verehrte Frau 
Präsidentin! Dies war die Welturaufführung der So-
zialdemokratischen Partei: Die Sozialdemokraten 
verteidigen die Ausbeutung der Solidarkassen 
durch Großbetriebe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist in der Tat neu. Verehrte Frau Kollegin 
Fuchs, wer bezahlt denn den Sozialplan, den Sie 
gerade gefeiert haben, wer hat den Sozialplan bei 
VW bezahlt? Den haben all jene bezahlt, die sich 
einen VW gekauft haben — die Kosten sind nämlich 
in den Preisen gelandet —, und das waren Arbeit-
nehmer. Die Rentenversicherer haben das bezahlt, 
und das waren wiederum die Beitragszahler, die 
Arbeitnehmer. Wenn Sie so etwas verteidigen, ent-
spricht das nicht unseren Vorstellungen von sozia-
ler Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es wäre auch schlimm 
um meine Gewerkschaft IG Metall bestellt, wenn 
sie ihre Kampagne für die 35-Stunden-Woche, die 
ich nicht unterstütze, nur mittels einer Zweckent-
fremdung der Solidarkassen durchführen könnte; 
das kann auch die IG Metall nicht wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen kann es kein Zwang gegen die IG Metall 
sein. Sie haben die Wochenarbeitszeitverkürzung 
schlechter verkauft, als sie ist, als gäbe es sie nur 
unter der Bedingung, daß — flankierend — Sozial-
kassen geplündert werden. So schlecht ist meine 
Gewerkschaft nicht, daß sie darauf angewiesen 
wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Sie haben das Thema Vorruhestand hier einge-
führt. Deswegen will ich gern noch einmal den Un-
terschied zwischen Vorruhestandsregelung und der 
alten 59er-Regelung deutlich machen: Die 59er-Re-
gelung arbeitet mit einer Entlassungsprämie, fi-
nanziert durch die Gemeinschaft; die Vorruhe-
standsregelung arbeitet mit einer Einstellungsprä-
mie: Es gibt nur staatliches Geld, wenn eingestellt 
wird. Jetzt frage ich Sie: Was ist für den Arbeits-
markt besser: die Entlassungsprämie nach der 59er-
Regelung oder die Einstellungsprämie nach der 
Vorruhestandsregelung? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir bezahlen für die Einstellung neuer Arbeitneh

-

mer, Sie dagegen wollen Rationalisierung durch die 

Solidarkassen prämieren. Ich kann nur fragen: Was 
ist daran sozial? 

Herr Kollege Stutzer hat zu Recht darauf hinge-
wiesen, daß es die Großbetriebe waren — jeder 
zweite Großbetrieb —, die dieses Angebot genutzt 
haben. Die Kleinbetriebe hatten nicht das Geld für 
Sozialpläne, die das Arbeitslosengeld aufstockten. 
Sie haben diese Pläne der Großbetriebe aber über 
die Preise mitfinanziert. Das ist die Umverteilung, 
die wir nicht wollen, die Umverteilung auf dem 
Buckel der Schwächeren, die Politik zugunsten der 
Großen und Starken. Das mag Ihre Vorliebe sein, 
unsere ist es nicht; wir sind sozial. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Frau Kollegin Fuchs, Sie haben hinsichtlich der 

sieben Vorteile, die ich hier in der letzten Woche 
zugunsten der Vorruhestandsregelung vorgetragen 
habe, von sechs behauptet, sie seien Schwachstel-
len. Ich war sehr gespannt, welche Sie nennen wür-
den, aber Sie haben es als Betriebsgeheimnis bei 
sich gehalten, wo denn die Schwachstellen sind. 
Nur eine haben Sie verraten — und daß muß dann 
offensichtlich die größte Schwachstelle gewesen 
sein —: den Beschäftigungspakt. Ich bleibe dabei: 
Die Vorruhestandsregelung funktioniert gar nicht, 
wenn nicht Gewerkschaften, Arbeitgeber und Staat 
zusammenwirken. Wenn einer nicht mitspielt, 
kommt das Ganze nicht zustande. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist der Unterschied zur 59er-Regelung. Da kann 
einer bestimmen: Ihr geht, und wir geben euch 
Geld; das ist kein Beschäftigungspakt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Aber bitte. 

Heyenn (SPD): Herr Bundesarbeitsminister, Sie 
sprechen von einem Beschäftigungspakt und tun so, 
als würde dadurch eine großartige Entlastung des 
Arbeitsmarktes erreicht. Ist Ihnen bekannt, daß 
sich der arbeitsmarktpolitische Effekt der Vorruhe-
standsregelung nach den Berechnungen des Ar-
beitsministeriums höchstens auf 35 000 beläuft 

(Kolb [CDU/CSU]: Im ersten Jahr!) 
und nach unserer Rechnung nicht einmal 20 000 be-
trägt? 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie haben sich schon 
öfter verrechnet!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Sie sollten mit Rechnungen immer vor-
sichtig sein. Das Potential beträgt — wir haben da-
von gesprochen — 720 000 Arbeitnehmer über 
59 Jahre. Die Zahl 35 000 ist eine Annahme unter 
der Bedingung, daß nur vier Gewerkschaften mit-
wirken. Aber es besteht kein Hindernis, daß alle 
Gewerkschaften mitmachen; dann ist das Potential 
noch sehr viel größer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundesminister Dr. Blüm 
Wir können als Staat — sehen Sie, wie vorsichtig 
wir sind — nur ein Angebot machen. Die Gewerk-
schaften entscheiden dann frei darüber, welchen 
Weg sie gehen. 

Frau Kollegin Fuchs, Günter Döding, dessen Ge-
werkschaftereigenschaften Sie sicherlich nicht in 
Frage stellen, bezeichnet die 59er-Regelung als eine 
Regelung zur Subventionierung der Großbetriebe 
zu Lasten der Allgemeinheit. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich befinde mich mit führenden Gewerkschaftern, 
deren Reputation Sie sicherlich nicht in Frage stel-
len, völlig in Übereinstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich will hinsichtlich 
der 59er-Regelung auch noch den Zusammenhang 
mit unserer Sozialpolitik herstellen. Wer Sozialpoli-
tik auf Vertrauen gründen will — das wollen wir; es 
ist der wichtigste Bestandteil der Sozialpolitik —, 
muß sie solide finanzieren. Ein Blick in das sozial-
politische Gelände zeigt, daß es voller Seiteneingän-
ge, voller Nebenwege ist, daß es von den Cleveren 
und Trickreichen genutzt wird. Wir wollen eine sol-
che Sozialpolitik nicht, wir wollen nicht die Sozial-
politik der Verrenkungen. Wir wollen die Sozialpoli-
tik des sauberen, geraden Weges, und deshalb ha-
ben wir Berufsunfähigkeitsrenten und Erwerbsun-
fähigkeitsrenten neu geordnet, und deshalb ordnen 
wir die 59er-Regelung, mit oder ohne Vorruhestand. 
Die Zweckentfremdung der alten 59er-Regelung 
wird von uns demontiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir hören auf mit der Verschiebung der Lasten. 
Niemand weiß mehr, wer die Hand in wessen Ta-
sche hat. Zu guter Letzt bezahlen es die Arbeitneh-
mer. 

Und ich will auf noch einen wichtigen Grundsatz 
hinweisen: Für die Arbeitnehmer ändert sich durch 
unseren Vorschlag gar nichts. Die können weiterhin 
mit 60 in die Rente gehen, wenn sie ein Jahr ar-
beitslos waren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist der eigentliche Sinn. Daran hat sich gar 
nichts geändert. Wer ein Jahr arbeitslos ist, dem 
ersparen wir einen Wartezustand zwischen Leistun-
gen aus der Arbeitslosenversicherung und Rente. 
Mit 60 kann er dann in Rente gehen. Das einzige, 
was sich geändert hat, ist die Erstattungspflicht der 
Arbeitgeber. Und dagegen hat die SPD plötzlich et-
was. Das muß man weitererzählen: Die SPD hat 
etwas dagegen, daß die Arbeitgeber der Solidarge-
meinschaft die Kosten ersetzen, die sie verursa-
chen. Das ist doch unser Vorschlag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Das wird eine neue Par- 

tei! Das ist die Unternehmerpartei!) 

Wir wollen, daß nicht nur das Arbeitslosengeld er-
stattet wird — das haben auch Sie bisher gewollt —, 
sondern auch Leistungen der Rentenversicherung. 
Warum wollen Sie die Rentenversicherung diskri-
minieren? Sie waren dafür, daß die Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung erstattet werden müssen. 
Das haben Sie selber eingeführt. Aber der Renten

-

versicherung sollen diese Leistungen nicht erstattet 
werden. Haben Sie zwei Klassen von Sozialversi-
cherung? Darf die Rentenversicherung ausgebeutet 
werden, während die Arbeitslosenversicherung ge-
schützt wird? Was ist das für eine Logik der Sozial-
politik? Wenn der Arbeitslosenversicherung Lei-
stungen erstattet werden müssen, dann hat auch 
die Rentenversicherung ein Recht, das Geld von 
den Arbeitgebern zu bekommen. Erklären Sie mir 
doch einmal, warum bei den einen ja und bei den 
anderen nein! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daß wir den Mittelstand anders behandeln, hat 
seine guten Gründe. Erstens sind die Kleinbetriebe, 
wie die Statistik beweist, nicht die Spezialisten der 
Zweckentfremdung gewesen. Sie haben dieses Ge-
setz nicht so wie die Großbetriebe genutzt. Zweitens 
— ich gestehe — befindet sich das auch in einer 
Entsprechung zur Vorruhestandsregelung. Wir bal-
bieren  nicht alle über einen Kamm. Wir balbieren 
niemanden. Aber wir sind nicht für eine nivellierte 
Politik. Die Lage des mittelständischen ist eine an-
dere als die des Großbetriebes. Dem werden wir 
nicht nur an dieser Stelle gerecht, sondern auch an 
anderer Stelle. Wir machen eine mittelstands-
freundliche Politik. Wir machen sie nicht nur dem 
Mittelstand, sondern auch den Arbeitnehmern zu-
liebe, die dort beschäftigt sind. Immer noch ist die 
Mehrzahl der Arbeitnehmer in kleinen und mittle-
ren Betrieben tätig. Ich will die Großbetriebe nicht 
gegen die Kleinbetriebe ausspielen, ich sage nur: 
Eine Politik nur für die Großbetriebe findet mit die-
ser Regierung nicht statt. Das ist ein wichtiger Un-
terschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden die Erstattungspflicht auch bei den 
Betrieben aussetzen, die in großen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten sind, bei den Betrieben, bei denen 
eine solche Erstattung zum Konkurs führen würde. 
Wir wollen niemanden ruinieren. Und von den Be-
trieben, die wir subventionieren müssen, lassen wir 
uns, wie der Kollege Stutzer schon richtig gesagt 
hat, nicht Geld erstatten, weil das eine Erstattungs-
illusion wäre. Wir müßten dem Geldbriefträger erst 
das Geld geben, das er uns dann wieder zurückge-
ben würde. Diese Art von Schaukel- und illusionä-
rer Umverteilungspolitik gehört nicht zu unserem 
Repertoire. 

Meine Damen und Herren, ich denke, daß wir mit 
guten Gründen vor die Arbeitnehmerschaft treten 
können, indem wir darauf hinweisen, daß wir La-
sten gerechter verteilen, daß für uns Sozialpolitik 
nicht erst auf der Ausgabenseite beginnt, sondern 
daß das Kriterium sozialer Gerechtigkeit auch an 
die Einnahmenseite angelegt werden muß. Verzer-
rungen auf der Einnahmenseite sind ebenso unge-
recht wie Verzerrungen auf der Ausgabenseite. Wir 
machen eine Politik mit gleichen Chancen für je-
dermann, eine Sozialpolitik der Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoss. 
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Hoss (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die bisherige Diskussion hat unzwei-
felhaft ergeben, daß die Regierung die Abschaffung 
der 59er-Regelung betreibt, weil sonst die vom Ar-
beitsministerium unter Leitung des Herrn Blüm 
vorgetragene Vorruhestandsregelung noch mehr 
ein Schlag ins Wasser sein wird und nicht attraktiv 
genug ist. Obwohl die 59er-Regelung für die direkt 
betroffenen Arbeitnehmer bessere Regelungen als 
alles, was bisher vorhanden ist, enthält, ist ihre Ab-
schaffung durch die Mehrheit dieses Hauses den-
noch zu erwarten. Sie ist politisch nur möglich, weil 
sie zugleich entscheidende Nachteile beinhaltet. 

Die 59er-Regelung ist geschaffen worden, um Ar-
beitnehmern, die vor Erreichung des 60. Lebensjah-
res ein Jahr arbeitslos waren, zu ermöglichen, in die 
Rente zu gehen, weil sie aller Voraussicht nach auf 
dem Arbeitsmarkt nicht mehr vermittelbar waren. 
Aus diesem Instrument zum Schutz einzelner Ar-
beitnehmer ist zum Nachteil dieser Regelung ein 
Instrument zum Abbau von Zehntausenden von Ar-
beitsplätzen, vornehmlich in Großbetrieben, gewor-
den. Ich denke besonders an VW, wo zusammen mit 
ausgeschütteten Abfindungssummen sozusagen in 
unsozialer Weise den Leuten Arbeitsplätze abge-
kauft worden sind. Statt Bemühungen gegen die 
Vernichtung von Arbeitsplätzen, die Verdrängung 
von Menschen aus dem Arbeitsprozeß und deren 
Ersetzung durch Maschinen, also das Hereinneh-
men elektrischer Energie in die Betriebe und das 
Herauskomplimentieren von menschlicher Energie, 
zu unterstützen, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wollen Sie 
wieder Petroleumlampen haben?) 

statt der Logik vom Verdrängungswettbewerb und 
der Vernichtung der Konkurrenz auf die Spur zu 
kommen und ihr eine eigene Logik der Erhaltung 
von Arbeitsplätzen und der Gestaltung menschen-
gerechter Arbeitsplätze entgegenzusetzen; statt 
eine kritische Untersuchung von arbeitsplatzver-
nichtenden Vorgängen in der Produktion, sowohl 
was die Maschinenentwicklung in Richtung auto-
matisierte Abläufe als auch was die Arbeitsorgani-
sation betrifft, durchzuführen, haben sich die Ver-
antwortlichen mit der 59er-Regelung vornehmlich 
in Großbetrieben auf die weiche Landung konzen-
triert und an dem eigentlichen Problem vorbeige-
dacht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Trotzdem enthält die 59er-Regelung zur Zeit bes-
sere Bedingungen, als sie gegenwärtig im Bereich 
der Gesetzgebung vorliegen. Sie ist zugleich eine 
unehrliche Regelung, die ausgenützt werden kann. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ausgenützt wird!) 

Aber ihre Abschaffung ist ein Mittel des Sozialab-
baus, weil sie abgeschafft werden soll, obwohl es 
noch keine bessere Regelung gibt. Deswegen sind 
wir dafür, daß diese Regelung so lange erhalten 
bleibt, bis eine bessere Regelung an ihre Stelle ge-
treten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sollte sich vornehmlich der Arbeitgeberflügel 
der CDU/CSU hinter die Ohren schreiben. Denn der 

darin enthaltene gute Gedanke wird von dem Kon-
zept überlagert, das Stoltenberg und Lambsdorff, 
die Minister des Sozialsparkurses, gegen das set-
zen, was Herr Blüm ursprünglich vielleicht gewollt 
hat. Unter dem Strich kommt eine Regelung her-
aus, die schlechter als die derzeit bestehende ist. 
Deswegen ist sie nicht akzeptabel. 

Sie ist auch deshalb nicht akzeptabel, weil es hier 
um ein arbeitsmarktpolitisches Instrument geht, 
wobei der einzelne Mensch völlig aus diesem Kon-
zept herausfällt. Hier wird nur marktpolitisch und 
zuwenig menschlich gedacht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was kann der einzelne dafür, wenn er auf Grund 
von Industriepolitik arbeitslos wird, wenn er als 
überflüssig in diesem Produktionsprozeß bezeich-
net wird? Wir können keiner Regelung zustimmen, 
die ihn in eine Situation bringt, die schlechter als 
die derzeitige ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen keine Politik auf Kosten einzelner 
Menschen machen. Wir wollen nicht eine solche 
„politische" Haltung einnehmen, wie sie hier von 
den Parteien eingenommen wird. 

Diese Abschaffung der 59er-Regelung im Zusam-
menhang mit dem Vorruhestandsgeld wird einge-
standenermaßen auch als politische Methode gegen 
die 35-Stunden-Woche eingesetzt. Sie ist auch da-
her — das wurde schon in den vorhergehenden Bei-
trägen gesagt — als arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment untauglich, weil sie nur ganz wenigen zugute 
kommt. Selbst nach Ihren optimistischen Rechnun-
gen kommen Sie auf nur 250 000 Arbeitsplätze, die 
dadurch zusätzlich geschaffen werden könnten. Das 
ist zuwenig angesichts einer Arbeitslosenzahl von 
2,3 Millionen. Das heißt, allein reicht diese Maß-
nahme überhaupt nicht aus. Begleitende Maßnah-
men müssen dazugehören. 

Wegen der Kürze der Redezeit möchte ich folgen-
des anmerken: Es ist für uns als Opposition einfach 
unmöglich, gegen diese Konzepte, die hier vorge-
stellt werden, alternativ zu argumentieren, wenn 
wir in einer Runde auf eine Redezeit von fünf bis 
sechs Minuten gesetzt werden. Ich möchte das als 
Anregung anmerken. Diese Dinge können so nicht 
vorgetragen werden. 

Wenn wir eine Arbeitszeit- und Arbeitsmarktpoli-
tik betreiben, die nur auf die Fehlentwicklungen 
reagiert — auf falsche Entwicklungen in der Wirt-
schafts- und der Arbeitsmarktpolitik —, wenn wir 
uns sozusagen nur darauf konzentrieren, Mittel und 
Möglichkeiten zu finden, diese falsche Entwicklung 
korrigierend zu begleiten, dann sind wir — was die 
Perspektive betrifft — auf lange Sicht gesehen auf 
dem Holzweg, und die gegenwärtige Diskussion 
bleibt in dieser Problematik hängen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Im Ausschuß können 
wir das behandeln!) 

Wir sagen, daß die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit nur durch eine Politik möglich ist, die bei der 
Wirtschaftspolitik ansetzt. 
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Hoss 
Jetzt leuchtet die Lampe schon rot auf. Ich soll 

jetzt schon aufhören. Ich finde das unmöglich. Man 
sollte in einer Runde die Möglichkeit haben, minde-
stens zehn bis 15 Minuten zu sprechen. Das sollten 
Sie den Minderheiten eigentlich zubilligen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, ich glau-
be, wir müssen das an anderer Stelle besprechen. 
Wir haben eben beschlossen: eine Stunde für dieses 
Thema. 

Hoss (GRÜNE): Ich meine, in einer Stunde sollte 
man zumindest der Opposition die Möglichkeit ge-
ben, zehn bis 15 Minuten zusammenhängend zu re-
den. Wenn das nicht möglich ist, zweifle ich an der 
Demokratiefähigkeit dieses Hohen Hauses. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Na! Na!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich bin an die Geschäftsordnung gebun-
den. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Viele kluge Köpfe bemühen 
sich — auch heute morgen — mit großer Ernsthaf-
tigkeit darum, Wege zu finden, die zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit führen können. Eine Vielzahl von 
Modellen ist in der Diskussion, und zwar in der 
richtigen Erkenntnis, daß es hier kein Patentrezept 
und nicht den einzigen Weg aus dieser Krise geben 
wird. 

Ohne mich in die Tarifhoheit einmischen zu wol-
len, möchte ich sagen, daß niemand gut beraten 
sein kann, der darauf beharrt, daß einzig und allein 
die Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich der Weg aus der Krise sein kann. 
Wer sich die Umfrageergebnisse zu diesem Thema 
einmal ansieht, wird sehen, daß ihm, wenn er dar-
auf beharrt, die Truppen in zunehmender Ge-
schwindigkeit in Richtung Lebensarbeitszeitver-
kürzung davonlaufen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir Liberalen setzen uns für eine flexible Arbeit -
zeitgestaltung sowie für eine flexible Lebensar-
beitszeit ein. Unserem Selbstverständnis entspricht 
es, daß dem einzelnen mehr Spielraum eröffnet 
werden muß, daß er darüber entscheiden kann, ob 
er länger oder kürzer arbeiten will. Schematische, 
strikte Altersgrenzen tragen den Bedürfnissen und 
auch dem vielfach vorhandenen Leistungsvermö-
gen älterer Arbeitnehmer nicht Rechnung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist sehr unter

-

schiedlich!) 

Es kann doch wohl nicht unsere Politik sein, in 
einer Zeit, in der unsere Gesellschaft immer älter 
wird, die älteren Arbeitnehmer zu Arbeitnehmern 
minderer Güte zu stempeln, die — vorausgesetzt, 
daß sie weiterarbeiten möchten — weniger Rechte 
haben, ihren Arbeitsplatz zu behalten, als jüngere. 
Wir finden uns nicht damit ab, daß Arbeitnehmer 
schon ab Mitte des fünften Lebensjahrzehnts als 
nicht mehr voll leistungsfähig betrachtet werden, 

daß sie Schwierigkeiten haben, ihren Arbeitsplatz 
zu behalten oder zu wechseln. 

Deshalb haben wir auch die jetzige Praxis der 
59er-Regelung als änderungswürdig erachtet. Herr 
Hoss, Sie haben eben selbst erläutert, wie sich diese 
59er-Regelung von einer guten Absicht zu einem 
Ärgernis entwickeln konnte. Sie hat dazu geführt, 
daß insbesondere die Großunternehmen ältere Ar-
beitnehmer in Massen hinauskomplimentiert ha-
ben. Ich habe das in der letzten Woche bereits ein-
mal konkretisiert. Das mag in einer Reihe von Fäl-
len sicherlich den Wünschen der Betroffenen ent-
sprochen haben. In vielen anderen Fällen haben sie 
sich diesem psychischen Druck aber nicht widerset-
zen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ärgernisse zu beseitigen, Frau Fuchs, kann doch 
nicht von Übel sein. 

Die jetzt vorgelegte Regelung, die im Zusammen-
hang mit der Vorruhestandsregelung zu sehen ist, 
enthält einerseits verschärfende, aber andererseits 
auch eine Reihe erleichternde Elemente. Verschär-
fungen gibt es insoweit, als neben der bisherigen 
Erstattungspflicht für das Arbeitslosengeld nun" 
auch eine Erstattungspflicht für die Rentenversi

-

cherungsbeiträge aus dem vorgezogenen Altersru-
hegeld ab 60 und wegen Arbeitslosigkeit eingeführt 
werden wird. Erleichterungen sind dagegen insbe-
sondere im mittelständischen Bereich vorgesehen, 
auf einem Sektor, der ganz besonders anfällig für 
zusätzliche bürokratische Belastungen ist. Mit die-
ser Regelung wird sichergestellt, daß Betriebe, die 
eine Arbeitnehmerzahl von unter 20-haben, von der 
Erstattungspflicht befreit werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Ebenso ist zu begrüßen, daß Schwerbehinderte 
und Auszubildende auf diese Quote nicht angerech-
net werden. Dies trägt dazu bei, daß die Beschäfti-
gung dieses Personenkreises nicht erschwert wird. 

Meine Damen und Herren, zu berücksichtigen ist 
auch, daß diese neue, den Mittelstand und die 
Kleinstunternehmen begünstigende Regelung auch 
auf Altfälle Anwendung finden wird. Das heißt, die 
Erstattungspflicht etwa eines kleinen Handwerkers 
entfällt mit dem Inkrafttreten des Gesetzes ex 
nunc, auch wenn die Aufhebung des Arbeitsverhält-
nisses z. B. bereits im Januar dieses Jahres verein-
bart worden ist. 

Als mittelstandsfreundlich möchte ich diese Re-
gelung auch insofern bezeichnen, als für Unterneh-
men mit bis zu 40 Mitarbeitern die Erstattungsfor-
derung um zwei Drittel reduziert wird, es de facto 
im großen und ganzen bei der jetzigen Rechtslage 
bleiben wird und auch von Unternehmen mit bis zu 
60 Arbeitnehmern ein Drittel weniger erstattet wer-
den muß. 

Positiv ist nach unserer Ansicht auch zu bewer-
ten, daß das Kriterium der unzumutbaren wirt-
schaftlichen Belastung, das gerade in der Anfangs-
phase erhebliche Auslegungsschwierigkeiten mit 
sich gebracht hat und das ja bisher die Vorausset- 
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zung für den Wegfall der Erstattungspflicht bildete, 
konkretisiert wird. 

Man wird in den Ausschußberatungen sicher zu 
prüfen haben, ob damit alle aufgetretenen Pro-
bleme abgefangen werden können. Insgesamt dient 
aber diese Konkretisierung unserer Ansicht nach 
der Rechtssicherheit und damit den Unternehmen. 

Sicherlich mag man Bedenken dagegen haben, 
daß wie bisher all die Unternehmen ausgenommen 
werden, die öffentliche Zuschüsse bekommen. Dies 
kommt selbstverständlich den Krisenbranchen zu-
gute, und es kommt auch — darüber sollte man sich 
keine Illusionen machen — den Großunternehmen 
zugute. Aber es scheint mir doch widersinnig zu 
sein, von der öffentlichen Hand zu verlangen, daß 
sie einerseits derartige Unternehmen unterstützt, 
andererseits aber durch eine Einforderung von Er-
stattungsbeiträgen die Existenz dieser Unterneh-
men wieder gefährdet. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Insofern ist diese jetzt vorgesehene Regelung nicht 
zu beanstanden. 

Auch all diejenigen, die bis zum 1. Dezember 1984 
mit ihrem Unternehmen — das betrifft einige große 
Unternehmen speziell in meinem Bundesland — 
eine entsprechende Vereinbarung zur Aufhebung 
des Arbeitsverhältnisses getroffen haben, brauchen 
keine Verschlechterung zu befürchten, denn bei ei-
ner Beendigung des Arbeitsverhältnisses späte-
stens am 31. Dezember 1985 bleibt es bei der jetzi-
gen Gesetzeslage. Ich meine, damit ist auch den 
Wünschen nach einer entsprechend langen Über-
gangsregelung sehr wohl Rechnung getragen wor-
den. 

Meine Damen und Herren, mit der Erschwerung 
dieser Regelung wird zugleich sichergestellt, daß 
die Arbeitnehmer, die am schwersten vermittelbar 
sind, nicht so leicht vor die Tür gesetzt werden. Es 
kann doch nicht angehen, daß wir Umschichtungs-
politiken von Unternehmen mit öffentlichen Mit-
teln subventionieren. Das kann nicht unsere Auf-
gabe sein. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sicher wird man Bedenken wegen der möglicher-
weise eintretenden oder länger andauernden Ar-
beitslosigkeit jüngerer Arbeitnehmer nicht von der 
Hand weisen können, aber diese haben — das wis-
sen doch wir alle — eine ungleich größere Chance 
der Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt als ältere 
Arbeitnehmer. 

Meine Damen und Herren, es besteht kein Zwei-
fel daran, daß über die Änderung einzelner Punkte 
in den Ausschußberatungen debattiert werden 
kann. Die Ankündigung der konstruktiven Mitar-
beit durch Frau Fuchs ist sicher hochwillkommen. 
Nichts ist so vollkommen, daß es nicht verbessert 
werden könnte, selbst bei dieser Regierung nicht. 

Grundsätzlich halten wir das Angebot der Vorru-
hestandsregelung, gekoppelt mit der Änderung der 
59er Regelung, wie sie jetzt vorliegt, für eine sehr 
sinnvolle Möglichkeit zur Verringerung der Lebens-

arbeitszeit und für einen Beitrag zur Entspannung 
auf dem Arbeitsmarkt. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich glaube, wir sollten nicht — wie die Opposition 
— nach der Methode argumentieren, daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf, d. h. daß die Vorruhe-
standsregelung der Bundesregierung — wie Sie, 
Frau Fuchs, es ausgedrückt haben — keinen Hund 
hinter dem Ofen hervorlocken wird und daß es, weil 
es nicht in die Landschaft paßt, nicht zu Tarifver-
trägen kommen wird. Ich meine vielmehr, daß dies 
zusammen mit der flankierenden 59er Regelung ei-
nen — sicherlich nicht den einzigen, aber doch ei-
nen sehr sinnvollen — Weg zur Bewältigung des 
eingangs skizzierten Problems darstellen kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP auf 
Drucksache 10/893 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft, 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
sowie zur Mitberatung und zur Beratung gemäß 
§ 96 unserer Geschäftsordnung an den Haushalts-
ausschuß zu überweisen. Sind Sie mit den vorge-
schlagenen Überweisungen einverstanden? — Das 
ist der Fall. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung im 
Jahre 1984 

— Drucksache 10/827 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Beratung des Berichts der Bundesregierung 
über die gesetzlichen Rentenversicherungen, 
insbesondere über deren Finanzlage in den 
künftigen 15 Kalenderjahren (Rentenanpas-
sungsbericht 1983) 

Gutachten des Sozialbeirats zu den Anpas-
sungen der Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zum 1. Juli 1984 sowie zu 
den Vorausberechnungen der Bundesregie-
rung über die Entwicklung der Finanzlage 
der Rentenversicherung bis 1997 

— Drucksache 10/560 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 
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Nach einer Vereinbarung des Ältestenrats sind 

eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 4 a und 4 b und eine Aussprache von zwei 
Stunden vorgesehen. Ist das Haus mit dieser Rege-
lung einverstanden? — Das ist der Fall. 

Darf ich fragen: Wird zur Begründung das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schon wieder? 
— Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Bei man- 

chen lohnt es sich eben!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Verläßlichkeit und Vertrauen sind 
die wichtigsten Voraussetzungen für eine solide 
Rentenpolitik. Wir wollen keine Rentenpolitik, die 
größere Erwartungen erzeugt, als sie Ergebnisse er-
zielen kann. Wir halten, was wir versprochen haben. 
Die nächste Rentenanpassung kommt pünktlich am 
1. Juli 1984. Das ist der Unterschied zu manchen 
Vorbildern früherer Zeiten. Wir haben vor der Wahl 
die Rentenanpassung verschoben und nach der 
Wahl die von uns genannten Rententermine einge-
halten. Sie wissen, daß das bei der Vorgängerregie-
rung umgekehrt war. Sie hat die Anpassung der 
Renten immer nach der Wahl verschoben. 

Die Erhöhung der Renten 1984 entspricht der der 
Löhne des Jahres 1983. Die Löhne haben sich nach 
den jetzigen Angaben des Statistischen Bundesam-
tes im Jahre 1983 um 3,3 % erhöht. Das ist der Satz, 
um den auch die Renten steigen werden. 

Von den so erhöhten Renten werden 2 % Kran-
kenversicherungsbeitrag abgezogen, so daß am 
1. Juli dieses Jahres die Renten entsprechend den 
Angaben des Statistischen Bundesamtes, wie sie 
jetzt vorliegen, um 1, 2 % erhöht werden. 

Ich will auf die Bedeutung dieser Rentenerhö-
hung hinweisen. Wäre diese Rentenerhöhung aus-
gefallen, wären nicht nur die Renten des Jahres 
1984 um 1,2% niedriger, sondern der geringere 
Stand würde sich auch über alle folgenden Jahre 
fortpflanzen. Insofern entscheidet die Rentenanpas-
sung — j a oder nein — nicht nur über das Renten-
niveau im aktuellen Jahr, sondern sie hat ihre Wir-
kungen auf die Zukunft. 

Der Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
entspricht der Solidarverpflichtung auch unserer 
älteren Mitbürger, für ihre Krankenversicherung 
einen individuellen Beitrag zu leisten. Die Idee, von 
jedem Rentner auch einen individuellen Kranken-
versicherungsbeitrag zu erheben, wurde schon im 
Jahre 1978 durch das 21. Rentenanpassungsgesetz 
von der früheren Regierung in die Tat umgesetzt. 
Ich will das klarstellen, nicht um die neue Regie-
rung aus der Verantwortung hierfür zu nehmen, 
sondern um der heutigen Opposition jede Flucht-
möglichkeit zu verstellen. Sie war nämlich damals 
Regierung. 

Ich will auch ausdrücklich erklären, daß ich mich 
nach wie vor zu dieser Idee bekenne, daß ich dies  

nach wie vor für den richtigen Weg halte. Das Net-
torentenniveau wird auch im Jahre 1984 nicht ab-
sinken. Das ist, wie ich meine, eine wichtige Mittei-
lung für unsere älteren Mitbürger. Es wird sogar 
von 64,8 % im Jahre 1983 auf 65,2 % im Jahre 1984 
leicht ansteigen. 

Die Renten entwickeln sich so wie die verfügba-
ren Einkommen der Arbeitnehmer. Wir halten uns 
also an die Grundsätze, die wir auch schon vor der 
Wahl verkündet haben. Auch die Arbeitnehmer le-
ben ja nicht von ihrem Bruttoeinkommen. Zwi-
schen dem, was auf dem Lohnstreifen unter „brut-
to" steht, und dem, was im Geldbeutel landet, liegt 
der Zugriff des Finanzamts und der Sozialversiche-
rung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die Transferein

-

kommen!) 

Über den Lebensstandard entscheidet der Netto-
lohn. Deshalb sind für uns die verfügbaren Einkom-
men der Maßstab für die Entwicklung der Renten. 

Die Rentner gehen in das Jahr 1984 mit einer 
Rentenerhöhung von 4,6 % netto, die vom 1. Juli 
1983 stammt. Ab 1. Juli 1984 kommen die 1,2 % hin-
zu. Bezogen auf das ganze Jahr haben wir es also 
mit einer durchschnittlichen Erhöhung von 2,9 % zu 
tun. Der Durchschnitt ergibt sich aus den 4,6 % des 
ersten Halbjahres und aus den 1,2 % aus dem zwei-
ten Halbjahr. Um den Durchschnitt zu ermitteln, 
muß die Summe durch zwei geteilt werden. 

Um diese Größenordnung von 2,9 % herum wer-
den sich auch mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Nettoeinkommen der Arbeitnehmer entwickeln. 
Das Nettorentenniveau hat heute einen hohen 
Stand erreicht. Es war in der ganzen Geschichte der 
Rentenversicherung nur 1977 kurzzeitig höher. 

Heute erhält ein Rentner nach 40 Versicherungs-
jahren 65 % des Nettoeinkommens eines vergleich-
baren aktiven Arbeitnehmers. Nach 45 Versiche-
rungsjahren beträgt die Rente 73 % des entspre-
chenden Nettoeinkommens des Arbeitnehmers. 

Ich füge hinzu: Für diese Rente braucht sich kein 
Rentner bei irgend jemandem zu bedanken. Auch 
die Bundesregierung feiert sich nicht wegen dieser 
Rentenerhöhung. Die Rentner haben sich ihren An-
spruch durch lebenslange Arbeit und Beitragslei-
stung selber verdient. Kein Rentner ist Almosen-
empfänger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jeder Rentner empfängt eine Rente, die Alterslohn 
für Lebensleistung ist. Dieses Prinzip „Leistung für 
Gegenleistung" wollen wir uns in der Rentenversi-
cherung erhalten. 

Die Jungen, die heute Beiträge für unsere Rent-
ner zahlen, erwerben sich durch diese Beiträge 
auch den Anspruch, daß sie, wenn sie alt sind, von 
der nachfolgenden Generation genauso behandelt 
werden. Alt und jung sitzen in einem Boot. Die Ren-
tenversicherung ist nichts für Konflikttheoretiker. 
Die Rentenversicherung ist eine Einrichtung, die 
vom Zusammenhalt der Generationen getragen 
wird. Wenn alt und jung nicht zusammenhalten, 
bricht die Rentenversicherung zusammen. Nicht 
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Generationenkonflikt, sondern Generationensolida-
rität — das ist die Gesinnung, von der unsere Ren-
tenversicherung getragen wird. 

Um diesen Zusammenhalt der Generationen 
plausibler zu machen, haben wir die Rentenanpas-
sung aktualisiert. Das ist wieder so ein rentenchine-
sisches Wort, das ich gern in den normalen Sprach-
gebrauch übersetze: Bisher folgte die Rentenerhö-
hung der Lohnentwicklung, die drei Jahre zurück-
lag. Jetzt wird sie unmittelbar an die Lohnentwick-
lung des vorhergehenden Jahres angekoppelt. Das 
schafft deshalb mehr Plausibilität, weil auf diese 
Weise der Zusammenhang zwischen Lohn und 
Rente enger wird. 

Der alte Zustand mit der Verzögerung von drei 
Jahren hat häufig dazu geführt, daß einmal die 
Löhne davongelaufen sind — dann haben sich die 
Rentner beschwert —, daß ein anderes Mal die Ren-
tenerhöhung höher war als die Lohnsteigerung — 
dann haben sich die Lohnempfänger beschwert, 
weil der Abstand so auseinandergerissen war. 

Wenn wir den Abstand verringern, stabilisieren 
wir die Verständlichkeit des Umlagesystems. Ich 
will nicht verheimlichen, daß wir dabei auch Geld 
gespart haben, als wir das zu diesem Zeitpunkt ein-
geführt haben. Aber ich verstecke und entschuldige 
diese Sparmaßnahmen gar nicht; denn diese Spar-
maßnahmen haben wir der Not gehorchend durch-
geführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das waren Rettungsaktionen. Wir sparen nicht aus 
Lust und Laune, sondern um das Sozialsystem si-
cherer zu machen. Mit Versprechungen und Pro-
gnosen werden ja bekanntlich keine Renten finan-
ziert, sondern nur mit den harten Eingängen aus 
der Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/

-

CSU]: Das haben andere geglaubt!) 

Unser wichtigster Beitrag zur Rentenversicherung 
ist deshalb Vollbeschäftigung. Wenn wir für Vollbe-
schäftigung sind, wenn wir eine Politik für Vollbe-
schäftigung machen — und Sie wissen ja, daß wir 
dem Trend das Genick gebrochen haben, daß die 
saisonbereinigte Arbeitslosenzahl zurückgeht —, 
machen wir nicht nur eine Politik für die Arbeitslo-
sen — das würde bereits genügen —, sondern auch 
eine Politik für die Rentner. Denn je mehr Arbeits-
lose es gibt, um so mehr ist die Rente gefährdet. Die 
Rente lebt immer nur von den Eingängen derjeni-
gen, die Arbeit haben. Deshalb ist Vollbeschäfti-
gung die beste Rentenpolitik und eine gute Wirt-
schaftspolitik die wichtigste Voraussetzung für eine 
solide Sozialpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sozialpolitik lebt auch nicht auf einer Insel, 
unabhängig von wirtschaftlichen Entwicklungen. 
Wenn die Preise davongaloppieren, werden dadurch 
auch die Rentner geschädigt. Wir haben die Preis-
steigerung halbiert, sie beträgt nicht mehr 6 %, son-
dern nur noch 3 %. Das ist so viel wert wie eine Ren-
tenerhöhung. Was hätten Rentner beispielsweise 

von einer Rentenerhöhung von 5 %, wenn anschlie-
ßend die Preise um 6 % steigen? Gar nichts. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Matthöfer? — Bitte. 

Matthöfer (SPD): Herr Bundesminister, wären Sie 
so freundlich, zu wiederholen, wie hoch die jährli-
che Preissteigerungsrate war, als Sie Ihr Amt an-
traten? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Sie pendelte in den Jahren um die 6 %. 

Matthöfer (SPD): Sind Sie bereit, Herr Bundesmi-
nister, sich von einem sachverständigen Beamten 
aufklären zu lassen, wie hoch sie tatsächlich war? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Aber bitte. Ich habe nicht behauptet, daß 
sie in jedem Augenblick dieses Jahres bei 6 % lag. 
Ich habe nur darauf aufmerksam gemacht, daß in 
Ihrer Regierungszeit Preissteigerungsraten von 6 
nicht nur möglich, sondern wirklich waren. Darauf 
wollte ich aufmerksam machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir haben die Preissteigerungsrate halbiert. 

Meine Damen und Herren, ich will die Erfolge 
einer soliden Rentenpolitik nicht nur an dieser 
Stelle deutlich machen, verehrter Kollege Matthö-
fer, ich habe noch andere Beweisstücke vorzufüh-
ren. Die Früchte einer soliden Politik zeigen sich 
auch im Ergebnis des letzten Jahres. Die Renten-
einnahmen sind höher als erwartet. Im Rentenan-
passungsbericht 1983 haben wir die Schwankungs-
reserve der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten auf der Basis der tatsächlichen Ent-
wicklung bis zum September 1983 auf 13,9 Milliar-
den DM geschätzt. Die Schwankungsreserve ist das 
Polster der Rentenversicherung. Das erste vorläu-
fige Rechnungsergebnis für 1983 zeigt, daß es nicht 
13,9 Milliarden DM, wie wir geschätzt haben, son-
dern 15 Milliarden DM waren, also 1,1 Milliarden 
DM Mehreinnahmen. Darüber sollten wir uns alle 
freuen, denn das ist ein Stück mehr Sicherheit für 
die Rentner. Diese 1,1 Milliarden DM mehr Renten-
einnahmen stammen aus Pflichtbeiträgen. Das 
hängt sicherlich auch damit zusammen, daß die 
Kurzarbeit zurückgegangen ist. Vielleicht ist auch 
das ein wichtiges Kontrastprogramm, Herr Kollege 
Matthöfer, wenn ich Sie auf diesen Unterschied 
noch aufmerksam machen darf. Damit komme ich 
ja auf Ihren früheren Bereich. Unsere Ergebnisse 
sind besser als unsere Erwartungen. Bei Ihnen war 
das genau umgekehrt. Sie sind immer hinter Ihren 
Prognosen hergelaufen; Sie sind immer wie Kimble 
auf der Flucht vor Ihren positiven Angaben davon-
gelaufen. Wir lassen uns lieber durch die Wirklich-
keit überholen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Matthöfer? — Bitte. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege Blüm, wären Sie 
bereit sich zu erkundigen, wie hoch die Voraus- 
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schätzungen für das Defizit 1979, also drei Jahre vor 
Ihrem Amtsantritt, waren und wie hoch dann tat-
sächlich das Defizit in der Schlußabrechnung war? 
Dann werden Sie feststellen, daß der Ablauf dieses 
Jahres keinesfalls ein einzigartiger ist, sondern daß 
ein solcher Ablauf früher schon festzustellen war. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Matthöfer, ich rede nicht 
über die Schätzungspolitik im allgemeinen, sondern 
ganz speziell über die Rentenpolitik. Da hat der von 
Ihnen beratene Bundeskanzler vor einer bestimm-
ten Wahl die Rentenprobleme auf Grund Ihrer Pro-
gnosen als Problemchen bezeichnet, und nach der 
Wahl hat die Wirklichkeit leider dieses schönfärbe

-

ische Wolkenkuckucksheim zum Zusammenbruch 
gebracht. Sie waren der Baumeister. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir uns schon korrigieren müssen, bin ich 
eher für bessere Realitäten als für bessere Progno-
sen. Wir lassen uns lieber durch die Realitäten 
überholen als durch die Prognosen. Wenn schon 
Schönfärberei, dann ist die schöne Realität besser 
als die schöngefärbte Prognose. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1984, das will ich bekennen, ist noch ein schwieri-
ges Jahr. Aber die gesetzliche Mindestliquidität 
wird bis zum Jahresende 1984 erreicht und über-
schritten. Es ist auch noch ein schwieriges Jahr, 
weil unsere Sparmaßnahmen erst im Laufe der Zeit 
ihre Wirkung entfalten. Wir haben keine Renten 
gekürzt. Die Sparmaßnahmen entfalten ihre stabili-
sierende Wirkung im Verlauf der Entwicklung. 

Kernstück des Rentenanpassungsberichts ist die 
Vorausberechnung der finanziellen Entwicklung 
der gesetzlichen Rentenversicherung in den näch-
sten 15 Jahren. Wir haben die Annahmen der alten 
Bundesregierung auch dort korrigiert. Bei uns wal-
tet mehr Vorsicht. Wir gehen nicht von überhöhten 
Lohnannahmen aus. Denn von Annahmen werden 
keine Beiträge gezahlt, sondern nur von wirklichen 
Löhnen. Sonst hätte auch ich schönere Annahmen. 
Wenn die Annahmen die Finanzierung sicherstellen 
würden, würde ich sagen: Laßt uns die Annahmen 
verdoppeln. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In allen unseren vorsichtigen Berechnungen 
wird, zumindest in einigen Jahren, die Schwan-
kungsreserve aufgebaut, also trotz zurückgenom-
mener Annahmen: Aufbau der Rücklagen. Rückla-
gen — ich sage es noch einmal — sind das Sicher-
heitspolster der Rentenversicherung. Ich bekenne 
hier, daß die Einmonatsrücklage nicht unser Ziel in 
der Rentenpolitik ist. Wir wollen ein stärkeres Pol-
ster. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das Schiff darf nicht bei jeder Welle den Grund 
schrammen. Wir wollen ein Stück mehr Sicherheit 
und damit mehr Ruhe in die Rentenversicherung 
bringen. 

Nach dem Gutachten des Sozialbeirats, das Ihnen 
zusammen mit dem Rentenanpassungsbericht vor-

liegt, zeigen die Ergebnisse der Vorausberechnung 
insgesamt ein gutes Bild für die Rentenversiche-
rung. Nach Auffassung des Sozialbeirates bietet die 
Finanzentwicklung bis zum Ende der 90er Jahre 
auch bei den ungünstigen Annahmekombinationen 
keinen Anlaß zu aktueller Besorgnis. Ich mache 
darauf aufmerksam, es ist noch derselbe Sozialbei-
rat, der schon vorher im Amt war. Er steht über-
haupt nicht in dem Verdacht, von uns bestellt zu 
sein. Ich schätze seinen objektiven Rat wie in frü-
heren Zeiten so auch heute sehr hoch. Dieser So-
zialbeirat sagt: 

Die von der Bundesregierung angestrebte Ver-
besserung der Finanzlage der Rentenversiche-
rung ist erforderlich, reicht zunächst aber auch 
aus, um die Finanzierung der Renten und de-
ren weitere Anpassung nach dem jetzt vorgese-
henen Verfahren sicherzustellen. 

Untergangsmeldungen sind völlig fehl am Platz. 
Wir machen eine solide Rentenpolitik. Wir wollen 
die Renten auf eine verläßliche Grundlage stellen. 
Ich bin weit davon entfernt, vor Sie zu treten und zu 
sagen, wir könnten jetzt die Hände in den Schoß 
legen. Wir müssen in der Tat weitere Strukturmaß-
nahmen treffen. Aber das, was wir gemacht haben, 
hat den Sozialbeirat bereits zu dieser Äußerung 
veranlaßt. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Lutz (SPD): Ich möchte mich nur vergewissern, ob 
wir von den gleichen Berichten ausgehen, da wir 
die Zukunft der Rentenversicherungen von Ihnen 
in so schönen und erfreulichen Daten dargestellt 
bekommen. Nach Ihrem eigenen Bericht, Seite 16, 
ist nur unter den günstigsten Annahmen bei einer 
ständigen Lohnerhöhung von 5% und beim besten 
Beschäftigungsstand, den Sie prognostizieren, die 
Rente in dem 15-Jahres-Zeitraum gesichert, bei al-
len anderen Annahmen nicht. Das haben Sie selber 
geschrieben. Aber vielleicht haben Sie noch ein Ge-
heimdossier, in dem sich die Zahlen ganz anders 
darstellen. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Verehrter Herr Kollege Lutz, vielleicht ist 
Ihnen in der Hitze Ihres oppositionellen Eifers ent-
gangen, was ich gesagt habe. Deshalb zitiere ich 
mich jetzt: 

In allen unseren vorsichtigen Berechnungen 
wird, zumindest in einigen Jahren, die Schwan-
kungsreserve aufgebaut. 

Das habe ich gesagt, und das steht in Übereinstim-
mung mit dem, was der Bericht ausweist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Bei Ehrenberg war im- 
mer viel Geld übrig!) 

Blinder Eifer schadet nur. Vielleicht verständigen 
wir uns in Zukunft auf die Texte, die vorliegen, und 
auf das, was ich sage. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Überzeu-
gung, daß eine solche Rentenformel, wie wir sie 
brauchen, eine Rentenformel ist, die um so sicherer 
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ist, je mehr sie dem parteipolitischen Streit entzo-
gen ist. Wie Sie wissen, gehe ich ja keinem Streit 
aus dem Wege. Der parlamentarische Streit ist ja 
auch ein Teil unseres gemeinsamen parlamentari-
schen Lustgewinns. Davon lebt ja die Demokratie, 
daß gestritten wird. Nur sollte sich dieses Parla-
ment in allem parteipolitischen Streit auch fähig 
zeigen, in einigen Fragen den Konsens, die Überein-
stimmung, möglich zu machen. Ich denke, gerade 
für die älteren Mitbürger wäre es eine große Beru-
higung, wenn sie wüßten, daß die Rente aus dem 
Streit der Parteien herausgebracht ist, daß sie auch 
von der Hektik des Gesetzgebungsverfahrens abge-
hängt und auf eine Formel gestellt wird, die auf 
Generationen hinaus wasserdicht ist. 

Deshalb lade ich noch einmal zu einer großen 
rentenpolitischen Einigung ein. Ich weiß — das will 
ich dankbar anerkennen —, daß die Bereitschaft 
dazu auf allen Seiten vorhanden ist. Nur parteipoli-
tische Fanatiker wollen auf dem Buckel der alten 
Leute Rentenpolitik machen. Aber es gibt in dieser 
Frage nur einen gemeinsamen Erfolg oder den ge-
meinsamen Verlust des Vertrauens unserer älteren 
Mitbürger. 

Ich denke, daß wir in eine solche Rentenformel 
auch die Entwicklung der Bevölkerung einbauen 
müssen, wenn sich die Rentenversicherung selber 
steuern muß. Wenn die Bevölkerung zurückgeht, 
verändert das auch die Belastung der Aktiven. Aber 
ich denke, daß Bevölkerungsrückgang nicht nur 
von den Aktiven getragen werden kann, daß wir 
eine Formel brauchen, die solche Rentenbela-
stungsverschiebungen von Beitragszahlern, Rent-
nern und Staat abfängt, eine Rentenformel, in der 
diese drei Komponenten enthalten sind. Denn wenn 
wir die Last nur den Beitragszahlern aufbürden, 
könnten Beiträge zustande kommen, die über die 
Leistungsfähigkeit unserer Kinder hinausgehen. 
Eine familienfeindliche Politik — das zeigt sich an 
dieser Stelle — benachteiligt nicht nur die Eltern, 
sondern auch die Kinder, denn diese müssen dann 
die Beiträge der noch nicht geborenen Zeitgenossen 
mit bezahlen. Weil das so ist, kann eine solche Ent-
wicklung nur von allen Beteiligten — von Beitrags-
zahlern ;  Rentnern und Staat — aufgefangen wer-
den. 

Der Übergang in verändertes Verhalten hat im-
mer Umstellungen zur Folge. Die Umstellung in un-
serem Alterssicherungssystem kann allerdings 
nicht nur von der Rentenversicherung getragen 
werden. Ich beharre deshalb, meine Damen und 
Herren, darauf, daß auch die Alterssicherung des 
öffentlichen Dienstes auf den Prüfstand muß. Die 
Lasten der Zukunft können nicht allein von den 
Rentnern getragen werden. Umstellung und Har-
monisierung heißt nach meinem Verständnis — da-
mit nicht falsche Hoffnungen entstehen — nicht 
Nivellierung. Wir sind gegen eine Politik der Gleich-
macherei. Die Eigenständigkeit der öffentlichen Al-
terssicherung muß gewahrt werden, und der Beam-
tenstatus kann auch nicht durch die Hintertür auf-
gerollt werden. Aber Bevölkerungsentwicklung und 
ihre Folgen stellen nicht allein der Rentenversiche-
rung eine Aufgabe. Das kann nicht allein die Ren-

tenversicherung auffangen. Das muß von allen ge-
tragen werden, auch von unseren Mitbürgern im 
öffentlichen Dienst. Gemeinsam müssen wir uns 
auf den Weg nach einem neuen Gleichgewicht von 
Ansprüchen und Belastungen machen, von Einnah-
men und Ausgaben. Bezahlt wird soziale Sicherheit 
zu guter Letzt früher oder später auch immer vom 
Empfänger. Deshalb braucht unser Sozialsystem 
Balance, wenn es nicht kippen soll. 

Von der im Gesetz vorgesehenen Rentenanpas-
sung werden 13 Millionen Rentner der gesetzlichen 
Rentenversicherung und rund eine Million Renten 
der gesetzlichen Unfallversicherung sowie 610 000 
Renten der Altershilfe für Landwirte erfaßt. Wir 
geben ihnen heute gemeinsam die gute Nachricht: 
ihre Rente wird erhöht. Wir betreiben eine Renten-
politik, die die Renten sicherer macht. 

Vor uns liegen noch schwere Aufgaben. Wir wer-
den sie am besten lösen, wenn wir zur Gemeinsam-
keit bereit und fähig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hoffe, Sie stimmen mit mir darin 
überein, wenn ich sage, daß Herr Blüm uns lieb und 
teuer ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Er wird uns eigentlich immer teurer als lieber, und 
diese Entwicklung möchte ich gern verhindern, mit 
seiner Hilfe. Ich meine, es geht nicht nur darum, 
lieb zu scheinen, sondern man muß auch lieb sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Er beweist immer wieder, wenn er hier ist, daß er 
ein großer Demagoge vor dem Herrn ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Er nimmt es auch in der Sache, 

(Zuruf von der SPD: Nicht immer so genau! 
— Heiterkeit bei der SPD) 

ich will nicht sagen, mit der Wahrheit nicht so ge-
nau; dies könnte unparlamentarisch sein. Aber er 
nimmt es nicht immer ganz genau. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Da liegt ein Unterschied; ich weiß, Herr Präsident, 
daß Sie hinter mir sitzen, und ich werde mich sehr 
hüten, hier etwas zu sagen, was nicht in Ordnung 
wäre. 

Und was die Betroffenen angeht, da kann ich nur 
sagen: Er wird vom Blickpunkt der Betroffenen her 
in die Sozialgeschichte unserer Republik eingehen 
als der teuerste Arbeitsminister aller Zeiten — vom 
Blickpunkt der Betroffenen her! 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber der ehrlichste!) 

— Na ja, wenn wir jetzt noch Plaketten für Punkte 
der Ehrlichkeit vergeben, Herr Kollege Kolb, dann 
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gehören Sie — davon bin ich überzeugt — auch mit 
zu den Ersten. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie sollten Ihr Licht da nicht unter den Scheffel 
stellen. 

Nun, der Herr Bundesarbeitsminister hat hier im-
mer von Verläßlichkeit und Solidität gesprochen, 
und er hat dabei die Stimme in einer Weise geho-
ben, wie man das eigentlich selten bei ihm erlebt. 
Da hatte ich den Eindruck, er hatte Mühe, an sich 
selbst zu glauben. 

(Große Heiterkeit bei der SPD) 

Dies ist ein psychologisch sehr interessanter Vor-
gang. Er hat dann einem meiner Freunde gegen-
über, ich glaube, es war der Kollege Lutz, auf Grund 
einer sehr vernünftigen Frage, die er gestellt hat, 
die aber nicht ganz so vernünftig beantwortet wor-
den ist, vom blinden Eifer gesprochen. Ich finde, 
dieser „blinde Eifer" ist im Zusammenhang mit der 
Zusicherung, daß gerade er und seine Regierung in 
Sachen Sozialpolitik besonders verläßlich und so-
lide seien, ein Ausspruch, den wir uns sehr merken 
müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies müssen wir auch immer wieder auf den Prüf-
stand der Politik heben und ihm, wenn es notwen-
dig ist, auch vorwerfen. 

Herr Bundesarbeitsminister, es war zu erwarten, 
und ich bin darauf vorbereitet, daß Sie die heutige 
Rentendebatte dazu benutzen würden, große Er-
folge Ihrer Rentenpolitik zu feiern und die Lage der 
Rentenversicherung der Rentner in möglichst gu-
tem Licht darzustellen. Dafür habe ich übrigens 
volles Verständnis. Wer würde das an seiner Stelle 
nicht tun! 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Weil die Erfolge da 
sind!) 

— Gut, darüber reden wir gleich noch! — Aber bei 
all den frohen Botschaften von der wiederherge-
stellten Ordnung in der Rentenversicherung, vom 
beginnenden Aufschwung und von der gesicherten 
Zukunft werden — dies sage ich nun wirklich so, 
wie ich es meine — wesentliche Teile der Wahrheit 
unterdrückt. Dies ist doch wohl ein parlamentari-
scher Ausdruck, mit dem ich niemandem zu nahe 
trete. Ich will diesem Bundesarbeitsminister auch 
nicht zu nahe treten, weil er mir persönlich außer-
ordentlich sympathisch ist; das kann ich nicht leug-
nen. Aber ich finde das, was gesagt werden muß, 
muß gesagt werden, auch in aller Härte. Sie ver-
schweigen, Herr Minister, daß die auf den ersten 
Blick als völlig normal erscheinende Rentenanpas-
sung zum 1. Juli dieses Jahres in Wirklichkeit durch 
schwere und schwerste Opfer im Einzelfall — dies 
wird sich erst im Laufe der nächsten Jahre in kata-
strophaler Weise herausstellen — und durch emp-
findliche Einschnitte in das soziale Netz erkauft 
worden ist, 

(Beifall bei der SPD) 

und durchaus nicht mit dem Ziel, nun die Finanzen 
der Rentenversicherung sicherzumachen, sondern 

mit dem auch immer wieder zugegebenen Ziel, erst 
einmal die Lücken im Haushalt zu schließen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Die Sie hinterlassen 
haben!) 

Dies ist für die Betroffenen natürlich nur sehr 
schwer einsehbar. 

Um diese Rentenanpassung, diese mageren 1,2 %, 
die davon übriggeblieben sind, über den Kabinetts-
tisch zu bekommen, wenn ich das so ausdrücken 
darf, mußte Herr Bundesarbeitsminister Blüm eine 
weitere empfindliche Absenkung des Rentenni-
veaus hinnehmen. Dies ist nicht zu bestreiten, ge-
messen an dem ursprünglichen Recht, von dem wir 
bei der Neuordnung der Rentenversicherung im 
Jahre 1957 ausgingen. Dies ist natürlich eine Frage 
des Zuwachses; dies gebe ich zu. Dabei haben wir 
auch eine gehörige Verantwortung aus der Zeit der 
sozialliberalen Koalition. Bis zum Jahre 1983 waren 
es etwa 12 %; aber wir sind davon ausgegangen, daß 
dies genug sein müßte und sollte, und es ist in der 
Tat für die Betroffenen katastrophal, daß darauf 
nun bis zum Jahre 1986 noch einmal 8 % kommen 
sollen. Da kann man nicht so tun, als hätte das, was 
Sie hier in den letzten Jahren vorgenommen haben, 
für den einzelnen überhaupt keine Auswirkung. Es 
hört sich nämlich so an, als ob das Rentenniveau 
bis zum Jahre 1995 oder 2000 erhalten bleibt und 
keiner an dieser Entwicklung der Sozialgesetzge-
bung Schaden nimmt. Dies ist so nicht richtig, und 
dies muß hier klargestellt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies kann man wirklich nur jemandem erzählen, 
der keine Knöppe an der Hose hat, wie der Ham-
burger sagt. Da müssen wir wirklich ehrlich mitein-
ander umgehen. 

Zahlreiche, im Einzelfall sehr drastische Eingriffe 
in individuelle Leistungsansprüche — ich habe da-
von bereits gesprochen — werden ihr Weiteres tun. 
Der Bruch des Vertrauens gegenüber den freiwillig 
Versicherten und die massiven Kostenverlagerun-
gen in andere Zweige der Sozialversicherung, die 
hingenommen werden mußten, verschleiern eigent-
lich nur die wahren Vorgänge bei dem Versuch der 
sogenannten Konsolidierung. Darüber wird gar 
nicht mehr gesprochen, dies wird als Selbstver-
ständlichkeit hingenommen. In der Zeit, als die 
CDU/CSU in der Opposition war, haben diese bei-
den Herren, die jetzt die Regierung dort repräsen-
tieren, nämlich der Herr Bundesarbeitsminister 
und vor allem mein sehr geschätzter Freund Heinz 
Franke, jetzt Parlamentarischer Staatssekretär, die 
vernünftigsten Vorschläge zur Konsolidierung der 
Rentenfinanzen in Bausch und Bogen abgelehnt 
und bis aufs Messer bekämpft. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute geht es Ihnen nicht weit genug. Jetzt kommt 
das Interessante, Herr Bundesarbeitsminister — 
Herr  Präsident, ich bitte im vorhinein, dies nicht als 
persönliche Beleidigung zu betrachten —: Ich finde, 
dieser Arbeitsminister hat eine hervorragende 
Gabe, aus sozialen Exkrementen Gold zu machen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
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Ich finde, Herr Blüm ist der Böttger dieses Jahr-
hunderts, zumindest auf dem Gebiet der Sozialpoli-
tik. Da ist er überhaupt nicht mehr zu überbieten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Einschnitte in das soziale Netz — Frau Fuchs 
hat bereits darauf hingewiesen — summieren sich 
auf über 9 Milliarden DM. Davon wird von seiten 
der Regierung kein Wort gesagt. Dies müssen wir 
immer wieder hervorheben. Gleichzeitig haben Sie, 
nämlich die Rechtskoalition, den Wohlhabenden 
Steuergeschenke in einer Höhe von 3,5 Milliarden 
DM gemacht. Auch das ist eine geschichtliche Tat-
sache. 

Der geringste Teil — ich sage es noch einmal — 
der  Finanzierungsprobleme der Rentenversiche-
rung war hausgemacht. Ganz überwiegend haben 
die Opfer der Rentner nicht zur langfristigen Sanie-
rung der Renten, sondern zu Stopfung der Löcher 
im Bundeshaushalt gedient. Auch für die Betroffe-
nen muß immer wieder klar werden, wozu ihre Op-
fer eigentlich gedient haben. Über diese Dinge darf 
bei der ersten Lesung des Rentenanpassungsgeset-
zes 1984 und des Rentenanpassungsberichtes 1983 
nicht hinweggegangen werden. 

Ich möchte zwei Beispiele nennen. Diese Regie-
rung und diese Regierungsmehrheit bekommen im-
mer feuchte Augen, wenn es um Fragen der Famili-
enpolitik geht und will uns ständig weismachen, 
daß die Interessen der Familien im Vordergrund 
der politischen Betrachtung und Handlung stehen 
müssen. Sie hat sich nicht entblödet, als erstes die 
Kinderzuschüsse für die vorzeitig Berufs- und Er-
werbsunfähigen, die noch nicht so alt sind, die Kin-
der haben, die noch zur Schule gehen, die trotz 
Zurechnungszeiten usw. besonders niedrige Renten 
haben, zu streichen und ihnen in Aussicht zu stel-
len, im Jahr 1987 könnte zu ihren Gunsten vielleicht 
etwas passieren. 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist doch nicht seriös, dies ist doch nicht in Ord-
nung! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das ist unsozial! — Weiterer Zuruf von der 

SPD: Typisch Blüm!) 

Einen zweiten Punkt will ich Ihnen nennen: Wir 
haben während der Zeit der sozialliberalen Koali-
tion mit Erfolg — — 

(Pohlmann  [CDU/CSU]: Die Renten in die 
Pleite geführt!) 

— Aber bester Herr Pohlmann, wir werden nach-
her, wenn die Plenarsitzung vorbei ist, noch einmal 
darüber reden, und ich werde Ihnen verschiedenes 
in Erinnerung rufen. 

In der Zeit der sozialliberalen Koalition wollte die 
FDP — da gibt's zwar auch einige, die ich außeror-
dentlich schätze, aber nicht ihre Politik — schon 
1977 beim 20. Rentenanpassungsgesetz die Renten 
der gesetzlichen Unfallversicherung mit in diesen 
Anpassungsverbund hineinnehmen. Sie wollte zu-
gunsten der Unternehmer Geld sparen, obwohl die 
gesetzliche Unfallversicherung überhaupt nicht 
notleidend ist, und die Haftpflichtansprüche der Ar-

beitnehmer gegenüber ihren Arbeitgebern, die 
durch das Dritte Buch der Reichsversicherungsord-
nung abgelöst werden, auf den gleichen Anpas-
sungssatz bringen, d. h. den Anstieg des Kranken-
versicherungsbeitrages der Rentner bei der Anpas-
sung der Unfallrenten mit anzurechnen. Dann be-
zahlen die Unfallrentner einmal einen Beitrag zur 
Unfallversicherung in Höhe eines Krankenversi-
cherungsbeitrags der Rentner, zum anderen einen 
Beitrag in gleicher Höhe zur Rentenversicherung 
und haben trotzdem unter Umständen nicht in ei-
nem einzigen Fall überhaupt gegenüber der Kran-
kenversicherung einen Anspruch. Dies dient alles 
zur Selbstfinanzierung dieser Leistung auf Kosten 
derjenigen, die darauf angewiesen sind. In der so-
zialliberalen Koalition haben wir das erfolgreich 
verhindert. 

Die Beamten sind die gleichen geblieben — das 
ist kein Vorwurf gegen die Beamten; die sind jeder 
Regierung gegenüber loyal; das ist nicht nur ihr 
Recht, sondern auch ihre Pflicht — und haben ver-
sucht, das unter der neuen Regierung endlich 
durchzusetzen. Ich kann nur sagen: mit Erfolg, mit 
der entsprechenden Hilfe der FDP. 

(Zuruf von der SPD: Leider!) 

Aber dies ist, so meine ich, einem individuellen 
Rechtsanspruch, dem Sie sonst immer das Wort re-
den, nicht dienlich. Sie behaupten immer, wir seien 
Systemüberwinder, wir würden alles über einen 
Kamm scheren. Nein, Sie machen das, Sie machen 
das ohne Not, wenn es um Ausgaben geht, 

(Beifall bei der SPD) 

selbst dort, wo überhaupt gar keine finanzielle Not 
entstanden ist. 

An diesem Beispiel mag man erkennen, daß es 
nicht dasselbe ist, ob Sozialdemokraten oder Christ-
liche Demokraten oder Freie Demokraten Sozialpo-
litik machen, daß es hier erhebliche Unterschiede 
gibt; auf die möchte ich bei dieser Gelegenheit ein-
mal hingewiesen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben auch Unrecht, Herr Bundesarbeitsmi-
nister, wenn Sie sich die in der Tat leicht gebesserte 
aktuelle Finanzlage der gesetzlichen Rentenversi-
cherung als Erfolg anrechnen. Die Liquiditätspro-
bleme des Jahres 1984 werden wahrhaftig schwie-
rig genug bleiben. Wenn wir bei der Lösung dieser 
Probleme helfen können, werden wir das tun. Es ist 
aber ein bisher einmaliger Vorgang in der Ge-
schichte der Rentenversicherung, daß die Renten in 
diesem Jahr zeitweilig auf Pump ausgezahlt werden 
müssen. 

(Lutz [SPD]: Sehr wahr!) 

Auch das ist eine Tatsache, die Sie verschweigen, 
die übrigens von dem Präsidenten der Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte in dem Gespräch, 
das wir in der vorigen Woche in Berlin mit ihm hat-
ten, bestätigt worden ist. Wir hoffen sehr, daß die 
Zusagen der Bundesregierung, was die Überwin-
dung dieser Schwierigkeiten angeht, in vollem Um-
fange erhalten bleiben. 
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Daß die Liquiditätsprobleme nicht noch schlim-

mer sind und daß sie nicht ganz so schlimm sind, 
wie man noch vor einigen Monaten befürchten 
mußte, verdanken Sie nicht Ihrer Politik, Herr 
Blüm, wie Sie es hier auch in Antworten auf Fragen 
von Herrn Matthöfer dargestellt haben. Auch ver-
danken Sie diese Entwicklung nicht dem angebli-
chen Aufschwung. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Na, wem denn?) 

Die Ursache dafür liegt allein in der Tatsache, daß 
das Rechnungsergebnis des Jahres 1983 bei den 
Rentenversicherungsträgern um etwa 1 Milliarde 
DM günstiger ausgefallen ist, als man ursprünglich 
angenommen hatte. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Und warum ist es 
günstiger ausgefallen?) 

— Ich sage Ihnen: Dies hat mit dem Aufschwung im 
Augenblick so viel zu tun wie die Kuh mit dem Fox-
trott. 

(Beifall bei der SPD) 

Das haben wir doch, meine ich, bei der Erörterung 
des Rentenanpassungsberichtes klargestellt. 
Selbstverständlich ist diese glücklich gefundene 
Milliarde für die Rentner und die Rentenversiche-
rung erfreulich. Aber es wäre unredlich, wenn die 
Bundesregierung die Korrektur eines Schätzfehlers 
als politischen Erfolg feierte. 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist, daß sie mehr Glück als Verstand ge-
habt hat. Aber das muß man eben haben. Das haben 
wir oftmals nicht gehabt. Dafür können wir Sie 
nicht verantwortlich machen. Sie sind ein glückli-
cher Mensch. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Franke? 

Glombig (SPD): Ja. 

Franke (CDU/CSU): Herr Kollege Glombig, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 

(Lutz [SPD]: Nein!) 

daß die Erhöhung der Mehreinnahmen bei den 
Rentenversicherungsträgern primär aus Pflicht-
beiträgen herrührt, d. h. hier auch der Aufschwung 
sichtbar wird, der sich, wenn auch langsam, auf 
dem Arbeitsmarkt abzuzeichnen beginnt? 

Glombig (SPD): Das ist eine 

(Kolb [CDU/CSU]: Erfreuliche Tatsache!) 

Komponente dieser Entwicklung, aber nur eine. Die 
Zunahme an Rentenversicherungsbeiträgen ist 
doch nicht nur auf konjunkturelle Entwicklungen 
zurückzuführen. Dafür gibt es auch noch einige an-
dere Ursachen. — Aber ich finde, es hat keinen 
Zweck, hier Ausschußsitzungen zu wiederholen. Sie 
stehlen mir nur die Zeit. Und der Präsident sagt 
dann — und das ist Ihre alte Taktik —: Die Redezeit 
ist beendet. 

Vor allem,-Herr Franke, Herr Bundesarbeitsmini-
ster, ist die Zukunft der Rentenversicherung durch-
aus nicht so ungetrübt, wie Sie sie darstellen. In der 
mittelfristigen Rechnung des Rentenanpassungsbe-
richts wird zwar ein Anstieg der Schwankungs-
reserve der Rentenversicherungsträger auf 1,9 Mo-
natsausgaben bis zum Jahre 1987 prognostiziert, 
aber diese günstige Rechnung kommt nur zustande, 
weil Sie mit Beschäftigungshypothesen arbeiten, 
die mit der tatsächlichen Lage auf dem Arbeits-
markt kaum etwas gemein haben. Damit die Rech-
nung stimmt, müßte die Zahl der beschäftigten Ar-
beitnehmer in den nächsten Jahren jeweils um 0,9% 
steigen. Eine solche optimistische Annahme steht 
im Widerspruch zu den Planungen der Bundesre-
gierung. Im Finanzplan für die Jahre 1983 bis 1987 
wird nämlich nur mit einer jährlichen Beschäfti-
gungszunahme von 0,25 % gerechnet. Die Bundesre-
gierung selber glaubt also nicht an ihre eigenen 
Prognosen. Das finanzielle Risiko der Rentenversi-
cherung in den nächsten Jahren ist also trotz aller 
Einsparungen noch immer beträchtlich. 

Wenn die Zahl der Beschäftigten in den nächsten 
Jahren, entgegen den Annahmen der Bundesregie-
rung, nicht so steigen sollte, sondern auf dem Ni-
veau von 1983 verharrte, was anzunehmen nicht 
sonderlich pessimistisch wäre, würden sich die 
Mindereinnahmen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung auf 3,5 bis 4 Milliarden DM summieren. 

(Lutz [SPD]: Hört! Hört!) 

Auch die langfristigen Rechnungen im Rentenan-
passungsbericht 1983 zeigen, wie groß die Heraus-
forderungen der Zukunft sind. Unter den verschie-
denen Varianten, die dort aufgeführt sind, kann 
man allein diejenigen als einigermaßen realitäts-
nah betrachten, die mit nicht mehr als 4 % durch-
schnittlicher Lohnsteigerung und mit sogenanntem 
niedrigem Beschäftigungsstand rechnen. Dem nied-
rigen Beschäftigungsstand, nach der Definition der 
Bundesregierung, entspricht immerhin nur ein 
jährlicher Beschäftigungszuwachs von 0,2% in dem 
gesamten Dreijahreszeitraum von 1984 bis 1987. Ich 
will trotz meines Mißtrauens in die Beschäftigungs-
politik der Bundesregierung hoffen, meine Damen 
und Herren, daß diese Annahme zutreffen wird. 
Aber sie ist auf jeden Fall immer noch sehr optimi-
stisch, wenn nicht zu optimistisch, wenn z. B. das 
zurückliegende Jahrzehnt zum Vergleich herange-
zogen wird, in dem die Zahl der beschäftigten Ar-
beitnehmer nicht gestiegen, sondern gesunken ist. 
Und davon muß man wohl auch in der Zukunft aus-
gehen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Aber alles in allem wird man, ohne schwarz zu 
färben oder schwarz zu sehen, aus den Zahlen des 
Rentenanpassungsberichtes entnehmen können, 
daß die Renten trotz der hinter uns liegenden mas-
siven Einschnitte höchstens noch bis zum Ende der 
80er Jahre ohne Beitragssatzerhöhungen oder wei-
tere Leistungskürzungen finanzierbar sein werden. 
Was weitere Leistungskürzungen angeht, so habe 
ich die traurige Hoffnung, daß da schon viel eher 
etwas passiert. Ich glaube, daß man mit Beitrags-
satzsteigerungen nicht bis zum Jahre 1995 oder bis 
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zum Jahre 2000 wird warten können. Schon der 
nächste Konjunkturabschwung in der Mitte oder in 
der zweiten Hälfte der 80er Jahre könnte wieder 
eine akute Finanzierungskrise auslösen. 

Ich sage dies alles nicht, um Panik hervorzurufen, 
wie es CDU und CSU — ich habe es vorhin bereits 
gesagt — früher in ihrer Oppositionszeit ständig 
getan haben, ohne auch nur den geringsten eigenen 
positiven Vorschlag zur Lösung der Probleme der 
gesetzlichen Rentenversicherung und ihrer Finan-
zierung in ihrer Zeit der Opposition vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD — Jagoda [CDU/CSU]: 
Stimmt doch nicht!) 

— Herr Jagoda, dies ist nachprüfbar. Dies habe ich 
besonders schmerzlich empfunden, Sie sind ja erst 
seit 1980 Mitglied dieses Hohen Hauses. Schon vor-
her hat sich das alles abgespielt. Seit 1975 war es 
der ständige Versuch, die innerparteiliche oder, bes-
ser gesagt, die innerpolitische Auseinandersetzung 
mit der Angst der Rentner anzuheizen. Dies ist 
doch seit 1975 gängige Praxis in der Politik der 
CDU/CSU. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Ja

-

goda [CDU/CSU]) 

Vielleicht kann das Herr Kollege Cronenberg bestä-
tigen. Er wird ja wohl nach mir sprechen. 

Zweifellos sind die Renten in dem Sinn sicher, 
daß sie auch in Zukunft gezahlt und, in welchem 
Umfang auch immer, jährlich erhöht werden. Aber 
das genügt nicht. Die Generationensolidarität kann 
auf die Dauer nur dann erhalten werden, wenn das 
Rentensystem in sich selbst stabilisiert und die 
Kette von Rentenoperationen beendet wird. Dazu 
muß die Rentenversicherung auf langfristig tragfä-
hige finanzielle Grundlagen gestellt werden. Dies 
ist bis jetzt trotz aller massiver Kürzungen von sei-
ten dieser Regierung und dieser Regierungsmehr-
heit nicht geschehen. Im Gegenteil. Die Rentenfi-
nanzen sind nach wie vor höchst empfindlich ge-
genüber wirtschaftlichen Störungen, und die Frage, 
wie der Rentenberg der 90er Jahre bewältigt wer-
den könnte, ist noch immer nicht beantwortet. 

(Kolb [SPD]: Aber nicht mehr so empfind

-

lich wie vor zwei Jahren!) 

— Na, darüber spreche ich gleich mal, Herr Kolb, 
wie empfindlich. 

Die Rentenpolitik der CDU/CSU-FDP-Regierung 
hat nicht nur zur Lösung dieser Probleme nichts 
beigetragen, sondern sie auf lange Sicht noch ver-
stärkt. Ich erinnere nur an die Halbierung der Ren -
tenversicherungsbeiträge der Bundesanstalt für 
Arbeit für Arbeitslose und an die Beitragsbelastung 
für die Einmalzahlungen, mit der zwar kurzfristig 
Löcher gestopft, aber langfristig zusätzliche Ausga-
ben programmiert worden sind. Wir haben doch den 
Beitrag der Bundesanstalt für Arbeit für die Ar-
beitslosen an die gesetzliche Rentenversicherung 
eingeführt, um die Finanzen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung konjunkturunabhängig zu ma-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun wollen Sie mir doch nicht erzählen, daß Sie die 
Finanzen der Rentenversicherung dadurch sicherer 
gemacht haben, daß dies zurückgenommen worden 
ist, aber die Leistungen weit über dem Gegenwert 
der Beitragszahlung in diesen Fällen stehen. Im 
Hinblick auf das, was der Bundesarbeitsminister zu 
der Rede von Frau Fuchs gesagt hat, nämlich es sei 
bei der 59er-Regelung eine Diskriminierung der 
Rentenversicherung, wenn sie nichts zurückgezahlt 
bekommt, frage ich: Ist es denn keine Diskriminie-
rung der Rentenversicherung, wenn sie von seiten 
der Bundesanstalt für das Risiko des Alters nicht 
den ausreichenden Beitrag bekommt, damit diese 
Renten finanziert werden können? 

(Beifall bei der SPD) 

Mehrere Milliarden gehen der Rentenversicherung 
dadurch verloren. Dies ist doch nicht in Ordnung. 
Wir müssen die Dinge doch dort in Ordnung brin-
gen, wo die Finanzmisere entsteht oder entstanden 
ist. 

(Jagoda [CDU/CSU: Die Arbeitslosigkeit 
beseitigen!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion, Herr Kollege Jagoda, 
hat bereits mehrmals, zuletzt im Entschließungsan-
trag zur dritten Beratung des Haushaltsbegleitge-
setzes 1984, verdeutlicht, wie wir uns in den Grund-
zügen eine dauerhafte Stabilisierung der gesetzli-
chen Rentenversicherung vorstellen. Hier gibt es 
teilweise Übereinstimmung mit dem Bundesar-
beitsminister. 

Die für uns entscheidenden Punkte sind: 

Erstens. Die Wiederherstellung voller Renten -
versicherungsbeiträge für die Arbeitslosen — hier 
gibt es keine Übereinstimmung — entsprechend 
dem entgangenen Brutto-Arbeitsentgelt. Damit soll, 
wie gesagt, die Rentenversicherung wieder unab-
hängiger von der Arbeitslage gemacht werden. Au-
ßerdem ist es richtig, wie gesagt, die sozialen Risi-
ken in dem Teilbereich der Sozialversicherung zu 
finanzieren und zu konsolidieren, in dem sie ent-
standen sind. 

Zweitens. Modifikation der bruttolohnbezogenen 
Rentenformel. Damit wollen wir sicherstellen, daß 
die Rentenanpassungen im Fall einer notwendig 
werdenden Beitragssatzsteigerung in dem Umfang 
korrigiert werden, in dem die Nettolöhne durch die 
Beitragserhöhung vermindert werden. Mit dieser 
demographischen Komponente in der Rentenfor-
mel kann auch angesichts wachsender demographi-
scher Belastungen das Rentenniveau gesichert wer-
den. Hier gibt es wohl in etwa auch eine Überein-
stimmung mit dem Bundesarbeitsminister. 

Drittens. Stabilisierung des Bundeszuschusses. 
Damit soll gewährleistet werden, daß sich der Bund 
ebenfalls stärker am demographischen Risiko der 
Alterssicherung beteiligt, als dies gegenwärtig der 
Fall ist. Hier hätte ich eine etwas deutlichere Aus-
sage des Bundesarbeitsministers erwartet. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen ihn dabei unterstützen. Wir sind zwar 
politische Gegner, aber — vor allem in der Sozialpo

-

litik — keine Feinde. Es gibt durchaus auch über- 



3538 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 

Glombig 
einstimmende Zielsetzungen. Dazu muß man sich 
bekennen. Man muß sich — vor allem, wenn man 
eine verhältnismäßig schwache Position in der Re-
gierung hat — auch der Hilfe der Opposition verge-
wissern. Das liegt im Interesse der Menschen, die 
davon betroffen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Gesetzliche Institutionalisierung der 
sozialen Ausgewogenheit und flexible Anpassungs-
mechanismen. Hier habe ich eine zustimmende Äu-
ßerung des Arbeitsministers nicht gehört. Wir wol-
len, daß punktuelle Eingriffe des Gesetzgebers in 
das Leistungs- und Finanzierungsrecht der Renten-
versicherung dadurch überflüssig gemacht werden, 
daß etwaige zusätzliche finanzielle Belastungen so-
zial ausgewogen auf Beitragszahler, Rentner und 
Staat verteilt werden. In dem letzten gibt es wieder 
Übereinstimmung, wenn ich das richtig verstanden 
habe, was der Arbeitsminister hier gesagt hat. 

Fünftens. Lösung des verfassungsrechtlichen 
Problems der steuerlichen Behandlung von Alters-
einkünften in dem Sinne, daß die Rentner keines-
falls im Ergebnis zugunsten des Fiskus — sowohl 
des Landes- und Gemeindefiskus, als auch des Bun-
desfiskus — zusätzlich belastet werden. Es wäre 
doch ein Schildbürgerstreich, wenn dieses Geld in 
die Kasse des Fiskus wandert und die Rentenversi-
cherung dieses Geldes verlustig geht, so daß ihre 
Finanzierung weiterhin unsicher bleibt. Wer will 
dies denn politisch verantworten? Da müssen wir 
auch einmal über den eigenen Schatten springen. 
Ich warne alle diejenigen, die die reine Lehre 
durchführen wollen, indem sie meinen, aus finanz-
verfassungsrechtlichen Gründen sollte man uns als 
die politisch Verantwortlichen hierzu zwingen, ei-
nen solchen unsinnigen Weg zu gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten uns dagegen gemeinsam auflehnen. 
Dies ist ein Unsinn. Das bedeutet, daß wir eine ren-
tenversicherungsinterne Lösung jeder steuerrecht-
lichen Lösung vorziehen. 

Sechstens. Umstellung der Arbeitgeberbeiträge 
in der Sozialversicherung von der Lohnsummenba-
sis auf die Wertschöpfungsbasis, damit Unterneh-
men sich nicht mehr durch Wegrationalisierung 
von Arbeitsplätzen der Verpflichtung zur Finanzie-
rung der sozialen Sicherung entziehen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Hierzu habe ich von dem Bundesarbeitsminister 
überhaupt nichts gehört. 

Siebtens. Einstieg in die Harmonisierung der Al-
terssicherungssysteme auf der Grundlage der Vor-
schläge der Sachverständigenkommission Alterssi-
cherungssysteme. Der Bundesarbeitsminister hat 
hierzu einige Dinge gesagt, die ich beachtlich finde. 
Ich möchte ihm dafür danken. 

(Beifall der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]) 

Ich möchte dies aus meiner Sicht noch einmal 
ausdrücklich unterstreichen und unterstützen. Auf 
die Harmonisierung der Alterssicherungssysteme 

möchte ich deswegen etwas näher eingehen — 
nicht zu lange, denn ich bin gleich am Ende meiner 
Redezeit —; denn dieser Problemkomplex steht 
auch nach unserer Auffassung in engem Sachzu-
sammenhang mit der Frage der langfristigen Fi-
nanzierbarkeit unserer Alterssicherung insgesamt. 
Die soziale Sicherung im Alter ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Keine Bevölkerungs- oder 
Berufsgruppe, auf welche besondere Tradition — 
ich will das nicht weiter ausschmücken, darüber 
ließe sich noch etwas Lustiges sagen — sie sich 
auch berufen mag, darf von der Verpflichtung aus-
genommen werden, zur Lösung der schwerwiegen-
den Probleme beizutragen, die infolge der Verände-
rung der Alterspyramide auf uns zukommen. 

Die Finanzierung der Alterssicherungssysteme 
darf nicht isoliert als ein Problem der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und Angestellten betrachtet 
werden. Sie berührt alle Zweige des Alterssiche-
rungssysteme. In der gesetzlichen Rentenversiche-
rung sind die Schwierigkeiten nur deutlicher er-
kennbar, weil alljährlich langfristige Vorausberech-
nungen veröffentlicht werden. Deswegen ist das 
auch ständig ein Punkt der öffentlichen Auseinan-
dersetzung und der auch konträren politischen Aus-
einandersetzung. Darin war Herr Franke in der 
Vergangenheit ja ein Meister. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie haben jetzt die Rol

-

len getauscht!) 

Ich bin davon überzeugt, daß die Probleme der 
Alterssicherungssysteme nur gelöst werden kön-
nen, wenn es gelingt, die insgesamt zur Verfügung 
stehenden Finanzmittel gerechter zu verteilen. Zu 
einer solchen schrittweisen Gesamtreform der Al-
terssicherungssysteme gibt es nur eine Alternative, 
und zwar eine schlechtere: daß immer nur bei den 
Schwächeren gespart wird, daß die ohnehin üppiger 
ausgestatteten Sonder- und Zusatzversorgungssy-
steme unberührt bleiben und daß sich allmählich 
eine Klassengesellschaft in der Alterssicherung 
ausbildet, wenn wir sie dort nicht schon haben. Des-
halb ist die Harmonisierung der Alterssicherungs-
systeme nicht irgendein überflüssiges sozialpoliti-
sches Nebengebiet, sondern die Voraussetzung da-
für, daß in den nächsten Jahrzehnten unser soziales 
Sicherungssystem in den Grundzügen intakt bleibt 
und daß die Solidarität der Generationen aufrecht-
erhalten werden kann. 

Vor rund einem Monat hat die noch von der letz-
ten sozialdemokratisch geführten Bundesregierung 
eingesetzte Sachverständigenkommission Alterssi-
cherungssysteme, der anzugehören ich die Ehre 
hatte — ja, das war eine Ehre —, ihr umfangreiches 
Gutachten der Öffentlichkeit vorgestellt. Diese 
Kommission hat das weitverzweigte und unüber-
sichtliche Alterssicherungssystem mitsamt seinen 
Unterschieden sorgfältig und umfassend dargestellt 
und die Ungerechtigkeiten und Ungereimtheiten 
mit vielen zahlenmäßigen Belegen deutlich sichtbar 
gemacht. Darüber hinaus hat die Kommission eine 
Reihe von Änderungsvorschlägen erarbeitet, die 
auf der einen Seite geeignet sind, unser Alterssiche-
rungssystem gerechter auszugestalten, die aber auf 
der anderen Seite sowohl die gewachsenen Struktu- 
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ren respektieren als auch den Betroffenen keine 
unzumutbaren Opfer abverlangen. 

Die Bundesregierung wäre — Herr Bundesar-
beitsminister, ich glaube, bei Ihnen renne ich viel-
leicht offene Türen ein; 

(Zuruf von der SPD: Na, na?) 

ich sage das im Blick auf die gesamte Bundesregie-
rung — gut beraten, wenn sie diese Vorschläge sehr 
wohlwollend prüfen und auf ihrer Grundlage ge-
setzliche Initiativen einleiten würde, und zwar sehr 
bald. Ich persönlich meine, daß es ein sozialpoliti-
scher Skandal wäre, wenn die vorzügliche Arbeit 
der Sachverständigenkommission, an der zeitweise 
auch Herr Staatssekretär Franke beteiligt war und 
deren Empfehlungen im übrigen die Vertreter der 
Gewerkschaften, der Arbeitgeberverbände, der 
SPD-Bundestagsfraktion und der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion zugestimmt haben, praktisch um-
sonst gewesen sein sollte. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Das ist nun wirklich das letzte, was ich sagen 
möchte: Zu den beherzigenswerten Anregungen ge-
hören aus meiner Sicht die Vereinheitlichung und 
die Dynamisierung der Hinzuverdienstgrenzen in 
Rentenversicherung und Beamtenversorgung, die 
Einführung eines einheitlichen Steigerungssatzes 
und einer Zurechnungszeit in der Beamtenversor-
gung, so daß die Höchstversorgung erst nach 40 
oder 50 Dienstjahren erreicht wird, und die schritt-
weise Einführung des eigenen Altersversorgungs-
beitrags der Beamten; dafür muß die Beamtenbe-
soldung wieder an die Tarifbewegung der Arbeiter 
und Angestellten des öffentlichen Dienstes ange-
koppelt und ein sozialer Ausgleich für die unteren 
Besoldungsgruppen geschaffen werden. 

(Beifall bei der SPD — Glocke des Präsi -
denten) 

— Meine Damen und Herren, ich hatte mir eigent-
lich vorgenommen, noch eine Stunde zu reden, 

(Heiterkeit) 

aber meine Fraktion ist da immer sehr rigoros mit 
mir. Auch will ich es mir mit dem Präsidenten nicht 
verscherzen. Ich danke sehr für das Verständnis, 
das Sie mir damit entgegengebracht haben, meine 
Langschwätzerei anzuhören. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
auf der Diplomatentribüne haben Abgeordnete des 
finnischen Reichstages Platz genommen. Ich habe 
die hohe Ehre, sie im Deutschen Bundestag zu be-
grüßen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihnen nütz-
liche Gespräche in der Bundesrepublik sowie einen 
guten Aufenthalt in unserem Lande! 

(Erneuter Beifall) 

Das Wort hat der Abgeordnete Seehofer. 

Seehofer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Kollege 
Glombig, Sie haben nach einem sehr humorvollen 
Beginn im Mittelteil Ihrer Rede doch ein sehr trü-
bes Bild der Rentenversicherung gezeichnet. 

(Zuruf von der SPD: Aber ein treffendes!) 

Aber auch noch so wortreiche Ausführungen kön-
nen nicht darüber hinwegtäuschen: Keine Rente 
wird gekürzt, die Renten werden pünktlich zum 
1. Juli 1984 erhöht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das ist doch ganz klar! 
— Gegenruf von der CDU/CSU: Das war 

nicht immer so!) 

Dafür, daß dies überhaupt möglich ist, möchte ich 
hier vorweg dem Bundesarbeitsminister Dr. Nor-
bert Blüm sehr herzlich danken, denn seine Politik 
hat sichergestellt, daß auch die Renten wieder si-
cher geworden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Lieber Herr Kollege Glombig, Sie sagen, die Tat-
sache, daß wir die Renten jetzt erhöhen können, 

(Zuruf von der SPD: Um 1 %!) 

sei durch Sparopfer erkauft worden. Ich sage Ihnen: 
Wenn der Bundesarbeitsminister nicht sofort nach 
der Regierungsübernahme gehandelt hätte, hätten 
wir heute nicht über die Rentenerhöhung zu reden 
brauchen, sondern wir hätten über die Frage spre-
chen müssen, ob wir die Renten überhaupt noch 
bezahlen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn wenn er nicht sofort gehandelt hätte, hätten 
wir die Renten seit Sommer 1983, also seit mehre-
ren Monaten, überhaupt nicht mehr bezahlen kön-
nen. 

(Zuruf von der SPD: Das sind doch kesse 
Sprüche!) 

Daraus ergibt sich, daß das Sparen schon einen 
Sinn hatte und hat, daß die Politik des Sparens 
nicht umsonst war, sondern den Rentnern wieder 
sichere Renten gebracht hat. 

(Zuruf von der SPD: Auf Kosten der Steu

-

erzahler!) 

Wir standen ja,  überhaupt nicht vor einer Alter-
native. Wir mußten handeln, damit die Renten über-
haupt weiter bezahlt werden konnten. Den Zwang 
zum Handeln haben Sie durch Ihre Mißwirtschaft 
bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Unerhört!) 

Wir werden heuer bei der Rentenanpassung 
erstmals die Situation haben, daß die Rentenerhö-
hung aktueller an der Lohnentwicklung ausgerich-
tet wird, nämlich an dem Lohnanstieg im Jahre 
1983. Nach dem Verfahren, das bisher gültig war, 
wäre der Lohnanstieg der Jahre 1980 bis 1982 maß-
gebend gewesen. Ich meine, das ist ein sehr gewich-
tiger sozialpolitischer Fortschritt; denn damit wer-
den die Renten stärker an die aktuelle Einkom- 
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mensentwicklung angepaßt, und der Solidaritäts-
charakter der Rentenfinanzierung wird den Bei-
tragszahlern, aber auch den Rentenempfängern 
deutlicher gemacht. 

(Buschfort [SPD]: So ein Quatsch! Das sa- 
gen Sie nur, weil es weniger gibt! — Kolb 
[CDU/CSU]: Bei euch hätte es gar nichts 

gegeben!) 

Nun gibt es ja Zahlenspielereien — auch hier 
heißt es wieder, es gebe weniger — über die Pro-
zentsätze, über die Höhe der Renten. Abgesehen 
davon, daß es bei Ihnen überhaupt nichts gegeben 
hätte, wenn Sie so hätten weiterwirtschaften kön-
nen, darf ich doch einmal in Erinnerung rufen, wie 
es denn wirklich ausschaut. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die sprachen von Mi- 
nuswachstum!) 

Die Rentenerhöhung richtet sich also nach der 
Lohnentwicklung 1983. Nach den vorläufigen Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes waren bei den 
Bruttoentgelten Anstiege von 3,3 % im Durchschnitt 
zu verzeichnen. Um diesen Prozentsatz sollen die 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung und 
auch die Altershilfe für Landwirte zum 1. Juli 1984 
angehoben werden. 

Da aber zum gleichen Zeitpunkt — das muß man 
hinzufügen — die zweite Stufe der Beteiligung der 
Rentner an den Beiträgen für ihre Krankenversi-
cherung um zwei weitere Prozentpunkte der Rente 
wirksam wird 

(Dr. George [CDU/CSU]: Von der SPD ein

-

gebracht!) 

— von der SPD eingebracht —, beträgt die effektive 
Rentenerhöhung 1,2 %. Um diese 1,2 % werden auch 
die Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversiche-
rung angepaßt. 

Ein richtiges und ein sachgerechtes Bild, Herr 
Kollege Glombig, ergibt sich bei der Beurteilung 
des Jahres 1984 aber nur, wenn man berücksichtigt, 
daß im ersten Halbjahr 1984 noch die Rentenerhö-
hung vom 1. Juli 1983 wirkt. Diese Erhöhung betrug 
unter Berücksichtigung des Krankenversicherungs-
beitrages netto 4,6 %. 

(Glombig [SPD]: Diese Rechnung sollten 
Sie uns lieber nicht unterbreiten. Das kön

-

nen Sie in Wahlversammlungen machen, 
aber nicht hier!) 

Auf das ganze Jahr 1984 gerechnet wird der Rent-
ner 1984 also 2,9 % mehr bekommen, und das bereits 
unter Berücksichtigung der Krankenversicherungs-
beiträge. 

(Zuruf von der SPD: Das können Sie im 
Bayerischen Wald erzählen!) 

Damit erreichen wir, daß eine gleichgewichtige Ent-
wicklung zwischen Arbeitnehmereinkommen und 
Renten im Jahre 1984 erfolgt. 

Nun darf man, wenn über die Rentenerhöhung 
diskutiert wird, nicht alleine den Prozentsatz der 
Erhöhung anschauen — er ist für sich alleine nicht 
aussagefähig —, sondern man muß auch fragen: 

Was kann der Rentner mit dieser Erhöhung kau-
fen? Hier kann man einfach nicht wegdiskutieren, 
daß wir bei der Preissteigerungsrate von 5,6 % auf 
2,6 % heruntergefahren sind. Das sind 3 %. 

(Glombig [SPD]: Haben Sie das gemacht?) 

3 % Senkung des Preisanstiegs sind genausoviel wie 
eine Steigerung der Renten um 3 %. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Durch die Anpassung der Renten ergeben sich 
vom 1. Juli 1984 bis Ende Juni 1985 in der Renten-
versicherung Mehraufwendungen von 5,3 Milliar-
den DM, in der Altershilfe für Landwirte von 75 
Millionen DM und in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung von 86 Millionen DM. 

Die Finanzierung der Renten ist gesichert, wenn-
gleich die Kassenlage in der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten im Jahre 1984 ange-
spannt sein wird. Nur, Herr Kollege Glombig: Hier 
von „Renten auf Pump" zu reden, ist unredlich, 
denn diese Anspannung der Kassenlage ist allein 
darauf zurückzuführen, daß die Einnahmen und 
Ausgaben im Jahresverlauf einfach nicht gleichmä-
ßig fließen. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

Dieser Tatsache wird Rechnung getragen. Die Eng-
pässe werden mit Sicherheit überwunden durch ein 
Vorziehen der Raten des Bundeszuschusses und 
durch geeignete Maßnahmen der Selbstverwal-
tung. 

Ich darf abschließend sagen: Auch wenn Sie im-
mer etwas anderes behaupten, es besteht über-
haupt keine Veranlassung, die Rentner zu verunsi-
chern oder Angst zu produzieren. Die Rentner kön-
nen sich darauf verlassen, daß ihre Rente sicher ist 
und auch im Jahre 1984 pünktlich bezahlt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Potthast. 

Frau Potthast (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Der vorgelegte Gesetz-
entwurf über die Anpassung der Renten der gesetz-
lichen Rentenversicherung und der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 1984 
ist der Versuch der Bundesregierung, den im wahr-
sten Sinne des Wortes skandalösen Sozialabbau bei 
den Rentnern und Rentnerinnen mit getarnten 
Zahlen zu verschleiern. Es wird behauptet, daß sich 
die Renten um 2,9 % über das ganze Jahr 1984 ver-
teilt erhöhen. Damit ist nach Meinung der Bundes-
regierung die Zielsetzung einer gleichwertigen und 
gleichmäßigen Entwicklung von Renten und verfüg-
baren Arbeitnehmereinkommen, die durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 gesetzlich festge-
schrieben wurde, erfüllt. 

Doch wie sieht es tatsächlich aus? Die Renten sol-
len am 1. Juli 1984 um 3,4 % erhöht werden. Gleich-
zeitig soll allerdings ein Krankenversicherungs-
beitrag von 2 % erhoben werden. Das heißt, was hier 
passiert, ist eine Rentenabsenkung; denn wie die 
Bundesregierung richtig feststellt, bleiben damit 
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von den sogenannten Rentenerhöhungen gerade 
1,3 % übrig. Zusätzlich wird durch die willkürliche 
Verschiebung des Anpassungszeitpunkts vom 1. Ja-
nuar 1984 auf den 1. Juli 1984, d. h. um ein ganzes 
halbes Jahr, die ohnehin schon geringe Erhöhung 
für 1984 um die Hälfte gemindert. Mithin beträgt 
die reale Erhöhung der Renten ganze 0,65 %. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Wenn wir diese Zahlenspiele fortsetzen, können 
wir feststellen, daß es sich anstelle einer Erhöhung 
in Wirklichkeit um eine reale Rentenabsenkung 
von ca. 2,5 % handelt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vergessen wurde nämlich bei der Berechnung der 
Bundesregierung die Preissteigerungsrate, die al-
lein 3 % beträgt, während im selben Zeitraum die 
Unternehmergewinne um rund 11 % steigen sollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sollen!) 

— Sollen; richtig. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

— Sie gestatten, daß ich zu Ende rede. 

Sehen wir uns das doch einmal näher an. Der 
Bericht der Bundesregierung vom 2. November 1983 
legt ja eine Unmenge von Zahlen offen. Ich möchte 
jetzt ein Beispiel anführen, das ziemlich plastisch 
aufzeigt, welche konkreten Auswirkungen diese so-
genannte Rentenanpassung für die Bezieher und 
Bezieherinnen von niedrigen Renteneinkommen 
hat. 

Die Bundesregierung sagt in ihrem Bericht aus-
drücklich, daß die durchschnittliche Rentenhöhe im 
Juli 1983 bei den Männern 756,80 DM betragen hat, 
während die Frauen zum selben Zeitpunkt 661,20 
DM erhielten. Umgerechnet bedeutet dies, daß die 
durchschnittliche Rentnerin eine Rentenanpassung 
in Höhe von 4,29 DM monatlich erhält, und das bei 
einer Preissteigerungsrate von über 3%, die umge-
rechnet im Budget dieser Rentnerin knapp 20 DM 
ausmacht, 20 DM, die sie also mehr zu zahlen hat. 
Das heißt, sie bekommt 4,29 DM heraus dafür, daß 
sie 20 DM daraufzuzahlen hat. Milchmädchenrech-
nung von unserem Bundesminister? — Nein, das ist 
schon faustdicker Betrug an den Rentnern und 
Rentnerinnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Der Betrug an den Rentnern und Rentnerinnen hat 
allerdings schon eine lange Tradition. Auch die frü-
here, die sozialliberale Koalition macht ja da keine 
Ausnahme. So änderte sie ab 1978 die Bestimmun-
gen zur Errechnung der allgemeinen Bemessungs-
grundlage mehrmals willkürlich und erreichte es 
so, daß mit dieser Täuschungsaktion der Rentenzu-
wachs ab 1978 um 21,8 % niedriger angesetzt wurde, 
als es bis dahin der Fall war. 

Ein weiteres Beispiel von Rentenschummelei ist 
der unzureichende und stets gekürzte Bundeszu-
schuß zur Rentenversicherung seit 1957. Nach der 
Hochrechnung von Experten entgingen der Versi-
chertengemeinschaft bisher rund 150 Milliarden 

DM, ich wiederhole: 150 Milliarden DM. Das ist 
wohl eine ganz schöne Summe, denke ich. Seit Jahr-
zehnten dient also die gesetzliche Rentenversiche-
rung als Selbstbedienungsladen für den Staats-
haushalt. Das heißt, der Bundeshaushalt wird auf 
Kosten der Solidargemeinschaft entlastet. Wäre die 
Bundesregierung ihren Verpflichtungen nachge-
kommen und hätte sie der gesetzlichen Rentenver-
sicherung die durch Gesetz auferlegten Fremdlei-
stungen ersetzt, so wie wir das in unserem Antrag 
„Sofortmaßnahmen; Erhöhung des Bundeszuschus-
ses" gefordert haben, hätte die Bundesregierung die 
jetzt angewendeten Tricks nicht nötig, um eine 
langfristige Finanzierung der Renten sicherzustel-
len. Oder anders; dadurch, daß der Rentenversiche-
rung der reguläre Bundeszuschuß vorenthalten 
wird, gerät die gesetzliche Rentenversicherung 
auch nach Ansicht von Klaus Hoffmann, des Präsi-
denten der Bundesversicherungsanstalt in Berlin, 
in Lebensgefahr. Denn auch er stellt fest, die Ren-
tenversicherung hängt sozusagen „am Tropf". Die 
bisher durchgeführten Maßnahmen der Bundesre-
gierung zur Sanierung der Renten, nämlich rigo-
rose Streichmaßnahmen auf dem Rücken der sozial 
Schwachen, sind der untaugliche Versuch, grund-
sätzliche längerfristige Probleme kurzfristig lösen 
zu wollen. 

Der Ist-Zustand der Rentenmisere ist dadurch ge-
kennzeichnet, daß über 500 000 alte Menschen —
500 000 —, vor allem Frauen, unterhalb der offiziel-
len Armutsgrenze der Sozialhilfe leben. In diesem 
Fall würde ich gern einmal wissen, Herr Blüm, wie 
es mit Ihrem Ausspruch steht „von der Leistung, die 
eine Gegenleistung erhalten muß". 

Die Ist-Situation der Rentenmisere ist weiterhin 
dadurch gekennzeichnet, daß bei verschiedenen Be-
völkerungsschichten ganz verschiedene Maßstäbe 
angelegt werden. Das heißt, vor allem die Beamten 
der höheren Einkommensklassen, aber auch die 
Selbständigen sowie die Angestellten und Arbeiter 
der höheren Lohngruppen im öffentlichen Dienst 
werden gegenüber Arbeitnehmern der unteren und 
mittleren Einkommensklassen stark begünstigt. 

/Weiterhin wird in den nächsten Jahren die 
menschliche Arbeit durch die Maschinenarbeit im-
mer mehr an Bedeutung verlieren, was für ein ein-
kommenbezogenes Rentensystem katastrophale 
Folgen haben wird. 

Statt jedoch nach grundsätzlichen Lösungen zu 
suchen, geht das Flickwerk der Bundesregierung 
weiter. Das beweist auch der Bericht der Bundesre-
gierung über die gesetzlichen Rentenversicherun-
gen. Hier wird offensichtlich davon ausgegangen, 
daß die Wirtschaftskrise eine vorübergehende 
„Grippe" ist und daß sich das Wirtschaftswachstum 
unbegrenzt nach der „Genesung" fortsetzt mit der 
Perspektive, so aus den Schwierigkeiten heraus-
kommen zu können. Angenommen, es gelänge tat-
sächlich — was nicht sehr wahrscheinlich ist —, 
daß sich das Wirtschaftswachstum langfristig bele-
ben läßt, dann würde das zum totalen und endgülti-
gen Kollaps für unsere natürliche und soziale Um-
welt führen, da die Folgeschäden einer erhöhten 
Produktion zunehmend sichtbar werden. Wir soll- 
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ten endlich Abschied nehmen von der Ansicht, daß 
vermehrtes Wirtschaftswachstum unsere Probleme 
lösen hilft. 

Es ist deshalb nach unserer Ansicht eine falsche 
Politik, Löhne und Gehälter mit immer mehr So-
zialabgaben zu belasten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was schlagen 
Sie denn vor?) 

Dies führt nur dazu, daß in der Wirtschaft Arbeit 
durch Kapital wegrationalisiert wird und statt des-
sen Maschinen eingesetzt werden. Sozialabgaben 
— das ist unter Vorschlag — dürften zukünftig 
nicht mehr lohnbezogen, sondern müssen wert

-

schöpfungsorientiert sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Dann kaufen Sie kein Auto mehr!) 

Hier wäre die Besteuerung von Maschinen zu er-
wähnen. 

Es kann nicht weiter angehen, daß sich Großun-
ternehmen durch Wegrationalisierung von Arbeit 
ihrer sozialen Verantwortung dadurch entziehen, 
daß sie auf ihre Rationalisierungsinvestitionen 
keine Sozialabgaben für die Gesellschaft mehr zu 
entrichten haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: So wie VW!) 

Weiterhin müßte endlich dem Wirrwarr der ver-
schiedenen Alterssicherungssysteme ein Ende ge-
setzt werden. 

Wir fordern deshalb ein einheitliches Rentenver-
sicherungssystem, in dem alle Bevölkerungsschich-
ten, seien es Beamte, Selbständige, Freiberufler, 
Landwirte, Angestellte oder Arbeiter, versichert 
sind. An der Alterssicherung sollen gerechterweise 
alle einen Anteil tragen. Die Harmonisierungskom-
mission hat dazu interessante Empfehlungen abge-
geben. Es bleibt aber wohl abzuwarten, was die Re-
gierung hieraus macht. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist für uns die 
Gleichstellung der Frauen im Rentenrecht. Die bis-
herige Rentenpolitik ist eine patriarchalische, da 
sie Frauen in dieser Gesellschaft durchweg benach-
teiligt — Frauen, die in un- und unterbezahlten Be-
reichen arbeiten, dort Schwerstarbeit verrichten, 
was j a niemand von Ihnen leugnen wird, und die 
dadurch die niedrigsten Renten in diesem System 
überhaupt beziehen. 

(Beifall der Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wie sehen Sie, Herr Blüm, in diesem Fall Ihren 
Ausspruch von der erbrachten Leistung, die eine 
Gegenleistung erfordert? 

Kernpunkt einer GRÜNEN-Rentenpolitik ist also 
die Forderung nach einer eigenständigen Rente der 
Frau und damit die Abschaffung der Hinterbliebe-
nenversorgung. Wichtiger Bestandteil einer zu-
kunftsorientierten Rentenpolitik ist nach unserer 
Ansicht auch die Einführung einer Mindestrente 
für alle. Denn es ist skandalös, daß gerade Frauen, 
die durch Gebären und Erziehen von Kindern diese 

Gesellschaft reproduzieren, im Alter unterversorgt 
sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung ist deshalb aufzufordern, 
endlich mit dem Flickwerk aufzuhören und sich Ge-
danken um ein langfristiges System zu machen, 
welches Menschen im Alter eine halbwegs soziale 
Sicherung gewährt. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
heute den Rentenanpassungsbericht und den Ent-
wurf eines Gesetzes über die Anpassung der Ren-
ten diskutieren, dann sollten wir uns alle redlicher

-

weise ins Gedächtnis zurückrufen, daß es nicht sehr 
lange her ist, nur eine kurze Zeit, daß alle Seiten 
dieses Hauses die Entwicklung mit großer Sorge 
betrachtet haben. 

Ich darf in diesem Zusammenhang an die Äuße-
rung der Kollegin Fuchs vom 25. Oktober 1983 erin-
nern, in der sie eine Nachbesserung der Sanie-
rungsaktion kurzfristig für fast unvermeidlich ge-
halten hat. Sie war überzeugt, daß etliche Milliar-
den in der Kasse fehlten. Einen Tag später hat sie 
noch einmal zum Ausdruck gebracht, daß späte-
stens nach der nächsten Steuerschätzung, also im 
November, eine Korrektur nach unten dringend er-
forderlich sei. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich werde mich hüten, solche Prognosen als unse-
riös hinzustellen. Aber ich darf, hoffentlich für das 
ganze Haus, feststellen, daß wir alle gemeinsam mit 
Zufriedenheit zur Kenntnis nehmen können, daß 
die Entwicklung nicht ganz so schlecht gelaufen ist, 
wie sie prognostiziert worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Wie Sie wissen, neige ich persönlich eher zu einem 
gesunden Pessimismus als zu einem übertriebenen 
Optimismus. Um so erfreulicher ist es doch, daß wir 
feststellen dürfen, daß wir am Ende des vorigen 
Jahres ca. 90 000 Arbeitslose weniger hatten, als ur-
sprünglich prognostiziert. Die Liberalen haben von 
dieser Stelle durch alle ihre Sprecher immer wieder 
die Gelegenheit wahrgenommen, darauf hinzuwei-
sen, daß es keine isolierten Politikbereiche gibt, 
sondern daß wir den Zusammenhang zwischen Fi-
nanz-, Haushalts-, Wirtschafts- und Sozialpolitik für 
außerordentlich wichtig halten. 

Lassen Sie mich deswegen bei dieser Gelegenheit 
noch einmal darauf hinweisen, daß für die Beitrags-
einnahmen folgendes gilt. Unser Rentenversiche-
rungssystem ist nun einmal zum größten Teil ein 
beitragsorientiertes Versicherungssystem, ein Um

-

lagesystem. Frau Kollegin Potthast, ich muß Sie bei 
dieser Gelegenheit darauf aufmerksam machen, 
daß Ihre Forderung an die öffentliche Hand von 150 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 	3543 

Cronenberg 
Milliarden DM — um hier auch die Relationen klar-
zustellen —, von einem Jahr Rentenausgaben, so 
wie Sie es begründen, falsch ist. Nehmen Sie es mir 
bitte nicht übel, wenn ich das mit dieser Deutlich-
keit sage. Die Zuschüsse des Bundes an die Ren-
tenversicherungsträger sind, gemessen am Haus-
halt des Bundes, immer konstant zwischen 9 und 
11 % gewesen. 

(Zuruf der Abg. Frau Potthast [GRÜNE]) 

— Natürlich, die Zuschüsse im Verhältnis zu den 
Rentenversicherungsträgern, meinen Sie, sind ab-
gesenkt worden. Aber das geschah zu Recht. 

(Zurufe von den GRÜNE) 

Sie müssen bitte, bevor Sie sich ans Rechnen bege-
ben, wissen, was dabei herauskommt. Schauen Sie 
es sich genau an. Sie werden feststellen, daß diese 
meine Thesen richtig sind. Es ist ein alter Streit mit 
dem jetzigen Parlamentarischen Staatssekretär 
Franke gewesen, der im Laufe der Zeit auch zu die-
ser richtigen Erkenntnis gekommen ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der schüttelt den 
Kopf!) 

Ich bin gerne bereit, Ihnen auch in diesem Punkte 
Nachhilfestunden zu gehen. 

Voraussetzung für die Beitragseinnahmen der 
Rentenversicherung ist die Gesamtlohnsumme. 
Nicht die Beitragssatzerhöhungen helfen, sondern 
nur die Gesamtlohnsumme, ein höheres Bemes-
sungsvolumen für Beiträge. Deswegen brauchen 
wir nicht Beitragssatzsteigerung, sondern müssen 
dafür sorgen, daß möglichst viele Arbeitslose mög-
lichst schnell in ein versicherungspflichtiges Be-
schäftigungsverhältnis kommen. Das ist Aufgabe 
unserer Politik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Die Voraussetzung für Wiedereinstellung und Neu-
einstellungen ist eben Arbeit. Arbeit muß akquiriert 
werden, hängt nicht nur von der Innovationsfähig-
keit der Unternehmen, der Tüchtigkeit der Inge-
nieure und Kaufleute und, nicht zu vergessen, son-
dern an erster Stelle zu nennen, vom Fleiß der Ar-
beitnehmer ab, sondern hängt auch mit der Wettbe-
werbsfähigkeit zusammen. Wettbewerbsfähigkeit 
hängt mit Kosten zusammen. Die Bundesrepublik 
ist ein sehr kostenträchtiges und ein rohstoffarmes 
Land. Wir können nur einen Teil unserer Kosten 
bestimmen. Lassen Sie mich dies alles stichwortar-
tig, weil schon so oft hier gesagt, noch einmal aus-
sprechen. 

(Zuruf des Abg. Buschfort [SPD]) 

Deswegen ist es so entscheidend wichtig, daß die 
Kosten, Herr Kollege Buschfort, die wir hier selber 
bestimmen können — Lohn und Lohnnebenkosten; 
Lohn durch Tarifvertragsparteien, Lohnnebenko-
sten zum großen Teil durch dieses Haus —, so sind, 
daß wir Arbeit ins Land hereinholen können, daß 
wir wettbewerbsfähig sind. Nicht die Erhöhung des 
Beitrages, sondern vernünftiges Verhalten von Ta-
rifvertragsparteien und des Gesetzgebers sind Vor-
aussetzung dafür, daß möglichst viele Menschen in 

Arbeit und Brot kommen und damit auch möglichst 
hohe Beitragseinnahmen vorhanden sind. Die Ge-
samtlohnsumme gibt die richtige Bemessung. 

Meine Damen und Herren, wir leben in einer Zeit 
der Prognosen. Es ist fast ein Prognose-Fetischis-
mus ausgebrochen. Sie haben ja eben in dem Dis-
put Matthöfer — Blüm gesehen, wie man so Progno-
sen bewerten kann. Als unumstößliche Wahrheit 
wird uns seit Jahr und Tag verkauft, wir brauchten 
ein ganz bestimmtes Wachstum — mehr als 3 % — , 
um Arbeitslosigkeit abzubauen. Diese Theorie wird 
fast wie ein Evangelium verkündet. Ich bin bereit, 
an das Evangelium zu glauben, aber nicht an diese 
Prognosen. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Ich habe da erhebliche Zweifel. Ich kann mich noch 
gut erinnern, wie uns seit 1973 als unumstößliche 
Wahrheit verkündet wurde, jedes Prozent Bruttoso-
zialproduktwachstum löst ein Prozent mehr Ener-
giebedarf aus. OPEC und die explosionsartigen 
Steigerungen des Ölpreises haben auch die Wir-
kung gehabt, daß es diesen Automatismus nicht 
mehr gibt. Wir haben beachtliche Steigerungen des 
Bruttosozialprodukts seit 1973 zu verzeichnen, und 
der Verbrauch an Primärenergie ist wesentlich ge-
ringer gestiegen. Das hat natürlich auch damit zu 
tun, wie der Preis für 01 gestiegen ist, und mit den 
Reaktionen auf solche Maßnahmen. Für uns sollte 
dies eine Warnung sein. Diese als Evangelium ver-
kündete Prognose hat sich eben als falsch heraus-
gestellt. Ich hoffe, daß das auch bei anderen Progno-
sen so sein wird. 

Nicht Prognose-Fetischismus sollte Grundlage 
unserer Beurteilung des Rentenanpassungsberichts 
sein. Mit Recht erklärt der Sozialbeirat, daß der 
Rentenanpassungsbericht nicht den Charakter ei-
ner Prognose hat, sondern eine oder, besser gesagt, 
viele Modellrechnungen darstellt. Für uns ist dieser 
Rentenanpassungsbericht von besonderer Bedeu-
tung, weil er sozusagen ein Frühwarnsystem für die 
Entwicklung unserer Rentenversicherung darstellt. 
Verschiedene Modellrechnungen und notwendig er-
folgende Korrekturen dienen einer Verbesserung 
dieses Instrumentariums. 

Meine Damen und Herren, über die Notwendig-
keit, unser Rentenversicherungssystem zu konsoli-
dieren, hat es in der Vergangenheit zwischen allen 
Seiten des Hauses keinen Streit gegeben. Die Par-
teien waren sich über die Notwendigkeit der Kon-
solidierung völlig einig. Streit gegeben hat es — 
hier muß ich Eugen Glombig bestätigen, daß er 
eben den Streit der Parteien untereinander durch-
aus korrekt dargestellt hat — darüber, wie das Pro-
blem gelöst werden soll. Manche Einsicht — das 
trifft für die derzeitige Opposition wie für die Regie-
rung zu — ist dann durch den Stellungswechsel von 
der Oppositionsbank auf die Regierungsbank geför-
dert worden, und dies nehmen wir mit Freude zur 
Kenntnis; denn es bestätigt unsere Argumentation. 

(Zuruf von der SPD: Einsicht?) 

Ja, Einsicht! 
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Eine Hauptursache für die Entwicklung unserer 

Rentenversicherung ist auch die Tatsache, daß viel 
mehr Menschen früher in die Rente gegangen sind, 
als wir dies ursprünglich erwartet hatten; deswegen 
die Korrekturen auch im BU- und EU-Bereich. Ur-
sache ist auch die uneingeschränkte bruttolohnbe-
zogene Anpassung über lange, zu lange Zeiträume 
hinweg, der wir, wie bekannt, immer sehr kritisch 
gegenübergestanden haben. Eine weitere Ursache 
ist die mißbräuchliche Anwendung der 59er Rege-
lung; das war Gegenstand der Diskussion hier 
heute morgen. Auch die flexible Altersgrenze für 
Schwerbehinderte ist Mitursache für den zu ver-
zeichnenden Konsolidierungsbedarf. Unbestritten 
sind so — meiner Auffassung nach unsystematisch 
— erhebliche Lebensarbeitszeitverkürzungen in 
der Vergangenheit praktiziert worden. Im Grunde 
genommen ist es erstaunlich, daß wir dies alles 
ohne nennenswerte Beitragssteigerung überhaupt 
überstanden haben. 

Wie schon gesagt, wissen wir seit etlichen Jahren, 
daß ein beachtlicher Konsolidierungsbedarf auf uns 
zukommen würde und noch zukommen wird. Aus 
diesem Grunde hatten die Liberalen in ihren 
32 Thesen, 1979 verabschiedet, eine stärkere Aktua-
lisierung — so These 20 — verlangt. Wie Sie wissen, 
ist man diesen Vorstellungen gefolgt. Aus dem 
gleichen Grunde hatten wir in These 16 die Einbe-
ziehung der den Renten vergleichbaren Altersein-
kommen in die Beitragspflicht der gesetzlichen 
Krankenversicherung verlangt. Dies ist unserer 
Auffassung nach ein Stückchen Beitragsgerechtig-
keit und bringt selbstverständlich auch Mehrein-
nahmen, die wir wünschten. Also ein erfolgreicher 
Konsolidierungsvorschlag. In These 19 hatten wir 
den Vorschlag gemacht — Sie erinnern sich: damals 
haben beide Seiten des Hauses uns dafür geprü-
gelt —, die Renteneinkommen sich so entwickeln zu 
lassen wie die verfügbaren Einkommen der Arbeit-
nehmer. In diesem Punkt besteht Gott sei Dank 
heute Konsens zwischen den Parteien. 

Diese Beispiele mögen beweisen, daß es uns in 
den vergangenen Jahren durchaus gelungen ist, zu 
einem nicht unerheblichen Teil unsere politischen 
Vorstellungen in die Gesetzesrealität umzusetzen. 
Immerhin möchte ich jetzt aber darauf hinweisen, 
daß wir trotz der Konsolidierungsmaßnahmen im 
Jahre 1983, Frau Potthast, trotz aller Einschnitte ein 
sehr hohes, fast das höchste Rentenniveau haben, 
das es in der Republik je gegeben hat. In der Bun-
desrepublik Deutschland haben wir weltweit mit 
Abstand das allerhöchste Rentenniveau, das es 
überhaupt gibt. Die Rechnung von Minister Blüm 
ist richtig. Wir haben knapp 3 % Rentensteigerung. 
Sie, Frau Potthast, haben nur das halbe Jahr be-
rechnet. Sie müssen das auf das ganze Jahr berech-
nen, und in diesem Jahr ist das Wachstum der Ren-
ten unter Berücksichtigung des Krankenversiche-
rungsbeitrages der Rentner knapp 3 % gewesen. 
Zum Teil ist das mehr als das reale Wachstum der 
verfügbaren Einkommen der Arbeitnehmer. 

(Zuruf von der SPD: Und 1983?) 

Damit kommen wir dem von uns seit langem ver-
tretenen Ziel einer möglichst gleichgewichtigen 
Entwicklung der Renten näher. 

Eugen Glombig hat an dieser Stelle zu Recht auf 
die Unterschiede zwischen liberaler, sozialdemo-
kratischer und christlicher Sozialpolitik hingewie-
sen. Das Beispiel, lieber Eugen Glombig, das Sie 
gebracht haben, daß wir uns immer — das ist rich-
tig geschildert worden — gegen eine stärkere Erhö-
hung der Unfallrenten als der gesetzlichen Renten 
ausgeprochen haben, scheint mir falsch. Es war und 
ist unser Ziel, daß sich Kriegsopferrenten, gesetzli-
che Renten 

(Glombig [SPD]: Einheitsversicherung!) 

— kein Einheitssalat — und die Unfallrenten paral-
lel entwickeln, was wir für die Kriegsopferrenten 
auch gemeinsam beschlossen haben. 

(Urbaniak [SPD]: Alles nivellieren!) 

Im übrigen mache ich darauf aufmerksam, daß 
auch die Unfallrenten durch Beiträge, hier allein 
der Arbeitgeber, finanziert werden, und auch dies 
sind Kosten in der Kalkulation der Betriebe, die die 
Wettbewerbsfähigkeit genauso wie die Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung und zu anderen 
Versicherungen bestimmen. Der Unterschied unse-
rer Sozialpolitik in diesem Bereich zu der Sozialpo-
litik der Sozialdemokraten ist richtig geschildert 
worden. Ich meine, wir nehmen hier die richtige 
Position ein. 

(Beifall bei der FDP — Glombig [SPD]: 
Noch einmal Einheitsversicherung! Igit

-

tigitt! Pfui Deiwel!) 

Da mir die Zeit wegläuft, möchte ich hier noch 
auf einige wichtige Punkte hinweisen, was die Zu-
kunft anbelangt. Richtig ist, wie ich soeben schon 
gesagt habe, daß der Konsolidierungsbedarf in Zu-
kunft vorhanden ist, und zwar trotz der Äußerung 
des Sozialbeirats, daß wir bei in etwa ruhiger Ent-
wicklung, d. h. keine großen Streiks, keine Ölkrisen, 
keine sonstigen krisenhaften Entwicklungen, bis 
1993 nicht mit großen Beitragserhöhungen zu rech-
nen haben. 

Aber ebenso richtig ist es, daß wir die Hinterblie-
benenversorgung in Kürze zu regeln haben und die 
Strukturprobleme der Rentenversicherung in die-
ser Legislaturperiode, möglichst in diesem Jahr, an-
zufassen haben. Ich möchte hier darauf hinweisen, 
daß die  Neuregelung der Hinterbliebenenversor-
gung für uns eine große Bedeutung hat. Wir legen 
Wert darauf, daß die Auflagen des Bundesverfas-
sungsgerichts, die allen bekannt sind, erfüllt wer-
den. Es wird darum gehen, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Teilhabe des hinterbliebenen Ehepartners 
an der Rente des Verstorbenen beitragsgerecht und 
sozial vertretbar geregelt wird. Ich verweise hier 
auf die These 27 unseres Programms und möchte 
daran erinnern: Dort haben wir betont, daß die Ehe-
leute ihre in der Ehe erworbenen Rentenanwart-
schaften auch bei unterschiedlichen Erwerbsein-
kommen gemeinsam erwirtschaftet und insofern 
auch einen gemeinsamen Anspruch haben. Die 
Redlichkeit gebietet es aber festzustellen, daß unter 
Berücksichtigung der von uns immer wieder ver- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 	3545 

Cronenberg 
langten Kostenneutralität mancher Wunsch- und 
Blütentraum nicht in Erfüllung gehen wird. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns bei 
einigen Maßnahmen, die zur Konsolidierung unse-
res Rentenversicherungssystems beigetragen ha-
ben, schwergetan. Ich möchte hier auf die soge-
nannte Zwölftelung, auf die Einbeziehung der Ein-
malzahlungen, hinweisen. Ich unterstreiche, was 
der Sozialbeirat meint, daß die Einbeziehung dieser 
Sonderzahlungen systematisch richtig gewesen ist, 
aber es bestehen erhebliche Bedenken, ob das nun 
wirklich praktikabel sein wird. Es ist ein bißchen so 
wie bei Radio Eriwan: theoretisch ja, praktisch 
nein. Mit Sicherheit werden allerdings einige kluge 
Kommentatoren, des BMA die Hinweise gegeben 
haben, wie die Dinge von den Buchhaltern zu prak-
tizieren sind, mit dieser Regelung einige persönli-
che Erfolge erzielen, und die gönne ich ihnen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Ich habe wirklich 
nur noch zwei Minuten, Kollege Heyenn, und ich 
habe schon vieles, vieles streichen müssen. Bedau-
erlicherweise muß ich den Teil aus meiner Rede 
nehmen, wo ich mich mit den sozialdemokratischen 
Gegenvorschlägen auseinandersetzen wollte. Ich 
werde also nach einer anderen publizistischen Mög-
lichkeit suchen müssen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das können wir im Aus- 
schuß machen. — Dr. George [CDU/CSU]: 

Das kann man vergessen!) 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Die Bundesre-
publik Deutschland ist eine höchstentwickelte Indu-
striegesellschaft mit einem sehr, sehr hohen Le-
bensstandard, mit hoher — sehr hoher — sozialer 
Sicherheit. Unser Land hat in den Grundsystemen 
unserer sozialen Sicherheit, Renten-, Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung, unbestritten Probleme. 
Wahrscheinlich ist der Gesamtanteil dessen, was 
wir vom gemeinsam erwirtschafteten Bruttosozial-
produkt für unsere soziale Sicherheit ausgeben, zu 
hoch. Mit Sicherheit aber ist er in den vergangenen 
Jahren überproportional gestiegen. 

Die Finanzierung dieser Systeme wird auf Dauer 
nur möglich sein, wenn wir alle zusammen entspre-
chende Leistungen erbringen. Indikator für diese 
unsere Leistung ist das Bruttosozialprodukt, so 
zweifelhaft der Indikator im Einzelfall auch sein 
mag. Dies ist der Grund, warum wir uns immer wie-
der für Wachstum einsetzen, uns um sinnvolles 
Wachstum bemühen. Wir wollen nicht Wachstum 
um jeden Preis, sondern sinnvolles Wachstum. 
Aber, meine Damen und Herren, Peter Gillies hat 
recht, wenn er in der „Welt" von gestern sagt: 
„Wachstum ist das Ergebnis aller Anstrengungen 
einer Volkswirtschaft, nicht ihre Voraussetzung." 
Dies zu verdeutlichen war mein Bemühen heute. 

Recht herzlichen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will mich hier nicht mit den Wort-
hülsen des Bundesarbeitsministers auseinanderset-
zen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Komm zur 
Sache!) 

Die materiellen Einschnitte sind j a gravierend ge-
nug. Die Arbeitnehmer, die Betriebsräte und Ge-
werkschaften sprechen mit Recht von einer sozia-
len Demontage. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Ist das eine 
Pflichtleistung?) 

Die äußerst mageren Anpassungssätze kürzen ja 
die Renten dauerhaft, Herr Kollege Seehofer; daran 
geht ja nun gar kein Weg vorbei. Ihre Sparpolitik 
wird auf dem Rücken der Rentner und der Arbeit-
nehmer betrieben. Die ersteren haben weniger Ein-
künfte, die anderen müssen höhere Beiträge bezah-
len, und eine wirtschaftliche Perspektive kann ich 
nicht erkennen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Brille absetzen!) 

Denn wir werden — wir beklagen das außerordent-
lich — nach den neuen Zahlen von Herrn Stingl j a 
wohl 2,5 Millionen Arbeitslose registrieren müssen. 
Sie tun nicht genügend gegen diese Arbeitslosigkeit 
und für Vollbeschäftigung. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Das müßt ihr ge- 
rade sagen!) 

Sie reden nur und belasten die Arbeitnehmer in 
unerhörter Weise. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Nach Ihren vielen Fehlversuchen, Herr 

Kollege!) 

Die Sozialdemokraten, meine Damen und Her-
ren, haben — entsprechend ihrer Tradition — die 
Rentner in diesem Hause nie verunsichert. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU — 
Dr.  George [CDU/CSU]: Arendt mußte ge- 

hen!) 

Sie haben immer zu dem, was sie gesagt haben, 
gestanden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum ist 
Arendt denn gegangen?) 

Wir haben Renteneinkünfte, ein Rentenniveau er-
reichen können, 

(Dr. George [CDU/CSU]: „Problemchen"!) 

von dem Sie ja nur träumen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Darum haben Sie seinerzeit die Angst gerade dieser 
älteren Bevölkerungsgruppe in unverantwortlicher 
Weise, ja in einer Weise geschürt, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wer hat sich 
denn die Angst zunutze gemacht?) 
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die ich hier nur als unmoralisch bezeichnen kann. 
Wir werden uns also, Herr Kollege Seehofer, nicht 
daran beteiligen, die Rentner zu verunsichern, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Aha!) 

sondern wir freuen uns, wenn jetzt auf Grund von 
Kalkulationsfehlern bei der Vorausberechnung 
jetzt eine Milliarde DM mehr verbucht werden 
kann. Das ist eine gute Sache. 

(Kolb [CDU/CSU]: Also, wenn mehr Leute 
arbeiten, gibt's mehr Beiträge!) 

— Sie werden noch durch das Höllenfeuer der Ren-
tenfinanzierung gehen 

(Beifall bei der SPD) 

und dann die negative Phantasie Ihres Ministers 
abdecken müssen; dabei wünsche ich Ihnen viel 
Vergnügen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Das lassen Sie einmal unsere Sorge sein!) 

Wir erinnern uns alle noch an das Gezerre im 
Kabinett um die Anpassung der Renten im Früh-
sommer; das Ergebnis ist ja sehr mager: 1 %. Hier 
ist gesagt worden, es sei etwas mehr. Jedenfalls, es 
ist ein sehr, sehr mageres Ergebnis. Wir Sozialde-
mokraten haben die Renten in unserer Regierungs-
zeit Gott sei Dank kräftig erhöhen können. 

(Louven [CDU/CSU]: Die Rentenkassen ge- 
plündert! — Kolb [CDU/CSU]: Und die 

Rücklagen weggeputzt!) 

Wir haben, meine Damen und Herren, die finanziel-
le Situation der älteren Mitbürger nachhaltig ver-
bessern können, wenngleich wir in den 70er Jahren 
— das wird hier gar nicht verschwiegen — natür-
lich schmerzliche Konsolidierungsmaßnahmen ge-
troffen haben. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Pomp auf Pump!) 

Wir haben dies aber unter dem Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit getan, Herr Kollege George. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Neun Monatsrücklagen haben Sie ver-

braucht!) 

Das finde ich bei Ihnen nicht. Und ich bleibe hier 
ganz, ganz sachlich. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Durch Ihre Politik, Herr Bundesarbeitsminister, 
verehrte Kollegen von der Koalition, gerät vieles in 
Gefahr, was in den letzten Jahren erreicht worden 
ist. Die Armut unter älteren Menschen nimmt zu. 
Sie kennen den Appell der großen Sozialorganisa-
tionen und Familienverbände in dieser Richtung. 
Schätzen Sie das nicht gering. Viele Kleinrentner 
werden wieder stärker auf die Sozialhilfe angewie-
sen sein. Ich kann Ihnen nur sagen: Dieses Ergeb-
nis Ihrer Politik, Kollege Blüm, lehnen wir Sozialde-
mokraten ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf kurz in Erinnerung rufen, wie diese har-
ten Eingriffe vorgenommen worden sind. Da war  

zunächst einmal die fällige Rentenanpassung um 
5,6 % um ein halbes Jahr verschoben worden. 

(Louven [CDU/CSU]: Warum wohl, Herr 
Urbaniak?) 

Dann kam der Krankenversicherungsbeitrag, den 
die Rentner selber aufzubringen haben. Schließlich 
haben Sie die Aktualisierung beschlossen. Das alles 
führt zu dauerhaften Verminderungen des Anpas-
sungssatzes um 2 und mehr Prozent. Sie haben in 
das Sozialleistungssystem bei der Einschränkung 
der Berufs- und der Erwerbsunfähigkeitsrenten 
kräftig eingeschnitten. Und wenn Frauen mit 40 
Versicherungsjahren — das ist das extremste Bei-
spiel — nicht mehr, obwohl der Mediziner den Ge-
sundheitszustand entsprechend beurteilt, Anspruch 
auf eine solche Rentenleistung haben, dann werden 
Sie damit sehr viele treffen, die ein fast erfülltes 
Arbeitsleben hinter sich haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Wenn diese Versicherten auf derartige Leistungen 
keinen Anspruch mehr haben, ist das doch soziale 
Demontage. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier treffen Sie ganz besonders die Familien und 
die Frauen. Es ist schon ein beispielloser Vorgang, 
was Sie hier gemacht haben. Für mich ist das uner-
hört. 

Was die weitere Entwicklung angeht, so ist uns 
bekanntgeworden, daß Sie Herrn Stoltenberg bei 
der Reform der Hinterbliebenenversorgung nach-
geben mußten — dort sollen 700 Millionen DM ein-
gespart werden —

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

und daß von Ihrer Seite die vorgezogene Rente für 
Frauen ab 60 Jahren geopfert werden soll. Das kön-
nen Sie alles dementieren, 

(Louven [CDU/CSU]: Woher haben Sie die 
Information?) 

ich sage Ihnen, was mir bekanntgeworden ist. 

(Louven [CDU/CSU]: Von wo? — Kolb 
[CDU/CSU]: Sie haben den falschen Re-

denschreiber erwischt!) 

Und wir werden uns darüber auseinandersetzen, 
meine Damen und Herren. 

All dies wäre vermeidbar gewesen, sehr geehrter 
Kollege Blüm, wenn Sie nicht selber die Rentenfi-
nanzen durcheinander gebracht hätten. 

(Zuruf des Abg. Dr. George [CDU/CSU]) 

— Sie haben assistiert; wie könnte es anders sein? 
Andernfalls wären diese Eingriffe zu Lasten der 
Rentner nicht nötig gewesen. Der größte Sünden-
fall, den wir immer wieder anprangern werden, ist 
die Beschneidung der Rentenversicherungsbeiträ-
ge, die die Bundesanstalt für Arbeit für die Bezie-
her ihrer Leistungen während unserer Regierungs-
zeit gezahlt hat. Das ist doch ein ganz entscheiden-
der Punkt. Heute hat die Rentenversicherung da-
durch, daß Sie das geändert haben, jährlich 5 Milli-
arden DM weniger an Einnahmen, ein gewaltiger 
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Aderlaß. Die Gewerkschaften sprechen bei Ihrer 
Sozialpolitik von einer sozialen Demontage. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Cro-
nenberg? 

Urbaniak (SPD): Ja. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege Urba-
niak, können Sie mir zustimmen, wenn ich feststel-
le, daß, wenn der Lohn die richtige Bemessungs-
grundlage für die Abführung von Rentenversiche-
rungsbeiträgen ist, auch der Lohnersatz die richtige 
Bemessungsgrundlage ist, und würden Sie mir wei-
terhin zustimmen, daß, wenn Sie auf dem Weg, wie 
Sie ihn vorschlagen, 5 Milliarden DM von der Ar-
beitslosenversicherung in die Rentenversicherung 
transferierten, dieses Loch eben bei der Arbeitslo-
senversicherung aufträte? 

Urbaniak (SPD): Kollege Cronenberg, es kommt 
doch darauf an, die soziale Sicherheit vor den Kon-
junkturausschlägen möglichst zu bewahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben damals gemeinsam den Weg gefunden, 
eine solche Entwicklung zu betreiben. Ich sage hier: 
Nicht die soziale Sicherheit ist zu teuer, sondern die 
Arbeitslosigkeit. Und die müssen Sie bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wir allein?) 

— Nein. Wir sind dabei und haben eine ganze Reihe 
von Vorschlägen und ernst zu nehmender Gesetz-
entwürfe eingereicht. Wenn Sie sich denen zuwen-
den, werden wir mit dem Problem der Massenar-
beitslosigkeit schneller fertig. 

(Dr. George [CDU/CSU]: 14 Jahre SPD-Re
-

gierung!) 

— Sie erzeugen Monat für Monat — wir bejubeln 
das doch gar nicht —, Herr George, zahlenmäßig 
mehr Arbeitslose, als die sozialliberale Koalition je-
mals gehabt hat. Sie sind im März ein Jahr an der 
Regierung. Wann wollen Sie eigentlich damit begin-
nen, daß eine dauerhafte Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit spürbar und in allen Bereichen tatsächlich 
erfolgt? Das ist doch nicht zu erkennen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Kolb 
[CDU/CSU] — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich komme zum Schluß, Herr Kollege. Herr Bun-
desarbeitsminister, Sie haben uns in der vorigen 
Woche in der Ihnen eigenen Art gesagt: Wenn Oma 
und Opa wieder mehr zu sagen haben, brauchen wir 
vielleicht weniger Sozialarbeiter. Ich nehme diesen 
Satz zum Anlaß, Sie aufzufordern: Kümmern Sie 
sich mehr um Oma und Opa, damit den Rentnerin-
nen und Rentnern weitere Belastungen erspart 
bleiben! Das wäre Ihre Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Günther. 

Günther (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber und — ich 
füge hinzu — verehrter Herr Kollege Glombig, ich 
möchte zu einigem, was Sie in Ihrer zweigeteilten 
Rede ausgeführt haben, etwas sagen; nicht zum er-
sten Teil — das war die Abteilung Polemik —, aber 
zum zweiten Teil, wo Sie sich wirklich mehr den 
Sachfragen zugewandt haben: Wer eine Rentenni-
veauabsenkung dieses Ausmaßes während Ihrer 
Regierungszeit vorgenommen hat, der sollte zu die-
sem Teil hier nicht eine solche Rede halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und Sie sollten, Herr Kollege Glombig, auch nicht 
glauben — selbst wenn Sie es nicht mehr hören 
können, muß es wiederholt werden —, daß eine 
13jährige Mißwirtschaft einschließlich des ord-
nungspolitischen Durcheinanders, das Sie hinter-
lassen haben, es doch einfach nicht zuläßt, daß wir 
dies alles in einem einzigen Jahr in Ordnung brin-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heyenn 
[SPD]: Sie sollten lieber singen!) 

— Das ist leider nicht zulässig, Kollege Heyenn. Ich 
glaube, der Präsident würde das unterbinden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das kann er auch noch 
machen!) 

Das gilt auch vor allem, Kollege Glombig, für den 
Bundeszuschuß. Sie können ganz sicher sein: Wir 
werden nach einem Schuldenteilabbau auch das 
mit dem Bundeszuschuß in Ordnung bringen. 

(Heyenn [SPD]: Bravo!) 

Kollege Urbaniak, nur eines zu Ihrer Behaup-
tung, daß der Finanzminister 700 Millionen DM bei 
der Hinterbliebenenrente kürzen oder abziehen 
will. Das ist so etwas mit den Zahlen bei den Sozial-
demokraten! Wie gehabt. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Entenfabrika
-

tion!) 

— Entenfabrikation; ja. 

Ich will nun für meine Fraktion einen Beitrag 
zum Rentenanpassungsbericht leisten. 

(Heyenn [SPD]: Was ist denn nun mit den 
700 Millionen DM?) 

Denn der Rentenanpassungsbericht 1983 ist ein er-
freuliches Dokument, in dem sich die Sanierungs-
politik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der 
CDU/CSU-FDP-Koalition deutlich zeigt. Der Be-
richt weist sowohl im Leistungsteil wie in den Tei-
len, die die mittel- und langfristige Finanzentwick-
lung behandeln, positive Aspekte auf. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Heyenn? 

Günther (CDU/CSU): Nein, ich möchte das Kon-
zept jetzt ganz vortragen. Ich habe nur eine be-
grenzte Redezeit. 

(Abg. Urbaniak [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Das gilt für alle. 
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Dieser Rentenanpassungsbericht zeigt weiter, 

daß mittel- und langfristig die Rentner und Versi-
cherten sicher sein können, daß sie die mit hohen 
Beiträgen erworbenen Ansprüche auch auf lange 
Sicht erhalten werden. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, der Rentenanpassungsbericht 
zeigt, daß die Renten sicher sind. Dies ist eine er-
freuliche Tatsache. 

In den Berechnungen über die mittel- und langfri-
stige Finanz- und Liquiditätslage der Rentenversi-
cherung sind die Sanierungsgesetze — das Haus-
haltsbegleitgesetz 1983 und das Haushaltsbegleitge-
setz 1984 — mit ihren zugegeben teilweise schmerz-
haften Maßnahmen berücksichtigt. Sie zeigen ihre 
positiven Wirkungen auf die Finanzlage. Eine Situa-
tion, die seit Jahren erhofft worden ist, die lange 
ausgeblieben ist, die aber nach der Übernahme der 
Regierung durch Bundeskanzler Kohl verwirklicht 
werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Bericht zeigt wei-
ter, daß in diesem Jahr in einigen Monaten noch 
gewisse Liquiditätsprobleme auftreten können, 
aber Mittel und Maßnahmen bereitstehen, diese zu 
überwinden. 

Kollege Glombig, Sie haben das eben im Zusam-
menhang mit dem Präsidenten der BfA dargestellt. 
Dazu kann ich nur sagen: Ich hatte da eine andere 
Einschätzung. Wir waren offensichtlich in zwei ver-
schiedenen Sälen. Er hat nämlich gesagt, daß die 
Liquiditätsprobleme, die sich aus der Vorausschät-
zung des Jahres 1983 ergeben, erheblich einge-
dämmt sind, und daß die Rentenversicherungsträ-
ger möglicherweise nur ganz geringe Beträge benö-
tigen, um die Liquiditätsprobleme zu lösen. 

Meine Damen und Herren, der Rentenanpas-
sungsbericht 1983 informiert das Parlament zum 
26. Mal seit der von der CDU/CSU initiierten und 
durchgesetzten Rentenreform 1957 über die finan-
zielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Wie in den bisherigen Rentenanpassungs-
berichten werden sowohl die nächste Rentenanpas-
sung — also: Rentenerhöhung — im Jahre 1984 
begründet, als auch finanzielle Modellrechnungen 
für den mittelfristigen Zeitraum von 1983 bis 1987 
und für einen 15-Jahres-Zeitraum von 1983 bis 1997 
vorgelegt. 

Meine Damen und Herren, ein Teil des Sozialbei-
rats, dessen Gutachten dem Rentenanpassungsbe-
richt beigefügt ist, weist zwar unter dem vertei-
lungspolitischen Aspekt darauf hin, daß die fakti-
sche Erhöhung der Renten zum 1. Juli 1984 unter 
dem Anstieg der Lebenshaltungskosten und der Zu-
nahme der verfügbaren Einkommen der Arbeitneh-
mer liegen dürfte, andere Mitglieder des Sozialbei-
rats weisen aber zu Recht darauf hin, daß es auf das 
Nettorenteniveau ankomme, das nicht abgesunken 
sei, und sie weisen darauf hin, daß die Jahresdurch-
schnittserhöhung gesehen werden müsse, die deut-
lich höher ausfalle. 

Lassen Sie mich nun einige Aussagen zu den mit-
telfristigen Aspekten der Finanz- und Liquiditäts-
lage der Rentenversicherung machen. Der Renten-

anpassungsbericht 1983 geht von einer Schwan-
kungsreserve von 13,9 Milliarden DM Ende 1983 
aus. Das sind 1,3 Monatsausgaben. Die Beitragsent-
wicklung war allerdings insbesondere in den letz-
ten Monaten des Jahres 1983 günstiger als erwartet, 
was wir sicher alle begrüßen, so daß die Schwan-
kungsreserve Ende Dezember 1983 gut 15 Milliar-
den DM betrug und 1,4 statt 1,3 Monatsausgaben als 
Reserve zu verzeichnen waren. 

In bezug auf die Annahmen, mit denen jede Vor-
ausschätzung steht und fällt, geht der Rentenanpas-
sungsbericht für 1984 von 3,8 % und für die Jahre 
1985 bis 1987 von 4,6% Bruttoentgeltsteigerung aus. 
Bei dieser Annahme errechnet sich eine Erhöhung 
der Schwankungsreserve bis 1987 auf 22 Milliarden 
DM oder 1,9 Monatsausgaben. Wenn man — dies 
will ich gerne hinzufügen — wie die Rentenversi-
cherungsträger und wie die Pessimisten mit einer 
geringeren Lohnsteigerungsannahme von 3,4% im 
Jahre 1984 und 3,5% in den Folgejahren eine vor-
sichtigere Rechnung aufmacht, steigt die Schwan-
kungsreserve trotzdem ab 1984 wieder an, wenn 
auch wesentlich langsamer. Meine Damen und Her-
ren, die Berechnungen zeigen: Es besteht kein 
Grund zur Panik. Sie zeigen aber auch, daß die 
Sanierung der Rentenfinanzen noch nicht völlig ab-
geschlossen ist und daß sich an die Akutphase der 
Sanierung, die wir jetzt wohl hinter uns haben, eine 
Konsolidierungs- und Reformphase anschließen 
muß. 

Wir wissen, daß wir den Rentnern mit den Haus-
haltsbegleitgesetzen 1983 und 1984, aber auch mit 
dem letzten Rentenanpassungsgesetz erhebliche 
Opfer abverlangt haben. Diese Opfer waren aber 
notwendig, um die Erblast, die uns auferlegt worden 
war, abzutragen und die pünktliche Rentenzahlung 
1983 und 1984 zu gewährleisten. Trotz erheblicher 
Einschnitte der sozialliberalen Koalition in das 
Rentenrecht haben wir eine miserable Situation in 
der Rentenversicherung vorgefunden, eine Situa-
tion, die mein Kollege Franke in früheren Jahren in 
den Beratungen zum Rentenanpassungsbericht im-
mer wieder deutlich gemacht hat. 

(Glombig [SPD]: Und nicht nur das!) 

— Ja, er hat auch noch viel hinzugefügt; er hat sich 
nie auf diese Dinge beschränkt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und er hat recht 
gehabt!) 

Das ist völlig richtig; ich stimme Ihnen ausnahms-
weise zu. 

Um dies klar zu sagen und um Mißverständnis-
sen entgegenzuwirken: Die Regierung Schmidt hat 
den Rentnern durch ihre Sanierungsgesetze seit 
1978 — einschließlich des Rentenanpassungsgeset-
zes 1982 — Renteneinbußen von insgesamt 10,9 % 
zugemutet. Herr Kollege Glombig, ich bleibe noch 
unter Ihrer Zahl! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, eine niedrige 
Rechnung!) 

Dagegen hat die neue Regierung Kohl den Rent

-

nern bis einschließlich 1984 trotz der einschneiden- 
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den — so will ich sie nennen — Notmaßnahmen nur 
4,9% an weiteren Opfern abverlangt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, es ist gut, daß Sie 
nicht drangeblieben sind; 

(Urbaniak [SPD]: Sie wollten es doch bes

-

ser machen!) 

dann wäre das alles noch viel schlimmer gewor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den langfristigen Vorausberechnungen der 
Rentenfinanzen — auch dazu will ich noch einiges 
sagen — ist anzumerken, daß sich ab 1990 die Ge-
burtenentwicklung stärker bemerkbar macht, daß 
sich die Relation zwischen Beitragszahlern und 
Rentnern verschlechtert und daß die höhere Le-
benserwartung und die steigende Zahl eigener Ren-
tenansprüche von Frauen in den Finanztableaus 
negativ wirken. So gewichtig die einzelnen Risiko-
faktoren auch für die zukünftige Finanzlage der 
Rentenversicherung sind, so wenig besteht Anlaß, 
die zukünftige Situation der Rentenversicherung zu 
dramatisieren. Eine vernünftige, solide Wirtschafts-
und Finanzpolitik, die ein höheres Wachstum und 
einen Abbau der hohen Arbeitslosigkeit bewirkt, 
wird auch die langfristige Situation der Rentenfi-
nanzen wieder in einem günstigen Licht erscheinen 
lassen. 

Schon jetzt zeigt sich, daß die Probleme der ge-
setzlichen Rentenversicherung, auch die langfristi-
gen Probleme, lösbar sind. Allerdings müssen — 
dies  ist und wird geschehen — Sanierungs- und 
Reformmaßnahmen frühzeitig und konsequent er-
griffen und durchgeführt werden. 

Wir haben uns in der Vergangenheit bei der Ge-
staltung des Rentenrechts durch die langfristigen 
Vorausberechnungen teilweise reichgerechnet, in-
dem wir günstige Entwicklungen, etwa Lohnannah-
men, einfach fortgeschrieben haben. Ich erinnere 
an das Rentenreformgesetz von 1972. Meine Damen 
und Herren, man darf aber auch nicht den Fehler 
machen, daß man sich, indem man negative Trends 
fortschreibt, armrechnet und in diesem Zusammen-
hang einer Übersanierung das Wort redet. Die Bun-
desregierung und die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion wollen keine Übersanierung, denn das System 
der beitragsbezogenen, leistungsorientierten Rente 
hat sich insgesamt bewährt und sollte intern erhal-
ten bleiben. 

Bei einer vernünftigen Wirtschafts- und Finanz-
politik, flankiert von einer — dies will ich besonders 
betonen — wirkungsvollen Familienpolitik, ist das 
System langfristig zu erhalten. Voraussetzung ist 
allerdings, daß spektakuläre Leistungsverbesserun-
gen unterbleiben. Wir können es uns nicht leisten 
— denn dies würde mit Sicherheit das System 
sprengen —, die Altersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung um einige Jahre abzusenken 
oder großzügige Ausweitungen der beitragslosen 
oder der beitragsgeminderten Zeiten durchzufüh-
ren. 

Das System der gesetzlichen Rentenversicherung 
muß weiter konsolidiert und in einigen Teilen refor-
miert werden. Reformbereiche sind beispielsweise 
die vom Bundesverfassungsgericht auferlegte Neu-
regelung der Hinterbliebenenversorgung und die 
Neubewertung der beitragslosen und der beitrags-
geminderten Zeiten, eine Neuregelung, die eben-
falls — wie die Lösung des erstgenannten Problems 
— möglichst kostenneutral durchgeführt werden 
müßte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Alles zu Lasten 
der Frauen!) 

Wer meint, da zulegen zu können, oder mit neuen 
Belastungen kommt, macht die Fehler der Vergan-
genheit. Jede Leistung muß finanziert werden. Das 
will ich besonders denen sagen, die immer meinen, 
daß der liebe Gott am Ende schon alles regele. 

Eines der schwierigsten Probleme wird der not-
wendige Einbau einer bevölkerungspolitischen 
Komponente in die Rentenformel sein. Die Last, die 
sich aus der Bevölkerungsentwicklung für die mit 
dem Umlageverfahren arbeitenden Rentenversi-
cherungsträger ergibt, kann weder von den Rent-
nern allein noch von den Beitragszahlern allein ge-
tragen werden. Solche extremen Lösungen, wie sie 
in den „Prognos"-Zahlen zum Ausdruck kommen — 
da ist ja bis zum Jahr 2030 von 35% Beitrags-
satz oder der Halbierung des Rentenniveaus die 
Rede —, sind weder politisch durchsetzbar noch ak-
zeptabel. Rentenkürzungen erheblichen Ausmaßes 
werden von uns ebenso abgelehnt wie massive Bei-
tragserhöhungen für die Versicherten. 

Bis 1990 ist nach den Berechnungen im übrigen 
genügend Zeit — Frau Fuchs, Sie sind dazu herzlich 
eingeladen —, eine bevölkerungspolitische Kompo-
nente zu entwickeln und in die Rentenformel einzu-
bauen, damit die dann auftretenden demographi-
schen Belastungen gerecht auf Rentner und Versi-
cherte verteilt werden können. Es wäre wünschens-
wert, wenn insbesondere die wohl unumgängliche 
Änderung der Rentenformel, aber auch die vom 
Bundesverfassungsgericht vorgeschriebene Ände-
rung der Besteuerung der Alterseinkünfte — die 
man in dem Strukturreformgesetz verbinden 
könnte — in diesem Parlament mit möglichst brei-
tem Konsens verabschiedet werden könnten. Wir 
können uns über vieles lauthals streiten. Aber las-
sen Sie uns die Rentenprobleme möglichst gemein-
sam lösen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

In dieser wichtigen Frage geht es nämlich um ein 
Stück sozialen Frieden, den wir j a wohl alle erhal-
ten wollen. Ich wünsche mir, daß die Sachkenner 
der Opposition hier viel Spielraum bekommen. Da-
bei könnten auch einige Probleme der Harmonisie-
rung der Alterssicherungssysteme mit gelöst wer-
den. 

Ich muß — die Lampe leuchtet — zum Schluß 
kommen. Ich denke, sowohl die Regierung wie auch 
die Koalitionsfraktionen sind in der Tat in der Lage, 
die Probleme zu lösen. Sie sind jedenfalls fest dazu 
entschlossen. Ich hoffe, daß wir am Ende doch noch 
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eine gemeinsame Rentenkoalition zustande bekom-
men. 

Wir nehmen allerdings für uns in Anspruch, daß 
nach Jahren der Unsicherheit in wenigen Monaten 
wieder mehr vertrauensvolle Ruhe an der Renten-
front erreicht werden konnte. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorla-
gen zu den Tagesordnungspunkten 4 a und 4 b an 
die Ausschüsse vor. Die Überweisungsvorschläge 
des Ältestenrates ersehen Sie aus der Tagesord-
nung. Sind Sie mit den Überweisungsvorschlägen 
einverstanden? — Das ist der Fall. Es ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mit-
tagspause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit der 
Fragestunde fortgesetzt. Ich unterbreche die Sit-
zung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.09 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist wieder er-
öffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 10/908 — 

Es liegen Dringliche Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz von Herrn 
Abgeordneten Dr. Emmerlich vor: 

Wie können sich die Kunden von Banken und Sparkassen 
noch vor dem 31. Januar 1984 dagegen schützen, daß ihre 
Bank/Sparkasse infolge der zum 1. Januar 1984 eingetrete-
nen Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen an 
Dritte Auskunft über ihre Kreditwürdigkeit und Zahlungs-
fähigkeit erteilt, und zwar ohne daß ihnen durch einen 
etwaigen Widerspruch oder andere Maßnahmen rechtliche 
oder auch geschäftliche Nachteile entstehen? 

Zur Beantwortung ist Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Erhard anwesend. Ich bitte um Be-
antwortung. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Emmerlich, ich beantworte 
Ihre erste Frage wie folgt: Bei einer laufenden Ge-
schäftsbeziehung, wie sie zwischen Kreditinstituten 
und ihren Kunden besteht, ist eine einseitige Ände-
rung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht 
zulässig. Jede Änderung wird vielmehr nur dann 
verbindlich, wenn der Kunde nach Unterrichtung 
über sie nicht binnen eines Monats widerspricht. Zu 
diesem Zweck sind die Bankkunden von den Kre-
ditinstituten über die Neufassung der AGB Bank  — 
also  der Allgemeinen Geschäftsbedingungen Bank 
— unterrichtet worden, so daß sie gegebenenfalls 
innerhalb der Monatsfrist der Änderung der AGB 
bzw. einzelner Klauseln widersprechen können. 

Zu rechtlichen Nachteilen dürfte ein derartiger 
Widerspruch für den Kunden nicht führen. Ob sich 
im Einzelfall z. B. bei einem Kaufmann wirtschaftli-
che Nachteile ergeben können, wird von ihm sorg-
fältig zu prüfen sein. Der Bankkunde sollte jeweils 
überlegen, ob das Verbot der Erteilung von Aus-

künften nicht seine Bonität im Geschäftsverkehr 
beeinträchtigen könnte. Diese Entscheidung kann 
die Bundesregierung dem Bankkunden nicht ab-
nehmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir sagen, in welcher Form die Bekanntgabe 
der Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen an den einzelnen Bankkunden erfolgen muß, 
insbesondere ob ein bloßer Aushang der veränder-
ten Geschäftsbedingungen ausreicht, und wie Sie, 
wenn das so ist, einen solchen Sachverhalt vor dem 
Hintergrund unserer Vertragsfreiheit bewerten? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Em-
merlich, es läßt sich diesbezüglich mit Sicherheit 
keine einheitliche Praxis der Banken, die festliegt, 
darstellen. Es wird darauf ankommen, daß der 
Kunde Gelegenheit hat, von den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen Kenntnis zu erlangen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie ausschließen, daß Banken und Sparkassen bei 
einem Widerspruch ihrer Kunden gegen die neuen 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen wirtschaftliche 
Sanktionen ergreifen, indem sie z. B. den Zinssatz 
für das Konto oder für den Kredit gegenüber dem 
allgemeinen Zinssatz erhöhen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Em-
merlich, ich halte das für ausgeschlossen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
muß ich Sie etwa so verstehen, daß Sie die Kunden 
der Banken davor warnen, ihre spezifischen Daten-
schutzinteressen wahrzunehmen, weil das eventuell 
ökonomische Nachteile zur Folge haben könnte? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Nein, ich will nie-
manden warnen, sondern es gehört zum allgemei-
nen Geschäftsverkehr unter Menschen dieser Ge-
sellschaft, sich über ihre eigenen Rechte zu unter-
richten. Daß das jeder tun sollte, halte ich für selbst-
verständlich. Wenn einer das übersehen haben soll-
te, dann allerdings ist es ein Element, ihn darauf 
aufmerksam zu machen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
die Bundesregierung denn die Änderung der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen der Banken und die 
Auskunftspraxis im Hinblick auf die Vereinbarkeit 
mit dem Bundesdatenschutzgesetz und dem AGB-
Gesetz rechtspolitisch? 
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Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
der Gegenstand der nächsten Frage. 

(Bindig [SPD]: Nein!) 
— Gut. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Dr. Martiny. 

Frau Dr. Martiny (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Haltung nimmt die Bundesregierung bei der 
Abwägung folgender Interessen ein: Hält sie es für 
vertretbar, sämtlichen Sparkassen- und Bankkun-
den diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen mit 
der Durchleuchtung ihrer wirtschaftlichen Verhält-
nisse zuzumuten, nur, um einige wenige, nicht ver-
trauenswürdige Kunden dabei herauszufiltern, oder 
würde sie eher den Banken und Sparkassen zumu-
ten, ein ihnen riskant erscheinendes Kreditgeschäft 
nicht zu machen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hält es für zweckmäßig, sich in die einzelnen Ge-
schäftsbeziehungen von Banken oder von verschie-
denen Banken zu ihren Kunden nicht einzumi-
schen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten de With. 

Dr. de With (SPD): Wie bewertet die Bundesregie-
rung den Unterschied des ab 1. Februar dieses Jah-
res selbst geschaffenen Rechts der Banken und 
Sparkassen zu dem bis dahin geltenden oder übli-
chen? Ist er gravierend oder nicht? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege de 
With, es ist einem Mitglied der Bundesregierung 
nicht möglich, Rechtsauskünfte tiefschürfender Art 
aus dem Stande zu geben und gleichzeitig sicher zu 
sein, daß die Auskunft richtig ist. Deshalb bin ich 
der Auffassung, sollte man die Rechtsproblematik 
für jeden Einzelfall den Gerichten überlassen. 

(Dr. de With [SPD]: Ich wäre schon für eine 
grobschlächtige Antwort dankbar gewe

-

sen!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, da alle 
Banken und Sparkassen ja wortgleich übereinstim-
mende Bedingungen haben, gilt denn der Grund-
satz der Nichteinmischung der Bundesregierung, 
den sie soeben dargestellt haben, auch dann, wenn 
alle Kreditinstitute auf den Widerspruch ihrer Kun-
den gegen die geänderten Bedingungen überein-
stimmend damit reagieren würden, daß sie sagen: 
Dann lösen wir die Bankverbindung auf? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hirsch, 
Sie wissen, daß das eine rein spekulative Frage ist. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Natürlich!) 
Ich halte es für gänzlich ausgeschlossen, daß sämt-
liche Banken ihre Bankverträge mit den Kunden 
auflösen werden. Selbst wenn noch soviel an Wider-
sprüchen gegen Allgemeine Geschäftsbedingungen 

und an sonstigen Problemen vorhanden wäre, das 
würde bestimmt nicht die Folge sein. Denn die Ban-
ken wollen Geld verdienen. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage der 
Abgeordnete Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir vielleicht sagen, auf welchen rechtlichen 
Grundlagen die bisherige Auskunftspraxis fußt? 
Denn von den Banken wird ja gesagt, daß sich de 
facto nichts verändert habe, obwohl de jure deutlich 
und sichtbar eine Änderung eingetreten ist. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Auskünfte, die Ban-
ken geben, bedürfen grundsätzlich keiner zusätzli-
chen Rechtsgrundlage über das allgemein geltende 
Recht hinaus. Das, was Ihr Anliegen ist, was der 
Bundestag will und was wir wollen, ist, daß allge-
meine Regeln beschränkender Art beachtet werden 
müssen, soweit solche Beschränkungen da sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
kann sich denn ein Bankkunde dagegen schützen, 
daß die Bank gegen seinen Willen und ohne seine 
Kenntnis Auskunft über seine Kreditwürdigkeit er-
teilt, ohne daß der Kunde das Vertragsverhältnis 
insgesamt löst? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Zunächst wird der 
Kunde von der Mitteilung über seine Kreditwürdig-
keit nichts erfahren, so daß er sich auch nicht weh-
ren kann. Wenn er davon erfährt und unrichtige 
Aussagen gemacht worden sind, steht ihm der 
Rechtsweg offen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: So ähnlich wie 
beim Bundesnachrichtendienst!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
nicht im Anzweifeln der jetzigen Bankauskunftsre-
gelung einen Widerspruch darin, daß wir gleichzei-
tig ein neues Bilanzrichtliniengesetz bekommen, in 
dem die Veröffentlichungspflicht der gesamten Bi-
lanzen und damit der Zugang der Öffentlichkeit zur 
Bilanz vieler Unternehmen gefordert ist? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich muß die Frage 
mit einem eindeutigen Nein beantworten. Die Ver-
öffentlichung von Bilanzen ist durchaus etwas an-
deres als die Auskunft über die Kreditwürdigkeit 
eines Menschen auf Grund der Erkenntnisse der 
Bank. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
vorhin geantwortet, daß Sie der Auffassung seien, 
daß sich die Bundesregierung nicht in die Verhält-
nisse zwischen den Banken und dem Kunden ein-
mischen sollte. Würden Sie diese Aussage aufrecht 
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Dr. Küb ler 
erhalten, wenn dieses Verhältnis durch ein einseiti-
ges Übergewicht der Banken zu stark belastet wäre, 
und würden Sie diesen Fall in diesem Falle nicht 
unterstellen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Hypothetische Fra-
gen mit einer Unterstellung über Entwicklungen, 
Herr Kollege, die niemand sehen kann, lassen sich 
auch nicht zuverlässig beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur zweiten 
Dringlichkeitsfrage des Abgeordneten Dr. Emmer-
lich: 

Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, z. B. über die 
Bankaufsicht, noch bis zum 31. Januar 1984 dafür zu sorgen, 
daß die nach Auffassung von Datenschutzbeauftragten ge-
gen das Bundesdatenschutzgesetz und nach Auskunft ande-
rer Fachleute gegen das AGB-Gesetz verstoßende Änderung 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen über die Kreditaus-
kunft wieder rückgängig gemacht wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Em-
merlich, ich beantworte Ihre Frage wie folgt. 

Die Bundesregierung kann auf die Ausgestaltung 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Kre-
ditinstitute keinen Einfluß nehmen. Diese unterlie-
gen insoweit keiner besonderen staatlichen Kon-
trolle oder Genehmigungspflicht. Es besteht ledig-
lich eine Pflicht zur Anmeldung dieser für alle Kre-
ditinstitute einheitlichen Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen gemäß § 102 des Kartellgesetzes (GWB) 
beim Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen, das 
hiervon das Bundeskartellamt zu unterrichten hat. 
Das Bundeskartellamt hat seinerseits eine be-
grenzte Befugnis zum Einschreiten gegen kartell-
rechtliche Mißbräuche, hat seither hierfür jedoch 
bislang keine hinreichende Grundlage gesehen. Ob 
die bisherige Praxis der Kreditinstitute beim Bank-
auskunftsverfahren oder die neue Klausel der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen Bank über Aus-
künfte mit dem Gesetz zur Regelung des Rechts der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen und dem Da-
tenschutzgesetz in Einklang steht, kann verbindlich 
nur von den zuständigen Gerichten geklärt wer-
den. 

Es wäre zu begrüßen, wenn zwischen den Daten-
schutzbehörden und den Spitzenverbänden der 
Kreditwirtschaft geklärt würde, wie etwaige daten-
schutzrechtliche Bedenken gegen das derzeitige 
Verfahren bei der Erteilung von Bankauskünften 
ausgeräumt werden können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
meinen Informationen hat der Bundesjustizmini-
ster erklärt, die veränderten Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen seien rechtlich anfechtbar. 
Gehe ich recht in der Annahme, daß Ihre jetzige 
Auskunft mit dieser Erklärung des Bundesjustizmi-
nisters nicht in Übereinstimmung steht? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Em-
merlich, ich habe Ihnen die mit dem Herrn Bundes-
minister der Justiz persönlich abgestimmte Erklä-

rung der Bundesregierung soeben bekanntgegeben. 
Wenn es andere Erklärungen gibt, beruhen sie mög-
licherweise auf einem Mißverständnis. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie eigentlich eine Bankaufsicht für ausreichend, 
die nicht vorab klärt, ob Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen der Banken gegen Gesetze verstoßen 
und infolgedessen nichtig sind, und sehen Sie selbst 
es nicht als unzulänglich an, wenn Sie auf eine 
nachträgliche Inanspruchnahme der Gerichte 
durch den einzelnen Bankkunden verweisen müs-
sen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Em-
merlich, es gibt viele Fälle, in denen man pesönlich 
oder auch gruppenweise gewisse Zweifel am Aus-
reichen der Struktur unserer Rechtsordnung an 
einzelnen Stellen haben kann. Für die Bundesregie-
rung gibt es bisher keinen Grund, in das Recht der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen und das Kar-
tellrecht zusätzlich Erschwerungen einzubauen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, darf ich 
mir noch einmal erlauben, Sie zu fragen, ob Bilan-
zen nicht ein entscheidendes Kriterium für die Kre-
ditfähigkeit eines Unternehmens oder eines Unter-
nehmers sind, und habe ich Sie vorhin richtig ver-
standen, daß Sie sagen, dies sei nicht vergleichbar 
mit der jetzt beurteilten Frage der Kreditwürdig-
keit anderer Personen?  

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bleibe dabei, daß eine Bilanz so, wie sie zu veröf-
fentlichen ist, andere Auskünfte für den ermöglicht, 
der sich die Bilanz anschaut, als die Auskunft einer 
Bank, die z. B. zehn Monate nach dem Datum der 
Erstellung der Bilanz und ihrer Veröffentlichung 
erfolgt, die eine ganz konkrete Erfahrung einer be-
stimmten Bank zum Gegenstand hat; das ist etwas 
anderes. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, halten Sie es nicht 
für inhaltlich unangemessen, wenn in einem Kondi-
tionenkartell eine Bank sich auch das Recht ver-
schaffen will, Kreditauskünfte zu geben, ohne vor-
her die Zustimmung ihres Kunden einzuholen, und 
sich außerdem dann auch noch in der Haftung auf 
grobes Verschulden freizeichnet? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hirsch, 
ich habe gesagt, daß die Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen Bank — die alten wie die neuen — für 
den Fall, daß jemand Bedenken hat, der Entschei-
dung der einzelnen Gerichte unterliegen; sie haben 
zu entscheiden, was Rechtens oder Unrechtens ist. 
Wie soll es eigentlich anders sein können? 
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Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie bislang den aus Ihrer Sicht gegebenen fakti-
schen Zustand beschrieben haben, darf ich Sie um 
Beantwortung der Frage bitten, wie die Bundesre-
gierung politisch unter Berücksichtigung des AGB-
Gesetzes und des Bundesdatenschutzgesetzes die-
sen Vorgang bewertet. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich habe keine Ver-
anlassung, eine zusätzliche Erklärung zu den bis 
jetzt gegebenen abzugeben; es ist nur eine Wieder-
holung von dem möglich, was ich bis jetzt gesagt 
habe, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Martiny. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie haben mir auf meine Frage eben geantwortet, 
daß sich die Bundesregierung nicht in die Ge-
schäfte zwischen Banken und Kunden einmischen 
möchte. Dafür könnte man noch ein gewisses Ver-
ständnis haben. Nun gibt es aber auch das Bundes-
aufsichtsamt für das Kreditwesen. Dieses hat im 
wesentlichen die Aufgabe, darüber zu wachen, daß 
es nicht zu Bankzusammenbrüchen kommt. Hätte 
es nach Meinung der Bundesregierung nicht auch 
die Aufgabe, für ein machtmäßiges Gleichgewicht 
zwischen der Anbieter- und der Verbraucherseite 
auf dem Gebiet von Krediten zu sorgen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß das Gleichgewicht besteht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Nachdem die Bundesregierung 
nach Ihrer Aussage ganz offenbar keine direkte 
Eingriffsmöglichkeit sieht und, wie ich soeben ge-
hört habe, auch von einem Gleichgewicht spricht, 
andererseits aber durch diese Änderungen die Ban-
ken ihre Haftung auf grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt und sich dabei die weitestgehende Aus-
kunftsmöglichkeit zugesichert haben, die ich kenne, 
frage ich: Sieht die Bundesregierung unter diesem 
Aspekt nicht die Pflicht, mit den Beteiligten zumin-
dest ein Gespräch zu führen und darauf hinzuwir-
ken, daß es wieder zu einer Einschränkung 
kommt? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
und auch die Banken sind dazu bereit. Soviel ich 
weiß, ist auch ein Gespräch in Aussicht genom-
men. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen einschalten, um die Regelung der Ban-
kenauskunft mit dem Bundesdatenschutzgesetz 
und dem AGB-Gesetz abzustimmen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich habe soeben 
Dr. de With gesagt, daß die Bundesregierung daran 
interessiert ist, daß die Beteiligten — Bankenauf-
sicht und Datenschutz — mit den Banken und ihren 
Verbänden die Dinge klären. 

Vizepräsident Westphal: Der Herr Kollege Bindig 
möchte noch etwas fragen. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, steht denn die 
Bundesregierung schon in Kontakt mit den Ban-
ken, um diese Gespräche zu führen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ge-
stern abend gingen die Dringlichen Fragen im Bun-
desministerium der Justiz ein. Heute früh haben 
wir uns mit den Dingen beschäftigt. Gegen Mittag 
habe ich mit den zuständigen Beamten gesprochen, 
die mir mitgeteilt haben, die Banken seien interes-
siert und das Ministerium stehe mit den Verbänden 
der Banken in ständigem Kontakt. 

(Bindig [SPD]: Tu-nix-Regierung!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
was kann denn der Gegenstand dieses Gespräches 
sein, von dem Sie sagten, daß es in Aussicht genom-
men sei, wenn Sie hier bereits erklärt haben, daß 
durch die Veränderung der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen jetzt das Gleichgewicht hergestellt 
sei? 

(Beifall bei der SPD) 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rapp, 
ich weiß nicht, was Sie verstanden haben. Ich habe 
solches nicht erklärt, sondern ich habe gesagt, es 
bestünde zwischen Anbieter- und Nachfrageseite 
ein Gleichgewicht. Das habe ich gesagt. 

Vizepräsident Westphal: Nun sind wir am Ende 
der Dringlichkeitsfragen. Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. 

Ich brauche nicht aufzurufen den Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, denn alle noch offenen Fra-
gen aus der gestrigen Fragestunde sind von den 
Fragestellern zur schriftlichen Beantwortung erbe-
ten worden. Es handelt sich um die Fragen 39 und 
40 des Abgeordneten Stutzer, Frage 41 des Abgeord-
neten Kirschner, Fragen 42 und 43 des Abgeordne-
ten Müller (Schweinfurt) sowie die Fragen 44 und 
45 des Abgeordneten Dr. Rose. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Auswärtigen. Herr Staatsmi-
nister Möllemann steht zur Beantwortung zur Ver-
fügung. 

Die erste Frage ist die Frage 6 des Abgeordneten 
Dr. Hupka. 

Worin liegen die Gründe, daß bisher keine Vereinbarungen 
über die Pflege deutscher Kriegsgräber und die Instandset-
zung von Gräberanlagen mit der Volksrepublik Polen getrof-
fen werden konnten, und ist die Bundesregierung bereit, die-
ses menschenrechtliche Thema in die Gespräche und Ver-
handlungen mit Polen wieder einzuführen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 
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Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Hupka, der Abschluß von Vereinba-
rungen zur Pflege und Instandsetzung von deut-
schen Kriegsgräbern ist bisher an der unverändert 
ablehnenden polnischen Haltung gescheitert, die 
mit den Erinnerungen der polnischen Bevölkerung 
an die Geschehnisse des Zweiten Weltkrieges be-
gründet wird. Gleichwohl hat sich die Bundesregie-
rung seit Jahren darum bemüht, durch Gespräche 
und Verhandlungen bei jeder sich bietenden Gele-
genheit bei der polnischen Seite Verständnis für 
dieses Problem zu gewinnen. Eine Auflockerung 
oder Änderung der polnischen Haltung war bisher 
allerdings nicht zu erkennen. 

Bundesaußenminister Genscher hat daraufhin 
seine Gespräche anläßlich der Konferenz in Stock-
holm genutzt, um mit seinem polnischen Kollegen 
Olszowski dieses Thema erneut anzusprechen. Die-
ser hat insbesondere im Blick auf den Vorschlag 
des Bundesaußenministers, diese Frage möge doch 
einmal in Kürze zwischen dafür geeigneten Organi-
sationen erörtert werden, z. B. auf unserer Seite 
dem Deutschen Roten Kreuz, zugesagt, daß er die-
sen Vorschlag prüfen will. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Nehmen Sie, Herr Staats-
minister, auf Grund der bisherigen Erfahrungen an, 
daß man hier vor allem zwischen dem Volksbund 
Deutscher Kriegsgräberfürsorge und einem Part-
ner in der Volksrepublik Polen überhaupt zu einem 
Gespräch kommen wird; denn es ist doch mißlich, 
daß hier lediglich auf die ehrenamtliche Pflege von 
etwa 8 000 Soldatengräbern, vor allem in Oberschle-
sien, zurückgegriffen werden kann und daß dann 
die Pfleger noch Gefahr laufen, zum Staatssicher-
heitsdienst zitiert zu werden? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hofft jedenfalls, daß es auf Grund des Gesprächs, 
das Bundesaußenminister Genscher mit Außenmi-
nister Olszowski geführt hat, zu solchen direkten 
Kontakten mit den dafür vorgesehenen Organisa-
tionen kommen wird, damit eine befriedigendere 
Regelung als die bisherige — bisher gibt es nämlich 
keine — gefunden werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
haben sich zur Begründung auf die Kriegsereig-
nisse bezogen. Wäre dann nicht schon zu empfeh-
len, daß die Volksrepublik Polen hier zumindest 
ähnlich handelt wie jetzt die Sowjetunion, die drei 
Soldatenfriedhöfe dem Volksbund Deutscher 
Kriegsgräberfürsorge zur Pflege benannt hat? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
argumentiert natürlich gegenüber allen Staaten in 
der vergleichbaren Situation gleich. Im übrigen: das 
Argument, das ich vorgetragen hatte, Herr Kollege 
Hupka, war nicht das Argument der Bundesregie-

rung, sondern das ist die Argumentation der polni-
schen Seite. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatsminister, 
würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß bei dem Be-
such einer Delegation der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei hier dieses Thema besprochen wor-
den ist, daß es auf polnischer Seite Gesprächsbe-
reitschaft gibt und daß wir versuchen wollen, im 
Mai auf dieser Ebene ein solches Gespräch zu-
stande zu bringen, um in der Sache weiterzukom-
men? 

Möllemann, Staatsminister: Ich glaube, daß aus 
der Sicht der Betroffenen und ihrer Familien und 
all derer, die dieses Problem als drängend empfin-
den, jede solcher Bemühungen, von welcher Seite 
auch immer — selbstverständlich auch von der 
Seite der sozialdemokratischen Fraktion —, nur als 
hilfreich empfunden werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 7 
des Abgeordneten Hupka auf: 

Kann die Bundesregierung die Nachricht bestätigen, daß 
die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Tokio „aus 
politischen Gründen die Präsentation der Wehrtechnik" auf 
der deutschen Leistungsschau (Eröffnung 23. April 1984) 
„verhindert hat" (FAZ 14. Januar 1984), und welches sind be-
jahendenfalls die Gründe hierfür? 

Herr Staatsminister, bitte. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Hupka, 
die Bundesregierung beantwortet Ihre Frage mit 
Nein. Die von Ihnen erwähnte Zeitungsnachricht ist 
unzutreffend. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, gibt 
es irgendwelche Zusammenhänge, die dem Journa-
listen, Herrn Peter Oldrich, von der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung es eingegeben haben, so zu be-
richten? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kann nicht erken-
nen, warum ein einzelner Journalist einen unzutref-
fenden Bericht schreibt. Ich kann nur feststellen: 
der Bericht ist unzutreffend. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, darf 
ich daraus folgern, daß während dieser Ausstellung, 
die am 23. April 1984 eröffnet werden wird, auch die 
Wehrtechnik präsentiert wird? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
nimmt auf die Auswahl der Ausstellungsstücke kei-
nen Einfluß, schon gar nicht auf dem Wege, der in 
dem hier von Ihnen angesprochenen Bericht be-
schrieben wird. Es gibt allerdings bislang keine An-
träge auf eine entsprechende Exportgenehmigung 
von bestimmten wehrtechnischen Gütern. Ich kann 
aber nicht ausschließen, daß solche Anträge noch 
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Staatsminister Möllemann 
gestellt werden. Im Einzelfall würde zu entscheiden 
sein, wie sich die Bundesregierung dazu stellt. Sie 
wissen, daß Japan in der Frage der Rüstungsex-
porte im übrigen in gewisser Weise wie die Länder 
behandelt wird, die der NATO gleichgestellt sind. 
Das würde bei einer solchen Entscheidung sicher-
lich berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 8 des 
Herrn Abgeordneten Schreiner auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Ausführungen des so-
wjetischen Verhandlungsführers bei den Genfer INF-Ge-
sprächen (abgedruckt u. a. in der „New York Times" und in 
der „Frankfurter Rundschau" vom 16. Januar 1984), die Bun-
desregierung habe mittels manipulativer Maßnahmen im 
November 1983 eine denkbare Einigung der Verhandlungs-
mächte zunichte gemacht, nach der unter der Voraussetzung 
des Verzichts auf westliche Nachrüstung die Sowjetunion 572 
Sprengköpfe auf Mittelstreckenraketen zu liquidieren ge-
habt hätte und der verbliebene Rest als ungefähres Gegenge-
wicht zu den britischen und französischen Mittelstreckenpo-
tentialen verstanden worden wäre? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Schrei-
ner, die von dem sowjetischen INF-Verhandlungs-
führer in dem genannten Artikel gegebene Darstel-
lung der in Ihrer Frage angesprochenen Vorgänge 
bei den Genfer INF-Verhandlungen vom November 
1983 trifft nicht zu. Die USA haben die Bundesregie-
rung im November sofort vom wirklichen Sachver-
halt unterrichtet. Sie haben diesen Sachverhalt in-
zwischen auch wiederholt öffentlich dargestellt. Da-
nach ist folgendes festzustellen. 

Erstens. Nicht Botschafter Nitze, also der ameri-
kanische Verhandlungsführer, sondern Botschafter 
Kwizinsky hat am 13. November vergangenen Jah-
res den Gedanken einer beiderseitigen gleichen Re-
duzierung um 572 Gefechtsköpfe für die USA und 
die Sowjetunion zur Diskussion gestellt und dabei 
zum Ausdruck gebracht, die Sowjetunion könne ei-
nen solchen Vorschlag akzeptieren, falls er von den 
USA unterbreitet werde. Einige Tage später hat 
Botschafter Semjonov der Bundesregierung ein Pa-
pier übergeben, das im wesentlichen die gleiche 
Überlegung enthielt, allerdings als Autor Botschaf-
ter Nitze bezeichnete. Diese Lösung sollte nach so-
wjetischer Darstellung davon abhängen, daß auf 
amerikanischer Seite keine Stationierungen erfol-
gen dürften. Demgegenüber wären auf sowjetischer 
Seite mehr als 120 auf Europa gerichtete Raketen 
mit über 360 Gefechtsköpfen verblieben. Mit der zur 
Diskussion gestellten Lösung wäre mithin ein so-
wjetisches Monopol bei landgestützten Mittelstrek-
kenraketen größerer Reichweite festgeschrieben 
worden. Ein derartiges Verhandlungsergebnis hat 
das Bündnis stets als unannehmbar bezeichnet. Es 
liegt deshalb auf der Hand, daß ein solcher Lö-
sungsvorschlag entgegen der sowjetischen Darstel-
lung nicht von Botschafter Nitze ausgegangen sein 
kann. Die USA haben demgemäß die sowjetische 
Darstellung mit Nachdruck zurückgewiesen. 

Ich stelle zweitens fest: Unzutreffend ist ferner 
die Darstellung des Artikels, die Bundesregierung 
habe den Inhalt der vorgeschlagenen Lösung in der 
Frage der Behandlung der Drittstaatensysteme ver-
fälscht wiedergegeben. Die Bundesregierung gibt  

bekanntlich nie etwas verfälscht wieder. Richtig ist 
vielmehr, daß die von der Sowjetunion zur Diskus-
sion gestellte Lösung keine Bezugnahme auf die 
britischen und französischen Raketen enthielt, son-
dern davon ausging, daß eine Kompensation für 
diese Systeme in einem „geeigneten künftigen Fo-
rum" verhandelt werden solle. Andererseits sollten 
die USA für die in Europa verbleibenden etwa 120 
sowjetischen Mittelstreckenraketen in diesen zu-
künftigen Verhandlungen eine Kompensation er-
halten. Die von der Bundesregierung im November 
1983 geäußerte Einschätzung, daß die Sowjetunion 
offenbar bereit sei, ihre Forderung nach Anrech-
nung britischer und französischer Systeme bei den 
INF-Verhandlungen aufzugeben und hierüber in ei-
nem anderen Forum zu verhandeln, war deshalb 
völlig gerechtfertigt. 

Die Bundesregierung hat zu den sowjetischen 
Überlegungen seinerzeit positiv festgestellt, daß 
eine Ausklammerung der britischen und französi-
schen Systeme aus dem INF-Rahmen zu einer De-
blockierung der Genfer Verhandlungen führen kön-
ne. Sie hat andererseits unterstrichen, daß ein so-
wjetischer Anspruch auf ein Monopol bei den weit-
reichenden landgestützten Mittelstreckenraketen 
für das Bündnis inakzeptabel bleibe. Diese Bewer-
tung, die sich mit der Haltung unserer Verbündeten 
deckt, gilt unverändert. 

Herr Präsident, ich weiß, es war eine sehr lange 
Antwort auf einen komplizierten Sachverhalt. Des-
wegen möchte ich das in Kurzform noch einmal 
sagen. Erstens. Herr Kwizinsky hat sich bei der 
Entscheidung zwischen Dichtung und Wahrheit je-
denfalls nicht für letztere entschieden, und zwei-
tens war der gesamte Sachverhalt, den ich vorgetra-
gen habe, Gegenstand außerordentlich ausführli-
cher Debatten hier im Parlament. 

Vizepräsident Westphal: Insofern darf man den 
Rat geben, daß man sowohl Fragen als auch Ant-
worten kurz formuliert. 

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Ersteres war ja wohl der Fall, 
Herr Präsident. — Ich wollte nachfragen, Herr 
Staatsminister, ob die Bundesregierung über Er-
kenntnisse dahin gehend verfügt, daß die amerika-
nische Regierung den genannten Vorschlag katego-
risch abgelehnt hat und, wenn  ja,  in welcher Form. 

Möllemann, Staatsminister: Der Vorschlag — das 
ist richtig — ist abgelehnt worden. Das impliziert 
im übrigen auch, daß sie ihn nicht selbst gemacht 
haben kann. Selbstgemachte Vorschläge lehnt man 
ja nicht immer ab, jedenfalls auf westlicher Seite 
nicht. Sie hat ihn abgelehnt, weil er im Falle seiner 
Verwirklichung das sowjetische Mittelstreckenmo-
nopol festgeschrieben hätte. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Voigt 
möchte gerne eine Zusatzfrage stellen. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, Sie 
haben soeben selber — als Teil einer westlichen 
Position — von der Kompensation der britischen 
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und französischen Systeme in möglichen zukünfti-
gen Foren gesprochen: Trifft es zu, daß in der 
Schlußphase der Verhandlungen in der Bundesre-
gierung Möglichkeiten und Modelle einer direkten 
oder indirekten Berücksichtigung der britischen 
und französischen Systeme erwogen und erörtert 
worden sind? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, das trifft nicht 
zu. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 9 
des Abgeordneten Dr. Czaja: 

Ist nach dem verbindlichen Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 31. Juli 1973 nicht auch die Bundesrepublik 
Deutschland als „nichtabtrennbarer Teil" ganz Deutschlands 
„auch verantwortlich für das ganze Deutschland" (vergleiche 
Präambel des Grundgesetzes), ebenso wie als gleichberech-
tigter Unterzeichnerstaat im Zusammenwirken mit den Drei 
Mächten für die Verpflichtungen und Ziele nach Artikel 7 des 
Deutschlandsvertrages, so daß sie ständige Bemühungen zu 
den „vorbehaltenen" Siegerrechten (Antwort vom 6. Januar 
1984) in der NATO nach dem Harmel-Bericht und in der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit nach den Römi-
schen Verträgen fordern und fördern kann? 

Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Cza-
ja, der Bundeskanzler hat in seiner Regierungser-
klärung vom 4. Mai 1983 betont, daß die Deutsch-
landpolitik der Bundesregierung insbesondere 
durch das Grundgesetz, den Deutschland-Vertrag 
und das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Juli 1973 bestimmt bleibt. Die sich daraus erge-
benden Verpflichtungen nimmt die Bundesregie-
rung sehr ernst. Dementsprechend ist sie, wie in der 
Antwort der Bundesregierung vom 6. Januar 1984 
bereits zum Ausdruck gebracht, ständig bemüht, zu-
sammen mit ihren Partnern — auch im Rahmen 
der NATO — nach Wegen zu suchen, wie die Tei-
lung Europas schrittweise überwunden werden 
kann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, gebie-
ten also nach dieser Auskunft das Grundgesetz, 
Art. 7 des Deutschland-Vertrages, die von Ihnen 
aufgeführten politischen Programmsätze der 
NATO, beispielsweise der Harmel-Bericht, ferner 
der Rechtssatz des Selbstbestimmungsrechts und 
die Regeln des allgemeinen Völkerrechts die volle 
freiheitliche Mitwirkung der Deutschen und der 
Bundesrepublik Deutschland an den zu lösenden 
Fragen ganz Deutschlands? 

Möllemann, Staatsminister: Sicher. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Bedeuten nach Auffassung 
der Bundesregierung die sogenannten vorbehalte-
nen Rechte, daß die zwei Staaten in Deutschland 
vorerst, vor friedensvertraglichen Regelungen, 
nicht allein und selbständig, also ohne Siegermäch-
te, die Kompetenz zur Regelung der ganzen deut-
schen Frage, etwa auch zur Festlegung der Grenzen 
in ganz Deutschland oder zu Gebietsabtretungen zu 

Lasten ganz Deutschlands in seinen Grenzen und 
in den Grenzen, wie das Londoner Abkommen sie 
umschreibt, haben?  

Möllemann, Staatsminister: Mein Problem ist, 
Herr Kollege Czaja, daß ich diese Frage nicht ver-
standen habe. 

(Heiterkeit — Dr. Czaja [CDU/CSU]: Dann 
muß ich sie wiederholen!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Czaja, da ich ge-
genüber unserem Kollegen Schreiner vorhin eine 
kleine kritische Anmerkung im Hinblick auf die 
Länge seiner Frage gemacht habe, gebietet es die 
Fairneß, dies auch gegenüber anderen zu tun, also 
auch Ihnen gegenüber. Wenn Sie Ihre Zusatzfrage 
jetzt ein bißchen kürzer fassen würden, so hätte ich 
nichts dagegen. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Ich weiß nicht, ob der 
Staatsminister meine Frage vorhin akustisch oder 
in der Sache nicht verstanden hat. Ich wiederhole 
sie langsam: Bedeuten nach Auffassung der Bun-
desregierung die vorbehaltenen Rechte, daß die 
zwei Staaten in Deutschland vor friedensvertragli-
chen Regelungen nicht allein und selbständig die 
Kompetenz zur Regelung der ganzen deutschen 
Frage, also auch zur endgültigen Festlegung von 
Grenzen in ganz Deutschland, haben? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. 
(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen dann zur 
Frage 10 des Abgeordneten Dr. Czaja, die etwas 
kürzer gefaßt ist: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung des Aus-
wärtigen Ausschusses des polnischen Parlaments an die 
Bundesregierung Deutschland, verfassungswidrig minde-
stens 1,1 Millionen Deutschen in den Gebieten östlich von 
Oder und Neiße die deutsche Staatsangehörigkeit zu entzie-
hen und die damit verbundene Verletzung der zum War-
schauer Vertragswerk gehörenden, von der polnischen Dele-
gation entgegengenommenen Erklärung des früheren Bun-
desaußenministers Scheel zu den Rechten der Deutschen? 

Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Präsident, die 
Antwort ist kürzer gefaßt als die vorherige. — Die 
Bundesregierung war und ist an die Feststellungen 
des Grundgesetzes zur Rechtsstellung der Deut-
schen gebunden. In keiner deutsch-polnischen Ver-
einbarung ist die Bundesregierung etwa die Ver-
pflichtung eingegangen, irgendwelche Änderungen 
an dieser verfassungsrechtlichen Lage herbeizufüh-
ren. Die Bundesregierung hat bei Abschluß der 
deutsch-polnischen Verhandlungen über den War-
schauer Vertrag betont, daß durch den Vertrag nie-
mandem Rechte verlorengehen, die ihm nach unse-
ren geltenden Gesetzen zustehen, z. B.: im Bereich 
der Staatsangehörigkeit. 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich auch auf 
diese Aussage gestützt, als es Verfassungsbe-
schwerden gegen die Zustimmungsgesetze zu den 
Ostverträgen in seinem Beschluß vom 7. Juli 1975 
als unzulässig zurückgewiesen hat. 
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Ich erinnere auch an den allgemeinen Grundsatz 
des Völkerrechts, wonach ein jeder Staat grundsätz-
lich selbst bestimmt, wer seine Staatszugehörigkeit 
besitzt. Ein fremder Staat kann in die Rechtsbezie-
hungen zwischen einem Staat und seinen Staatsan-
gehörigen nicht eingreifen und sie nicht auflösen. 
Der fremde Staat kann allerdings eine Person, die 
zugleich seine eigene Staatsangehörigkeit besitzt, 
in jeder Beziehung als Inländer behandeln. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ver-
tritt also die Bundesregierung — im Gegensatz zu 
der Einmischung in unser Staatsangehörigkeits-
recht — die Auffassung, daß den in den Oder-Neiße-
Gebieten lebenden Deutschen die deutsche Staats-
angehörigkeit hier nicht gegen ihren Willen entzo-
gen werden darf und daß hier nicht Maßnahmen 
getroffen werden dürfen, die die von Verfassung 
wegen bestehende Schutzpflicht hier oder in Dritt-
ländern mindern? 

Möllemann, Staatsminister: Diese Auffassung ver-
tritt die Bundesregierung im Blick auf Deutsche, wo 
immer sie leben. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, bedeu-
tet Ihre Erklärung, daß die Bundesregierung weiter 
an der vollen Wirksamkeit der Erklärung des Bun-
desaußenministers Scheel vom 14. Juli 1970, die Sie 
dem Inhalt nach zitiert haben, festhält, daß keinem 
Deutschen Rechte durch den Warschauer Vertrag 
verlorengehen können, die er nach den in der Bun-
desrepublik geltenden Gesetzen hat? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, sind Ihnen 
irgendwelche Bestrebungen in der Volksrepublik 
Polen bekannt, wonach die Eheschließung von in 
Polen lebenden Deutschen mit anderen Deutschen 
davon abhängig gemacht werden soll, daß sie vor-
her die polnische Staatsangehörigkeit erwerben? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Auswärtigen. Vielen Dank, Herr 
Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretär Franke zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Müller (Wesseling) auf: 

Wie hoch ist die Zahl der Krankenkassen, die im Jahre 
1983 den Beitrag gesenkt haben, und wie gliedert sich diese 
in Allgemeine Ortskrankenkassen, Ersatzkassen, Betriebs-
krankenkassen, Innungskrankenkassen? 

Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, ich 
bitte, die beiden Fragen des Abgeordneten Müller 
(Wesseling) gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Westphal: Sind Sie einverstanden? 

Mü ller (Wesseling) (CDU/CSU): Einverstanden. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch die 
Frage 47 des Herrn Abgeordneten Müller (Wesse-
ling) auf: 

Um welchen Prozentsatz sind die Beiträge im Durch-
schnitt gesenkt worden, und wie hoch ist jetzt der tatsächli-
che Durchschnittsbeitrag für die einzelnen Krankenkassen-
arten? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Im Zeitraum vom 
1. Januar bis 1. Dezember 1983 sind in der gesetzli-
chen Krankenversicherung in insgesamt 569 Fällen 
Beitragssatzsenkungen vorgenommen worden. Da-
von entfielen auf die Ortskrankenkassen 169 Sen-
kungen, Betriebskrankenkassen 327, Innungskran-
kenkassen 64, Arbeiter- und Angestellten-Ersatz-
kassen 8 und auf die Seekasse 1 Beitragssatzsen-
kung. 

Der durchschnittliche allgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Krankenversicherung hat sich von 
11,99 v. H. am 1. Dezember 1982 auf 11,73 v. H. am 
1. Dezember 1983 verringert. Die entsprechenden 
Vergleichswerte betragen bei den Ortskrankenkas-
sen 12,39 v. H. und 12,04 v. H., bei den Betriebskran-
kenkassen 10,91 v. H. und 10,47 v. H., bei den In-
nungskrankenkassen 11,73 v. H. und 11,41 v. H., bei 
den Arbeiter-Ersatzkassen 11,35 v. H. und 10,81 
v. H., bei den Angestellten-Ersatzkassen 11,94 v. H. 
und 11,89 v. H. und bei der Seekasse 10,60 v. H. und 
9,80 v. H. 

Der durchschnittliche allgemeine Beitragssatz 
hat sich zum Jahresanfang 1984 weiter ermäßigt. Er 
beträgt nach dem augenblicklichen Erkenntnis-
stand etwa 11,5 v. H. Exakte Daten für Januar 1984 
liegen mir noch nicht vor. Ich bin aber selbstver-
ständlich gern bereit, sie Ihnen, sobald sie verfüg-
bar sind, schriftlich mitzuteilen. Die Daten dürften 
etwa ab Mitte Februar vorliegen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Müller. 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie wirkt sich denn nun die finanzielle Entla-
stung der Beitragszahler durch diese Beitragssen-
kungen aus? Haben Sie darüber genaue Zahlen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die eingangs er-
wähnte Beitragssatzentwicklung hat allein im Jahr 
1983 zu einer Entlastung der beiden Beitragszahler

-

gruppen, der Versicherten und der Wirtschaft, um 
rund 1 Milliarde DM geführt. Die zusätzliche Entla-
stung der Beitragszahler im Jahr 1984 dürfte noch 
einmal etwa 2 Milliarden DM betragen. Gegenüber 
dem Beitragssatzniveau des Jahres 1982 von etwa 
12 v. H. ergibt sich damit eine Entlastung der Bei-
tragszahler um insgesamt rund 3 Milliarden DM — 
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bei einem Volumen von etwa 100 Milliarden DM —
im Jahr 1984. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Müller. 

Mü ller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, worin sehen Sie die Gründe für diese Beitrags-
senkung? Liegt es am Rückgang der Arbeitsunfä-
higkeit wegen Krankheit? Liegt es an der Verlage-
rung der Kosten auf die Versicherten, z. B. durch 
Zuzahlungsregelungen bei Arzneimitteln, Heil- und 
Hilfsmitteln und Krankenhauspflege? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident! Na-
turgemäß ist diese Antwort etwas länger, weil es 
viele Gründe gibt. Ich bitte von vornherein um Ent-
schuldigung. 

Diese Beitragssatzsenkungen haben viele Grün-
de, z. B. die Bemühungen der Beteiligten um Ko-
stendämpfung. Im Jahr 1982 nahmen die Leistungs-
ausgaben je Mitglied nur um 0,2 v. H, bei einer 
Grundlohnentwicklung von 4,4 v. H. zu. Für das 
Jahr 1983 ist nach dem jetzigen Erkenntnisstand 
ein Ausgabenanstieg im Rahmen der Grundlohn-
entwicklung von etwa 3' / 2  v. H. zu erwarten. Das 
Ziel der einnahmeorientierten Ausgabenpolitik 
wird 1983 somit erreicht worden sein. 

Ob ich die einzelnen Gründe jetzt vollständig 
sage, weiß ich nicht. Ich glaube aber, meine Ausfüh-
rungen erfassen fast alle Tatbestände. 

Die Versicherten haben sich bei der Inanspruch-
nahme von Leistungen zurückgehalten. Die Zahl 
der abgerechneten Krankenscheine hat sich leicht 
rückläufig entwickelt. Auch die Zahl der Arzneiver-
ordnungen ist zurückgegangen. Schließlich — das 
ist ein nicht unwesentlicher Faktor — ist der Kran-
kenstand von 5,3 v. H. im Jahr 1981 auf 4,7 v. H. im 
Jahr 1982 und voraussichtlich 4,4 v. H. im Jahr 1983 
— die Zahlen für das letzte Quartal liegen noch 
nicht vor — gesunken. 

Hinzu kommen folgende Maßnahmen: Die ver-
traglichen Vereinbarungen der Selbstverwaltungen 
der Kassen, der Ärzte und der Zahnärzte über einen 
Verzicht auf Vergütungserhöhung im Jahr 1982 und 
im ersten Halbjahr 1983 haben die Ausgabenent-
wicklung der Krankenkassen natürlich erheblich 
entlastet. 

Es gibt weiter die in diesem Haus sicher nicht 
unumstritten gewesenen Maßnahmen des Kosten-
dämpfungs-Ergänzungsgesetzes. Ich erinnere mich 
sehr genau an die Streitpunkte. Hier erwähne ich 
nur, obwohl ich dem nicht die maßgebliche Bedeu-
tung beimesse, die Festschreibung der Preise für 
Heil- und Hilfsmittel, die Senkung der Preise für 
zahntechnische Leistungen und die Verordnungs-
blattgebühr bei Heil- und Hilfsmitteln. 

Dies alles hat möglicherweise neben den von der 
Selbstverwaltung ergriffenen Maßnahmen, die der 
Hauptgrund sind, beigetragen, die Zuwachsraten in 
den vergangenen Jahren deutlich zurückzuführen. 

(Dr. de With [SPD]: die Redezeit beträgt 
eine Viertelstunde!) 

Vizepräsident Westphal: Kann ich davon ausge-
hen, daß Sie jetzt am Ende der Beantwortung 
sind? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das war das Ende 
der Beantwortung der Zusatzf rage.  

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, wir 
bewundern Ihre Fähigkeit, eine Zusatzfrage aus 
dem Stand zu beantworten. 

Weitere Zusatzfragen. — Können Sie uns helfen, 
daß das nicht so lange dauert? 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, ich hätte gerne gewußt: Wie beurteilt die Bun-
desregierung denn die Tatsache, daß weniger Lei-
stungen in Anspruch genommen wurden? Hält sie 
das nicht für gesundheitspolitisch bedenklich? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Auch hier zwei un-
terschiedliche Bemerkungen. Ob sich der niedrige 
Krankenstand — wie es draußen schon einmal ge-
sagt wird — aus einer Befürchtung des Verlustes 
des Arbeitsplatzes ergibt oder nicht, kann man 
heute nicht genau beurteilen. Aber sicherlich ist ein 
nicht unwesentlicher Faktor der geringeren Inan-
spruchnahme der stationären Versorgung die Mög-
lichkeit, Ärzte aufzusuchen oder andere Heil- und 
Hilfsmittel in Anspruch zu nehmen. 

Wenn Krankheiten verdrängt werden, kann es 
durchaus sein, daß die nachfolgende Kranheitsbe-
handlung eine etwas längere Zeit in Anspruch 
nimmt. Darüber gibt es keine gesicherten Erkennt-
nisse; das sind Vermutungen. Zum Beispiel muß 
eine Verringerung der Zahl der verordneten und 
möglicherweise auch der eingenommenen Arznei-
mittel nicht unbedingt zusätzlich eine Gesundheits-
gefährdung zur Folge haben. Wenn ich die Zahl der 
in Anspruch genommenen Arzneimittel internatio-
nal vergleiche, haben wir einen etwas höheren 
Stand, aber der Gesundheitsstand in anderen Län-
dern ist nicht schlechter als hier bei uns. Eine viel-
fältige und breitgefächerte Antwort auf diese Frage 
ist möglich. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Müller 
(Wesseling). 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Wie beurteilt die 
Bundesregierung die weitere Entwicklung der Bei-
tragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Nach den Zahlen der 
ersten drei Quartale des letzten Jahres — das letzte 
Quartal, ich sagte es eben schon, ist noch nicht 
quantifiziert — glaube ich, daß wir für das Jahr 1983 
bei einer Grundlohnentwicklung von 3,5 v. H. unter 
der veranschlagten Grundlohnentwicklung bleiben 
werden. Diese Entwicklung ragt in das Jahr 1984 
hinein. Möglicherweise sind zusätzliche Einflüsse 
— insbesondere bei der Entwicklung der Ausgaben 
der stationären Versorgung — zu beobachten. Mög-
licherweise ist auch zu handeln. 

Vizepräsident Westphal: Ich habe weitere Zusatz-
fragen von mehreren Kollegen, die nachfragen wol- 
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len. Nun zeigen Sie, Herr Staatssekretär, einmal 
Ihre Fähigkeit, kurz zu antworten. 

Herr de With. 

Dr. de With (SPD): Um Ihnen, Herr Staatssekretär, 
zu einer einfacheren, kürzeren und, wie ich meine, 
auch präziseren Antwort zu verhelfen: Sind die er-
freulichen Beitragssenkungen nicht vornehmlich 
auf Maßnahmen zurückzuführen, für die der dama-
lige Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Ehrenberg, die Verantwortung trug? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Nein. 
(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, kann es bei 
Ihren überlangen Ausführungen sein, daß Sie, um 
zu kürzen, die wesentlichen Hinweise darauf ver-
gessen haben, daß die Beiträge insbesondere des-
halb gesenkt wurden, weil die Arbeitnehmer ange-
sichts einer Arbeitslosenzahl von 2,3 Millionen 
Angst hatten, bei längerer Arbeitsunfähigkeit ihren 
Arbeitsplatz zu verlieren, und können Sie bestäti-
gen, daß die Beitragssenkungen noch wesentlich 
höher hätten ausfallen können, wenn die pharma-
zeutische Industrie im vergangenen Jahr ihre 
Preise nicht weit überdurchschnittlich erhöht hät-
te? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Im ersten Fall, Herr 
Kollege, verweise ich darauf, was ich eben gesagt 
habe, um meine Antwort abzukürzen. 

Im zweiten Fall sage ich ja. Ich beobachte die 
Entwicklung im Arzneimittelbereich mit großer 
Sorge. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie ja einen Fächer von Entwicklungen aufge-
zeigt haben, frage ich Sie: Sind Sie sicher, daß Sie 
bei Ihrer Aufzählung etwas vergessen haben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das kann durchaus 
sein, Herr Kollege, aber sonst wäre die Antwort 
noch etwas länger ausgefallen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, in Ih-
ren Ausführungen haben Sie den Rückgang der Ar-
beitsunfähigkeitszahlen erwähnt. Hat die Bundes-
regierung dabei auch einmal in Betracht gezogen, 
welche gesundheitspolitischen Folgen dies hat — 
daß nämlich viele Arbeitnehmer aus Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes bis zum Zusammenbre-
chen arbeiten — und welche ganz anderen Konse-
quenzen dadurch noch entstehen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Junge, Junge! 
— Mir kommen die Tränen!) 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich muß unterstel-
len, daß Sie meine Antwort akustisch nicht verstan-
den haben. Ich habe darauf eben schon geantwor-
tet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Meinung, daß trotz der Beitragssenkung der 
Gesundheitszustand der Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik nicht nachgelassen hat? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Hierzu, Herr Kollege 
Grünbeck, muß ich sagen: Darüber gibt es keine 
gesicherten Erkenntnisse. Darüber, ob bestimmte 
Entwicklungen zu längeren Krankheitszuständen 
führen, gibt es keine gesicherten Erkenntnisse; das 
muß man noch beobachten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie eben bekundet haben, daß die Steigerung der 
Arzneimittelpreise auch Ihnen Sorge bereitet, frage 
ich Sie: Was gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu tun, und welche Möglichkeiten dazu sieht sie? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Es gibt in der Bun-
desrepublik Deutschland — wie in den meisten eu-
ropäischen Staaten — so etwas wie Marktwirt-
schaft bei den Arzneimitteln nicht. Der Arzt ver-
schreibt, der Patient bekommt ein Rezept, er geht 
in die Apotheke und nimmt gegen eine Gebühr das 
Verschriebene entgegen. Es muß nach Steuerungs-
möglichkeiten gesucht werden, um hier ein wirt-
schaftlich und gesundheitspolitisch vernünftiges 
Handhaben zu gewährleisten. 

(Bindig [SPD]: Suchen Sie denn?) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind damit am Ende dieser zwei Fragen 
und ihrer Beantwortung. 

Ich rufe Frage 48 des Abgeordneten Roth auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Maßnah-

men zur Arbeitsbeschaffung der Bundesanstalt für Arbeit 
entsprechende Mittel zur Verfügung zu stellen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Für die Förderung 
von allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaf-
fung stehen in dem von der Bundesregierung ge-
nehmigten Haushalt 1984 der Bundesanstalt für Ar-
beit — —

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie unterbrechen! Wenn ich mich nicht irre, sind 
die Fragen hier in falscher Reihenfolge abgedruckt. 
Ich nehme an, auch Ihnen ist das aufgefallen. Ich 
glaube, vor der Frage 48 muß die Frage 49 beant-
wortet werden. 

(Roth [SPD]: So ist es!) 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das kann durchaus 
sein. Ich hatte eben mit der Beantwortung der Fra- 
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ge 48 begonnen, aber ich habe hier selbstverständ-
lich auch die Antwort auf Frage 49. 

(Roth [SPD]: Herr Präsident, die Frage 48 
macht nur auf der Basis der Frage 49 ei

-

nen Sinn! Ich habe gedacht, ein Ministe

-

rium merkt das, aber manchmal wundert 
man sich!) 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich jetzt erst 
die Frage 49 des Abgeordneten Roth auf: 

Greift die Bundesregierung den Vorschlag des baden-würt-
tembergischen Ministerpräsidenten, Späth, auf, den arbeits-
losen Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Beschäftigung im Bereich der Altenpflege, der Sozialstatio-
nen, der Heilberufe und des Umweltschutzes bereitzustel-
len? 

Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich beantworte hier-
mit also die Frage des Herrn Kollegen Roth, die bei 
mir die Nr. 49 trägt: 

Ich gehe davon aus, daß Ministerpräsident Späth 
— das ist der Inhalt Ihrer Frage — mit seinem Vor-
schlag die Förderung öffentlich-rechtlicher und pri-
vatrechtlicher Träger anspricht, die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für arbeitslose Jugendliche 
schaffen. Im Bereich der Arbeitsförderung bietet 
sich hierfür das System der Förderung von allge-
meinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung an, 
das neue Arbeitsplätze durch die Förderung zusätz-
licher und im öffentlichen Interesse liegender Ar-
beiten mit Beitragsmitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit gewinnt. 

Insbesondere die Zusätzlichkeit der geförderten 
Arbeiten ist geeignet, eine Wettbewerbsneutralität 
der Förderung zu gewährleisten und eine Mit-
nahme bei der ABM-Förderung durch Beschäfti-
gung zugewiesener Arbeitnehmer an Stelle mögli-
cher Beschäftigung von Arbeitnehmern in ungeför-
derten Dauerarbeitsverhältnissen weitgehend zu 
vermeiden. 

Insbesondere in den Bereichen der sozialen 
Dienste und umwelterhaltender und umweltver-
bessernder Arbeiten können mit der ABM-Förde-
rung zahlreiche jugendliche Arbeitslose wenigstens 
vorübergehend einen Arbeitsplatz finden, zumal ju-
gendliche Arbeitslose bis zu 22 Jahren ohne Berufs-
abschluß eine Bevorzugung bei der ABM-Förde-
rung genießen. 

In geeigneten Fällen könnte diese Beschäftigung 
jugendlicher Arbeitsloser als Teilzeitarbeit durch-
geführt und mit Maßnahmen der allgemeinen oder 
beruflichen Bildung kombiniert werden. 

Die Bundesregierung hat für 1984 einen Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit genehmigt, der es er-
möglicht, jahresdurchschnittlich etwa 70 000 ar-
beitslose Arbeitnehmer in Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen zu beschäftigen. Daran werden ju-
gendliche Arbeitslose einen erheblichen Anteil ha-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Roth. 

Roth (SPD): Darf ich aus Ihrer Formulierung ent-
nehmen, daß der Vorschlag des Herrn Ministerprä-
sidenten Späth ohne jede Diskussion und Abstim-
mung mit der Bundesregierung in der „Bild"-Zei-
tung als das Patentrezept zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit verbreitet wurde? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Wenn ich den Hin-
tergrund von Presseveröffentlichungen bzw. das, 
was in der Presse steht, einmal bewerten darf — ich 
habe da auch schon meine eigenen Erfahrungen —, 
muß ich sagen, daß häufig etwas in die Presse 
kommt, ohne daß es abgestimmt und auch ohne daß 
es so gesagt worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Roth. 

Roth (SPD): Herr Staatssekretär, ist es auch bei 
genehmigten Wortinterviews so, daß der Betref-
fende nicht recht weiß, was er sagt? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das kann ich nicht 
beurteilen. Bei mir ist das nicht der Fall. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 48 
des Abgeordneten Roth: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Maßnah-
men zur Arbeitsbeschaffung der Bundesanstalt für Arbeit 
entsprechende Mittel zur Verfügung zu stellen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Für die Förderung 
von allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaf-
fung stehen in dem von der Bundesregierung ge-
nehmigten Haushalt 1984 der Bundesanstalt für Ar-
beit 1,674 Milliarden DM Ausgabemittel, nämlich 60 
Millionen DM für Darlehen und 1,614 Milliarden 
DM für die Zuschüsse, sowie 1,4 Milliarden DM Ver-
pflichtungsermächtigungen zur Verfügung. 

Für die verstärkte Förderung von allgemeinen 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung gemäß § 96 
des Arbeitsförderungsgesetzes sind im Haushalt 
1984 des Bundes 50 Millionen DM Ausgabemittel 
und 40 Millionen DM Verpflichtungsermächtigun-
gen veranschlagt. Diese Bundesmittel aktivieren 
eine Landesbeteiligung an der verstärkten ABM-
Förderung grundsätzlich in gleicher Höhe. 

Das ist im übrigen das höchste ABM-Ausgabemit-
telvolumen eines Haushaltsjahres, seit es die ABM-
Förderung gibt. Die Bundesanstalt für Arbeit strebt 
an, mit diesem Mittelvolumen jahresdurchschnitt-
lich 70 000 arbeitslose Arbeitnehmer im Rahmen 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu beschäfti-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Roth. 

Roth (SPD): Darf ich aus der Antwort entnehmen, 
daß die von Herrn Ministerpräsidenten Späth in 
einem Wortinterview der „Bild"-Zeitung öffentlich 
gemachten zusätzlichen Vorschläge für Beschäfti-
gungsmaßnahmen für Jugendliche im Sozialbereich 
und im Umweltbereich von der Bundesregierung 
nicht aufgenommen werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das können Sie aus 
meiner Antwort nicht entnehmen. Vielmehr sind in 
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den Bereichen, die Sie gerade erwähnt haben, ver-
stärkte Anstrengungen und eine Verbreiterung des 
Spektrums der Anwendungsmöglichkeiten notwen-
dig. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Roth (SPD): Stimmen Sie den weit über den bis-
herigen Rahmen hinausgehenden Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, falls Herr Ministerpräsident 
Späth sie über den Bundesrat in die Willensbildung 
des Bundes einbringt, als Bundesregierung zu, oder 
sind Sie zumindest bereit, diese vom Volumen her 
großen zusätzlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men finanziell ernsthaft zu prüfen und gegenüber 
dem Finanzminister im Sinne des Herrn Späth ak-
tiv zu werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich sagte eben schon, 
Herr Kollege Roth, daß die Anregungen, die in der 
Presse sicherlich nur bruchstückhaft wiedergege-
ben worden sind, selbstverständlich geprüft wer-
den. Wenn ich Ihre Aufmerksamkeit darauf lenken 
darf: Diese Anregungen sind von mir vor einiger 
Zeit — ebenfalls in einer Zeitung — schon einmal 
aus einem ganz anderen Anlaß erwähnt worden. 

Also noch einmal zusammengefaßt: Die Ideen-
börse für die Verbreiterung des Spektrums von 
ABM-Maßnahmen sollte von jedem angereichert 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
es für richtig, daß in dieser Art, unter indirekter 
Bezugnahme auf die Bundesregierung, Hoffnungen 
geweckt werden, die möglicherweise doch nur einen 
Luftballon für die Presse darstellen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die Wertung, die in 
Ihrer Frage liegt, kann ich nicht teilen. Wir haben 
im Jahre 1983 gegenüber 1982, als wir etwas über 
20 000 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen finanziert 
haben, weit über 50 000 Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen finanziert. 

Wir streben an, 70 000 Maßnahmen im Jahres-
durchschnitt 1984 zu finanzieren. Herr Kollege 
Scheer, ich wiederhole noch einmal: Hier ist jede 
Anregung willkommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß gerade bei der ABM-Förderung für ar-
beitslose Jugendliche die Förderbestimmungen 
sehr häufig Schwierigkeiten bei der Anwendung be-
reiten? Werden Sie dafür eintreten, daß z. B. die Zeit 
der Arbeitslosigkeit, bevor ein arbeitsloser Jugend-
licher gefördert werden kann, wesentlich verkürzt 
wird? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich will nicht sagen: 
verkürzen. Es ist richtig, Überlegungen in dieser 
Richtung anzustellen. Das tue ich in meiner jetzi-

gen Funktion, und ich werde auch künftig in dieser 
Richtung nachdenken. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Nachdem Sie meinem Kollegen 
Roth soeben geantwortet haben, daß er aus Ihrer 
Beantwortung nicht schließen könne, daß die Bun-
desregierung den Vorschlägen von Herrn Späth 
nicht folge: Darf ich dann aus den Antworten schlie-
ßen, daß die Bundesregierung den Vorschlägen von 
Herrn Späth folgt? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich habe gesagt, 
Herr Kollege Dreßler, daß jede Anregung willkom-
men ist und daß man sie auf ihre Anwendungs- und 
Finanzierungsmöglichkeit hin prüfen sollte. 

(Dreßler [SPD]: Danach habe ich nicht ge-
fragt!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Keller 
zu einer Zusatzfrage. 

Keller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie nann-
ten uns eben die Gesamtzahl der durch das ABM-
Programm geförderten Maßnahmen. Können Sie 
uns mitteilen, wieviel Jugendliche im letzten Jahr 
gefördert wurden — in absoluten Zahlen oder in 
Prozent — und was für das Jahr 1984 vorauszuse-
hen ist? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich tue das unter 
dem Vorbehalt, daß ich die Zahl noch einmal nach-
prüfe, die ich jetzt aus dem Gedächtnis nenne. Ich 
glaube, im letzten Jahr sind mehr als ein Drittel der 
Maßnahmen für junge Menschen in der Bundesre-
publik Deutschland durchgeführt worden. Ich 
werde diese Zahl noch einmal genau nachprüfen 
und sie Ihnen schriftlich geben. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 50 
des Abgeordneten Weinhofer: 

Wie begründet die Bundesregierung ihre Absicht, in einem 
Gesetzentwurf für versicherte Arbeitnehmer die Möglichkeit 
einräumen zu wollen, durch Verzicht auf einen Teil ihres 
Urlaubs für Kurmaßnahmen die Verpflichtung gegenüber 
dem Versicherungsträger auf Zuzahlung von 10 DM je Kur-
tag abzulösen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
möchte, wenn Herr Weinhofer einverstanden ist, 
die Fragen 50 und 51 gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch die 
Frage 51 des Abgeordneten Weinhofer auf: 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß solche gesetzli-
che Regelungen dazu führen könnten, die Allgemeinverbind-
lichkeit von tarifvertraglichen Regelungen zu beeinträchti-
gen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Dem Arbeitnehmer 
soll eine individuelle Gestaltungsmöglichkeit einge-
räumt werden. Er soll frei darüber entscheiden, ob 
er bei Bestehen einer Zuzahlungspflicht von 10 DM 
je Kalendertag der Kur diese durch einen Verzicht 
auf einen Teil seines Urlaubs ablösen will. Die Re-
gelung soll aber so gestaltet sein, daß keine spür- 
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bare Kürzung des Urlaubs eintritt, sondern allen-
falls ein Verlust von vier oder fünf Tagen. 

Ich komme zu Ihrer zweiten Frage. Wieso die 
gesetzlichen Regelungen tarifvertragliche Regelun-
gen beeinträchtigen sollten, ist mir nicht ersichtlich. 
Die tarifvertraglichen Urlaubsansprüche bleiben 
erhalten. Dem Arbeitnehmer wird lediglich ein indi-
viduelles Gestaltungsrecht eröffnet. Im Hinblick 
auf die Arbeitnehmer, die tarifvertragliche Ansprü-
che auf Grund einer allgemeinen Verbindlichkeits-
erklärung haben, gilt nichts anderes. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Weinhofer. 

Weinhofer (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
in dieser geplanten Regelung der Bundesregierung 
vielleicht die verspätete Einsicht, daß die bisherige 
Regelung dazu geführt hat, daß die Zahl der Kuran-
träge zurückgegangen ist? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wein-
hofer, wir hatten 1981 ein sogenanntes Rekordjahr 
durchgeführter Kuren. Ihre Zahl lag über 850 000. 
Alle Parteien des Bundestags haben hierüber in 
dem zuständigen Fachausschuß mehrfach disku-
tiert. Wir hatten bis zum Oktober 1982 einen Rück-
gang der Zahl der Kuren gegenüber 1981 um 26,4 % 
zu verzeichnen. 

Daß heißt also, ehe die 10 DM Wirklichkeit wur-
den, sind weniger Kuren durchgeführt worden, und 
zwar aus Gründen, die zum einen in dem Gesetz 
lagen, das die alte Regierung vorher verabschiedet 
hatte. Das war aber nicht der alleinige Grund; auch 
wegen der allgemeinen Arbeitsmarktentwicklung 
ist eine größere Zurückhaltung bei der Beantra-
gung von Kuren zu beobachten gewesen. Das hat 
sich durch das Jahr 1983 hin fortgesetzt. Jetzt gibt 
es langsam wieder ein Ansteigen der Zahl von An-
trägen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Weinhofer (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
neuen Gesichtspunkte können sich durch ein sol-
ches Wahlrecht des Arbeitnehmers für die Beurtei-
lung der Zuzahlungspflicht gegenüber den Sozial-
versicherungsträgern ergeben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Sie sagen: welche 
neuen Gesichtspunkte. 

(Weinhofer [SPD]: Ja, so ist es!) 

— Gegenüber welchen Gesichtspunkten, Herr Kol-
lege Weinhofer? 

(Weinhofer [SPD]: Gegenüber den alten!) 

— Dann kann ich nur sagen, Herr Kollege Weinho-
fer, hier hat es eine breite Übereinstimmung im 
Hause gegeben. Die alten Überlegungen — deswe-
gen habe ich noch einmal nachgefragt — habe ich 
den Vorschlägen der alten Regierung entnommen, 
als ich 1982 als Parlamentarischer Staatssekretär 
ins Arbeitsministerium kam. Ich habe dort Vor-
schläge gefunden, die die 10 DM — nebenbei: auch 

die 5 DM für das Krankenhaus — regeln sollten. 
Hierbei muß man ganz eindeutig sagen: Bei der 
Belastung der beitragzahlenden Bürger hat nach 
meiner Auffassung die alte Regierung mit Recht 
überlegt, ob man nicht eine Entlastung der beitrag-
zahlenden Bürger durch die Einführung einer ge-
ringen Gebühr für die Tageskosten bei der Kur vor-
nehmen muß. Ich glaube also, wir sollten diese 
Frage heute mit einem Ja beantworten. Es gibt also 
keine neuen Erkenntnisse; vielmehr sind die Er-
kenntnisse der alten Regierung bei der Durchfüh-
rung durch die neue Regierung die gleichen geblie-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommen wir zu ei-
ner Zusatzfrage des Abgeordneten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, meinen 
Sie denn nicht, daß die Festlegung der Zuzahlung 
von 10 DM pro Tag in der Tat dazu geführt hat, daß 
eine bestimmte Gruppe der Bevölkerung, und zwar 
die gering Verdienenden, sich weniger als bisher zu 
Kuren bereit erklären kann, weil sie diese Bela-
stung von sich aus einfach nicht tragen kann? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das möchte ich mit 
einem eindeutigen Nein beantworten. Denn der 
Rückgang der Zahl der durchgeführten Kuren hat 
in einer Zeit stattgefunden, als die 10 DM noch 
nicht eingeführt waren, nämlich von 1981 auf 1982. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ist in 
den vorgesehenen Neuregelungen auch beabsich-
tigt, bei der Anrechnung der Urlaubstage zwischen 
Präventivkuren und Nachbehandlungskuren zu un-
terscheiden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das sind die soge-
nannten Schonungskuren. Sie werden mit ange-
rechnet. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Ich habe noch 
eine Zusatzfrage!) 

Vizepräsident Westphal: Sie haben zwei Zusatzfra-
gen. Ich muß allerdings meinen Kollegen Weinhofer 
fragen: Sie hatten sich vorhin nach zwei Zusatzfra-
gen hingesetzt. Ich habe das so verstanden, daß Sie 
auf Ihr Fragerecht bezüglich zwei weiterer Fragen 
verzichtet haben. Aber die Kollegen können zwei 
Fragen stellen. Dann hat Frau Steinhauer zu einer 
zweiten Zusatzfrage das Wort. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
den schon im vorigen Jahr in einer Fragestunde 
einmal behandelten Problemen, die aus den Berei-
chen der Rentenversicherungsträger berichtet wur-
den, einmal nachgegangen worden, daß behan-
delnde Ärzte mehr denn je die Versicherten darauf 
hinweisen, daß sie Behandlungen an Stelle eines 
Heilverfahrens auch vor Ort vornehmen lassen 
könnten, und daß dahinter ganz erhebliche Vertei-
lungschancen hinsichtlich des Umsatzes in den ein-
zelnen Praxen stehen? 
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Franke, Parl. Staatssekretär: Soweit ich mich erin-
nere, ist dem nachgegangen worden, und zwar 
durch die Selbstverwaltungen, auch mit aufklären-
den Maßnahmen. 

Zu Ihrer vorherigen Frage darf ich noch sagen: 
Abschließende Beratungen über eine Vorlage, ob 
Urlaubsanrechnung statt Zahlung von 10 DM erfol-
gen soll, sind natürlich im Arbeitsministerium noch 
nicht erfolgt. Wir sind noch in der Beratung. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie vorhin von einem wesentlichen Rückgang der 
Zahl der beantragten und genehmigten Kuren spra-
chen, möchte ich Sie fragen, ob unter Umständen 
bei der hohen Zahl von Kuren, die vorher in An-
spruch genommen wurden, die Ärzte großzügiger 
Kuren befürwortet haben als nachher. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Wenn ich das, was 
die Wissenschaft zu diesen Fragen in jüngster Zeit 
gesagt hat — hier lenke ich Ihre Aufmerksamkeit 
insbesondere auf den Vortrag eines Wissenschaft-
lers auf dem letzten Deutschen Bädertag —, richtig 
werte, dann sollte man mit einer Konzentration auf 
Rehabilitation und auf Prävention einen größeren 
Gesundheitseffekt erreichen können als mit einer 
ganz breitgefächerten Anwendung, wie sie mit 
ziemlicher Sicherheit bis zum Jahre 1981 zu beob-
achten gewesen ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wie paßt 
denn diese neue Initiative in die Sparphilosophie 
und Kostendämpfungsphilosophie, in die das Ganze 
eingebaut ist, wenn einerseits die Kostenentlastung 
durch Urlaubsverzicht beim Arbeitgeber eintritt, 
aber dem Sozialversicherungsträger nach wie vor 
die gleichen Kosten entstehen, und sehen Sie hier 
nicht auch eine Ungleichbehandlung darin, daß die-
jenigen, die nicht auf ihren Urlaub verzichten, sozu-
sagen die anderen über ihre Beiträge mitfinanzie-
ren müssen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihre Frage 
verstanden, Herr Kollege Stiegler. Die Vorstellun-
gen sind noch nicht abschließend beraten worden. 
Aber Ziel und Zweck solcher Überlegungen soll es 
sein, demjenigen, der über ein geringeres Einkom-
men verfügt und sich seinen Beitrag von 10 DM pro 
Tag, also 280 DM für 28 Tage, nicht leisten kann, 
eine Kompensationsmöglichkeit dafür zu geben, 
daß er nicht in der Lage ist, seinen Anteil an sol-
chen Kuren zu bezahlen. Der Entlastungseffekt für 
den Sozialversicherungsträger ist gewollt; das ist 
auch die Philosophie aller Vorstellungen der letzten 
zwei Jahre. Für den Arbeitsmarkt kann es durchaus 
vernünftig sein, daß in den Betrieben eine Kosten-
entlastung erfolgt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, nehmen wir 
einmal an, 10 Tage einer Heilbehandlung werden 
auf den Urlaub angerechnet: Der Arbeitnehmer, der 
in die Kur gehen will, spart 10 mal 10 DM, gleich 100 
DM. Wieviel spart der Unternehmer, der kürzeren 
Jahresurlaub geben muß, der Lohnfortzahlung 
spart? Gibt es darüber schon eine Gegenüberstel-
lung im Hause des Bundesarbeitsministers? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
wir sind mit den Beratungen noch nicht am Ende. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, es war bisher 
zu verzeichnen, daß Verlängerungen des Jahresur-
laubs zur Entlastung des Arbeitsmarktes beigetra-
gen haben. Sie planen nun einen Gesetzentwurf mit 
einer effektiven Verkürzung des Jahresurlaubs. Ha-
ben Sie dabei die Auswirkungen auf die Arbeits-
marktsituation bedacht? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ja, durchaus. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, stammt 
Ihre Erkenntnis, daß die Einführung der 10 DM 
Selbstbeteiligung für den Rückgang der Zahl der 
Kuren irrelevant war, vom Deutschen Bäderver-
band, von Kurdirektoren, von den Rentenversiche-
rungsträgern — oder von wem? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das sind unsere ei-
genen Erkenntnisse, die wir aber unter Mithilfe der 
Statistiken der von Ihnen gerade Bezeichneten ge-
wonnen haben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
gerade meinem Kollegen Heyenn bestätigt haben, 
daß Sie die Folgewirkungen für den Arbeitsmarkt 
bedacht haben: Teilen Sie uns doch bitte die Ergeb-
nisse mit. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das kann ich noch 
nicht, Herr Kollege Dreßler, 

(Lachen bei der SPD) 
denn die abschließenden Beratungen darüber wer-
den wir noch vornehmen. Das war aber mein Vor-
spruch zu dem, was ich Herrn Heyenn gesagt 
habe. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Dreßler, 
nächstens müssen Sie formulieren: Können Sie uns 
bitte die Ergebnisse mitteilen? 

(Dreßler [SPD]: Selbstverständlich, Herr 
Präsident!) 

Es muß eine Frage sein. 
Ich komme zu Frage 52 des Abgeordneten Dr. de 

With: 
Wie hoch ist die jährliche Anzahl der in Konkursverfahren 

vereinbarten Sozialpläne für die Jahre 1975 bis 1983? 

Herr Staatssekretär. 



3564 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 

Franke, Parl. Staatssekretär: Im Gegensatz zu Ta-
rifverträgen werden Betriebsvereinbarungen — 
auch Sozialpläne sind Betriebsvereinbarungen — 
nicht in einem amtlichen Register erfaßt. Sowohl 
1952 als auch 1972 hat der Gesetzgeber des Be-
triebsverfassungsgesetzes davon abgesehen, diesen 
betriebsautonomen Regelungsbereich amtlich zu 
erfassen. Deshalb kann die Bundesregierung ge-
naue Angaben über die jährliche Anzahl der im 
Konkurs vereinbarten Sozialpläne nicht machen. 

Einige Zahlenangaben zum Fragenbereich „So-
zialplan im Konkurs" sind dennoch möglich. Der 
Bundesminister der Justiz hat im Zusammenhang 
mit den Vorarbeiten für die Insolvenzrechtsreform 
der sozialwissenschaftlichen Forschungsgruppe des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und inter-
nationales Privatrecht in Hamburg einen For-
schungsauftrag erteilt, der die Sozialpläne im Kon-
kurs untersucht. Die Untersuchung bezieht sich auf 
die Jahre 1979 und 1980, also auf die Zeit unmittel-
bar nach dem Beschluß des Großen Senats des Bun-
desarbeitsgerichts vom Dezember 1978 über Sozial-
pläne im Konkurs. Die Forschungsgruppe errech-
nete darin für 1979 140 Konkursunternehmen, in 
denen ein Sozialplan abgeschlossen wurde, für das 
Jahr 1980 170. 

Unter Berücksichtigung von Umfrageergebnissen 
für das Jahr 1975, die dasselbe Institut in einer frü-
heren Konkursuntersuchung errechnet hatte, er-
mittelt die Forschungsgruppe außerdem für 1975 
307 Sozialpläne im Konkurs, von denen allerdings 
etwa die Hälfte bereits vor Konkurseröffnung ver-
einbart worden war. Wenn man deshalb diese Zahl 
für das Jahr 1975 halbiert und wenn es erlaubt ist, 
aus diesen drei Zahlen dann einen Mittelwert zu 
errechnen, wären in den Jahren 1975, 1979 und 1980 
im Durchschnitt etwa 154 Sozialpläne nach Kon-
kurseröffnung vereinbart worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Ist die Bundesregierung nicht 
der Auffassung, daß es mit Rücksicht auf die Wich-
tigkeit dieser Materie am Platze wäre, hierüber 
amtliche Statistiken zu erstellen, nachdem es alle 
möglichen anderen Statistiken über Dinge gibt, die 
bei weitem als nicht so wesentlich angesehen wer-
den können? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege de 
With, ich glaube, diese Bundesregierung sollte es in 
diesem Fall so halten wie die alte Bundesregierung, 
die dieser Frage auch ein Nein entgegengesetzt 
hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Geht die Bundesregierung da-
von aus, daß es eine Parallelentwicklung zwischen 
dem Ansteigen oder Fallen der Zahl der Konkurse 
und dem Ansteigen oder Fallen der Zahl der Sozial-
pläne im Konkurs gibt? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Sicherlich gibt es 
dort einen Zusammenhang. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
schon nicht für eine amtliche Statistik eintreten, 
sind Sie dann bereit anzuregen, daß im Rahmen der 
Mikrozensuserhebungen dieser wichtige Bereich 
mit erforscht wird, etwa nach der Systematik, die 
die Hamburger Untersuchung schon aufbereitet 
hat?  

Franke, Parl. Staatssekretär: Dem möchte ich 
mich nicht verschließen. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen dann zu 
Frage 53 des Herrn Abgeordneten Dr. de With: 

Wie hoch ist das jährliche DM-Gesamtvolumen der in den 
Jahren 1975 bis 1983 im Konkurs vereinbarten Sozialpläne, 
und wie hoch ist die durchschnittliche Höhe eines derartigen 
Sozialplans im selben Zeitraum? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die genannte Unter-
suchung hat ermittelt, daß in 69 % der Sozialpläne 
im Konkurs ein Sozialplanvolumen eindeutig fest-
gelegt oder jedenfalls präzise errechenbar war. In 
diesen Fällen wurden in den Jahren 1979 und 1980 
im Durchschnitt 465 000 DM pro Sozialplan an die 
Belegschaften verteilt. Da aber tatsächlich im 
Durchschnitt 6 % weniger ausgeschüttet wurden, 
als vereinbart war, kann man hieraus für die Jahre 
1979 und 1980 ein vereinbartes Sozialplanvolumen 
von 495 000 DM pro Fall errechnen. In diesen 
beiden Jahren hat es, wie gesagt, 310 Sozialpläne 
im Konkurs gegeben. Daraus errechnet sich ein 
jährliches vereinbartes Gesamtvolumen von 
76 725 000 DM. 310 Sozialpläne geteilt durch zwei 
Jahre ergibt 155 Sozialpläne pro Jahr mal 495 000 
DM pro Sozialplan. Aber, wie gesagt, es wurden im 
Durchschnitt tatsächlich 6 'A weniger ausgeschüttet, 
also insgesamt 72 121 500 DM. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Geht die Bundesregierung mit 
mir deshalb davon aus, daß im Falle des Konkurses 
die hier angesprochene Materie nicht nur für die 
Betroffenen, sondern auch von der Masse des Geld-
volumens her als außerordentlich gewichtig be-
zeichnet werden kann? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra-
ge. Dann rufe ich die Frage 54 des Abgeordneten 
Dreßler auf: 

Wie verteilen sich die im Konkurs abgeschlossenen Sozial-
pläne nach den sechs größten Unternehmensbranchen und 
Unternehmensgrößen? 

Herr Staatssekretär! 

Franke, Parl. Staatssekretär: Was die Unterneh-
mensbranchen und ihre Verteilung auf die Sozial-
planunternehmen anbelangt, so hat die sozialwis-
senschaftliche Forschungsgruppe am Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Pri- 
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Parl. Staatssekretär Franke 
vatrecht in der erwähnten Untersuchung folgendes 
ermittelt — ich zitiere —: 

Zu etwa je einem Drittel handelt es sich um 
Firmen des Metallgewerbes (31 %), des verar-
beitenden Gewerbes außer Metall (34 %) und 
des Baugewerbes (30 (Y0). Der Umstand, daß 
Land- und Forstwirtschaft keine, Einzelhandel 
und Dienstleistungsgewerbe kaum eine Rolle 
spielen, liegt darin begründet, daß in diesen Be-
reichen Betriebsgrößen von mehr als 20 Be-
schäftigten viel seltener zu finden sind. Das 
Fehlen von Energie und Bergbau erklärt sich 
daraus, daß die Einbrüche in diesen Branchen 
vor dem Erhebungszeitraum stattgefunden ha-
ben. 

Der Erhebungszeitraum ist, wie schon gesagt, 1979 
und 1980. 

Zu den Unternehmensgrößen möchte ich die Un-
tersuchung ebenfalls wörtlich zitieren. Die For-
schungsgruppe schreibt hierzu: 

Die Größe der betroffenen Unternehmen läßt 
sich mit Hilfe der Indikatoren Bilanzsumme, 
Umsatz und Beschäftigtenzahl umschreiben. 
Eine Gegenüberstellung der hier ermittelten 
Werte mit den entsprechenden Werten aller 
Unternehmen im Konkursverfahren zeigt deut-
lich, daß es sich bei den Sozialplanunterneh-
men um relativ große Unternehmen handelt. 
Die Schwerpunkte liegen bei der Bilanzsumme 
und beim Umsatz im Bereich 5 bis 20 Millionen 
DM, bei der Beschäftigtenzahl im Bereich 100 
bis 500 Beschäftigte. Als weiterer wichtiger In-
dikator kann die Lohnsumme herangezogen 
werden. Sie liegt im Durchschnitt aller hier 
ausgewerteten Fälle bei 6,6 Millionen DM. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Unabhängig davon, daß die weite-
ren Zeitabläufe nach dem Datum der Untersuchung 
— jedenfalls was die veröffentlichte Meinung be-
trifft — ähnliche Zeilen und Artikel gezeitigt haben, 
darf man doch auf der Grundlage der hier von 
Ihnen zitierten Untersuchung gleichwohl die Frage 
stellen, welche Rückschlüsse die Bundesregierung 
daraus im Hinblick auf das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zieht. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in den 
nachfolgenden Fragen wird hierauf abgehoben. Ich 
würde die Antworten gern vorziehen. Aber die Kol-
legen Bachmaier und Stiegler haben zu diesem 
Komplex Fragen gestellt, und ich weiß nicht, ob es 
für uns beide nicht besser wäre, wir würden die 
Antworten abwarten. 

(Dreßler [SPD]: Okay! Ich habe eine wei

-

tere Frage!) 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Wenn wir das auch abwarten, Herr 
Staatssekretär: Ist es Ihnen vielleicht möglich, die 
Beurteilung der Bundesregierung im Hinblick auf  

die existentielle Bedeutung von Sozialplänen für 
betroffene Arbeitnehmer bei den von Ihnen zitier-
ten Größenordnungen bekanntzugeben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Sie sagen: das Inter-
esse der Bundesregierung bekanntzugeben. Sozial-
pläne sind im Betriebsverfassungsgesetz vorgese-
hen und haben natürlich ihre soziale Bedeutung. 
Sie haben allerdings auch eine andere Bedeutung, 
die in letzter Zeit häufig in die Diskussion gekom-
men ist: ob Sozialpläne — ich spreche jetzt nicht 
von Sozialplänen allein im Konkurs — nicht zu 
einer Immobilität oder zu Schwierigkeiten führen 
können. Diese Fragen müssen wir miteinander dis-
kutieren. 

(Dreßler [SPD]: Danach hatte ich nicht ge- 
fragt, Herr Präsident!) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 55 
des Abgeordneten Dreßler: 

Wie viele Arbeitnehmer waren jährlich im Zeitraum von 
1975 bis 1983 von im Konkurs abgeschlossenen Sozialplänen 
betroffen, und welchen finanziellen Anteil am Sozialplan 
hatte der einzelne Arbeitnehmer im Durchschnitt? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Auch hierzu kann 
ich nur die Zahlen für 1979 und 1980 nennen, die die 
schon mehrfach genannte Untersuchung ermittelt 
hat. Danach hatten im Jahr 1979 17 360 Arbeitneh-
mer von Konkursunternehmen einen Sozialplanan-
spruch. Im Jahr 1980 waren es 21 000. 

Den durchschnittlichen finanziellen Anteil des 
einzelnen Arbeitnehmers am Sozialplan kann man 
aus den vorhandenen Zahlen für die Jahre 1979 und 
1980 wie folgt errechnen: In den beiden Jahren hat-
ten 38 360 Arbeitnehmer von Konkursunternehmen 
einen Sozialplananspruch. Das durchschnittliche 
Sozialplanvolumen, das ausgeschüttet wurde, be-
trug, wie ich vorhin auf die zweite Frage des Herrn 
Kollegen de With schon gesagt habe, 465 000 DM bei 
310 Sozialplänen in diesen beiden Jahren. Das er-
gibt folgende Rechnung: 465 000 mal 310 geteilt 
durch 38 360 gleich 3 757,82 DM. Dieser Sozialplan-
anspruch von 3 757 DM ist aber ein reiner Durch-
schnittswert. Die sozialwissenschaftliche For-
schungsgruppe hat ermittelt, daß bei 52 % der Ar-
beitnehmer, die im Konkursfall einen Sozialplanan-
spruch haben, dieser Anspruch 2 000 DM und weni-
ger beträgt. Wenn man den Schnitt bei 3 000 DM 
macht, errechnet sich, daß 65% dieser Arbeitneh-
mer 3 000 DM oder weniger erhalten. Der Durch-
schnitt von 3 757 DM ergibt sich also daraus, daß in 
einigen Fällen sehr hohe Abfindungen gezahlt wor-
den sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts im Hinblick auf die von Ihnen 
zitierten Größenordnungen eine unverzügliche 
Handlung zur Reparatur durch den Gesetzgeber 
vonnöten ist? 
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Franke, Parl. Staatssekretär: Die Fragen des Kol-
legen Bachmaier werden wir wahrscheinlich nicht 
mehr beantworten können, Herr Präsident. Erlau-
ben Sie daher bitte, Herr Präsident, daß ich hier an 
dieser Stelle darauf eingehe, obwohl sie noch nicht 
aufgerufen worden sind. 

Die Entscheidung — um es noch einmal in Ihre 
Erinnerung zu rufen — hatte in ihren Leitsätzen 
folgende bedeutende Sätze: 

Eine gesetzliche Regelungslücke, die es dem 
Richter erlaubte, für bestimmte Forderungen 
eine Privilegierung außerhalb des geschlosse-
nen Systems der Konkursforderung von der 
Rangstelle des § 61 Abs. 1 Nr. 1 KO zu begrün-
den, besteht nicht. 

Dann hat das Bundesverfassungsgericht am 19. Ok-
tober beschlossen: 

Die Urteile des Bundesarbeitsgerichts vom 
19. Dezember 1979 ... werden aufgehoben. Die 
Sachen werden an das Bundesarbeitsgericht 
zurückverwiesen. 

Wir haben eine Insolvenzrechtskommission gebil-
det, und diese Insolvenzrechtskommission arbeitet, 
glaube ich, seit 1978. Diese Kommission hat sich mit 
der notwendigen Novellierung und Reform des In-
solvenzrechts zu beschäftigen. Ich stimme Ihnen, 
Herr Kollege Dreßler, völlig zu, daß man hier zu 
einer weiterhin beschleunigten Beratung kommen 
sollte. Allerdings ist der Komplex so umfangreich 
— das werden Ihnen Ihre sachverständigen Kolle-
gen aus dem Bereich der Justiz sagen —, daß nicht 
kurzfristig mit einem Ergebnis — mit „kurzfristig" 
meine ich: nicht in diesem Jahr — zu rechnen ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, wie Sie wis-
sen, liegt seit längerer Zeit ein Gesetzentwurf aus 
Hamburg vor, der diesen Mangel heilen würde. Wie 
Sie wissen, liegt ein Gesetzentwurf der SPD vor, 
und auch der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
eine unverzügliche Reparatur gefordert. Halten Sie 
es in Anbetracht der vorliegenden Vorschläge, die 
das Problem lösen würden, für angemessen, daß die 
Initiativen von Hamburg, der SPD-Bundestagsfrak-
tion und des Deutschen Gewerkschaftsbundes von 
Herrn Justizminister Engelhard als Flickschusterei 
diffamiert werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich werde hier keine 
Bewertungen von Äußerungen vornehmen, die an-
dere Bürger oder auch Kabinettsmitglieder ge-
macht haben, ohne daß ich die Vorgänge kenne. 

Ich bin jedoch der Meinung, daß ein so umfang-
reicher Komplex wie die Novellierung des Insol-
venzrechts schwierig zu bewältigen ist. Das zeigt 
sich auch schon daran, daß sich die vorherige Bun-
desregierung, bei der der Justizminister und sein 
Parlamentarischer Staatssekretär aus den Reihen 
der SPD stammten, nicht zu einem Gesetzesvor-
schlag entschließen konnte. Daraus ziehe ich den 
Schluß — ich will das gar nicht negativ bewerten —, 
daß dieser Bereich eine so komplexe Materie ist — 
das haben mir auch die Juristen des Arbeitsmini-

steriums bestätigt —, daß man so eine Beratung im 
Interesse der davon Betroffenen nicht über das 
Knie brechen sollte. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stiegler; dann sind wir am Ende der 
Fragestunde. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, geben Sie 
mir nicht zu, daß der frühere Justizminister davon 
ausgehen konnte, daß das Problem durch den Be-
schluß des Großen Senats von 1979 geregelt ist, und 
glauben Sie wirklich, daß wir in dieser schwierigen 
Detailfrage zuwarten können, bis vielleicht im 
Jahre 1990 einmal die Ergebnisse der Insolvenz-
rechtskommission im Bundesgesetzblatt stehen 
werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Kollege, 
ich glaube nicht, daß man eine solche Bewertung 
vornehmen konnte. Nach dem Beschluß des Großen 
Senats des Bundesarbeitsgerichts hat es in der Öf-
fentlichkeit, auch bei einer Reihe von respektablen 
Persönlichkeiten aus dem Arbeitsrecht, Zweifel an 
der Verfassungsgemäßheit des Beschlusses des 
Bundesarbeitsgerichts gegeben. Aber ich will die 
vorherige Regierung gegen die Unterstellung in 
Schutz nehmen, die ich aus Ihrer Frage herausge-
hört habe. Sie ist sicherlich genauso wie ich zu dem 
Schluß gekommen, daß diese komplexe Materie 
noch wirklich sachverständiger Beratung bedarf. 
Diese Zeit müssen wir uns noch nehmen. Dabei 
glaube ich nicht, daß das von Ihnen genannte Jahr 
1990 das Ende sein wird. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Fragestunde. Es tut mir 
leid, daß ich nicht alle Fragen habe aufrufen kön-
nen. Ich danke dem Herrn Staatssekretär für die 
Beantwortung der Fragen. 

Die nicht aufgerufenen Fragen werden, soweit sie 
nicht vom Fragesteller zurückgezogen worden 
sind *), schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat soll die verbundene Tagesord-
nung um den Zusatzpunkt „Beratung der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wahlprüfung, Im-
munität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) — 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages" — Drucksache 10/924 — 
erweitert werden. Dieser Zusatzpunkt soll heute 
ohne Aussprache zusammen mit den Tagesord-
nungspunkten 11 bis 13 aufgerufen werden. Sind 
Sie damit einverstanden? — Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich möchte auch noch darauf aufmerksam ma-
chen, daß wir die Tagesordnung des morgigen Ta-
ges geändert haben. Wir beginnen morgen früh um 
8 Uhr mit einer Aktuellen Stunde über das Thema: 

') Abgeordneter Grünbeck hat seine Frage Nr. 78 zurückgezogen. 
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Vizepräsident Westphal 
„Umwelt- und Gesundheitsgefährdung durch chlo-
rierte Kohlenwasserstoffe". 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unwahr

-

scheinlich aktuell!) 

Ich rufe dann die Tagesordnungspunkte 5 a) bis 
5 c) auf: 

5. a) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Lenzer, Dr. Bugl, Boroffka, Car-
stensen, Gerstein, Keller, Maaß, Frau Dr. 
Neumeister, Schneider (Idar-Oberstein), 
Seesing, Dr. Warrikoff, Landré, Dr. Laufs, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. 
Stavenhagen, Frau Dr. Wex, Dr. Blank, 
Fellner, Haungs, Dr. Lippold, Voigt (Sont-
hofen), Frau Dr. Wisniewski, Kolb, Dr. 
Jobst, Dr. Kunz (Weiden), Müller (Wa-
dern), Magin, Frau Roitzsch, Frau Hoff-
mann (Soltau), Pohlmann, Sauter (Ichen-
hausen), Clemens, Graf von Waldburg-
Zeil, Dr. Hüsch, Wilz, Müller (Wesseling), 
Sauer (Stuttgart), Linsmeier, Schwarz, 
von Schmude, Dr.-Ing. Kansy, Dr.-Ing. 
Laermann, Kohn, Neuhausen, Grünbeck, 
Hoffie, Eimer (Fürth), Dr. Haussmann 
und der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP 
Neuausrichtung der Forschungs- und 
Technologiepolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksachen 10/288, 10/710 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für For-
schung und Technologie 
(18. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP Zukünftige Entwicklung 
der Großforschungseinrichtungen 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Ste-
ger, Brosi, Catenhusen, Fischer (Hom-
burg), Grunenberg, Nagel, Stahl (Kem-
pen), Stockleben, Vahlberg, Vosen und der 
Fraktion der SPD 
Zukünftige forschungspolitische Zielset-
zung im Bereich der Großforschungsein-
richtungen (GFE) 

in Verbindung mit 
der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Bericht der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung zur Förderung der Grundlagenfor-
schung in der Bundesrepublik Deutsch-
land 
— Drucksachen 10/158, 10/188, 9/962, 
10/539 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Bugl 
Fischer (Homburg) 
Dr.-Ing. Laermann 
Frau Dr. Hickel 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für For- 

schung und Technologie (18. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
zur Annahme des Ersten europäischen 
strategischen Programms für Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet der In-
formationstechnologie (ESPRIT) 
— Drucksachen 10/426, 10/678 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Maaß 
Brosi 
Kohn 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung des Altestenrates sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 5 a) bis 5 c) und 
eine Aussprache von drei Stunden vorgesehen. — 
Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
zuerst Herr Abgeordneter Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir diskutieren heute zum ersten-
mal in einer etwas umfangreicheren Form über 
Grundsätze der staatlichen Forschungs- und Tech-
nologiepolitik. Ich möchte mich dabei insbesondere 
mit der Großen Anfrage der Koalitionsfraktionen 
und mit der Antwort der Bundesregierung darauf 
beschäftigen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da steht aber 
nichts drin!) 

Ich möchte über Forschungs- und Technologiepoli-
tik nach unserem Verständnis in der industriellen 
Gesellschaft sprechen, ihre Rolle, ihre Möglichkei-
ten, aber auch ihre Grenzen und Probleme. Eine 
Diskussion über die volle Breite der staatlichen 
Forschungsförderungsaktivitäten werden wir si-
cherlich in absehbarer Zeit anläßlich der Vorlage 
des Bundesforschungsberichtes VII im Ausschuß 
und auch hier in diesem Hause führen können. Des-
wegen fehlen ganz bewußt auch einige für uns 
durchaus wichtige Themen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Fast alle!) 

Ich nenne etwa die Hochtemperaturreaktorent-
wicklung. Ich spreche das Programm „Humanisie-
rung des Arbeitslebens" an, und ich denke an den 
gesamten Komplex der Kohleveredelung. Hierzu 
haben wir bewußt keine Fragen gestellt, weil dies 
nach unserem Verständnis nicht Gegenstand dieser 
Debatte sein sollte. Ich darf in diesem Zusammen-
hang im übrigen auch auf die Vorbemerkung in der 
Antwort der Bundesregierung verweisen. 

(Dr. Steger [SPD]: Die Zurechtweisung!) 

Hier werden eine ganze Reihe von Stichworten an-
geführt. Wir beschränken uns heute auf ausge-
wählte Beispiele in Anknüpfung an die Gipfelkonfe-
renz in Versailles. 

Lassen Sie mich zunächst zur Einordnung der 
Forschungs- und Technologiepolitik in das gesamt- 
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politische Spektrum Ausführungen machen: Wie 
nahezu alle Industriestaaten der westlichen Welt 
befindet sich auch die Bundesrepublik Deutschland 
bereits seit mehreren Jahren in einer Phase wirt-
schaftlichen Umbruchs. Neue technische Entwick-
lungen stehen vor dem Durchbruch und werden zu 
erheblichen Veränderungen in unserer technischen 
Welt, ja, in unserer gesamten Gesellschaft führen. 

(Dr. Steger [SPD]: Gut beobachtet!) 

Erschwerend kommt hinzu, daß während des Um-
strukturierungsprozesses Wirtschaft und Gesell-
schaft unseres Landes infolge aggressiver Markt-
strategien und Exportoffensiven anderer Länder 
besonderen Belastungen ausgesetzt sind, die die 
volkswirtschaftlichen Stabilitätsziele und angemes-
senes Wachstum gefährden. Hier gegenzusteuern 
ist selbstverständlich schwerpunktmäßig Aufgabe 
etwa der Wirtschaftspolitik im allgemeinen, der 
Geldpolitik, der Finanzpolitik. Aber andererseits 
zeigt die Erfahrung, daß wirtschaftlicher Erfolg 
langfristig nur über Investitionen und Innovationen 
zu erzielen und zu sichern ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Zusätzlich ist zu beobachten, daß gerade innova-
tions- und forschungsintensive Unternehmen und 
Industriezweige überdurchschnittliche Export- und 
Beschäftigungserfolge erzielen. Der Bundesver-
band der Deutschen Industrie hat festgestellt, daß 
die, die konsequent auf eine Intensivierung und 
Verbreiterung der neuen Wachstumsfelder setzen, 
von wirtschaftlichen Schwankungen unabhängiger 
sind. Wer einen hohen Anteil an innovativen Pro-
dukten in seinem Angebot führt, trifft in der Regel 
auf steigende, zumindest aber stetige Nachfrage. 
Ein solcher Unternehmer wirtschaftet nicht nur 
rentabel, sondern schafft auch längerfristig sichere 
Arbeitsplätze. 

Neben Boden, Arbeit und Kapital hat sich, so 
möchte ich sagen, der technische Fortschritt gera-
dezu als vierter Produktionsfaktor etabliert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Angesichts dieser Bedeutung für unsere Wirtschaft 
ist es zu begrüßen, daß gerade dieser zukunftsorien-
tierte Politikbereich, der diesen vierten Produkti-
onsfaktor fördern soll, in der Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl einen besonderen 
Rang erhalten hat. Dort heißt es: 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ja, aber die Bun

-

desregierung hat nichts getan!) 

Wir wollen die moderne Gesellschaft. Wir kön-
nen den sozialen und technologischen Wandel 
unserer Zeit nur als leistungsfähiges Industrie-
land bewältigen. Der technische Fortschritt 
birgt nicht nur Gefahren. Er nimmt auch La-
sten von den Menschen und eröffnet ihrer 
Schöpferkraft neuen Raum. 

Dies wird dann in einer Breite ausgeführt — dies 
möchte ich hervorheben —, wie es noch nie zuvor in 
einer Regierungserklärung der Fall war. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die Fraktion 
der GRÜNEN hat sich gerade von einem 

auf zwei verdoppelt!) 

Für diejenigen, die in diesem Zusammenhang 
nach der Wende fragen, möchte ich an folgendes 
erinnern: Wie sah es noch vor kurzem aus? In der 
Bevölkerung herrschte Verunsicherung auf Grund 
jahrelanger technikfeindlicher pessimistischer Dis-
kussionen sowie zumindest ideeller Unterstützung 
von Organisationen und Verhaltensweisen, die die 
Technik ablehnten. Es grassierte das geflügelte 
Wort: Die einen machen das Geschäft; wir leisten 
uns die Diskussion. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die sind nicht 
mehr da zum Diskutieren!) 

Teile der Wirtschaft waren verstört. Sie waren nicht 
mehr gewillt, noch selbst etwas zu wagen und 
eigeninitiativ tätig zu werden, wenn der Staat sich 
nicht mit erheblichen Anteilen an diesen Investitio-
nen beteiligte. Es herrschte eine Art Mitnehmer-
mentalität. 

(Dr. Steger [SPD]: Heiterkeit auf allen 
Rängen!) 

Bei dem heillosen Durcheinander z. B. bei der Fi-
nanzierung der fortgeschrittenen Reaktorlinien, wo 
die Vorgängerregierung monatelang überhaupt 
nichts unternommen und mit keinem Betroffenen 
und Beteiligten gesprochen hat, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Ste-
ger [SPD]: Ist nicht wahr!) 

wurden die Arbeitnehmer von der Entlassung be-
droht, wie es jetzt leider Gottés durch ein Gerichts-
urteil bei dem Kraftwerk Isar 2 geschehen ist, wo 
1 200 Menschen auf Grund eines unsicheren Geneh-
migungsverfahrens vor der Existenzgefahr stehen. 

(Dr. Soell [SPD]: Hören Sie auf! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Es herrschte Ungewißheit über die Fortführung 
kerntechnischer Vorhaben überhaupt infolge der 
Rahmenbedingungen, die nahezu auf eine grund-
sätzliche Ablehnung hinausliefen. 

(Zurufe von der SPD) 

Bei der Förderung der Mikroelektronik und der Da-
tenverarbeitung wurden zwar gewisse Erfolge er-
zielt. Aber es kam nicht zu nennenswerten Durch-
brüchen gegenüber der ausländischen Konkurrenz. 
Das ist angesichts der Verteufelung auch dieser 
Technik in weiten Kreisen auf der anderen Seite 
des politischen Spektrums kein Wunder. 

Was können wir heute feststellen? Mehr als 
300 000 Menschen haben auf dem Köln/Bonner 
Flughafen die dort ausgestellte Raumfähre besucht. 
Millionen Fernsehzuschauer haben den Raumflug 
des deutschen Astronauten Merbold verfolgt. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Und was kommt 
dabei heraus?) 
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Die Computer wurden zu Rennern des Weihnachts-
geschäfts. Die Beispiele sind beliebig vermehrbar. 
Heute gibt es z. B. ein Tauziehen zwischen zwei 
Bundesländern um den Standort einer Wiederauf-
bereitungsanlage. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Bau der fortgeschrittenen Reaktoren geht zü-
gig und finanziell gesichert voran. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Noch nie in den letzten zehn Jahren hat es eine so 
große Zahl von Neugründungen von Unternehmen, 
besonders von technologieorientierten Unterneh-
men, gegeben. Wie ich bei Rückfragen gehört habe, 
waren es etwa 17 000 im Jahr 1983 gegenüber 14 000 
im Jahr vorher. 

(Zuruf des Abg. Dr. Steger [SPD]) 

Selbst der DGB spricht sich grundsätzlich für eine 
Nutzung neuer Techniken aus, wenngleich ich be-
dauerlicherweise feststellen muß: Auch dort gibt es 
einige schrille Töne, wie sie z. B. jetzt auch von den 
Bänken der SPD-Fraktion kommen. 

(Dr. Soell [SPD]: Schöne neue Welt!) 

Das sind ermutigende Zeichen. Mit anderen Wor-
ten: Die Forschungs- und Technologiepolitik der al-
ten Regierung wurde von den Betroffenen oft nicht 
mehr als Hilfe zur Förderung des technischen Fort-
schritts empfunden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
in einigen Fällen staatliche Forschungsmittel nur 
noch in einer Art Mitnahmeeffekt — ich sprach 
davon — eingestrichen wurden, ohne daß es einen 
Ansporn für adäquate Erfolge gab. Ihre For-
schungs- und Technologiepolitik wurde die Gefan-
gene eines Gesellschaftspiels mit immer neuen Be-
dingungen, die die Erforschung und Nutzung von 
Technik einschränken sollten. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Man vermißte die klare Linie. Die Forschungs- und 
Technologiepolitik wurde zunehmend zur Spiel-
wiese und Restgröße von Fehleinschätzungen und 
unbewältigten Problemen. 

Auch hier haben wir eine bittere Hinterlassen-
schaft übernommen, die Minister Dr. Riesenhuber 
mit seinen Mitarbeitern erst einmal selber aufzuar-
beiten hatte, bevor er sich neuen Akzenten zuwen-
den konnte. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist der neue 
Stil!) 

In der Regierungserklärung des Bundeskanzlers, 
auf die ich bereits kurz eingegangen bin, wird dies 
alles angesprochen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das glaubt Riesen

-

huber selber nicht!) 

Forschungspolitik ist keine Lückenbüßerei, und 
diese Art engagierter Forschungs- und Technologie-
politik, die wir seit Jahren vertreten, ist auch kein 
exotisches Experimentierfeld, sondern ein ernsthaf

-

ter eigenständiger Bestandteil aktiver staatlicher 
Daseinsvorsorge. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Sie soll und kann dazu dienen, Probleme nicht nur 
aufzuzeigen, sondern ganz handfeste Probleme der 
Menschen, etwa im Beschäftigungsbereich, auch zu 
lösen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Unsere Große Anfrage hat deshalb das Ziel, die 
Rolle dieser neuen Forschungs- und Technologiepo-
litik — daher der Name „Neuorientierung" — deut-
lich zu machen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Davon steht nichts 
drin!) 

— Sie sprechen ja nach mir, Herr Kollege Stahl, wie 
ich gehört habe. Sie werden das sicher noch ausfüh-
ren wollen. Wir sind gespannt. 

Wesentliche Voraussetzungen für den Erfolg von 
Forschungs- und Technologiepolitik sind nach Mei-
nung der Union — und da gibt es eine nahtlose 
Übereinstimmung innerhalb der Koalitionsfraktio-
nen — die Bereitschaft zur Eigeninitiative und der 
Mut zum Risiko, hohe Motivation von Wissenschaft-
lern und Technikern, grundsätzliche Bejahung von 
Forschung und Technik durch unsere Bürger, die 
Ernsthaftigkeit und Klarheit der politischen An-
strengungen und letztlich das Vertrauen in die Ste-
tigkeit und Berechenbarkeit der politischen Linie. 
Diese Voraussetzungen fallen nicht in den Schoß, 
und sie sind auch nicht durch permanente technik-
kritische Äußerungen zu erzielen. Irgendwann muß 
auch einmal gehandelt werden. Sie bedürfen viel-
mehr des nicht nachlassenden Engagements auf 
verschiedenen Gebieten 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Auf den Punkt 
komme ich zurück!) 

— Sie sollen mich nicht so erschrecken am frühen 
Nachmittag —, 

(Heiterkeit) 

von denen man teilweise sogar annehmen könnte, 
daß sie mit Forschung und Technologie kaum etwas 
zu tun haben. Hier geht es auch um neue Wege in 
der Finanz- und Wirtschaftspolitik, die den Mut 
zum Risiko fördern und besondere Leistungen auf 
dem Gebiete von Forschung und Technik nicht be-
strafen. Es geht auch um die Honorierung und ge-
sellschaftliche Auszeichnung besonderer wissen-
schaftlich-technischer Leistungen, letztlich auch 
um neue Anstöße in der Bildungspolitik, die auf 
eine systematische herausgehobene Förderung von 
wissenschaftlichen Talenten abzielen. 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang auch 
auf die Rede des Bundesaußenministers am 13. De-
zember 1983 beziehen, in der er sich ganz präzise 
und in völliger Übereinstimmung mit unseren In-
tentionen zu dieser Thematik „Technologischer 
Fortschritt und Randbedingungen" geäußert hat. 

(Dr. Steger [SPD]: Überhaupt, die ganze 
Bundesregierung ist Elite!) 
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— Es freut mich, daß Sie das sagen. Jetzt nehme ich 
Sie ausnahmsweise einmal ernst mit dieser Äuße-
rung. 

Die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 
sind deshalb notwendig, weil sich Forschung und 
Technik vom Grundsatz her nicht für eine kurzfri-
stige politische Steuerung nach Art der Konjunk-
tursteuerung eignen. Erfolgreiche Forschung läßt 
sich nicht sozusagen auf Knopfdruck bewerkstelli-
gen, sondern ist in der Regel an Institutionen und 
dort vorhandene Wissenschaftler gebunden. Sie be-
darf auch der Geduld. 

(Catenhusen [SPD]: Eine wahrhaft neue 
Erkenntnis!) 

Unter Berücksichtigung dieser Charakteristika und 
Randbedingungen hat die Forschungs- und Techno-
logiepolitik die bekannten Ziele, wie sie etwa auch 
schon im letzten Bundesforschungsbericht VI 
durchaus als allgemein akzeptierte Erkenntnis — 
das  darf ich doch sicherlich sagen — zwischen Re-
gierung und Opposition aufgeführt worden sind. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Warum schimpfen 
Sie dann so?) 

Es geht nicht allein um die Ziele. Der Streit und die 
Diskussion entzündet sich vielmehr — das will ich 
gerne noch ausführen — an den Instrumenten, die 
dazu eingesetzt werden müssen, diese Ziele zu er-
reichen. In Verfolgung dieser Ziele ist den Chancen 
und Risiken der Technologie besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen. So diskutieren wir doch — das 
wissen Sie — beispielsweise seit Jahren, seit 1973, 
über die Frage der Technologiefolgenabschätzung, 
über die Fragen der Politikberatung in diesem Be-
reich. 

(Dr. Steger [SPD]: Jetzt wollen Sie von Ih-
ren eigenen Vorschlägen nichts mehr wis-
sen! — Catenhusen [SPD]: Jetzt setzen Sie 
das Spielchen mit vertauschten Rollen 

fort!) 

Ich hoffe auf Ihre — nachdem Sie das, als Sie in der 
Regierung waren, immer abgelehnt haben — kon-
struktive Mitarbeit. Wir müßten langsam einmal 
über die Sonntagsreden hinauskommen. 

(Catenhusen [SPD]: Ich glaube, für Sie ist 
heute Sonntag!) 

Um einen weiteren Punkt vorwegzunehmen: Ich 
darf noch einmal sagen, diese forschungspoliti-
schen Ziele sind, glaube ich, zwischen uns nicht 
umstritten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch!) 

Aber wie soll dies jetzt geschehen? — Ach ja, wir 
haben ja jetzt einen neuen Mitkombattanten im 
Hause. Ich stelle das fest und nehme das zur Kennt-
nis. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Dachlatte mit 
Knospe! — Heiterkeit) 

— Da ich aus Hessen komme, Herr Kollege Kansy, 
kenne ich den Herrn mit der Dachlatte aus etwas 
geringerer Entfernung. — Verstärkte Anstrengun-
gen auf dem Gebiete der Grundlagenforschung, 

Forschung in Bereichen staatlicher Daseins- und 
Zukunftsvorsorge, Umwelt, Klima, Gesundheit, Si-
cherheit, um einige Beispiele zu nennen, Großfor-
schung, wie etwa Weltraumforschung oder For-
schung im Energie- und Verkehrsbereich, Verbesse-
rung der Infrastruktur und der Kooperation in der 
Forschung, Verbesserung der Ausgangs- und Rah-
menbedingungen für Innovationen in der Wirt-
schaft, insbesondere für kleine und mittlere Unter-
nehmen und für innovative Unternehmensgründun-
gen — das ist geradezu ein Modethema geworden, 
nachdem man von dort jahrelang nichts gehört 
hat —, schließlich eine Erleichterung des technolo-
gischen Fortschritts und Entwicklung der Indu-
strie. 

Grundlage für staatliches Engagement auf dem 
Gebiet der Forschungs- und Technologiepolitik aber 
ist für uns die Soziale Marktwirtschaft. Von daher 
ergibt sich sozusagen eine Arbeitsteilung zwischen 
Staat und Wirtschaft. Diese geht grundsätzlich da-
von aus, daß auch im Bereich Forschung und Tech-
nologie die Eigeninitiative der Unternehmen an er-
ster Stelle stehen soll. Staatliche Forschungs- und 
Technologiepolitik ist von daher grundsätzlich auf 
Aufgaben beschränkt, die der Markt nicht oder nur 
nicht ganz erfüllen kann. Dies gilt z. B. für die 
Grundlagenforschung, die sich ja, wie wir doch si-
cherlich alle akzeptieren, von ihrem Selbstverständ-
nis her außerhalb des Marktes bewegt, weil sie 
nicht auf ein unmittelbares sich im Markt artikulie-
rendes Verwertungsinteresse gerichtet ist. 

Meine Damen und Herren, weitere ganz oder teil-
weise rein staatliche Aufgaben liegen in der er-
wähnten Daseins- und Zukunftsvorsorge. Hier 
reicht das Eigeninteresse der Unternehmen, aber 
auch die Nachfrage des Marktes generell nicht oder 
noch nicht aus. Dazu zählen die Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Umweltforschung, der Klimafor-
schung und der Gesundheit. Hier hat staatliche For-
schungsförderung eine Aufgabe. 

(Dr. Steger [SPD]: Ist ja erstaunlich!) 

Die Grenze der Aufgaben staatlicher For-
schungs- und Technologiepolitik ergibt sich bei zu-
nehmender Anwendungsnähe der Forschungser-
gebnisse. Hier ist es erforderlich, daß staatliche 
Mittel nur noch dann aufgewandt werden, wenn die 
Industrie ihr besonderes Eigeninteresse auch durch 
ein substantielles finanzielles Engagement in Zu-
sammenarbeit mit der staatlichen Forschung doku-
mentiert. Insofern ist — und da darf ich Sie bitten, 
gut zuzuhören, damit wir dieses Thema vielleicht 
endlich einmal ausräumen und als abgehakt be-
trachten können — 

(Zuruf von der SPD: Das schaffen Sie doch 
nie!) 

die direkte staatliche Förderung von Forschungs-
projekten in der Industrie einem stärkeren Begrün-
dungszwang unterworfen und bedarf einer genaue-
ren Berücksichtigung 

(Zurufe von der SPD) 

von Kosten-Nutzen-Überlegungen. 

(Dr. Steger [SPD]: Ganz neue Töne!) 
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Das Ideal wäre natürlich, daß marktnahe For-

schung und Entwicklung durch die Wirtschaft 
selbst betrieben und finanziert werden könnte. An-
dererseits aber darf Forschung hinsichtlich ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung nicht dem Zufall über-
lassen werden, so daß auch weiterhin eine maßvolle 
direkte staatliche Forschungsförderung notwendig 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Schau, schau!) 

Es darf nicht vergessen werden, daß z. B. die Er-
folge in der Raumfahrt oder bei der Nutzung der 
Kernenergie nicht ohne direkte Forschungsförde-
rung möglich gewesen wären. Die durch eine konse-
quente marktwirtschaftliche Ausrichtung der For-
schungspolitik gebotene maßvolle Verwendung die-
ses Instruments der direkten Forschungsförderung 
erfordert auch, daß eine Konzentration auf wenige 
wohldefinierte Projekte erfolgt. Erste Anstrengun-
gen in dieser Richtung sind ja bereits unternom-
men worden. 

Es wäre schön, wenn wir damit diesen Streit, die-
sen quasi ideologischen Streit, 

(Dr. Steger [SPD]: Den haben Sie doch im

-

mer vom Zaun gebrochen!) 

der nie ein Streit in der Sache war, der eine rein 
akademische Diskussion war und der unproduktiv, 
wenn nicht gar kontraproduktiv war, vergessen 
könnten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ach so, jetzt auf 
einmal, weil ihr an der Regierung seid!) 

Von besonderer Bedeutung im Rahmen der staat-
lichen Förderung von Forschung und Technologie 
ist die indirekte Forschungsförderung. 

(Zuruf von der SPD: Der diskutiert mit sich 
selbst!) 

Diese z. B. durch finanzpolitische Regelungen zu be-
werkstelligenden Maßnahmen erlauben es den Un-
ternehmen, sich in ihren Unternehmensplanungen 
frühzeitig auf staatliche Förderung einzustellen. 
Die indirekte Forschungsförderung hat insbeson-
dere hervorgehobene Bedeutung für kleine und 
mittlere Unternehmen und hat dort besonders 
große Erfolge, weil sie zusätzlich hilft, den sich dort 
vollziehenden Strukturwandel zu erleichtern und 
die Innovationsfähigkeit auf unbürokratische Weise 
zu verstärken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Ein besonderes staatliches Aktionsfeld ist der 
Technologietransfer durch Personalaustausch zwi-
schen den staatlichen Forschungseinrichtungen 
und der Industrie. Hierzu wird es ja noch in den 
folgenden Beiträgen eine vertiefte Diskussion ge-
ben; von unserer Seite werden sich damit die Kolle-
gen Dr. Bugl und Maass intensiver beschäftigen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da bin ich aber 
gespannt!) 

Staat und Industrie sollten alsbald dafür sorgen, 
daß diese Vorschläge in die Tat umgesetzt werden. 
In den Vereinigten Staaten und in Japan geht die-
ser Austausch schon relativ unkompliziert und 

ohne viel Bürokratie, quasi zur Tagesordnung gehö-
rend, über die Bühne. 

Meine Damen und Herren, es gäbe nun eine 
ganze Reihe neuer Prioritäten zu setzen. Ich nehme 
an, daß der Bundesminister, der hier auch noch 
sprechen wird, dazu noch einiges sagen wird. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da bin ich auch 
gespannt!) 

Aber ich weise noch einmal darauf hin: Es war 
heute nicht die Aufgabe gestellt, nun in einer Art 
Warenhauskatalog die Forschungsförderung von 
der naturwissenschaftlich-technischen Förderung 
oder, um im Haushaltsschema zu bleiben, von der 
allgemeinen Forschungsförderung bis hin zu den 
am anderen Ende des Einzelplans 30 angesiedelten 
historischen Instituten vorzutragen. Darum ging es 
nicht. Es sollten vielmehr einige besondere Schwer-
punkte herausgestellt werden. 

(Dr. Steger [SPD]: Die Ihre Lernfähigkeit 
dokumentieren!) 

Zu diesen Schwerpunkten — wie etwa Informa-
tions- und Kommunikationsforschung, Satelliten-
und Raumfahrttechnik und Materialforschung — 
gehört auch das Problem der Information und Do-
kumentation, wenn es wahr ist — und das ist es —, 
daß Information als „Rohstoff der Zukunft" zu be-
trachten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden in Zu-
kunft auch über die Fragen der internationalen Zu-
sammenarbeit diskutieren, über die Zusammenar-
beit zwischen den Entwicklungsländern und uns, 
aber auch über die innerhalb der Industriestaaten. 

Ich glaube, daß diese Anfrage zur Neuorientie-
rung der Forschungs- und Technologiepolitik der 
Bundesregierung eine willkommene Gelegenheit 
gegeben hat, zunächst einmal zu diesem Thema der 
Forschungs- und Technologiepolitik in der Sozialen 
Marktwirtschaft in Anknüpfung an die Tätigkeit 
der Arbeitsgruppe des Versailler Gipfeltreffens der 
Regierungschefs Wege zu zeigen. 

Wir sind der Auffassung, daß sich die Bundesre-
gierung auf einem guten Weg befindet. In dieser 
kurzen Zeit konnte mit einem radikalen Umsteuern 
— das eignet sich in der Forschungspolitik auch 
überhaupt nicht — 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

nicht etwa ein Wunder bewirkt werden. Das hat 
auch niemand gefordert. Ich danke im Namen der 
Unionsfraktionen dem Bundesminister für For-
schung und Technologie, unserem Freund Dr. Heinz 
Riesenhuber, und seinen Mitarbeitern für die gute 
und freundschaftliche Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zwischen uns gibt es in der Koalition keine ideo-
logischen Gefechte, mit denen in der Vergangenheit 
die Zeit verplempert worden ist. 

(Dr. Steger [SPD]: Das ist richtig. Das ha

-

ben Sie immer gemacht!) 
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Lenzer 
Wir stehen an der Seite der Bundesregierung. Wir 
haben Vertrauen in ihre Arbeit zum Wohle unseres 
Landes. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Regierungs-
fraktionen, so hat man den Eindruck — Herr Kol-
lege Lenzer, Ihre Rede, die ja sehr verhalten war, 
hat das bestätigt —, wollten mit der Großen An-
frage der Öffentlichkeit gerne darstellen, was es 
nach fast eineinhalb Jahren an Veränderungen im 
Ressort des Forschungsministers gibt, welche 
neuen Forschungsakzente gesetzt worden sind. 
Wenn man Ihre Fragen, Herr Kollege Lenzer, noch-
mals ernsthaft nachliest, muß man sagen, daß dabei 
die Erwartungen der Regierungsparteien sehr hoch 
waren. 

Berücksichtigt man dazu noch all das, was vorher 
von Ihnen an ideologischem Ballast, bezogen auf 
Neuerungen, bekundet wurde, so sind die Antwort 
und deren Ausbeute abgesehen von wortreichen 
und langen Umschreibungen von Selbstverständ-
lichkeiten bei Durchsicht nüchtern, um nicht das 
Wort mager zu gebrauchen. 

(Dr. Steger [SPD]: Das war sehr gut!) 

Darüber hilft auch nicht Ihr verhaltener Ton jetzt, 
nachdem Sie die Regierung stützen; denn Tatsache 
ist ja, Herr Kollege Lenzer, daß Sie vorher über 
viele Sachen anders gesprochen haben als heute. 

Diese Antwort auf die Große Anfrage ist das erste 
Dokument der konservativen Regierung zur For-
schungs- und Technologiepolitik. Die Bundesregie-
rung sagt — das stellten Sie vorhin in Frage, Herr 
Kollege Lenzer —, sie nehme ausdrücklich die Gele-
genheit wahr, in Ergänzung der Beantwortung der 
einzelnen Fragen und noch vor Erscheinen des 
Bundesforschungsberichts VII die Ziele und Grund-
lagen ihrer Forschungspolitik im Zusammenhang 
zu skizzieren. Es wäre daher zu erwarten gewesen, 
daß die Wende, die Sie als Vertreter einer Regie-
rungsfraktion ja vorhin auch angesprochen haben, 
in der Forschungs- und Entwicklungspolitik jetzt 
auch von den Zielvorstellungen her dokumentiert 
wird. Das ist aber nicht der Fall. 

Die drei grundsätzlichen Aussagen der neuen 
Bundesregierung zu der Frage, wozu die For-
schungspolitik beitragen soll — Erweiterung und 
Vertiefung der wissenschaftlichen Erkenntnisse, 
Ressourcen- und Umweltschonung sowie men-
schengerechte Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
Steigerung der wirtschaftlichen Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit —, tragen wir Sozialdemo-
kraten ebenfalls mit. Ja, meine verehrten Kollegen 
von den Regierungsparteien, diese Zielvorstellun-
gen stimmen ja fast wörtlich, wenn man den Bun-
desforschungsbericht VI einmal liest, mit denen der 
sozialliberalen Bundesregierung überein. 

Das vierte dort genannte Ziel der Technikfolgen-
abschätzung und -bewertung ist jetzt von Ihnen, 
Herr Forschungsminister, in den Instrumentenka-

sten der Antwort z. B. unter Punkt 7 gepackt. Frage: 
Warum ist das eigentlich nicht mehr so wichtig? 
Fazit für uns: Die neue Bundesregierung hat nach 
fast eineinhalbjähriger Amtstätigkeit keine neuen 
Zielvorstellungen für die Forschungs- und Techno-
logiepolitik entwickelt, sondern die von der sozialli-
beralen Bundesregierung entwickelten beibehal-
ten. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Diese Zielsetzung wird unseres Erachtens nun 
mit Glaubenssätzen verbunden und überfrachtet, 
die der Verfolgung dieser Ziele abträglich sind, 
nämlich dem Glauben — um nur zwei oder drei Bei-
spiele zu nennen — an die Notwendigkeit der Her-
ausbildung von Eliten durch einseitige Unterstüt-
zung von Spitzentechnologien in der Grundlagen-
forschung; an die Wirksamkeit der wichtigen Rah-
menbedingungen für ihre Verbesserung; an die 
Möglichkeit, allein mit marktwirtschaftlichen In-
strumenten — dies haben Sie eben wieder betont, 
Herr Kollege Lenzer — die tiefgreifenden Verände-
rungen der Arbeits- und Lebensbedingungen und 
-einstellungen steuern und verbessern zu können. 

Der Glaube allein an diese drei oder vier aufge-
zeigten Prinzipien versperrt der Bundesregierung, 
versperrt Ihnen, Herr Forschungsminister, den 
Blick für die Möglichkeiten, wie Sie Ihre Ziele ver-
wirklichen können. 

Herr Kollege Lenzer, über die Arbeitsteilung zwi-
schen Staat und Wirtschaft kann man sicherlich 
reden; das haben Sie angesprochen. Aber ich glaube 
— Sie haben auch Japan und andere Länder ange-
sprochen, die uns das vormachen —, daß auf diesem 
Gebiet, was Vertrauen und Aktivitäten anlangt, 
mehr geschehen könnte. 

Fazit: Die Vermischung richtiger Ziele mit fal-
schen oder alleinigen Glaubensbekenntnissen kann 
nicht zu einer konsequenten Forschungs- und Tech-
nologiepolitik führen. Was dabei herauskommt, ist 
ein unentschiedenes Hin- und Herschwanken zwi-
schen punktuell angesetzten Minimaßnahmen und 
breiten Mitnahmeeffekten als Folge. 

Lassen Sie mich für die sozialdemokratische 
Fraktion feststellen: Eine wegweisende Konzeption, 
Herr Forschungsminister, ist dies wirklich nicht. 

(Dr. Steger [SPD]: Sehr wahr!) 

Für die Förderung der Informationstechniken wer-
den lediglich Ankündigungen gemacht. Weder die 
schon im Mai 1983 von Bundeskanzler Kohl ange-
kündigte umfassende Konzeption für die weitere 
Förderung der Entwicklung der Mikroelektronik, 
der Informations- und Kommunikationstechnik, 
noch die Finanzierung für das europäische For-
schungsprogramm ESPRIT liegen vor. Dies ist be-
dauerlich. Es darf doch nicht sein, daß notwendige 
Entscheidungen für die Förderung und Entwick-
lung der Volkswirtschaft, für die künftige Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen in einer 
Bundesregierung im Kompetenzgerangel zwischen 
den Ministerien — hier nenne ich insbesondere das 
Wirtschaftsministerium — hängenbleiben und un-
verantwortlich verzögert werden. Die Verantwor- 
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tung trägt aber der Forschungsminister allein, da 
seine Durchsetzungskraft unseres Erachtens nicht 
ausreicht. 

Sie, Herr Dr. Riesenhuber, heben in Ihrer Ant-
wort immer wieder auf den Bericht „Technologie, 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung" ab, der von 
der eingerichteten Arbeitsgruppe nach dem Gipfel-
treffen der Staats- und Regierungschefs im Juni 
1982 vorgelegt wurde. Was hat sich hier eigentlich 
während Ihrer Amtszeit tatsächlich bewegt? Wir 
stellen fest: nicht viel. 

(Zuruf des Abg. Boroffka [CDU/CSU]) 

Auch die Finanzierung von ESPRIT ist im 
Dschungel der europäischen Auseinandersetzung 
über Finanzen bisher hängengeblieben. In der Ant-
wort werden Programme für Materialforschung 
und zur Biotechnologie ebenfalls angekündigt. Er-
gebnisse sind aber bisher nicht sichtbar. 

Der gesamte Bereich von entwickelten Technolo-
gien in zahlreichen Wirtschaftszweigen, deren not-
wendige Umsetzung und deren Markteinführung 
Sie als Forschungsminister besonders hervorgeho-
ben haben, findet in Ihrer Antwort keine oder kaum 
eine Beachtung. Wir fragen: Was will hier der For-
schungsminister tun? Da geht es doch vor allem 
auch um Umweltschutz- und Energietechnologien. 
Wir erwarten in dieser Debatte von Ihnen, Herr 
Forschungsminister, eine klare Antwort. Diese ist 
von uns heute zum drittenmal angemahnt worden. 
Ich glaube, daß man sagen kann: Hier besteht von 
Ihrer Seite aus ein Vollzugsdefizit. 

Für die Weltraumforschung wurden in der Ant-
wort nur altbekannte Tatsachen und Forderungen 
genannt. Die künftige Entwicklung der bemannten 
Weltraumforschung, die selbst innerhalb der NASA 
wegen der schlechten Kosten-Nutzen-Relation pro-
minente Gegner wie den weltbekannten Physiker 
van Allen hat, wird ausgespart. Es wäre durchaus 
sinnvoll, auch hier nach dem Erfolg der Mission, 
über den wir alle erfreut waren, kritischer zu über-
legen, welchen Nutzen die Forschung und Entwick-
lung in der Bundesrepublik aus der Beteiligung an 
der bemannten Weltraumforschung ziehen wollen, 
ob nicht wissenschaftlich oder technisch bessere 
Ergebnisse durch sinnvolle Verlagerung der 
Schwerpunkte zu erwarten sind. 

Weiter ist die Frage neu zu stellen, ob die Brut-
reaktortechnologie und die Fusionsforschung mit-
telfristig so stark zu fördern ist. Trotz aller Ankün-
digung des Forschungsministers, die Weiterent-
wicklung der Brutreaktortechnologie den interes-
sierten Unternehmen der Wirtschaft zu überlassen, 
ist unseres Erachtens durch den neuen deutsch-
französischen Vertrag wieder der Ansatz für eine 
stärkere Inanspruchnahme des Staates geschaffen 
worden. Was wird mit den Entwicklungs- und For-
schungszentren für diese Technologien mittel- und 
langfristig? Hier bedarf es einer Aussage von seiten 
der Bundesregierung. Ich glaube, daß die Beschäf-
tigten in den Zentren einen Anspruch darauf haben, 
Herr Dr. Riesenhuber, zu erfahren, wo das Schiff in 
die Zukunft hingeht. Es genügt nicht, Herr For-
schungsminister, durch Finanzierung der beiden  

umstrittenen Reaktorlinien das Problem aus dem 
öffentlichen Rampenlicht in ruhige Bahnen zu brin-
gen. Die von mir angesprochenen Punkte, hinter 
denen sich Milliarden von Ausgaben auftürmen, be-
dürfen klarer Antworten und Entscheidungen. 

In der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage ist bedauerlicherweise kein konkre-
ter Hinweis auf die Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen enthalten. Das Wort Humani-
sierung der Arbeitswelt — Herr Lenzer, Sie haben 
das richtig erkannt — kommt in der Antwort über-
haupt nicht vor. Für die Auswirkungen, die sich für 
die unmittelbar Betroffenen aus der Einführung 
neuer Technologien und dem technischen Fort-
schritt ergeben, hat sich auch hier die Bundesregie-
rung den Blick verstellt. Diese Blindheit, Herr For-
schungsminister; kann dazu führen, daß einer ma-
schinenstürmerischen Gesinnung Vorschub gelei-
stet wird. 

Nun lassen Sie mich noch einen Bereich anspre-
chen, der mir besonders am Herzen liegt und lag. 
Ich meine die Förderung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen. Die Bundesregierung sieht es nach der 
Wende — so hört man es wenigstens — als ganz 
wichtig an, die Umstrukturierung der Förderung 
von Forschung und Entwicklung von direkter Pro-
jektförderung zu indirekten und indirekt-spezifi-
schen Maßnahmen zu praktizieren. Wichtige, noch 
unter sozialdemokratisch geführter Bundesregie-
rung beschlossene Maßnahmen dieser indirekt-spe-
zifischen Förderung, insbesondere der Personalko-
stenzuschuß, wurden fortgeführt, teils ausgebaut, 
aber auch in einem Bereich, den ich letztens nann-
te, erheblich verkürzt. Der für dieses Programm zu-
ständige Bundeswirtschaftsminister hebt zwar in 
seinen Sonntagsreden die Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen hervor. Doch eines der 
wichtigsten Instrumente, nämlich dieses Pro-
gramm, läßt er mehr und mehr verkümmern. Fol-
gende Zahlen mögen dies belegen. Das FuE-Perso-
nalkostenzuschuß-Programm startete 1979, Herr 
Kollege Riesenhuber, mit 300 Millionen DM. Über 
4 800 Anträge lagen vor. Eine prinzipiell richtige 
Maßnahme, die mittleren und kleinen Unterneh-
men helfen sollte, ihr Forschungs- und Entwick-
lungspotential auszubauen und ihre Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Um Mitnahme-
effekte noch stärker auszuschließen, wäre es sinn-
voll gewesen, bereits bei der Einführung die Förde-
rung zeitlich und auf zusätzlich eingestelltes For-
schungspersonal zu beschränken. Die SPD hat sei-
nerzeit ihre Bedenken zurückgestellt. Jetzt, vier 
Jahre später, klaffen Anspruch und Wirklichkeit 
weit auseinander. Die Zahl der Anträge ist 1983 auf 
über 8 200, also um 70 %, gestiegen. Das Förderungs-
volumen für diesen mittelständischen Bereich 
wuchs jedoch lediglich um 20 Millionen DM, also 
knapp 7 %, nachdem es bereits 1982 einen Umfang 
von 390 Millionen DM erreicht hatte. Dadurch ist 
eine Bugwelle von rund 100 Millionen DM entstan-
den, die trotz Veränderung der Förderbedingungen 
nicht abgebaut werden konnte. Sie wissen, Herr 
Bundesforschungsminister, daß wir Sozialdemokra-
ten bei der Haushaltsverabschiedung da etwas 
drauflegen wollten, daß aber Ihre Fraktion es war, 



3574 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 

Stahl (Kempen) 

die es letztendlich verhindert hat. Und Sie haben 
sich als Forschungsminister im Kabinett bei diesem 
Punkt dem Finanzminister gegenüber nicht durch-
setzen können. 

Daran kann man eigentlich sehen, Herr Kollege 
Lenzer, daß das, was Sie vorhin zur Förderung von 
kleinen und mittleren Unternehmen so wortreich 
ausgeführt haben, jedenfalls bei Ihnen nicht die 
Priorität besitzt, die Sie hier vor dem Plenum des 
Bundestages darstellen. 

Die Schaffung von Technologiezentren, die Sie in 
Ihrer Antwort auch angesprochen haben, begrüßen 
wir. Denn dies ist eine gute Sache für junge Innova-
toren. Auch das Bereitstellen von Risikokapital 
sollte als Versuch von Ihnen einmal aufgenommen 
werden. Ich glaube, bei Ihnen im Hause gibt es 
Überlegungen, auf diesem Weg voranzugehen. 

Der Bund, das Land Nordrhein-Westfalen und die 
Bergbauunternehmen haben in den letzten zehn 
Jahren rund eine Milliarde D-Mark für die Entwick-
lung der Kohleverflüssigungstechnologie aufge-
wendet und damit bisher eine weltweit anerkannte, 
technisch erfolgreiche Spitzenposition der deut-
schen Technologie auf diesem Gebiet erreicht. Die 
bisherige Entwicklung in der Bundesrepublik wur-
de, technisch begründet, parallel an Ruhr und Saar 
durchgeführt. Das Ergebnis dieser unabhängigen 
Doppelentwicklung sind zwei in ihren technischen 
Grundkonzeptionen weitgehend identische Pilotan-
lagen, die seit Ende 1981 erfolgreich betrieben wer-
den. Das planmäßige Ende dieser Pilotphase ist 
spätestens 1985. Deshalb ist es notwendig, Herr 
Bundesforschungsminister, in diesem Bereich end-
lich einmal klarzulegen, wie die Sache weitergehen 
soll und wo der Standort dieser Anlage sein soll, 
damit die Ingenieure und die Industrieunterneh-
men ihre Planungen fortführen können. Die Stand-
ortentscheidung muß unseres Erachtens so schnell 
wie möglich gefordert werden. 

Meine Damen und Herren, meine Ausführungen 
haben gezeigt, daß außer Ankündigungen aus dem 
Forschungsministerium, wie dem Austausch von 
Forschern aus Forschungseinrichtungen in die 
Wirtschaft — was wir sehr begrüßen —, bisher 
kaum eine selbst eingeleitete politische Innova-
tions- bzw. Programmentscheidung in der weit über 
einjährigen Amtszeit des Ministers gefallen ist. Es 
ist kaum sichtbar, daß neue Gedanken verwirklicht 
worden sind. Das Fertigungsprogramm und das 
Programm „Technologieorientierte Unternehmens-
gründung" sind auch nicht auf dem Humus der 
neuen Regierung gewachsen, sondern Ansätze, die 
noch aus der alten sozialliberalen Koalition stam-
men. 

Der Bundesforschungsminister hat von der so-
zialliberalen Koalition keine Erblast übernommen, 
eher ein wohlbestelltes Haus mit guten und moti-
vierten Fachleuten, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Na, na! — Das treibt einem die 

Schamröte ins Gesicht!) 

in dem er sich hätte einrichten können. Es ist ihm 
noch nicht gelungen, die bisher gezeigte Unordent

-

lichkeit — lassen Sie mich es so sagen — und Ent-
schlußlosigkeit in der Aufarbeitung anstehender, 
heute aufgezeigter Aufgaben für notwendige Ent-
scheidungen für die Zukunft zu überwinden. Gute 
Rhetorik und guter Wille sind kein Garant für die 
Lösung anstehender Aufgaben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das habt ihr ge- 
zeigt!) 

Wir, die Opposition, erwarten Entscheidungen, 
und wir erwarten, Herr Forschungsminister, Ant-
worten auf das, was wir heute zum drittenmal ange-
mahnt haben. 

Herr Kollege Lenzer, lassen Sie mich abschlie-
ßend sagen: Mich freut es außerordentlich, daß Sie, 
nachdem Sie jetzt die Regierung mittragen, endlich 
Ihren ideologischen Ballast, den Sie sonst immer 
verkündet haben, abgelegt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin der Überzeugung, dies führt zu einer guten 
Arbeit. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Von Galileo Ga-
lilei stammt wohl der Ausspruch „Und sie bewegt 
sich doch". Wenn ich mir die Antwort auf die Große 
Anfrage zur Neuorientierung der Forschungspolitik 
anschaue, dann komme ich zu dem Eindruck: Die 
Forschungspolitik bewegt sich doch. 

Verehrte Kollegen von der Opposition, Sie kön-
nen doch wohl kaum erwarten, daß wir Ihretwegen 
den Bahnhof am Zug vorbeiziehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD) 

— Ich habe leider nur begrenzte Zeit, Herr Kollege, 
und das ist ein weites Feld, zu dem ich sehr viel zu 
sagen hätte. Ich will und muß mich deshalb auf 
einige Schwerpunkte beschränken. 

In der jetzigen Phase der Forschungs- und Tech-
nologiepolitik werden staatliche Aktivitäten zur 
Förderung von Entwicklung und Markteinführung 
neuer und verbesserter Technologien mit mittel-
standsorientierter Industriepolitik verknüpft. Dabei 
geht es vor allem um Aktivitäten zur Innovations-
förderung kleiner und mittlerer Unternehmen — 
Herr Kollege Stahl, wollen Sie das bitte zur Kennt-
nis nehmen —, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ja, ja!) 

um Unterstützung einer rascheren und breiteren 
Anwendung und Umsetzung gewonnener Entwick-
lungsergebnisse. Es macht keinen Sinn, mit hohem 
finanziellem staatlichem Aufwand immer neue For-
schungsergebnisse zu produzieren, den in anderen 
Ländern bereits gewonnenen Erkenntnissen hinter-
herzulaufen und dann oft schon erfolgreiche Kon-
kurrenten im Markt — selbst im eigenen Land vor-
zufinden. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 	3575 
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Nach den übereinstimmenden ordnungspoliti-

schen Grundprinzipien der Koalition, welche die 
FDP immer konsequent vertreten hat, gilt folgen-
des. Sie werden sich erinnern aus der Zeit, als wir 
gemeinsam eine Koalition bildeten. Ich wundere 
mich, daß Sie jetzt so reden, wir hätten das ja auch 
alles schon gemacht. Wie viele Mühe habe ich auf-
bringen müssen, um mit Ihnen da zu einem Mini-
malkonsens zu kommen. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Nach den Vorstellungen der FDP muß wieder ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen direkter und in-
direkter Forschungs- und Entwicklungsförderung 
hergestellt werden. Natürlich wird es direkte For-
schungsförderung geben müssen. Das bestreitet 
niemand. Aber sie hat sich auf die Bereiche zu 
beschränken, wo nicht der Markt, sondern die Er-
füllung staatlicher Verpflichtung eine Förderung 
erforderlich macht, wo das wissenschaftlich-techni-
sche und auch wirtschaftliche Risiko zu hoch ist, 
aber die Aufgabe des Staates zu langfristiger Da-
seinsvorsorge eine Förderung notwendig macht. 
Aber wir werden die indirekten Förderungsinstru-
mentarien wieder verstärken müssen: Abbau von 
übergroßem bürokratischem Aufwand, fiskalische 
Maßnahmen: die Erhöhung der Sonderabschrei-
bung auf Forschungsinvestitionen, ergänzt durch 
nicht programmgebundene Zuschüsse wie etwa die 
Personalkostenzulage, die Vertragsforschung, die 
Investitionszulage. 

Herr Kollege Stahl, Sie werden zur Kenntnis ge-
nommen haben, daß wir uns auch innerhalb der 
Fraktionen gegen die Vorstellungen und Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses mit aller Ener-
gie und Intensität zur Wehr gesetzt haben, gerade 
im Bereich der Personalkostenzulage zu kürzen. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber ich könnte mir vorstellen, daß wir dieses In-
strument noch verbessern und ergänzen können 
durch gewisse steuerliche Anreize. Dies werden wir 
unter Berücksichtigung der Haushaltslage, der 
Lage der öffentlichen Kassen durchzusetzen ha-
ben; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

sonst geht nichts. Wir meinen, daß wir in der indi-
rekten Forschungsförderung die Wahlmöglichkeit 
lassen müssen, je nach Ertragslage des Unterneh-
mens steuerliche Vergünstigungen oder Zuschüsse 
in Anspruch zu nehmen. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Das erfordert, Herr Kollege, eine nahtlose Zusam-
menarbeit und Abstimmung zwischen den verschie-
denen beteiligten Ressorts. Ich nenne das Bundes-
forschungsministerium, das Wirtschaftsministe-
rium, das Finanzministerium. Ich wünsche mir — 
das sage ich hier in aller Offenheit — eine bessere 
Koordinierung auf der Verwaltungsebene. 

(Aha! bei der SPD) 

Aber jeder Versuch, die zuständigen Minister ge

-

geneinander auszuspielen oder hier einen Konflikt 

darzustellen, muß mangels Masse scheitern; denn 
dieser Dissens besteht nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Doch, er ist da! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Es ist im Bereich der Exekutive zwingend gebo-
ten, schnellstens systemtechnische Denkansätze 
auch in unsere Forschungs- und Entwicklungspoli-
tik einzuführen, der Notwendigkeit von verstärk-
tem interdisziplinärem Vorgehen zu entsprechen, 
nicht nur in der Forschung selbst, nicht nur in der 
Wirtschaft, sondern ebenso im administrativen Um-
feld. Deshalb sage ich, Ressortegoismen müssen der 
Vergangenheit angehören, wenn wir die Probleme 
der Gegenwart vernünftig lösen wollen. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Es ist das politische Gebot der Stunde, sich inten-
siver um die volkswirtschaftliche Nutzung hervor-
ragender Forschungs- und Entwicklungsergebnisse 
zu kümmern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Nahtstelle zwischen Forschung und Innovation 
verlangt unser vordringliches Augenmerk. Die 
Transfermechanismen müssen schneller wirksam 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dabei geht es um die intensive Bemühung zur Ver-
fügbarmachung von Risikokapital — die FDP hat ja 
gerade jüngst dazu konkrete Vorschläge erarbeitet 
und vorgelegt —, um bessere Informationsvermitt-
lung. Denn der Faktor Information, der sich aus 
Intelligenz, Kreativität und Erkenntnissen in viel-
fältiger Form zusammensetzt, der beliebig verwert-
bar und vermehrbar ist, ist für unser rohstoffarmes 
Land zu einem entscheidenden Produktionsfaktor 
geworden. Deshalb müssen wir auch unsere Patent-
und Lizenzpolitik ändern. Ein ausgeprägtes ideelles 
und materielles Anreizsystem kann unser Innova-
tionspotential nachhaltig und wirkungsvoll verstär-
ken. Darauf hat wiederholt der Präsident des Deut-
schen Patentamtes hingewiesen. Die Information 
muß aber auch die Unternehmensleitungen, das 
Management, ebenso wie die Arbeitnehmer errei-
chen. Das setzt einen dynamischen Anpassungspro-
zeß des Qualifikationsniveaus aller am Wirtschafts-
prozeß Beteiligten voraus. 

Mit diesen Anmerkungen möchte ich es zunächst 
einmal bewenden lassen. Ich gebe noch zwei beson-
dere Schwerpunkte zu bedenken: 

Forschungsergebnisse und -kenntnisse lassen 
sich nicht allein über Datenträger, sondern am wir-
kungsvollsten über Köpfe transportieren. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dies setzt einmal mehr Mobilität von Wissenschaft-
lern und Ingenieuren und einen intensiveren Aus-
tausch von Fragen und Problemlösungen voraus. Es 
setzt auch mehr Kooperation zwischen Forschungs-
instituten, Hochschulen einerseits und der Wirt-
schaft und Verwaltung andererseits voraus. Dies 
gilt in besonderem Maße für die Großforschungs-
einrichtungen. Maßnahmen zur Erfüllung dieser 
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Forderung sind in der Beschlußempfehlung zur 
Grundlagenforschung und zu den Großforschungs-
einrichtungen im einzelnen aufgeführt. Ich kann es 
mir ersparen, darauf im einzelnen noch einmal ein-
zugehen. Ich möchte nur zwei Bereiche, zwei 
Schwerpunkte, noch einmal nennen: die Drittmittel-
forschung und die Stiftungen. 

Eine wesentliche Verbesserung der Koopera-
tionsmöglichkeiten zwischen Forschungseinrich-
tungen und Wirtschaft kann durch die Beseitigung 
rechtlicher, administrativer und tarifrechtlicher 
Hemmnisse bei der Einwerbung und Verwendung 
von Drittmitteln in den Großforschungseinrichtun-
gen und den Hochschulen erzielt werden. 

(Sehr richtig! Bei der FDP) 

Sie stellen auch ein vorzügliches Instrument zur 
Effizienzkontrolle dar. Wer keine vernünftigen, gu-
ten Ergebnisse zustande bringt, wird hier wenig zu 
erwarten haben. Sie sind ein Instrument, um mehr 
Wettbewerb unter den betroffenen Einrichtungen, 
eine Anhebung der Qualität und eine raschere Um-
setzung von Ergebnissen hervorzubringen. 

Wir, die FDP, wollen die Vorteile, welche Vielfalt 
und privates Engagement für die Förderung der 
Wissenschaften, ausdrücklich unter Einbeziehung 
der Geisteswissenschaften, bieten, erhalten wissen 
und sie ausbauen; eine Förderung, die sich nicht 
nur auf neue Erkenntnisse beschränkt, sondern 
auch ein hervorragendes Instrument zur Förderung 
des qualifizierten Nachwuchses darstellt. 

Ich zögere nicht, hier im Sinne des Außenmini-
sters und Parteivorsitzenden Hans-Dietrich Gen-
scher davon zu sprechen, daß damit auch der Not-
wendigkeit zur Förderung einer Leistungselite, un-
abhängig von der sozialen Herkunft, entsprochen 
werden kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Die privaten Stiftungen haben sich nie und zu kei-
nem Zeitpunkt als Einrichtungen zur Förderung ei-
ner Standeselite verstanden, sondern haben sich im 
Gegenteil zur Förderung von Begabten gerade aus 
sozial schwächeren Schichten des In- und Auslan-
des bekannt. Projekte wurden ausschließlich nach 
ihrer wissenschaftlichen Qualität beurteilt. Der 
Raum der Freiheit der Wissenschaft wird durch pri-
vate Stiftungen erheblich erweitert und gesichert. 
Der Staat hat die Pflicht, diesen Freiheitsraum und 
die Wirkungsmöglichkeiten der Stiftungen zu si-
chern und einen gesetzlichen Rahmen zur Verfü-
gung zu stellen, der es den Stiftungen auch künftig 
möglich macht, ihre freiwillig übernommenen Auf-
gaben optimal zu erfüllen. Die große Bedeutung von 
Stiftungen für Wissenschaft und Forschung, aber 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht, ihre Unabhängig-
keit von staatlichen Vorgaben, dürfte außer Frage 
stehen. Nicht zuletzt hierauf haben bisher alle Bun-
despräsidenten immer wieder hingewiesen. 

Durch die Reform des Körperschaftssteuergeset-
zes von 1977 hat sich die materielle Situation für die 
gemeinnützigen Stiftungen verschlechtert, indem 
ihnen das Anrechnungs- und Erstattungsverfahren 
versagt bleibt, das für steuerpflichtige Körperschaf-

ten und Einzelpersonen eingeführt wurde. Den ge-
meinnützigen Stiftungen wird durch die Auswir-
kung der Reform des Körperschaftssteuergesetzes 
von 1977 jährlich ein Betrag von mehr als 50 Millio-
nen DM entzogen, und dieser steht damit nicht 
mehr für die wohl anerkanntermaßen zu akzeptie-
renden Förderzwecke zur Verfügung. Wir müssen 
dies auch im Sinne der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers vom Mai 1983 ändern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich abschließend nur ein gewisses Kredo fest-
stellen: Die Grundlagenforschung schafft die Vor-
aussetzungen für die angewandte Forschung und 
Entwicklung, für die Entwicklung von Technologien 
von morgen; aber lassen Sie uns dabei bitte nicht 
vergessen, daß wir nicht nur nach den Sternen grei-
fen, den Halleyschen Kometen oder den Jupiter-
monden nacheilen dürfen, während andere hier auf 
der Erde das irdische Geschäft betreiben. Grundla-
genforschung ist Voraussetzung, aber die Umset-
zung in angewandte Forschung und in Technologie 
und neue technische Entwicklungen dürfen wir da-
bei nicht aus dem Auge verlieren. Das schafft dann 
für die Zukunft sichere Arbeitsplätze. — Dies wollte 
ich abschließend sagen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Hickel. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Frau Präsidentin! For-
schung und Technologie, meine Damen und Herren, 
können eine so spannende Sache sein. Warum muß 
das hier bloß so diskutiert werden? 

(Dr. Steger [SPD]: Die haben alle die Re- 
den der Koalition geahnt!) 

Es lag mir auf den Lippen zu sagen „langweilig", 
aber ich wußte nicht, ob ich dafür gerügt würde. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In einem Punkt stimme ich unserem Forschungs-
minister zu. Forschung und Technologie, die wir 
heute betreiben und die wir jetzt entwickeln, sind in 
höchstem Maße für die Zukunft, nicht nur für unse-
re, sondern auch für die der nächsten Generation, 
prägend. Wie wir leben, wie wir arbeiten werden, 
wie unser Umgang mit der dann noch verbliebenen 
Natur aussehen wird, alles das wird heute durch 
Forschungs- und Technologiepolitik mitbestimmt. 
Auch stimme ich Ihnen darin zu, daß diese Zukunft 
soweit wie möglich — ein Lieblingswort des Herrn 
Ministers — rational geplant werden sollte und — 
ich denke, auch darin habe ich wiederum Ihre Zu-
stimmung — daß sie verantwortlich geplant werden 
muß. 

Uns liegen heute Entschließungen sowohl der Re-
gierung als auch der großen Koalition der Altpar-
teien vor, 

(Dr. Steger [SPD]: Wir sind daran nicht be-
teiligt gewesen!) 

die von sogenannter Neuausrichtung, von einem 
„strategischen Programm" und von sogenannter 
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„zukünftiger Entwicklung und Zielsetzung" im Be-
reich von Forschung und Technologie sprechen. 

(Catenhusen [SPD]: Zuviel Ehre für die 
SPD, Frau Hickel! Wir waren nicht dabei!) 

— Sie haben aber dem ESPRIT zugestimmt. 

Man sollte meinen, daß hier die Vorstellungen, 
vielleicht sogar eine Vision von der zukünftigen, 
durch Forschung und Technologie weitgehend ge-
prägten Gesellschaft erkennbar würden, daß Kon-
zepte für die rationale Steuerung auf dem Weg zu 
dieser Gesellschaft durchschimmerten, daß eine 
Ahnung, wenn schon nicht ein Wissen, von dieser 
auf uns zukommenden wissenschaftlich-techni-
schen Zukunft deutlich würde. Nichts davon ist zu 
finden. Vorstellungen, Visionen, Begriffe von Zu-
kunft, das alles bleibt offen. 

So fragen wir: Was ist das für eine Zukunft, die 
Sie uns hier aufdrängen wollen? 

(Dr. Steger [SPD]: Eine grüne!) 

— Eben nicht. — Ist es etwa jene Zukunftsvision, 
die sich für mich ergibt, wenn ich dieses ESPRIT 
genannte Programm zur Informationstechnologie 
aufmerksam studiere, die dann etwa so aussieht, 
wie es auch schon die Propaganda während des 
Weihnachtsgeschäfts für die Computer im Kinder-
zimmer suggeriert hat, daß vierjährige Kinder ih-
ren Tag bereits vor dem Bildschirm verbringen, die 
dann, was man aus wissenschaftlichen Studien 
durchaus wissen könnte, als Erwachsene dazu nei-
gen werden, in Panik zu geraten, sobald sie auf 
menschliche Partner treffen, die spontan und nicht 
wie programmiert reagieren? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Oder sie entwickeln eine allgemeine Apathie und 
Handlungsunfähigkeit, die dann traurig macht. Sie 
gehören dann vielleicht zu jenem Drittel der er-
wachsenen Bevölkerung, das heute schon ständig 
unter dem Einfluß psychotroper, also bewußtseins-
verändernder Arzneistoffe steht. Meine Damen und 
Herren, bedenken Sie eigentlich die seelischen, die 
sozialen und die gesundheitlichen Folgen Ihrer 
Technologiepolitik? 

(Krizsan [GRÜNE]: Kaum!) 

Nirgendwo findet sich in all den Vorlagen, die wir 
heute diskutieren, auch nur eine Vorstellung von 
derjenigen Zukunft, die man auch mit Forschungs-
und Technologiepolitik fördern könnte und die wir 
GRÜNEN uns wünschen würden. 

Ich möchte hier — erstens — nur einmal ein 
Leben in Frieden mit der Natur nennen, ein Leben 
ohne die andauernde, sehr wohl begründete Furcht 
etwa vor dem Endlosproblem des Atommülls und 
der immer wieder drohenden Energieverknappung. 
In all Ihren zukunftprägenden Programmen ist 
kein Wort von der Schwerpunktsetzung etwa im 
Bereich regenerativer Energien 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist nicht rich

-

tig! Da steht einiges drin! Sie müssen das 
einmal lesen, aber Sie haben es nicht gele

-

sen, Frau Hickel!) 

— na, es steht weniger als nichts drin; im übrigen 
habe ich das sehr wohl gelesen —, im Bereich von 
energiesparenden Produktionsprozessen zu lesen, 
wofür in beiden Fällen noch sehr viel Forschung 
und Entwicklung geleistet werden müßten. Statt 
dessen lesen wir etwas von der Anpassung an die 
sogenannte amerikanische Spitzentechnologie, also 
an Technologien aus einem Land, in dem die 
schlimmste Energieverschwendung Alltag ist. 

Zweitens nenne ich ein Leben ohne Gifte im All-
tag. Der chemischen Vergiftung unserer Umwelt, 
unserer Atemluft, des Wassers, der Böden, unserer 
Nahrung und fast aller unserer Gebrauchsgüter 
könnte man sehr wohl Einhalt gebieten, wenn sich 
Forschung und Entwicklung auf die Umstellung 
vorhandener Produktionsprozesse konzentrieren 
würden. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Schön wär's!) 

Statt dessen lesen wir, daß Forschung und Entwick-
lung in erster Linie wachstumsfördernd sein müs-
sen, wobei Wachstum lediglich am Geld gemessen 
wird, wie immer. 

Drittens nenne ich mehr selbstbestimmte Arbeit, 
Arbeit die weniger entfremdet ist. Aber was finde 
ich in den vorliegenden Beschlüssen? Keine Spur 
vom Ausbau der Mitbestimmung von wissenschaft-
lichen Mitarbeitern, von Verbrauchern und von Be-
nutzern der Forschungsergebnisse. Nicht einmal 
die Mitsprache der Arbeiter wird ausgebaut, die un-
ter den von Ihnen, etwa im ESPRIT-Programm, ge-
planten drastischen Veränderungen der Arbeits-
plätze zu leiden haben werden. Auf das Fehlen des 
HdA-Programms, des Programms zur Humanisie-
rung der Arbeitswelt, wurde schon hingewiesen. 

Überhaupt nicht in Angriff genommen wird aber 
nun, was wirklich wichtig wäre, eine Bewertung  — 
Bewertung, nicht nur Abschätzung — der Techno-
logiefolgen, ohne die wir solche Forschungen mei-
nes Erachtens überhaupt gar nicht fördern sollten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Schließlich fehlt der Zukunftsplan für eine Ge-
sellschaft, von der Sie selbst sagen, daß sie extrem 
exportabhängig ist, daß sie „sehr geringe Rohstoff-
ressourcen" hat und daß sie „nur begrenzten Vorrat 
an Primärenergien" aufweist. Ein solches Land, wir 
nämlich, orientiert sich nach dem hier vorliegenden 
Forschungs- und Technologiekonzept ausschließ-
lich an der sogenannten Spitzentechnologie eines 
Landes wie der Vereinigten Staaten von Amerika, 
auf das alles dies gar nicht zutrifft, das weder be-
sonders exportabhängig noch arm an Rohstoffen ist 
und das notfalls bereit ist, sich seine Primärener-
gien mit militärischen Drohungen außerhalb zu be-
sorgen. Haben wir nicht ganz andere Maßstäbe nö-
tig? Sollten wir nicht lieber selber definieren, was 
für uns Spitzentechnologie ist, etwa im Sinne der 
vorhin genannten Prioritäten? 

Diese einseitige Orientierung an den US-ameri-
kanischen Bedürfnissen und deren Begriffen von 
sogenannter Spitzenforschung: Ist das nun bloß 
Wissenschaftskolonialismus, oder haben wir hier ei-
nen Grad der Abhängigkeit vom Dollar erreicht, der 
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bereits gefährlich ist und der Ihre Forschungs- und 
Technologiepolitik durch und durch prägt? 

Diesen Eindruck muß man gewinnen; denn in all 
den Programmen zur Forschungs- und Technologie-
politik kennen Sie überhaupt nur drei Wertmaß-
stäbe — ich bin sie durchgegangen —: erstens, In-
novationsschübe für die Wirtschaft verursachen zu 
helfen, um, zweitens, Investitionen und Wirtschafts-
wachstum zu fördern und, drittens, die Wettbe-
werbssituation auf den Weltmärkten zu stärken. — 
Und dies, obwohl bekannt ist, daß ein Wirtschafts-
wachstum, das etwa 6 % im Jahr betrüge, innerhalb 
von zehn Jahren zu Umweltzerstörungen doppelten 
Ausmaßes führen würde, obwohl gar nicht sicher 
ist, ob die Weltmärkte tatsächlich das brauchen, 
was in den USA und in Japan bereits im Überfluß 
angeboten wird, und obwohl gar nicht klar ist, ob 
Spitzenforschung nicht vielmehr das sein müßte, 
was ich oben skizzierte, nämlich ökologisch orien-
tierte Forschung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, eine rationale Zu-
kunftsperspektive fehlt Ihrer Forschungs- und 
Technologiepolitik wohl vor allem deswegen, weil 
ihr die demokratische Verankerung fehlt. Beispiel-
haft zeigt sich das an den Großforschungseinrich-
tungen, über deren zukünftige Entwicklung wir hier 
auch beraten. Anstatt diesen Einrichtungen die 
Freiheit der Forschung, die Sie immer im Munde 
führen, aber nicht beachten, wirklich zu gewähren, 
sollen die nun noch weitergehend als bisher Zubrin-
gerdienste für die Wirtschaft und deren Wachstum 
leisten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das sollen sie 
auch!) 

— Das ist Wissenschaftsfreiheit! 

Die Förderung des sogenannten Technologie-
transfers mit verschiedenen hier vorgesehenen 
Maßnahmen ist doch nichts anderes als eine Sub-
ventionierung der freien Wirtschaft. Von dem Nut-
zen, den daraus die Wissenschaftler angeblich zie-
hen sollen, ist in der Vergangenheit sehr wenig zu 
spüren gewesen und wird in der Zukunft vermut-
lich noch weniger zu spüren sein. Die Zusammen-
arbeit zwischen Großforschungseinrichtungen und 
freier Wirtschaft erweist sich nämlich fast immer 
als Einbahnstraße; denn die freie Wirtschaft profi-
tiert zwar von den Forschungsergebnissen der wis-
senschaftlichen Einrichtungen, diese können aber 
in dem Augenblick, wo die Industrie ein Interesse 
an Geheimhaltung hat — und das sind die wirklich 
interessanten Punkte —, nicht erwarten, von dieser 
Industrie voll informiert zu werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: O Graus, o 
Graus!) 

Wir GRÜNEN haben gefordert, an Stelle der 
kurzatmigen Orientierung der Großforschungsein-
richtungen an den Wirtschaftsinteressen diesen 
Einrichtungen längerfristige Zielvorgaben zu stel-
len. Dies könnte z. B. geschehen, indem man in den 
Aufsichtsgremien Mehrheiten schafft, die von Be-
nutzern, Verbrauchern und anderen Interessenten,  

etwa — das wäre etwas Neues — Umweltschutzver-
bänden, Verbraucherverbänden, Gewerkschaften 
und Mitarbeitern der Einrichtungen, gestellt wür-
den. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Und wann sol-
len sie arbeiten?) 

Oberstes Kriterium für die forschungspolitischen 
Zielsetzungen müßte dann die soziale und ökologi-
sche Verträglichkeit 

(Berger [CDU/CSU]: Und Lohnsteigerung!) 

sowohl der Forschungsmethoden — ich erinnere an 
die Fragwürdigkeit der Tierversuche — als auch 
der Forschungsergebnisse sein. 

(Dr. Steger [SPD]: Frau Bard ist doch gar 
nicht da!) 

— Darum sage ich es. 

Wir haben gefordert, zu überprüfen, ob nicht der 
größte Teil der Forschungseinrichtungen in diesem 
Sinne besser arbeiten könnte, wenn sie dezentrali-
siert würden. Diese erste Demokratisierung der 
wissenschaftlichen Einrichtungen wurde von Ihnen 
allen einmütig abgelehnt. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber Sie haben 
das nicht so verlangt, wie Sie es jetzt dar-
stellen! Sie wollten alle abschaffen! — Dr.--
Ing. Laermann [FDP]: Wo ist denn Ihre 

Vorsitzende?) 

— In Amerika. 

Meine Damen und Herren, die ganz einseitige 
Industrieorientierung der staatlichen Forschungs-
förderung hat nun aber auch inhaltlich Folgen für 
unsere wissenschaftliche Forschung. 

(Stahl [Kempen] [SPDI: Das ist aber nicht 
richtig!) 

Sie bringt diese Forschung erkenntnistheoretisch 
nicht weiter. Die wirklich notwendige Neuorientie-
rung, die wir im Bereich der Forschung brauchen 
und über die wir hier eigentlich, denke ich, spre-
chen müßten, müßte angesichts der ökologischen 
Katastrophe eine Orientierung auf ein neues Na-
turverständnis sein. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das Problem ist 
doch, daß Sie keinerlei Orientierung ha-

ben!) 

— Wir haben eine, und wir sind dabei, ein neues 
Naturverständnis zu entwickeln, und ich wäre froh, 
wenn uns dabei welche helfen würden. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Herr Börner 
macht das! — Horacek [GRÜNE]: Herr 

Börner macht das schon in Hessen!) 

Damit Sie ungefähr wissen, wovon ich rede — ich 
rede auch nicht von Herrn Börner —, lassen Sie 
mich zum Schluß nur in einem Bild zeigen — zu 
mehr reicht hier die Zeit nicht —, wie diese Wand-
lung des Naturverständnisses auszusehen hätte, 
wenn wir in Zukunft mit der Natur und nicht ge-
gen sie leben wollen. Unser Freund Wolfgang 
Ehmke hat von dieser Stelle vor einiger Zeit darauf 
hingewiesen, daß wir ein neues Naturverständnis 
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brauchen. Er meint, daß wir es uns etwa bei den 
Indianern abschauen könnten, für die die Natur 
eine Mutter ist, die man nicht verletzt und ausbeu-
tet, sondern achtet. 

Wir brauchen gar nicht bis zu den Indianern zu 
gehen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 

Auch in unserem eigenen Kulturkreis hat es durch-
aus verschiedene Bilder von der Natur als Frau 
gegeben. Noch in der Renaissance etwa war sie ja 
die „Mutter Natur" in dem soeben geschilderten 
Sinne. Mit Entstehung der neuzeitlichen Naturwis-
senschaft wurde sie aber — hören Sie zu, Herr 
Stahl! — zu einer Hexe, vor der man Angst hat, der 
man ihre Geheimnisse unter Qualen und Folter wie 
in der Inquisition abzwingt, 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Märchen!) 

die man zähmt und fesselt und, falls sie sich das 
nicht gefallen läßt, auch tötet. Mit der zunehmen-
den Industrialisierung wurde die Natur dann zur 
Hure, die man benutzt und achtlos wegwirft. Eine 
Reaktion darauf, ein Zwischenspiel in der Ge-
schichte, war in der Zeit der Romantik die Natur im 
Bild der Geliebten, die man auf einen Sockel hebt, 
verehrt und beschützt, aber doch nicht ganz ernst 
nimmt. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Frau Hickel, Sie 
kommen in den Himmel!) 

Heute ist sie — jedenfalls bei manchen Umwelt-
schützern — zu einer Art grüner Witwe geworden. 
Sie wird etwas abseits vom Alltagsleben möglichst 
großzügig konserviert, mit Komfort und allerlei 
Nippes ausgestattet, und man hofft, sie so beruhi-
gen und vom Aufstand abhalten zu können. Das 
täuscht aber, wie wir nur allzu oft sehen. Sie wehrt 
sich nämlich und schlägt zurück. 

Ich denke, wir werden mit unserer Umwelt nicht 
eher ins reine kommen, bevor wir nicht lernen, die 
Natur als selbständige und ernst zu nehmende 
Partnerin zu sehen, deren Ansprüche und Bedürf-
nisse mindestens ebenso viel gelten wie die eige-
nen. Das wäre tatsächlich eine Neuausrichtung der 
Forschung, die diesen Namen verdient. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Beifall des 
Abg. Catenhusen [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Dr. Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich muß bei dieser be-
grenzten Zeit heute darauf verzichten, auf die Argu-
mente von Frau Kollegin Hickel einzugehen. Ich 
habe zu diesen Fragen von Umwelt und Struktur in 
früheren Debatten sehr ausführlich Stellung ge-
nommen. 

Ich möchte eingangs stichwortartig auf einige der 
Punkte eingehen, die der Kollege Stahl genannt 
hat. Kollege Stahl, ich bestätige ausdrücklich, daß 
wir weithin einen Konsens in den Zielen der For-

schungspolitik haben. Ich stelle hier mit Freude 
fest, daß dieser Konsens nicht nur den Übergang 
von der vorigen auf diese Regierung, sondern auch 
die Zeit überstanden hat, als Stoltenberg als erster 
Forschungsminister in wesentlichen Elementen 
diese Ziele hier festgehalten hat. Sie sind richtig, sie 
sind nach wie vor Bestandteil, es gibt einen wesent-
lichen Konsens, und so soll es sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben zweitens über die Frage der Erblast 
gesprochen. Ich habe keine Lust, die Debatte über 
Brüter oder Hochtemperaturreaktor hier im einzel-
nen zu wiederholen. Wenn dies keine Erblast bis in 
Hunderte Millionen der Haushaltsvorbelastung ge-
wesen sind! 

Sie sprachen drittens davon, daß wir hier durch 
den Pariser Vertrag neue öffentliche Mittel beim 
SNR einsetzen wollten. Der Sinn ist, daß wir durch 
die Einbeziehung unserer englischen Freunde und 
ihres Wissens mit weniger Geld das Wissen über die 
Jahre durchhalten und optimieren. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Sie haben viertens gesagt, für die Humanisierung 
des Arbeitslebens hätten wir nichts getan. Ich erin-
nere an den Anfang des vorigen Jahres, als Ihre 
Fraktion damit hausieren ging, wir wollten dieses 
Programm totschlagen. Was wir gemacht haben, ist, 
daß wir dieses Programm in vollem Umfang weiter-
führen und endlich in eine Form bringen, in der es 
streitfrei und damit funktional ist und der Einfüh-
rung und Durchsetzung der menschengerechten 
Anwendung neuer Techniken wirklich dient. Dies 
geschieht zum erstenmal. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerstein 
[CDU/CSU]: Und wir haben das immer ge-

fordert!) 

Sie haben die Frage gestellt, ob Spacelab sein 
Geld wirklich wert ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

Ich kann nur sagen: Diese Verträge zu Spacelab 
habe nicht ich abgeschlossen, sondern ein früherer 
Vorgänger im Amt, der Ihrer Fraktion angehört 
hat. 

Sie haben gefragt, ob die zukünftige Zusammen-
arbeit im Weltraum bei der bemannten Raumfahrt 
überhaupt möglich wäre. Sie haben gesagt, daß die 
NASA selbst dies kritisierte. Heute nacht hat der 
Präsident der Vereinigten Staaten gesagt, daß die 
Raumstation gebaut werden soll, und er hat uns 
eingeladen, hier mit den Amerikanern zusammen-
zuarbeiten. Auf Basis der exzellenten Arbeiten von 
Spacelab und dem erfolgreichen Flug werden wir 
alle Möglichkeiten hierzu mit unseren europäi-
schen Partnern prüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben gesagt, wir machten nichts für die 
Markteinführung der Umwelttechniken. Was gibt 
es besseres, um Umwelttechniken durchzusetzen, 
als die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die die 
neue Technik durch Investitionen in Höhe von 15 
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bis 20 Milliarden DM endlich in den Markt bringt? 
Das sind Investitionen in neue Technik und nicht 
eine punktuelle Subventionierung, die nicht dar-
stellbar ist und zu nichts führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Ich habe doch nicht 

gesagt: Nichts!) 

Sie haben mich hier gefragt, was mit dem Tech-
nology Assessment, mit der Technikfolgenabschät-
zung geschieht. Ich habe 1982 in meinem Haushalt 
200 000 DM zur Erforschung der Waldschäden vor-
gefunden. Wir haben in diesem Jahr über 20 Millio-
nen DM allein in meinem Haushalt. Mir geht es 
nicht ums Geld. In dieser Zeit haben wir eine wis-
senschaftliche Landschaft in einem umfassenden 
Technology Assessment über die Disziplinen so or-
ganisiert, daß die Probleme greifbar geworden 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben darüber gesprochen, daß wir hier et-
was im Hinblick auf Risikokapital tun könnten. Wir 
haben ein Programm in Höhe von 100 bis 120 Millio-
nen DM für die kommenden Jahre in diesem Haus-
halt stehen, um die Gründung von neuen Unterneh-
men zu fördern. Wir haben dieses Modellprogramm 
für die neuen Techniken angelegt. Es ist in einer 
überragenden Weise angenommen worden. Wir ha-
ben in den ersten Monaten 250 Anträge bekommen, 
die prüfenswert sind. 

Sie sprachen davon, wir müßten uns für einen 
Standort der Kohleverflüssigungsanlage entschei-
den. Herr Kollege Stahl, ich lehne eine Strategie ab, 
die erst entscheidet und dann denkt. Ich möchte 
erst die Parameter optimieren. Ich möchte wissen, 
womit das zusammengehört, wo das Projekt hinge-
hört, welche technisch-wirtschaftlichen Daten ver-
nünftig sind. Dann entscheiden wir über den Stand-
ort, der nicht unabhängig von dem ist, was wir als 
Konzept haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Das haben Sie doch schon!) 

Ich könnte jetzt noch weiter in Einzelheiten ge-
hen, Herr Stahl, aber ich möchte mir das erparen. 
Ich möchte nur an einem festhalten. Wenn Sie hier 
mit einiger Polemik Thesen aufstellen, die die 
Sache nachweislich nicht treffen, dann ist das nicht 
die optimale Grundlage für die rationale Zusam-
menarbeit mit Ihnen, von der ich ausgehen will. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Welche zum Bei

-

spiel?) 

Wir sollten daran arbeiten, daß das hier zur gemein-
samen Grundlage wird. 

Die Frage, die im Vordergrund steht, ist diejenige, 
die in der Großen Anfrage der Koalitionsfraktionen 
gestellt worden ist: Wie wir in einer technischen 
Welt die neuen Herausforderungen überhaupt be-
stehen. Es ist die Frage, die Anfang dieses Jahres in 
Gutachten herausgestellt worden ist: Sind wir den 
Herausforderungen einer neuen Technik in einer 
kompetitiven Welt gewachsen? Dies ist ein deutlich 
eingeschränkter Sinn von forschungspolitischer 
Diskussion. Es ist noch nicht die Diskussion um die 

Grundlagenforschung — Christian Lenzer hat dar-
auf hingewiesen —, nicht um Umweltforschung, 
nicht um Vorsorgeforschung. In diesem einge-
schränkten Sinn ist das eine der zentralen Fragen. 
Wenn wir von dem ausgehen, was da ist, bin ich 
ganz entschieden der Auffassung, daß das an allge-
meiner Resignation, was verbreitet ist, nicht nur 
lebensgefährlich, sondern auch falsch ist. Ich bin 
der Auffassung, daß die Daten hier im Grundsatz 
für uns sprechen. 

(Dr. Steger [SPD]: Lebensgefährlich ist es 
meistens nicht!) 

Japan erarbeitet 15 % seines Bruttosozialprodukts 
in den Weltmärkten, wir 30 %. Das ist kein Zeichen 
von Schwäche. In den großen Investitonsgüterin-
dustrien — im Anlagenbau, in der Chemie, im 
Kraftwerksbau — sind wir nach wie vor hervorra-
gend. 

(Matthöfer [SPD]: Das ist die Erblast, die 
wir Ihnen überlassen haben!) 

— Verehrter Kollege Matthöfer, wenn Sie davon 
ausgehen, daß die Qualität der deutschen Wirt-
schaft ein Erfolg Ihrer Politik gewesen ist, dann 
haben Sie nicht verstanden, wo die Probleme der 
vergangenen Jahre gewesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Catenhusen [SPD]: Aber die Schwächen 
der deutschen Wirtschaft sind unsere Erb- 

last!) 

Ich bin nach wie vor der Auffassung, daß wir in 
einer Reihe von wichtigen Bereichen hervorragend 
sind. 

Ich bin weiterhin der Auffassung — das ist unser 
Thema — , daß die Strukturen, von denen wir hier 
auszugehen haben, in wesentlichen Bereichen ge-
sund sind, daß wir eine Grundlagenforschung ha-
ben — und da sind wir wieder beisammen, denn wir 
haben die Anträge nach kontroversen Diskussionen 
gemeinsam verabschiedet —, die in der Struktur 
stimmt und international herausragend zusammen-
arbeitet. 

Wir haben eine reich strukturierte Wirtschaft mit 
einem starken und vielfältigen Mittelstand, der in 
wichtigen Branchen im Export sehr erfolgreich ist. 
Wir haben eine Infrastruktur und eine industrieer-
fahrene Arbeitnehmerschaft, Wissenschaftler, An-
gestellte und Wirtschaftler. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber auch bei In

-

teratom, und die wollen meine Frage be

-

antwortet haben, was sie denn in fünf Jah

-

ren machen sollen!) 

Das sind die Voraussetzungen, aber das ist nicht ein 
Grund zur Selbstzufriedenheit, sondern nur ein 
Ausgangspunkt. 

Auf der anderen Seite haben wir in einigen Berei-
chen tatsächlich Mängel. Es ist hier die Mikroelek-
tronik angesprochen worden. Ich spreche nur des-
halb nicht im Detail darüber, weil wir dieses Thema 
In einer der letzten Debatten ausführlich behandelt 
haben. Aber es ist offenkundig, daß uns hier eine 
Schlüsseltechnologie verlorenzugehen droht, die in 
unterschiedlichste Bereiche — vom Anlagenbau bis 
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zum Werkzeugmaschinenbau, von Kommunika-
tionstechniken und Informationsvermittlung bis 
hin in den Bereich unseres künftigen Automobil-
baus — ausstrahlt. Daß wir zwar in wesentlichen 
Märkten noch Spitzenpositionen haben, aber die 
Wachstumsraten der Japaner größer sind, daß wir 
hier nach den USA mit 16% der Schlüsselpatente 
noch an der Spitze stehen, aber die Japaner bei der 
Anzahl der Schlüsselpatente doppelt so schnell 
wachsen wie wir, daß wir hier mit 18% bei den 
Hochtechnologiegütern im Export in der OECD 
noch mit an der Spitze stehen, aber die Zuwächse 
der Japaner doppelt so groß waren wie unsere, das 
sind kritische Punkte. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Die kritischen 
Punkte haben wir j a aufgezählt! Geben Sie 
endlich einmal die Antworten, die wir von 
Ihnen erwarten, nicht nur Luft! Auch 

hierzu gab es bisher nur Luft!) 

— Herr Kollege Stahl, zu dem, was Sie in Ihrer 
ersten Serie dargelegt haben, habe ich Ihnen ge-
sagt, daß keiner von den neun Punkten in irgendei-
ner Weise begründet war. Eine ständige Wiederho-
lung von inhaltsarmen Argumenten hilft hier nicht 
sehr viel weiter. 

Um einen weiteren Punkt in der Diskussion mit 
Ihnen aufzugreifen: Wo haben wir anzusetzen, und 
was tun wir, um den kleinen und mittleren Unter-
nehmen aufzuhelfen? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Kürzen!) 

Dazu hat der Kollege Laermann einiges gesagt. Ich 
will einmal sagen, was wir hier tun. Ich greife aus-
drücklich das auf, was der Kollege Laermann zu 
dem Zusammenspiel der Ressorts aus unterschied-
licher Verantwortung, aber mit dem gleichen ord-
nungspolitischen Ansatz gesagt hat. 

Wenn wir über indirekte Forschungsförderung 
sprechen, gehören dazu die Maßnahmen, die der 
Finanzminister mit den Sonderabschreibungen mit 
einer spezifischen Mittelstandskomponente indi-
rekt durchgeführt hat, genauso wie das Personalko-
stenzuschußprogramm. Und was an Maßnahmen 
geschieht in meinem Haushalt? Dazu gehören die 
indirekt-spezifischen Programme, bei denen ich 
sehr glücklich darüber war, daß Sie sie in der Ver-
gangenheit begonnen haben, nachdem wir jahre-
lang darüber geredet hatten, ohne daß etwas ge-
schehen ist. Dazu gehört das Programm Mikroelek-
tronik, dazu gehört das Programm Fertigungstech-
nik, das wir neu angelegt haben. Beide gehen zu 
über 90% in den Mittelstand, und das sollen sie, 
denn gerade beim Mittelstand dürfen wir nicht da-
durch Zeit vergeuden und Arbeit verschwenden, 
daß wir im einzelnen Anträge überprüfen und Pro-
jekte administrativ verwalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nein, wir müssen die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, daß die Innovationskraft und der Erfindungs-
geist des einzelnen durchschlagen! 

Sie fragen: Wo ist die Neuorientierung? Der Kol-
lege Lenzer hat es gesagt: Sie liegt darin, daß wir 
nicht auf die Weisheit des Staates, der die Projekte  

administriert, setzen. Wir vertrauen auf die Erfin-
dungskraft des einzelnen, auf seinen Mut, seine 
Tatkraft und seinen Unternehmungsgeist. Das ist 
die Voraussetzung! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD — Abg. Stahl [Kem-
pen] [SPD] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 
Sie fragen, wie das ist. Ich kann Ihnen nur sagen: 

Wenn Graf Lambsdorff damals nicht das Personal-
kostenzuschußprogramm durchgesetzt hätte — und 
das war nicht etwas, was Sie mit großer Leiden-
schaft aufgegriffen haben —, wären wir beim Ver-
hältnis 13 : 1 

(Zuruf des Abg. Matthöfer [SPD]) 
zwischen direkter und indirekter Forschungsförde-
rung, das Sie damals hatten, 

(Weitere Zurufe des Abg. Matthöfer 
[SPD]) 

auch heute noch. 

Vizepräsident Frau Renger: Einen Augenblick, 
Herr Kollege, wir führen hier keinen Dialog! Mel-
den Sie sich dann bitte zu einer Zwischenfrage. 

Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Stahl? 

(Matthöfer [SPD]: Da läßt der den da zehn 
Minuten stehen! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Das ist Kritik am Präsidium, Herr 

Kollege!) 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Bitte sehr. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß die sozialliberale Bundesregie-
rung 1978 speziell für den Bereich der mittelständi-
schen Unternehmen ein sehr umfangreiches Pro-
gramm erarbeitet hat, in dem Forschungsaufwen-
dungen gerade für diesen Bereich enthalten sind? 
Und stimmen Sie mir darin zu, daß z. B. die Vermö-
gensteuersenkung zu 85% den großen und größten 
Unternehmen zugute kommt und daß die Abschrei-
bung, die an Ihnen vorbei im Kabinett verabschie-
det wurde — ich meine die Wiedereinführung der 
74er-Regelung —, auch zu fast 70% den Großunter-
nehmen zugute kommt, was, wie wir hier vorhin 
ausgeführt haben, eine Benachteiligung der kleinen 
und mittelständischen Produktionsbetriebe bedeu-
tet? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Kollege Stahl, erstens beant-
worte ich Ihre Frage. Zweitens möchte ich um Ver-
ständnis dafür bitten, daß ich weitere Zwischenfra-
gen jetzt nicht akzeptiere, weil das zu Lasten der 
Fraktion geht. 

Zur Antwort auf Ihre Frage: Herr Kollege Stahl, 
ich habe darüber gesprochen, daß wir mit den Maß-
nahmen der indirekten Forschungsförderung den 
Mittelstand stärken. Ich habe nicht den Anspruch 
erhoben, den ganzen Bereich der Finanzstruktur 
und der Steuerpolitik der Bundesregierung darzule- 
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gen. Aber zu dem Bereich der direkten und indirek-
ten Forschungsförderung in bezug auf den Mittel-
stand kann ich nur sagen: Wenn Sie vom Personal-
kostenzuschußprogramm absehen, dann war bei Ih-
nen das Verhältnis zwischen direkter und indirek-
ter Forschungsförderung 13 : 1. Mehr als 90 % war 
direkte Forschungsförderung. Das ist eine Förde-
rung, die den Großindustrien mit ihren Bürokratien 
zugute kommt, nicht aber den kleinen Unterneh-
mern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben das in dem Gesamtpaket jetzt umge-
baut — damit beziehe ich den Wirtschaftsminister 
und den Finanzminister ein — auf ein Verhältnis 
von 2,2 : 1. Hiermit erreichen wir eine vernünftige 
Struktur. 

(Abg. Stahl [Kempen] [SPD] meldet sich zu 
einer weiteren Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Stahl, ich möchte jetzt weiterspre-
chen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber hier nehmen 
Sie die Personalkostenzuschüsse mit her

-

ein! So einfach ist das!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir wollen doch nicht die Regeln außer 
Kraft setzen. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Nur um die ganzen Zusammen-
hänge klarzumachen: Dazu gehören technologie-
orientierte Unternehmensgründungen, die mittel-
ständisch sind. Dazu gehört die Verdreifachung der 
Ansätze für die Vertragsforschung, die mittelstän-
disch ist. Dazu gehört das, was wir zur Verstärkung 
der Verbundforschung getan haben. Ich bin doch 
kein Ideologe von Projektforschung oder nicht. Ich 
spreche für die Vielfalt der unterschiedlichen In-
strumente, die wir maßgeschneidert so einsetzen 
müssen, daß sie tatsächlich helfen und nicht durch 
bürokratische Hindernisse entmutigen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir haben in dem Zusammenhang genauso über 
die Institutionen zu reden. Es tut mir sehr leid, daß 
die Diskussion über die Großforschungseinrichtun-
gen hier nicht erschöpfend geführt werden kann. 
Wir werden auf Grund des Berichts der Bundesre-
gierung, der in Kürze vorgelegt wird, Gelegenheit 
zu eingehender Diskussion haben. Aber ich möchte 
festhalten, daß ich die Funktion der Großfor-
schungseinrichtungen, Frau Kollegin Hickel, 
ebenso in der Grundlagenforschung sehe. Da müs-
sen sie frei sein. Grundlagenforschung ist über-
haupt nur gut, wenn sie frei ist. Schon dieses tri-
viale Argument wäre hinreichend, wenn es nicht 
von unserem grundsätzlichen Verständnis unserer 
geistigen Kultur überlagert wäre, in deren Rahmen 
Grundlagenforschung ein prägendes Element unse-
rer Gesellschaft ist. 

Dazu gehört aber auch die Hinwendung zur Indu-
strie, dorthin, wo es angewandte Forschung ist. 
Eine angewandte Forschung, die nicht angewendet 
ist, hat ihr Ziel verfehlt. Deshalb hat Kollege Laer-

mann völlig recht: Wir müssen die Lücke schließen 
zwischen dem, was sich als Wissenschaft etabliert 
hat und seine Pflicht tut, und denen, die in der Wirt-
schaft den Rat der Wissenschaft dringend brau-
chen. Deshalb haben wir die Vertragsforschung ver-
stärkt. Deshalb bin ich so erpicht darauf und erfreut 
darüber, daß die Zusammenarbeit mit den Ländern, 
die hier eine komplementäre Rolle spielen, so exzel-
lent klappt. 

Bei einer vernünftigen Zusammenarbeit ist es 
nicht unsere Aufgabe, uns in die Kompetenzen der 
Länder einzumischen. Es ist unsere Aufgabe, mit 
Modellversuchen zu probieren, was geht. Aber dann 
müssen die Länder, die Kammern, die Universitä-
ten — oder wer auch immer der Adressat ist — das 
übernehmen. Und das geschieht. 

Bei den Großforschungseinrichtungen ist es so, 
daß wir Voraussetzungen schaffen können. Die 
Frage aber, wie das hernach vor Ort wirksam wird, 
wie das in dem Technologietransfer läuft, geht auch 
die Länder an. Da gibt es eine große Menge von Lei-
stungen, die die Länder in dem Dialog zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft, zwischen Kammern 
und Universitäten erbringen können: in Technolo-
gieparks etwa mit der Möglichkeit, um Großfor-
schungseinrichtungen herum Neugründungen von 
Unternehmen zu unterstützen. 

Hier scheint es mir außerordentlich wichtig zu 
sein, daß wir bei unterschiedlicher Verantwortung 
zu einer engen und freundschaftlichen Zusammen-
arbeit mit den Ländern kommen, abgetrennt und 
geordnet. Das Wirrwarr der Forschungsförderung 
zwischen Bund und Ländern und Europa muß been-
det werden. Jeder muß innerhalb seiner Kompeten-
zen und Verantwortlichkeiten seine Rolle spielen. 
Wenn ich mir vor Augen halte, was wir in der Bund-
Länder-Kommission besprochen haben, was ich mit 
den Wirtschaftsministern und Wissenschaftsmini-
stern der norddeutschen Länder, die hier institutio-
nell Schwierigkeiten haben, besprochen habe, wenn 
ich mir vor Augen halte, was wir mit den Wirt-
schaftsministern der Länder besprochen haben und 
weiter besprechen werden, dann muß ich sagen, daß 
trotz der Forschungsleidenschaft der Länder, die 
ich begrüße und die sich verstärkt, und trotz der 
regionalen Schwierigkeiten, die einige Länder ha-
ben, ein großer Erfolg dieser Diskussion ist, daß 
übergeordnetes Prinzip die herausragende Qualität 
der Forschung sein muß und nicht nur etwa regio-
nale Kompromisse. Die Qualität unserer institutio-
nellen Forschung wird davon abhängen, ob es uns 
gelingt, auch innerhalb der Länder die regionalen 
Proporze als nachrangig zu behandeln und auch 
dann, wenn es in einzelnen Bereichen schmerzhaft 
ist, Institutionen neu so daransetzen, daß sie die 
bestmögliche Leistung erbringen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben heute neben vielen anderen Punkten — der 
Kollege Stahl hat das angesprochen — noch die 
Frage des Programms ESPRIT zu besprechen. Daß 
dies mit den Finanzschwierigkeiten der gesamten 
EG zusammenhängt und nicht ausgeklammert wer-
den kann, ist offenkundig. Die Linie der Bundesre-
gierung ist die, daß wir — darüber habe ich das 
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ganze vergangene Jahr im Forschungsministerrat 
verhandelt — innerhalb der europäischen Pro-
gramme generell zu Prioritäten kommen müssen. 
Wenn wir die Prioritäten haben, 

(Dr. Steger [SPD]: Wo haben Sie die Priori

-

täten gesetzt? Bei der Kernenergie!) 

dann müssen die Prioritäten auch in nur gering 
wachsenden Haushalten untergebracht werden, 
und das andere muß dann eben wirklich nachrangig 
sein. Zu diesen Prioritäten — ohne jetzt in weitere 
Einzelheiten gehen zu können — gehört mit an 
erster Stelle ESPRIT. Es gibt in unserem Verständ-
nis nur drei solche Prioritäten. Wenn es gelingt, hier 
mit der Kommission ein Einverständnis zu erzielen, 
daß wir diese Prioritäten festhalten, dann ist unab-
hängig davon, ob der Plafond jetzt so oder etwas 
höher angesetzt wird, ein kurzfristiger Start von 
ESPRIT möglich, und den halte ich für wichtig. 
Denn ESPRIT ist die große Chance, in einem neuen 
und schnell wachsenden Markt europäische Einzel-
märkte und Einzeltechniken zu integrieren, Nor-
mengrenzen überhaupt nicht entstehen zu lassen 
und die europäische Wirtschaft in eine Einheit zu-
sammenzufügen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Dann setzen Sie 
doch mal was in Bewegung!) 

Ich möchte, wenn ich zusammenfasse, nicht — so 
wie Sie, Herr Kollege Stahl, mir dezent angeboten 
haben — mit einem Nereiden-Katalog von großarti-
gen administrativen Maßnahmen aufwarten, die die 
Welt verändern. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nein!) 

Für das, was hier geschehen ist, habe ich mich — 
das möchte ich offen sagen — neben dem Finanzmi-
nister vor allem auch beim Parlament, beim For-
schungsausschuß und beim Haushaltsausschuß zu 
bedanken. Wenn wir in den Großforschungseinrich-
tungen, um nur davon zu sprechen, Bürokratien zu-
rückgeführt haben, die Entscheidungen der Chefs 
über das Geld flexibler gestaltet haben, Investi-
tionsmittel teilweise durch Betriebsmittel decken 
lassen, dann ist das nur durch eine vernünftige, 
enge und freundschaftliche Kooperation mit dem 
Parlament in bezug auf unser gemeinsames Ziel 
möglich gewesen. 

(Dr. Steger [SPD]: Sehen Sie, wir sind doch 
gar nicht so!) 

Wenn wir die Mittel, die wir in den Großfor-
schungseinrichtungen gespart haben, weil die Ein-
kommen nicht so hoch steigen, wie vermutet wor-
den war, voll dafür einsetzen können, daß junge 
Nachwuchswissenschaftler im Nachwuchspro-
gramm der Großforschungseinrichtungen in Stellen 
kommen, voll dafür einsetzen können, daß mit ein-
gesparten Personalmitteln neue Stellen für junge 
Wissenschaftler geschaffen werden können, dann 
ist das eine großartige Sache. Das ist aber nur da-
durch möglich geworden, daß der Haushaltsaus-
schuß über seinen Schatten und über frühere Be-
schlüsse gesprungen ist. Deshalb möchte ich mich 
abschließend sehr herzlich für die enge, gute und 
freundschaftliche Zusammenarbeit bedanken. 

Ich hoffe zuversichtlich, daß wir die großen Pro-
bleme, vor denen wir in den nächsten Jahren ste-
hen, dann lösen werden, wenn jeder in seiner Ver-
antwortung das Beste tut, was er kann, der Bund 
und die Länder und Europa untereinander in Re-
spekt vor ihrer jeweiligen Zuständigkeit, aber mit 
vollem Einsatz, wenn also Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft gemeinsam an unserer Zukunft arbei-
ten. Wenn dies so angelegt wird, dann bin ich zuver-
sichtlich, daß wir die großen Probleme, die großen 
Herausforderungen, die großen Chancen dieser De-
kade gemeinsam bestehen werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wenn man einmal aus den Reden der 
Vertreter der Koalitionsfraktionen das obligatori-
sche Lob für den Minister herausstreicht und sie 
einmal daraufhin durchgeht, was dort noch an An-
forderungen an den Minister formuliert ist, so fällt 
mir die Schlagzeile ein, die die „Frankfurter Rund-
schau" vom 9. Dezember 1983 über den ehemaligen 
Arbeitgeber des Ministers geschrieben hat: „Metall-
gesellschaft hat die große Wende noch nicht ge-
schafft". 

Worum geht es denn hier, meine Damen und Her-
ren? Hier führt die eigene Fraktion ihren Minister 
vor. Die Entstehungsgeschichte dieser Großen An-
frage gestaltete sich doch wie folgt: Herr Minister, 
Sie waren in Urlaub; Ihre Fraktion ging in Klausur, 
und hinterher lag diese Anfrage auf dem Tisch. 
Herr Lenzer begründete diese Anfrage in einem 
Handelsblatt-Gespräch. Dazu heißt es im „Handels-
blatt" vom 22. Juni 1983: 

In einem Handelsblatt-Gespräch mahnte Len-
zer die Bundesregierung, die in Oppositionszei-
ten vertretene Politik jetzt auch in die Praxis 
umzusetzen. Lenzer sieht die Gefahr, daß Bun-
desforschungsminister Heinz Riesenhuber 
trotz bester Absichten 

— immerhin — 

(Lenzer [CDU/CSU]: Na, bitte!) 

Schwierigkeiten hat, die eingefahrenen Gleise 
der Forschungs- und Technologiepolitik zu ver-
lassen. 

Damit auch klar wird, in welche Richtung die große 
Wende gehen soll, führt er aus, daß statt der direk-
ten Forschungsförderung „eine erhöhte staatliche 
Produktnachfrage" notwendig sei, und er gibt dem 
Minister auch gleich den Rat, wo denn. Ich zitiere 
wörtlich: 

In diesem Zusammenhang setzte sich Lenzer 
nachdrücklich für eine Liberalisierung der re-
striktiven Waffenexportvorschriften in der 
Bundesrepublik ein. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Hört! Hört!) 
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Der CDU-Politiker befürwortet deshalb nicht 
nur die Lieferung von Leopard-II-Panzern nach 
Saudi-Arabien, 

— ein Kommentar zur Israel-Reise des Bundes-
kanzlers, vermute ich — 

sondern auch Verkäufe des Kampfflugzeuges 
„Alpha-Jet" und von Lenkwaffen an befreun-
dete Staaten außerhalb der NATO. 

(Catenhussen [SPD]: Das ist der Waffenex

-

perte Lenzer! — Maaß [CDU/CSU]: Reden 
Sie zu den Großforschungseinrichtungen?) 

Gleiches gelte auch für Fregatten und 
U-Boote. — 

(Gerstein  [CDU/CSU]: Jetzt kommt der 
Verteidigungspolitiker Steger!) 

Beim Waffenexport bietet sich nach Ansicht 
Lenzers „ein Markt in Milliardenhöhe" an, der 
ohne Änderung der deutschen Vorschriften von 
den Amerikanern und Franzosen belegt werde. 
Ein solchermaßen entstehender Nachfragestoß 
würde die Forschungsabteilungen der Unter-
nehmen automatisch befruchten und Staatsgel-
der leichter entbehrlich machen. 

(Catenhusen [SPD]: Lenzer spielt zuviel 
mit Videospielen!) 

So das „Handelsblatt" vom 22. Juni 1983. 

Meine Damen und Herren, im Grunde spiegelt 
diese Anfrage doch den Streit der dogmatischen 
Marktwirtschafter auf der einen Seite — ich nenne 
nur die Namen Lambsdorff und Breuel — und der 
pragmatischen Technokraten Riesenhuber — Herr 
Lenzer, ich weiß nicht, wo ich Sie einordnen soll — 

(Lenzer [CDU/CSU]: In dieselbe Ecke!) 

und beispielsweise Späth wider. Die Letztgenann-
ten werden kräftig von Herrn Strauß unterstützt, 
der ja heute eine große Kabinettsreform forderte. 
Herr Minister, ich hoffe, daß Sie uns dann noch 
erhalten bleiben. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Es geht um den Koalitionsstreit, ob Industriepolitik 
notwendig ist oder nicht, und es geht darum, daß die 
Ankündigungen des Ministers und das, was er tat-
sächlich hält, in zunehmendem Maße auseinander

-

klaffen. 

Ich will jetzt nicht darüber rechten, ob einer der 
Fragesteller in Ihrer Anfrage sehr redlich ist, wenn 
er in der Anfrage konsequente marktwirtschaftli-
che Politik fordert und sich im Wahlkreis zu Hause 
damit brüstet, daß er 3 Milliarden DM an Subven-
tionen für ARBED-Saarstahl herausgeholt hat. 
Wenn Sie mehr Marktwirtschaft verwirklichen wol-
len, dann sind wir, Herr Minister, teilweise auf Ih-
rer Seite. Fangen wir doch einmal bei der Kern-
energie an, wo Sie jetzt ja wieder den Titel hochfah-
ren. Angeblich wird in Ihrem Hause überlegt, ob 
man die baureifen Unterlagen für den Nachfolge-
brüter nicht auch noch staatlich finanzieren soll. 

Wie war es denn mit der Luft- und Raumfahrt? 
Sie haben doch anfangs gesagt, jetzt sei aber die 
Industrie mehr am Zuge. Sie wollten der Industrie  

größere Teile des Programmes überantworten. Neu-
erdings hört man: Luft- und Raumfahrt ist Grundla-
genforschung und muß vom Staat finanziert wer-
den. — Okay, darüber kann man reden, aber unter 
einer zentralen Voraussetzung, Herr Minister, näm-
lich daß Sie diese Projekte dann dem gleichen Ver-
fahren und dem gleichen Bewertungsprozeß unter-
werfen, wie das bei anderen Großinvestitionen im 
Bereich der Grundlagenforschung auch der Fall ist, 
und Sie sie nicht — sozusagen außerhalb der Tages-
ordnung — irgendwo durch die internationalen Ko-
operationen schieben. 

Zum Thema breite Innovationsförderung hat 
mein Kollege Stahl schon darauf hingewiesen, wie 
das im Haushalt ausgesehen hat. Ich zitiere hier 
einmal aus dem AIF-Report. Für die Kollegen, die 
nicht im Ausschuß sind, muß ich sagen, daß die 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsein-
richtungen nicht gerade ein Verein sozialdemokra-
tischer Stammwähler ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Da redet Herr Ministerialdirektor Borst, der, wie er 
hervorhebt, nicht für den Bundesforschungsmini-
ster, sondern „nur als ein Mitarbeiter des BMFT" 
sprach, und zeichnete in seinem Einleitungsreferat 
„das Bild einer von einem breiten Konsens getrage-
nen, trotz des politischen Wechsels weitgehend kon-
tinuierlichen F- und T-Politik seines Hauses". — 
Den  hat der Zweck Ihrer Großen Anfrage, Herr 
Lenzer, noch nicht erreicht. 

Und jetzt lesen Sie bitte einmal nach, wie die 
Wirtschaft darauf reagiert hat: 

Keine der Fragen und Stellungnahmen der Zu-
hörer ... von Herrn Dr. Borst hatte ein Grund-
satzthema zum Gegenstand. Und das ist kenn-
zeichnend für den augenblicklichen Stand der 
forschungspolitischen Ziel- und Instrumenten-
diskussion. Es hat den Anschein, als wären die 
meisten zufrieden, daß oder wenn es überhaupt 
auf dem erreichten hohen Level weitergeht, 
wenn insbesondere die auf die Leistungssteige-
rung der Wirtschaft zielenden Maßnahmen er-
halten bleiben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Stegers Lesestun-
de!) 

So die Reaktion von mittelständischen Unterneh-
men auf ein Referat aus dem Bundesforschungsmi-
nisterium. 

Im Programm Fertigungstechnik, Herr Minister, 
haben Sie ja schon einmal im Kleinen versucht, ein 
bißchen Industriepolitik zu machen. Dort sagen Sie 
j a ausdrücklich, daß Sie im Bereich der Roboter, 
was ein wichtiger Bestandteil dieses Programms 
ist, Branchenkapazitäten aufbauen wollen. Guckt 
man sich das einmal im Commerzbank-Branchen-
report an, stellt man fest, daß nur ein gutes Dutzend 
Firmen in den Genuß einer spezifischen Branchen-
förderung aus dem Bundesforschungsministerium 
kommt. — Herr Lenzer, gucken Sie mich nicht so 
erstaunt an! Wenn ich damals als Juso in der Inve-
stitionslenkungsdebatte meiner Partei dem Herbert 
Wehner gekommen wäre und gesagt hätte, wir ma-
chen Investitionslenkung so detailliert, daß wir 
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zwölf Firmen erfassen — der hätte mich aus der 
Partei geschmissen. Aber Konservative dürfen of-
fensichtlich Investitionslenkung massivster Natur 
machen, wenn sie das nur mit den entsprechenden 
marktwirtschaftlichen Sprüchen verbrämen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Wir sind ideologisch 
gefestigt!) 

Aber mittlerweile hat der Bundesforschungsmini-
ster Pech gehabt, daß ihm der Bundeswirtschafts-
minister auf die Schliche gekommen ist. Und jetzt 
wird das Programm Informationstechnik Opfer des 
erwähnten Grundsatzstreites zwischen dem Wirt-
schafts- und dem Forschungsministerium. 

Ich zitiere mal, welche Erwartungen der Herr Mi-
nister geweckt hat, als er sein Industrie-Memoran-
dum zur Informationstechnik der Öffentlichkeit 
vorgestellt hat. Da liest man in der „Wirtschaftswo-
che" Nr. 37: 

Nach unverkennbar japanischem Vorbild ver-
sucht Bundesforschungsminister Heinz Rie-
senhuber, deutsche Industriepolitik durch Kon-
sensbildung voranzutreiben ... Die Art, wie 
Riesenhuber da Technologie- und damit Indu-
striepolitik betreibt, erinnert an Miti, das japa-
nische Superwirtschaftsministerium, das in 
Diskussion und Konsensbildung mit der Wirt-
schaft industriepolitische Entwicklungsziele 
und -schwerpunkte setzt. 

Mittlerweile hat sich herumgesprochen, daß aus Ih-
rem großen Wurf recht wenig übriggeblieben ist. 
Ich höre, daß statt der umfassenden Konzeption, 
wie sie in der Regierungserklärung vom 6. Mai an-
gekündigt ist, nur noch ein unverbindlicher Bericht 
übriggeblieben ist. Ich muß Ihnen ganz deutlich sa-
gen, Herr Minister: Es tut mir weh festzustellen, 
wie Sie unter dem Pantoffel des Wirtschaftsmini-
steriums stehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Mir kommen die Tränen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Natürlich, ich weiß, daß auch wir früher diese 
Probleme hatten. Aber, Herr Lenzer, das zeigt nur: 
Auch in der Wende gibt es noch Kontinuität. Und 
weil der Streit nicht so offen ausgetragen wird, er-
gibt sich ein Kompetenzgerangel. 

Herr Haussmann, Sprachrohr des Grafen Lambs-
dorff, fordert in der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung": 

Auch in der Forschungs- und Entwicklungspoli-
tik müsse endlich die „Wende 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Er liest schon wie

-

der! Wo ist die Originalität? Er liest und 
liest und liest!) 

zu mehr Marktwirtschaft" und weniger staatli-
chen Eingriffen eingeleitet werden. 

So am 26. November, also nach Beantwortung der 
Großen Anfrage durch das Kabinett. Und unter dem 
Datum vom 3. Januar fordert er: 

(Gerstein [CDU/CSU]: Haben Sie noch was 
zu lesen? — Maaß [CDU/CSU]: Wie viele 

Zeitungen haben Sie denn noch?) 

Zwischen Förderungsmaßnahmen des For-
schungsministers und des Wirtschaftsministers 
... komme es zu unerwünschten Überschnei-
dungen. Mit neuen Programmen mache das 
Forschungsministerium dem Wirtschaftsmini-
sterium Konkurrenz. 

Das ist sehr wahr. — Und die Schlußfolgerung — so 
Haussmann —: Die marktnahe, nicht an bestimmte 
Projekte gebundene Forschungsförderung, die so-
genannte indirekte Förderung, ist dem Forschungs-
ministerium streitig zu machen. 

Diese marktnahe Forschung, so fordert Hauss-
mann, müsse im Wirtschaftsministerium kon-
zentriert werden. 

Bei Herrn Lenzer — ich darf Sie noch einmal zitie-
ren — liest sich das ganz anders. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Herr Steger kann le

-

sen! — Zuruf von der FDP: Hast du Lese-
stunde? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Nun lassen Sie doch mal, nicht nervös werden!  — 
Herr  Lenzer fordert in einem Interview mit den 
„Technologie-Nachrichten", noch viel stärker die oh-
nehin schon vorhandene Kompetenz für Forschung 
und Entwicklung im Rahmen der Organisation der 
Bundesregierung beim BMFT auszubauen: 

Zum Beispiel könnten die Personalkostenzu-
schüsse für das in Forschung und Entwicklung 
beschäftigte Personal ebenso wie die Innova-
tionsförderung und ähnliche Dinge in einer 
Hand vereinigt werden, und ich würde es sehr 
begrüßen, wenn diese Kompetenzen und damit 
diese Haushaltsmittel auch im BMFT-Haushalt 
eingestellt würden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Herren, machen Sie bitte Ihren Streit unter 
sich aus, aber sorgen Sie dafür, daß die notwendi-
gen Entscheidungen nicht endlos verzögert wer-
den. 

Die Frage mit ESPRIT, Herr Minister, ist ja nur 
ein anderes Beispiel. Sie haben hier soeben bei Ih-
rer Darstellung vergessen, daß es im wesentlichen 
doch die Bundesregierung war, die die Verzögerung 
bei ESPRIT mitzuverantworten hat, weil sie nicht 
kompromißbereit war und weil Sie falsche Prioritä-
ten gesetzt haben, nämlich bei der Sicherheitsfor-
schung in der Kernenergie, die sich nach Ihrer eige-
nen Aussage in Ihrem Erkenntniswert asympto-
tisch der Nullinie nähert, ebenso bei der Fusionsfor-
schung, aber nicht bei dieser zentralen Frage der 
Informationstechnik. 

Zum Memorandum der französischen Regierung 
vom 12. September zur Industrie- und Technologie-
politik haben Sie erst gar nichts gesagt; ich vermu-
te, sicherheitshalber, denn es wäre Ihnen wohl un-
angenehm, sich mit diesen Ausführungen der fran- 
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zösischen Regierung zu befassen, die wir als SPD-
Bundestagsfraktion unterstützen und begrüßen. 
Wir fordern, daß sie jetzt unter der französischen 
Präsidentschaft in die Beratungen einbezogen wer-
den, damit dort endlich etwas geschieht, denn die 
Japaner und Amerikaner warten nicht so lange. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wunderbare 
Märchenstunde!) 

— Nein, nein, Herr Kollege. Der Herr Graf Lambs-
dorff hat schon genug Branchen auf dem Gewissen. 
Das brauchen Sie nicht noch durch die Zukunftsin-
dustrien der Bundesrepublik und Europa zu — — 

(Dr.-Ing. Laermann [FDP]: Herr Steger, 
welche denn? — Gegenruf von der SPD: 

Welche nicht?) 

— Welche nicht! Ich denke an diese, aber wir wol-
len — —

(Zuruf von der CDU/CSU: Keine Antwort!) 

Ich möchte gerne noch, meine Damen und Her-
ren, zu einem Punkt kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie noch 
was zum Vorlesen?) 

Der zweite Punkt ist das zunehmende Auseinander

-

klaffen von Ankündigungen und tatsächlichen Er-
gebnissen. Ich habe mal in mein Archiv geguckt, 
das tut man j a so vor Reden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Archivar! — Da 
haben Sie mal ausgemistet! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich nehme jetzt mal nur Ihre Ankündigungen aus 
der Regierungszeit. Daran sehen Sie, wie beschei-
den ich geworden bin. Danach sollten der Bundes-
forschungsbericht VII im Januar 1984 vorgelegt 
werden. Ich höre, er geht gerade in die Ressortab-
stimmung. Für Ende 1983 wurde das Programm 
Materialforschung und Informationstechnologien 
angekündigt. Das sollte sogar schon Ende Novem-
ber kommen. Im Jahreswirtschaftsbericht sind die 
Personalkostenzulage auf Zuwachs für Forschungs-
personal und ein Ausbau der Gemeinschaftsfor-
schung angekündigt worden. Im BDI-Gespräch vom 
13. Januar dieses Jahres wiederholen Sie diese An-
kündigung noch einmal, ohne daß ich bisher etwas 
gesehen habe. Das Wissenschaftlertransferpro-
gramm, dieses Vier-Millionen-DM-Programm, das 
wir im Haushalt einmütig beschlossen haben, steht 
zwar im Haushalt, aber es gibt immer noch keine 
Richtlinien im Bundesanzeiger. Umgekehrt, das 
Trainee-Programm, also das Programm, Leute aus 
der Industrie in die Großforschungseinrichtungen 
zu bringen, steht auch im Haushalt; aber auch da 
gibt es noch nichts Konkretes. Zu den Änderungen 
der Beschaffungsrichtlinien im Hinblick auf mehr 
innovative Nachfrage bei den öffentlichen Haushal-
ten kann man auch auf mehrere Ankündigungen 
verweisen, ohne daß Sie etwas vorlegen. Die neuen 
Richtlinien der externen Vertragsforschung, Herr 
Minister, fehlen ebenfalls noch im Bundesanzeiger. 
Und wenn ich die Kollegen aus dem Ausschuß 
daran erinnern darf, dann hatte das Ministerium es 
mit der Vorlage der Konzeption zu den Großfor-
schungseinrichtungen so eilig, daß wir meinten, 

noch vor der Sommerpause auf die Bremse treten 
und das Ministerium auffordern zu müssen, diesen 
Bericht nicht vorzulegen, bevor wir nicht die Bera-
tung im Ausschuß abgeschlossen haben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das verwechseln 
Sie jetzt mit dem Flexibilitätsbericht!) 

Aber diese Konzeption liegt auch immer noch nicht 
vor. 

Das einzige, was bis jetzt gemacht worden ist, 
waren die drei Programme, die ohnehin schon in 
den Schubladen der Vorgänger lagen, nämlich die 
technologieorientierte Unternehmensgründung, der 
ganze Bereich des Wissenschaftler-Transfers und 
das Programm Fertigungstechnik. 

(Abg. Dr.-Ing. Laermann [FDP] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Laermann, ich habe leider nur noch zwei 
Minuten; ich bitte um Entschuldigung. 

Dies ist, glaube ich, typisch für die bisherige For-
schungs- und Technologiepolitik. Es werden Ankün-
digungen gemacht, die dann hinterher nicht einge-
löst werden. Teilweise werden sie nicht eingelöst, 
weil es in den Koalitionsparteien den ideologischen 
Grundsatzstreit über Industriepolitik zwischen den 
dogmatischen Marktwirtschaftlern und denen gibt, 
die realistisch sehen, daß wir in dieser internationa-
len Lage Industriepolitik machen müssen. 

Saftige Reden, dürre Ergebnisse — auf diese For-
mel kann man, glaube ich, anderthalb Jahre des 
neuen Bundesforschungsministers bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Saftige Vorle-
sung!) 

Drei Reorganisationen im Hause, die vierte steht 
bevor. Ich muß Sie wirklich kritisieren, Herr Bun-
desminister, daß Sie das, was Sie an Management-
qualitäten in der Industrie hätten gelernt haben sol-
len, nicht auf das Ministerium übertragen. Sie soll-
ten nicht über Eliten reden, sondern lieber erst ein-
mal Ihre Schularbeiten machen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Dürrer Beifall von der Opposition!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Bugl. 

Dr. Bugel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Sehr verehrter 
Herr Kollege Steger, forschungspolitische Debatten 
in diesem Hause haben sich in der Vergangenheit 
immer dadurch ausgezeichnet, daß sie erstens sach-
lich und zweitens von hohem Niveau waren. Ihr 
Beitrag heute hat leider beides vermissen lassen. 

(Dr. Steger [SPD]: Wir haben ja auch über 
Ihre Forschungspolitik geredet, nicht über 

unsere!) 

Dies ist um so bedauerlicher, Herr Steger, weil wir 
doch wissen, daß Sie es auch anders können. — Im 
übrigen scheinen Sie es auch mit der Humanisie- 
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rung der Arbeit für die Beamten des BMFT nicht so 
ernst zu nehmen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Was heißt das 
denn wieder?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 16% der 
Mittel unseres Hauses für Forschung und Technolo-
gie gehen in die außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen, die überwiegend von der öffentli-
chen Hand getragen werden. Zu diesen Forschungs-
einrichtungen gehören auch die 13 in der Arbeitsge-
meinschaft der Großforschungseinrichtungen zu-
sammengeschlossenen Forschungszentren mit 
mehr als 20 000 Mitarbeitern. Diese Einrichtungen 
wurden gegründet, weil ihre Zielsetzungen in den 
Universitäten oder aber in den Forschungsinstitu-
ten der Industrie nicht den Erfordernissen entspre-
chend behandelt werden konnten. 

Keine Frage: die Erfolge, die in diesen For-
schungszentren erzielt worden sind, verdienen Be-
achtung, und die Leistung der dort Bediensteten 
verdient unsere volle Anerkennung, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

egal, ob es sich hier um Arbeiten im Bereich der 
Grundlagenforschung oder aber um Arbeiten im 
Bereich der angewandten Forschung handelt. Den-
noch, so meinen wir, sind die Beiträge der For-
schung, insbesondere wenn man diejenigen zu den 
neuen und neuesten technologischen Entwicklun-
gen betrachtet, nicht immer befriedigend. Einige 
dieser Großforschungseinrichtungen sind ur-
sprünglich einmal für Ziele und Aufgaben konzi-
piert worden, die zumindest heute nicht mehr voll 
den Erfordernissen entsprechen. Eine Anpassung 
an die geänderten Aufgaben ist meist durch Grün-
dung neuer Institute, selten durch Umorientierung 
vorhandener Institute und fast nie durch Auflösung 
nicht mehr wirklich benötigter Einrichtungen er-
folgt. 

Die Probleme unserer Großforschungszentren 
sind in den letzten Jahren ausreichend analysiert 
worden. Lange, allzu lange, Herr Kollege Stahl, ist 
darüber debattiert worden. Notwendige Entschei-
dungen, die Sie zu fällen gehabt hätten, sind ausge-
blieben. Die Wissenschaftler als unmittelbar Betrof-
fene haben uns in mehreren Anhörungen ihre Vor-
schläge unterbreitet, und ich meine, die Bedienste-
ten dieser Forschungszentren haben in der Tat ein 
Anrecht darauf, daß wir jetzt endlich einmal unse-
ren Beitrag leisten und handeln. Die Probleme sind 
nicht so sehr finanzieller Natur, sondern vielmehr 
konzeptioneller, struktureller und organisatori-
scher Art. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
sich sehr lange und sehr ausführlich mit den Pro-
blemen dieser Forschungseinrichtungen und ihren 
Lösungen befaßt. Das Ergebnis liegt Ihnen in der 
Drucksache 10/539 vor. Der Ausschuß bittet den 
Bundestag zu beschließen, die Bundesregierung zu 
ersuchen, die in diesem Bericht aufgeführten Maß-
nahmen durchzuführen und über die Ergebnisse bis 
zum 1. April 1984 zu berichten. 

Zur Verdeutlichung möchte ich darauf hinweisen, 
daß es sich hier nicht um ein Prüfungsersuchen 
handelt. Es geht uns darum, daß in Zusammenar-
beit mit den Großforschungseinrichtungen ein 
Konzept über die längerfristigen großforschungs-
spezifischen Aufgaben der einzelne Einrichtungen 
sowohl in den Bereichen der Grundlagenforschung 
als auch der anwendungsorientierten Forschung 
und der technologischen Entwicklung erarbeitet 
wird. Dabei ist es für uns von großer Wichtigkeit, 
daß die Aufstellung der Forschungsprogramme und 
deren Ausfüllung mit wissenschaftlichen Inhalten 
von den Großforschungseinrichtungen in eigener 
Kompetenz durchgeführt werden. Dies enthebt je-
doch den Staat nicht der Verantwortung, rechtzeitig 
Überlegungen anzustellen, welche großforschungs-
spezifischen Aufgaben von den einzelnen Großfor-
schungseinrichtungen wahrgenommen werden sol-
len, insbesondere wenn ältere Aufgaben in abseh-
barer Zeit auslaufen. 

In diesem Zusammenhang beobachte ich mit gro-
ßer Sorge die Entwicklung der Kernforschungsan-
lage Jülich, nachdem jetzt offensichtlich nach dem 
zweiten Pinkau-Gutachten der Bau der Spallations-
neutronenquelle nicht mehr denselben Stellenwert 
wie im ersten Gutachten einnimmt. Ich bitte Sie, 
Herr Minister, nicht zuletzt auch im Interesse der 
4 500 Beschäftigten in diesen Forschungszentren, 
mit den dort Verantwortlichen zu prüfen und, falls 
notwendig, auch Alternativen auszuarbeiten. 

Von besonderer Wichtigkeit, so meinen wir, ist 
die Zusammenarbeit zwischen Großforschungsein-
richtungen und Hochschulen. Sie wird von beiden 
Seiten als gut bezeichnet. Wir glauben aber, daß 
diese Zusammenarbeit verbessert werden könnte. 
Dabei erscheint eine weitere Intensivierung des Zu-
sammenwirkens im Personalbereich, ein zeitlich 
begrenzter Personalaustausch und wechselseitige 
Mitwirkung in Fachkommissionen wünschenswert. 

Von hohem Stellenwert ist — darauf wurde schon 
vom Kollegen Laermann hingewiesen — die Zu-
sammenarbeit zwischen Wirtschaft und Großfor-
schungszentren. Hier gibt es z. B. in der Energiefor-
schung, aber auch in der Luft- und Raumfahrtfor-
schung bewährte Kooperationsmodelle; die meisten 
dieser Modelle funktionieren. Allerdings darf man 
dabei natürlich auch nicht übersehen, daß hier oft 
Partner mit unterschiedlicher Struktur zusammen-
arbeiten, die auch in wirtschaftlicher und rechtli-
cher Hinsicht von unterschiedlichen Voraussetzun-
gen ausgehen müssen. 

Eine weitere Intensivierung der Kontakte mit der 
Industrie scheint zwingend notwendig zu sein. Da-
bei kann sich die Industrie neue Innovationspoten-
tiale erschließen, während auf der anderen Seite die 
Großforschungseinrichtungen neuartige Aufgaben-
stellungen kennenlernen. 

Ich möchte in Anlehnung an das, was der Herr 
Minister zur Zusammenarbeit mit den Ländern ge-
sagt hat, auf das Beispiel Baden-Württemberg hin-
weisen. Dort ist die konsequente Förderung von 
Forschung und Innovation ein zentrales Element 
zukunftsorientierter Politik. Im Vordergrund der 
Bemühungen der Landesregierung stehen die In- 
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tensivierung des Technologietransfers zwischen 
Hochschulen, Fachhochschulen, wissenschaftlichen 
Institutionen, Wirtschaftsverbänden und Einzelbe-
trieben sowie Maßnahmen zur Innovations- und In-
vestitionsförderung und zur Unterstützung techno-
logieorientierter Existenzgründungen. 

Wir begrüßen die Anstrengungen der Großfor-
schungseinrichtungen zum allgemeinen Technolo-
gietransfer, insbesondere in der mittelständischen 
Wirtschaft. Aber diese Anstrengungen müssen und 
können verstärkt werden. 

Wir würden es auch für wünschenswert halten, 
wenn sich die Wirtschaft an Forschungskapazitäten 
der großen Forschungseinrichtungen beteiligen 
würde, sei es in Form der Finanzbeteiligung, sei es 
in der Form des Austausches von Mitarbeitern. Un-
tersuchungen haben gezeigt, daß der beste Transfer 
— Herr Kollege Laermann hat auch darauf hinge-
wiesen — von Forschungsergebnissen und For-
schungsmethoden in die Praxis durch die Wissen-
schaftler selbst geschieht, die z. B. von einer For-
schungseinrichtung in die Industrie wandern und 
umgekehrt. 

Angesichts bedeutender wirtschaftlicher Erfolge 
in den Vereinigten Staaten und Japan, die zu einem 
erheblichen Teil auf eben diesen raschen Transfer 
von Forschungsergebnissen in die Praxis durch die 
Wissenschaftler selbst zurückzuführen sind, stellt 
sich auch bei uns die Frage, ob die Forschung ange-
sichts des lebenslänglich angestellten staatlichen 
Forschers den künftigen Anforderungen überhaupt 
noch gerecht wird. 1983 hatten 25 % aller Wissen-
sch aftler an unseren Großforschungseinrichtungen 
ein Durchschnittsalter von mehr als 42 Jahren; im 
Jahr 1964 waren es 34 Jahre. Von den insgesamt 
mehr als 20 000 Mitarbeitern — darunter 5 000 Wis-
senschaftler — hatten 5 500 einen Kündigungs-
schutz auf Lebenszeit. 

Wir sind der Auffassung, daß befristete Arbeits-
verträge zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der 
Forschung notwendig sind. Unsere Forschungsein-
richtungen brauchen den ständigen Zufluß junger, 
kreativer Wissenschaftler. Die personelle Mobilität 
zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher 
Verwaltung muß verbessert und der wechselseitige 
Übergang aus der Forschung in die Industrie er-
leichtert werden. Wenn hier nichts getan wird, ent-
wickeln sich die Forschungszentren zu Forschungs-
festungen, die neue Ideen und junge Forscher und 
Wissenschaftler arbeitslos draußen vor der Tür ste-
hen lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, muß das Instrument der Zeitverträge dort, wo 
möglich, noch verbessert werden. Dort, wo das nicht 
möglich ist, muß nach Wegen der Änderung gesucht 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um 
diese von uns als notwendig angesehenen Maßnah-
men realisieren zu können, müssen Verbesserun-
gen in der Mittel- und Personalplanung mit dem 
Ziel der Einschränkung der Forschungsbürokratie 
vorgenommen werden. 

Im einzelnen halten wir für notwendig: erstens 
eine Lockerung der stringenten Trennung von Inve-
stitions- und Betriebsmitteln, zweitens die Bildung 
von Rücklagen und Rückstellungen aus nicht ver-
brauchten Haushaltsmitteln, drittens die Übertrag-
barkeit von Betriebsmitteln in begrenztem Umfang, 
viertens die Ausnahme von der Anrechnungsvor-
schrift bei zweckfreien Spenden, fünftens Abfin-
dungen als Instrumentarium zur Durchführung der 
Stellenreduktion, sechstens Aufhebung bzw. Locke-
rung der für den Einsatz und die Verwendung von 
Drittmitteln bestehenden Regelungen, die das Ein-
werben solcher Mittel erschweren, siebentens die 
Schaffung von Leerstellen, mit denen die Möglich-
keit gegeben würde, den Personalaustausch mit der 
Industrie und den Hochschulen zu fördern sowie 
Mitarbeitern, die sich selbständig machen wollen, 
eine Rückkehrmöglichkeit anzubieten. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie 
bitten, der Beschlußempfehlung, die der For-
schungsausschuß mit den Stimmen von CDU/CSU, 
FDP und SPD verabschiedet hat, zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kohn. 

Kohn (FDP): Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wer die öffentlichen Ange-
legenheiten in Deutschland beobachtet, begegnet 
immer wieder einem Phänomen, nämlich der Nei-
gung, von einem Extrem ins andere zu verfallen. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Das gilt leider auch in der Forschungs- und Techno-
logiepolitik. Einige unserer Landsleute sitzen näm-
lich noch immer auf dem hohen Roß deutscher Ge-
lehrsamkeit und Tüchtigkeit, nach dem Motto: „Wir 
sind die Größten." Andere wiederum gehen in Sack 
und Asche und intonieren das Klagelied vom baldi-
gen Wegbrechen unserer industriellen Basis. 

(Dr. Steger [SPD]: Sie meinen Herrn Gen-
scher?) 

Es geht aber in Wirklichkeit um eine nüchterne 
Bestandsaufnahme, Herr Dr. Steger, um eine Unter-
suchung, wo wir im internationalen Vergleich ste-
hen. Es geht um eine Analyse unserer Schwachstel-
len und um die Möglichkeit ihrer Beseitigung. 

(Catenhusen [SPD]: Dafür suchen Sie ge-
rade einen neuen Generalsekretär!) 

Diesem Zweck dient auch die Große Anfrage der 
Koalitionsfraktion zur Neuausrichtung der For-
schungs- und Technologiepolitik, deren Beantwor-
tung durch die Bundesregierung wir heute diskutie-
ren. 

(Dr. Steger [SPD]: Die haben Sie doch ge-
rüffelt!) 

Dabei ist eines klar: Unser wissenschaftlich-tech-
nisch-industrielles Potential ist nach wie vor be-
achtlich. Trotzdem gibt es Schwierigkeiten. Hans- 
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Dietrich Genscher hat vor kurzem die Herausforde-
rung beschrieben, vor der wir stehen: 

(Dr. Steger [SPD]: Das ist Personenkult! 
Und das in einer liberalen Partei!) 

Unser Land und Westeuropa im Ganzen kön-
nen ihren Wohlstand nur halten und vermeh-
ren, wenn sie den Anschluß an die von den USA 
und Japan ausgehende dritte industrielle Revo-
lution gewinnen. Zwei Spitzentechnologien ste-
hen hier im Zentrum, die Mikroelektronik/ 
Optoelektronik und die Biotechnik. Wer hier 
nicht mithalten kann, gerät in die Gefahr, auf 
die Dauer nirgends mehr mithalten zu kön-
nen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der große 
Vorsitzende! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Das ist die Problematik. 

Wie aber sind wir denn in diese Gefahr eigentlich 
geraten? 

(Unruhe) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, der Redner fängt mit seinen Ausführungen 
gerade erst an. Er kann kaum durchkommen, wenn 
Sie jeden Moment einen Zwischenruf machen. 

(Matthöfer [SPD]: Wenn er solche unver

-

schämten Zitate vorliest, Frau Präsidentin! 
Das ist Geschichtsfälschung!) 

— Aber ich bitte Sie, lieber Herr Matthöfer. Das ist 
doch nicht möglich. Hier hat doch jeder Redner die 
Möglichkeit, darauf einzugehen. Ich finde es nicht 
fair, was Sie da machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unerhört so 

was!) 

Kohn (FDP): Darf ich weitermachen, Herr Matthö-
fer? 

(Matthöfer [SPD]: Wie haben Sie mich be- 
handelt? Wo sind denn die Präsidenten ge- 

wesen, wenn ich gesprochen habe?) 

Vizepräsident Frau Renger: Sie fahren jetzt bitte 
fort. 

Kohn (FDP): Ein Schlüsselbegriff zur Erklärung 
dieser Fehlentwicklung, von der ich eben sprach, ist 
für mich der Begriff der Museumsgesellschaft. Des-
halb habe ich eben auch nach links geschaut. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Der meint, wir ge

-

hörten alle ins Museum!) 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen: 
Ich habe nichts gegen Museen. Sie erfüllen eine 
wichtige Aufgabe, keine Frage. In ihnen werden be-
deutsame Kultur- und Naturdenkmäler aufbewahrt, 
ausgestellt, zur Belehrung und Erbauung der Besu-
cher. Die oft wertvollen und unersetzbaren Expo-
nate werden registriert, katalogisiert, klimatisiert, 
in besonderes Licht getaucht und von meist älteren 
Männern bewacht, von Touristen und Schulklassen 
unter mehr oder weniger kundiger Führung be-

sucht; und montags hat das Museum geschlossen. 
Also nichts gegen Museen. 

Aber alles gegen die Übertragung des Prinzips 
Museum auf unsere Gesellschaft, auf unseren 
Staat, auf unsere Politik überhaupt. 

(Beifall bei der FDP — Stahl [Kempen] 
[SPD]: Sie sind ja ein kleiner Scharfma

-
cher!) 

Diese Fehlentwicklung war leider schon ziemlich 
weit fortgeschritten. Wie in einem Museum betrach-
teten wir die Leistungen der Vorfahren und klopf-
ten einander selbstbestätigend auf die Schulter. 
Aber wehe, wenn einer wagte, ein paar alte Bilder 
abzuhängen und einige neue an ihre Stelle zu set-
zen! 

(Catenhusen [SPD]: Jetzt kommt der fri

-

sche Wirbelwind!) 

Sofort gingen schrille Alarmglocken los, alles 
zuckte zurück, 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

und keiner wollte es gewesen sein. 

Es war die sterile und manchmal muffige Atmo-
sphäre, die in unserer Gesellschaft überhand 
nahm. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Sie sind ja wirklich ein Pro

-

gressiver!) 

Viele waren bloß noch darauf bedacht, ihren sozia-
len Besitzstand oder das, was sie dafür hielten, zu 
wahren. Nur ja keine Veränderung! Nur ja kein 
Wagnis eingehen! Unsere Gesellschaft war erstarrt 
und verkrustet, unbeweglich geworden und außer-
stande, ein Zukunftsbild von sich selbst zu entwer-
fen, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dazu 
kommt ja jetzt eine neue Regierung!) 

einen nationalen Konsens zu bilden, und auch unfä-
hig, jenen Biß zu entwickeln, der notwendig ist, um 
Erfolg zu haben. 

Und obwohl das Museum der bundesdeutschen 
Gesellschaft noch immer zur Spitzengruppe der 
Welt gehörte, gab es allgemeines Wehklagen und 
Jammern, Kleinmut, Verzagtheit, wohin man blick-
te. Absolute Spitzenklasse war dieses Land in Weh-
leidigkeit und Selbstmitleid, in Provinzialität und 
Egozentrik. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Seien Sie 
nicht so maßlos!) 

Die Zipfelmütze auf, die Bettdecke über den Kopf 
gezogen und die wohlige Wärme des eigenen Miefs 
umfingen den bibbernden, angstschlotternden und 
zukunftsverzagten deutschen Michel. Es war nicht 
mehr zum Aushalten. 

Vor diesem Hintergrund mußte eine Wende im 
Denken und Handeln eingeleitet werden. 

(Catenhusen [SPD]: Richtig! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Sie machen uns 

Mut!) 
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Eine müde gewordene, defensive, rückwärts ge-
wandte Gesellschaft, die auf dem Höhepunkt ihres 
materiellen Wohlstands vor den Herausforderun-
gen der Zukunft zurückzuckte, voll Selbstzweifeln 
an ihrer Fähigkeit, diese Herausforderung zu beste-
hen, diese Gesellschaft braucht wieder das Selbst-
vertrauen, eine entscheidende Querschnittsaufgabe 
anzupacken, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Eine kleine FDP 
braucht sie!) 

nämlich die Modernisierung der Wirtschaftsstruk-
tur unseres Landes, um mit marktwirtschaftlichen 
Mitteln einen dynamischen Innovationsprozeß in 
Gang zu setzen. An dieser Aufgabe arbeiten wir. 

(Catenhusen [SPD]: Großartig!) 

Wir brauchen noch mehr als bisher ein politisches 
Klima, das Wandlungsfähigkeit und Erneuerungs-
bereitschaft prämiert und auch Ungewohntem und 
Unkonventionellem eine faire Chance gibt. 

(Catenhusen [SPD]: Dynamo FDP!) 

Im Unterschied allerdings zu manchen auf der 
linken Seite dieses Hauses, die mich auch durch 
Zwischenrufe nicht stören können, 

(Catenhusen [SPD]: Sehr gut!) 

die glauben, der Staat müsse gleichsam über eine 
Blaupause der künftigen Wirtschaftsstruktur verfü-
gen, und die deshalb für Strukturräte und derglei-
chen bürokratische Veranstaltungen streiten, set-
zen wir Liberalen auf die Kräfte des Markts. Ich 
begrüße es ausdrücklich, daß die Bundesregierung 
in ihrer Antwort auf die Große Anfrage ausführt — 
ich zitiere —: 

Alle Förderungsmaßnahmen zielen zunächst 
auf verbesserte Rahmenbedingungen für For-
schung, Entwicklung und Innovation sowie auf 
die Förderung der Eigeninitiative in Wissen-
schaft und Wirtschaft. 

Das ist der richtige Ansatz. 

Auch aus diesem Grund setzen sich die Liberalen 
so nachdrücklich für die indirekte Forschungsför-
derung ein. Mit den Mitteln indirekter Forschungs-
förderung unterstützen wir nämlich gerade die klei-
nen und mittleren Unternehmen, weil wir wissen, 
daß die Dynamik unserer Wirtschaftsordnung we-
sentlich von der Innovationskraft des Mittelstands 
abhängt. 

Besondere Bedeutung in dieser Hinsicht kommt 
dem Technologie- und Wissenstransfer zu, der Un-
terstützung technologieorientierter Unternehmens-
gründungen, der Innovationsberatung, der Förde-
rung der Gemeinschaftsforschung sowie der Ge-
währung von FuE-Personalkostenzuschüssen. Ge-
rade kleine und mittlere Unternehmen müssen am 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt teilhaben. 
Wir müssen sie für den Wettbewerb um die Märkte 
der Zukunft kräftigen. Das ist eine wohlverstan-
dene Mittelstandspolitik, die neue Arbeitsplätze 
schafft und bestehende erhält. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Notwendigkeiten hat inzwischen auch der 
baden-württembergische Ministerpräsident Späth 
erkannt. Man kann allerdings begründeten Zweifel 
hegen, ob sein eher bürokratischer Technologie-
transfer von oben zum Erfolg führt. Jedenfalls ist 
festzustellen, daß Baden-Württemberg seine Spit-
zenreiterposition in der Wachstumsdynamik verlo-
ren hat. Das haben die Industrie- und Handelskam-
mern festgestellt. 

Eine interessantere Perspektive bietet daher die 
Idee des Technologieparks 

(Zuruf von der SPD: Donnerwetter!) 

etwa im Umfeld von Universitäten und Forschungs-
einrichtungen, die z. B. in Heidelberg dazu beitra-
gen kann, ein Zentrum der Biotechnologie entste-
hen zu lassen. Staatliche Forschungs- und Techno-
logieförderung hat sich im Rahmen einer liberalen 
Innovationspolitik zu konzentrieren auf Impulse 
zur Intensivierung von Forschung und Entwicklung 
in der Industrie, auf direkte Förderung in Berei-
chen staatlicher Daseins- und Zukunftsvorsorge so-
wie auf die Grundlagenforschung. Es ist erfreulich, 
diese liberale Philosophie in der Politik der Bundes-
regierung wiederzuerkennen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich darf übrigens die Gelegenheit nutzen, Ihnen, 
Herr Minister Riesenhuber, für die bisherige sachli-
che und konstruktive Zusammenarbeit zu danken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Bevor ich auf die Rolle der Großforschungsein-
richtungen eingehe, die hier auch zur Debatte steht, 
möchte ich noch auf ein wichtiges Problem hinwei-
sen: In den 50er und 60er Jahren wurden vor allem 
an Universitäten, aber auch an außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen aus Bundesmitteln Groß-
geräte finanziert, die im Zuge einer Modernisierung 
mit neuer Zielsetzung in der Forschung eingesetzt 
werden können. Mit relativ geringem finanziellen 
Aufwand könnte ein solches Modernisierungspro-
gramm, für das ich hier plädiere, neue Impulse ge-
ben, Kreativität freisetzen und darüber hinaus die 
Ausbildungssituation für Studenten auf den heuti-
gen Stand bringen und attraktiver gestalten. Sie 
werden verstehen, daß mir als Mitglied der Jungen 
Liberalen gerade die Ausbildungs- und Beschäfti-
gungssituation des qualifizierten wissenschaftli-
chen Nachwuchses ganz besonders am Herzen 
liegt. 

(Beifall bei der FDP — Stahl [Kempen] 
[SPD]: Aber Sie haben schon einen alten 

Bart!) 

Ich will für dieses Modernisierungsprogramm be-
sonders die sogenannten „kleinen Teilchen-Be-
schleuniger" nennen, die in anderen Ländern zu-
nehmend mit Erfolg zur Lösung grundlegender Pro-
bleme in der Materialforschung, im biologisch-me-
dizinischen Bereich und in der Umweltforschung 
eingesetzt werden. 

Die deutschen Großforschungseinrichtungen stel-
len nach Meinung der Liberalen ein volkswirt-
schaftlich wichtiges Forschungspotential dar. Die 
gleichwohl nicht zu leugnenden Probleme wie feh- 
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lende operationalisierbare Erfolgskontrolle, die 
praktisch bereits bewegungslose Personalsituation 
sowie die fortschreitende Bürokratisierung mit den 
Folgen des weiteren Abbaus noch verbliebener not-
wendiger Entscheidungskompetenzen der Verant-
wortlichen lassen sich jedoch nicht lösen mit dem 
Brachialmittel der grün angestrichenen Partei, die 
anläßlich der Haushaltsberatungen die nahezu völ-
lige Streichung beispielsweise der Mittel für das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe beantragt hat 
— ohne Rücksicht auf die dort Beschäftigten und 
ihre Familien, ohne Rücksicht auf die wirtschafts-
und forschungspolitischen Konsequenzen. Soviel 
zum Thema Sachkunde und neue Humanität in die-
sem Parlament. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Statt dessen hat sich der Ausschuß für Forschung 
und Technologie in seiner Beschlußempfehlung auf 
der Grundlage des Prinzips Globalsteuerung für die 
Steigerung der Flexibilität und die Stärkung der 
Eigenverantwortung in der Mittelbewirtschaftung 
und im Personalbereich ausgesprochen sowie auf 
die Notwendigkeit von Qualitäts- und Erfolgskon-
trollen und auf die Zusammenarbeit mit Hoch-
schulen und Wirtschaft hingewiesen. 

Meine Damen und Herren, die Querschnittsauf-
gabe Innovationspolitik für unser Land hat noch 
viele Aspekte wie etwa das Thema Bildung von Ri-
sikokapital, zu dem meine Fraktion Anstöße gege-
ben hat, oder auch der Vorschlag von Wolfgang 
Mischnick, im Rahmen eines neuen Marshall-Plans 
für den Mittelstand mit Privatisierungsgewinnen 
technologieorientierte Unternehmen zu unterstüt-
zen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Deshalb kürzen 
Sie auch die Mittel für kleine Unterneh

-

men!) 

Dazu gehören mehr Wettbewerb im Bildungssy-
stem — mein sehr verehrter Kollege Professor 
Laermann hat das schon erwähnt —, dazu gehören 
mehr personelle Mobilität zwischen Wissenschaft, 
Wirtschaft, Verwaltung, Politik und vieles mehr. 

Lassen Sie mich zum Schluß nur noch sagen, daß 
wir nach meiner festen Überzeugung einen ent-
schlossenen Schritt nach vorn zur Überwindung der 
Museumsgesellschaft tun müssen. Voraussetzung 
dafür ist, daß wir erkennen, daß technischer Fort-
schritt an sich weder gut noch schlecht ist. Gut oder 
schlecht, meine Damen und Herren, ist lediglich der 
Gebrauch, den wir von unseren technischen Fähig-
keiten und unseren wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Müder Beifall bei den 

Koalitionsparteien!) 

Darin liegt ja eben die ethische Herausforderung 
der Zukunftsgestaltung. 

Voraussetzung dafür ist aber auch die Einsicht, 
daß der Mensch, wie es kürzlich formuliert wurde, 
ein Homo performator ist, ein Wesen, das in der 
Fähigkeit und in der Bereitschaft zur Leistung zur 
Entfaltung seiner Persönlichkeit kommen kann. 

Voraussetzung ist auch, daß wir unser Gemeinwe-
sen zu einer Marktgesellschaft fortentwickeln, daß 
wir unsere Gesellschaft, wie Dahrendorf gesagt hat, 
entstaatlichen, daß wir auf Eigeninitiative und 
Selbstverantwortung des selbstbewußten Bürgers 
setzen, 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: 
Weg mit dem Staat!) 

also hinkommen zu einer gelebten Verfassung der 
Freiheit. 

(Catenhusen [SPD ] : Ellbogengesellschaft!) 

Das bleibt der Anspruch und die Aufgabe der Libe-
ralen, nämlich mit kritischer Rationalität zu einer 
rationalen Praxis zu kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Frau Präsident! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Herr Kollege Laer-
mann, Sie haben vorhin ein Zitat von Galileo Galilei 
gebracht — „Sie dreht sich doch" — und haben das 
auf die Forschung bezogen. Ich kann das Zitat von 
Galileo Galilei wohl bestätigen; nur hat er es auf die 
Erde bezogen, während Sie es auf die Forschung 
beziehen. 1982 haben wir in der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion das auch bestätigt, näm-
lich in bezug auf die FDP. Ich kann also, so gesehen, 
nur sagen: Sie haben vollkommen recht gehabt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Laermann? 

Fischer (Homburg) (SPD): Selbstverständlich! 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Fischer, 
würden Sie mir zustimmen, wenn ich feststelle, daß 
das Bezugssystem, in dem man sich selbst befindet, 
dafür maßgebend ist, ob man die Aussage machen 
kann, daß sich etwas bewegt oder nicht bewegt? 

(Catenhusen [SPD]: Das ist der Egozentris

-

mus der FDP!) 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Kollege Laer-
mann, wenn Sie  sich auf die Relativitätstheorie von 
Einstein beziehen, gebe ich Ihnen vollkommen 
recht. Sie sitzen im Zug und sagen, während der 
Zug wegfährt, daß der Bahnhof wegfährt und der 
Zug steht. Okay, in dem Sinne ja.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Es kommt darauf an, auf welches Bezugssystem Sie 
sich beziehen. Da liegt die Relativität. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Es kommt darauf an, 
wie man auf dem Pferd sitzt und wohin 

man reiten will!) 
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Fischer (Homburg) 
— Jawohl, und darauf, von welchem Zug man auf 
den anderen springt. Herr Kollege Lenzer, da kann 
ich Sie voll unterstützen! 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Es kommt auch darauf an, was 

Forschungspolitik ist!) 

— Auch das! Kommen Sie mal zu uns; wir geben 
Ihnen zum Nulltarif ein bißchen Nachhilfeunter-
richt. 

Herr Kollege Kohn, Sie haben von der Analyse 
der Schwachstellen gesprochen und haben auch 
von einem dynamischen Innovationsprozeß gespro-
chen. Ich möchte Ihnen raten: Stellen Sie diese bei-
den Anträge bei Ihnen in der Fraktion; dann hätten 
Sie vielleicht die Chance, daß die FDP nicht zur 
Museumspartei entartet. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Dr.-Ing. Laermann [FDP]) 

— Ja, Karl-Hans, er hat das ja provoziert, und dann 
darf ich wohl ein paar Bemerkungen dazu machen. 

(Weitere Zurufe) 

— Ja, das glaube ich auch. 

Nun zur Sache: Es ist erfreulich, feststellen zu 
können, daß nach intensiver Diskussion innerhalb 
der Gremien des Parlaments und nach zwei Anhö-
rungen und Gesprächen mit Vertretern der Groß-
forschungseinrichtungen eine Beschlußempfehlung 
bezüglich der zukünftigen Entwicklung der Groß-
forschungseinrichtungen vorgelegt worden ist, die 
in breiten Kreisen eine Mehrheit findet, sowohl bei 
der CDU/CSU und der FDP — meine Vorredner 
haben das schon gesagt — als auch bei der SPD. In 
dem einen oder anderen Fall gibt es natürlich noch 
Differenzen. Das ist klar. 

Für Sozialdemokraten ist Forschungspolitik Zu-
kunftsgestaltung. Staatliche Förderung von For-
schung und Entwicklung ist daher ein wichtiger Be-
standteil einer vorsorgenden Politik. Ich nehme das 
auch für Sie in Anspruch; Herr Lenzer, ich glaube, 
wir waren uns darüber im Ausschuß immer einig. 
Ich sage das, weil einer Ihrer Fraktionskollegen 
meinte, darüber ein bißchen lächeln zu müssen. Sei-
nen Namen kenne ich leider nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Selbstverständlich. — Ob das jetzt kompetent 
oder inkompetent war, kann ich von hier aus nicht 
beurteilen. 

Die Forschungspolitik muß vor allem dazu beitra-
gen, die Arbeits- und Lebensbedingungen zu ver-
bessern, die Modernisierung der Volkswirtschaft 
voranzubringen und Umwelt- und Energieprobleme 
zu lösen. Techniker und Wissenschaftler in den For-
schungseinrichtungen haben in der Vergangenheit 
eine hervorragende Arbeit geleistet — im Gegen-
satz zu dem, was draußen manchmal behauptet 
wird —, und diese hervorragende Arbeit leisten sie 
auch heute noch. Mit Sicherheit werden sie diese 
Arbeit auch noch in Zukunft leisten können. 

An dieser Stelle möchte ich all den Mitarbeitern 
in diesen Forschungseinrichtungen meinen herz-

lichsten Dank aussprechen. Ich hoffe, das darf ich 
auch in Ihrem Namen tun, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

ich hoffe, auch im Namen des Herrn Genscher von 
der FDP. 

Die Qualität der deutschen Großforschungsein-
richtungen läßt sich unschwer an der Statistik der 
Austauschwissenschaftler belegen. Daraus geht ein-
deutig hervor, daß wesentlich mehr ausländische 
Wissenschaftler bei uns als Gäste tätig sind als 
Deutsche im Ausland. Wer das nicht glaubt, besorge 
sich einmal die Tabelle, die von der AGF, der Ar-
beitsgemeinschaft für Großforschungseinrichtun-
gen, veröffentlicht worden ist. Ich habe sie von dem 
früheren Vorsitzenden bekommen, von Herrn zu 
Putlitz. Der Faktor betrug etwa 3, d. h. in dieser Grö-
ßenordnung waren mehr Ausländer bei uns als 
Deutsche im Ausland als Gäste tätig. 

Dennoch muß festgehalten werden, daß einige 
Probleme existieren. Sie sind jedoch weniger fi-
nanzieller Art. Vielmehr hängen sie von der Beant-
wortung der Frage ab, welche Rolle die Bereiche 
Konzeption, Struktur und Organisation spielen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kleinert? 

Fischer (Homburg) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Abgeordne-
ter Kleinert. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Kollege Fischer, 
sind Sie bereit, über die Frage nachzudenken, ob 
die von Ihnen genannte Statistik nicht durch an-
dere Gründe als die wissenschaftliche Qualifikation 
der ausbildenden Stellen beeinflußt sein könnte — 
ohne daß ich darauf jetzt näher eingehe —, ob ande-
rerseits nicht die Zahl der in internationalen Pe-
riodika wissenschaftlicher Art veröffentlichten Auf-
sätze eine bessere Quelle für das sein könnte, wo-
mit Sie sich befaßt haben, und sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß diese Statistik für unsere 
Wissenschaft allerdings seit Jahren ungewöhnlich 
betrüblich aussieht? 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Kollege Kleinert, 
ich bin mir natürlich völlig darüber im klaren, daß 
bei der Analyse der Qualifikation unserer For-
schungseinrichtungen allein diese eine Kompo-
nente — Tätigkeit von ausländischen Wissenschaft-
lern hier und umgekehrt — nicht ausschlaggebend 
sein kann. Aber das ist ein Bein der Analyse. 

Ein anderes Bein ist der Punkt, den Sie angespro-
chen haben. Aber auch dieser Punkt ist nicht allein 
ausschlaggebend. Wir wissen ja, mit welchen 
Schwierigkeiten Wissenschaftler rechnen müssen, 
wenn sie in bestimmten Publikationen ihre For-
schungsergebnisse veröffentlichen wollen, welche 
finanziellen Mittel eingesetzt werden müssen, da-
mit diese Berichte überhaupt veröffentlicht werden 
können in solchen Zeitschriften, die internationales 
Ansehen haben. Auch das weiß ich zu schätzen. Das 
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Fischer (Homburg) 

eine widerspricht aber nicht dem anderen, Herr 
Kollege Kleinert. 

(Sehr gut! bei der SPD — Dr. Steger [SPD]: 
Setzen, Kleinert! — Zuruf des Abg. Klei

-

nert [Hannover] [FDP]) 

— Versuchen Sie doch einmal Ihre Berichte dazu zu 
veröffentlichen. Das ist ja Ihre Sache. 

Aufgabenstellung, Struktur und Leistungsfähig-
keit vor allem der Großforschungseinrichtungen 
müssen daher ständig überprüft werden, insbeson-
dere daraufhin, ob ihre Aufgaben und ihr Potential 
mit den forschungspolitischen Zielen in Einklang 
stehen. 

Bei allen Unterschieden der einzelnen Großfor-
schungseinrichtungen gibt es natürlich eine ge-
meinsame Aufgabe. Jede Großforschungseinrich-
tung muß ihren Standort in der forschungspoliti-
schen Landschaft der Bundesrepublik, im Span-
nungsfeld zwischen Universitätsforschung und In-
dustrieforschung stets überprüfen und, falls nötig, 
neu definieren. Keiner von uns kann heute exakt 
voraussagen, auf welche technologiepolitische Ent-
wicklung wir in der Zukunft setzen können oder 
sollen. Es scheint aber sicher zu sein, daß For-
schungsarbeiten zur Schonung der Ressourcen und 
zur Erhaltung der natürlichen Umwelt eine zentrale 
Bedeutung für die Zukunft haben werden. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf —
Herr Riesenhuber hat versprochen, daß das in 
Bälde geschehen wird —, in Zusammenarbeit mit 
den Großforschungseinrichtungen ein Konzept 
über die längerfristigen spezifischen Aufgaben der 
einzelnen Großforschungseinrichtungen in den Be-
reichen Grundlagenforschung, anwendungsorien-
tierte Forschung und technologische Entwicklung 
zu erarbeiten und mit der Finanzplanung und der 
Stellenplanung abzustimmen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Hierbei möchte ich betonen — ich glaube, hier-
über gibt es mit den Kollegen von der CDU/CSU 
und der FDP überhaupt keinen Dissens —, daß 
nach wie vor die Globalsteuerung vor die Detail-
steuerung zu stellen ist. 

Bei der Entscheidung über die Einführung von 
Großgeräten muß unserer Ansicht nach, wie auch 
im Pinkau-Gutachten nachzulesen ist, eine interna-
tionale Kooperation vor der Baugenehmigung ange-
strebt werden. Dies sage ich aus einem aktuellen 
Anlaß: siehe die Diskussion SNO — Spallations-
Neutronen-Quelle — die durch einen Interessenten 
in die Öffentlichkeit gebracht wurde, im Gegensatz 
zu dem, was im Pinkau-Gutachten steht. Diese Per-
son beruft sich noch auf das Pinkau-Gutachten. 

(Dr. Steger [SPD]: Und das BMFT!) 

— Der Forschungsminister ist durch diese Person 
in der Öffentlichkeit mit hereingezogen worden. 
Das kommt noch hinzu. 

(Dr. Steger [SPD]: Unglaublich!) 

Die 1972 eingeführten Ergebnisbewertungsver-
fahren unterstützen den kontinuierlichen Aufga-
benwechsel und die Anpassung an die neuen wis-

senschaftlichen und technologischen Fragen. Sach-
verständige in den Aufsichtsgremien und in den 
wissenschaftlichen Beiräten wirken dabei mit. Ich 
hoffe, daß dies auch in Zukunft so bleibt und daß 
das, was bei der Gesellschaft für biologische For-
schung im Augenblick geschieht, wo Mitwirkungs-
rechte beschnitten werden, nicht eine Initialzün-
dung für andere Großforschungseinrichtungen sein 
soll. Das hoffe ich sehr. Wir werden darauf achten, 
daß dies nicht passiert. 

Ferner sollte eine externe Qualitäts- und Erfolgs-
kontrolle den Gegebenheiten der jeweiligen Groß-
forschungseinrichtungen und deren Aufgabenberei-
chen entsprechend durchgeführt werden. 

In Zusammenarbeit mit den Großforschungsein-
richtungen ist eine forschungspolitische Strategie 
zur Beschleunigung des Technologietransfers aus 
den Großforschungseinrichtungen in die Wirtschaft 
zu erarbeiten. Da gibt es einige vernünftige Model-
le. Ich nenne in diesem Zusammenhang Berlin, 
auch wenn der Wirtschaftssenator Pieroth heißt. 
Ich nenne in diesem Zusammenhang aber mit Si-
cherheit nicht Baden-Württemberg und Lothar 
Späth. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Warum?) 

Mit Abschreibungsgesellschaften haben wir hier 
überhaupt nichts zu tun. Wir wollen mit diesen Pro-
grammen kleine und mittlere Unternehmen unter-
stützen und nicht Großkonzerne. 

Eine lang angelegte Forschung sollte schon zu 
Beginn den Adressaten des Produkts im Auge ha-
ben, es sollten dann auch möglichst schnell Gesprä-
che geführt werden, damit die Umsetzung in die 
industrielle Praxis vor allem bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen schnell vollzogen werden kann. 
Die Anbindung an die Industrie kann allerdings 
nicht bedeuten, daß die Forschungszentren einen 
verlängerten Arm der Industrie darstellen. 

(Dr. Steger [SPD]: Sehr wahr!) 

Über die Entwicklung des gesamten Personals der 
Großforschungseinrichtungen ist unter Einbezie-
hung des 7,5 %igen Stelleneinsparungsprogramms 
— diese Einsparungen sollen innerhalb von fünf 
Jahren erfolgen — für die einzelnen Großfor-
schungseinrichtungen zu berichten. Zu prüfen ist 
hierbei, wie die personelle Mobilität zwischen Wirt-
schaft, Wissenschaft und Verwaltung verbessert 
werden kann. Daß die Personalstruktur den jeweili-
gen Erfordernissen der einzelnen Großforschungs-
einrichtung optimal und funktionsgerecht angepaßt 
wird, ist, glaube ich, für uns alle eine Selbstver-
ständlichkeit. 

Ich sage hier in aller Deutlichkeit: Sozialdemo-
kraten werden mit Argusaugen darauf achten, daß 
die Mitbestimmungsrechte nicht beschnitten wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 
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Fischer (Homburg) 
Ein Beispiel habe ich eben schon mit der GBF gege-
ben, erinnern Sie sich an das, was dort alles pas-
siert. 

(Catenhusen [SPD]: Das kann man wohl 
sagen!) 

Eine zukunftsgerichtete Aufgabe für uns alle ist 
es, daß der wissenschaftliche Nachwuchs in den 
Großforschungseinrichtungen und in anderen For-
schungseinrichtungen verstärkt weiterhin geför-
dert wird. 

Ein nächster Punkt — er ist vorhin, glaube ich, 
schon einmal angesprochen worden, aber nicht so 
deutlich herausgehoben worden — ist für uns we-
sentlich, und zwar der, daß Wissenschaftler in Lei-
tungsfunktion mit Zeitverträgen anzustellen und 
entsprechend zu dotieren sind, um qualifizierten 
Mitarbeitern und Wissenschaftlern auch die Mög-
lichkeit des Aufstiegs zu geben. Denn heute ist es 
so, daß Lebenszeitforscher diese Möglichkeit ver-
bauen. Das ist eine große Klage unter den qualifi-
zierten Wissenschaftlern. Dies haben wir in den bei-
den Anhörungen — wer dort war, wird das bestäti-
gen können — laufend so erleben müssen. Wenn 
man Gespräche mit den Betroffenen unter vier Au-
gen führt, sind die Aussagen noch gravierender. 

Zur Steigerung der Flexibilität und Stärkung der 
Eigeninitiative der Forschungseinrichtungen schla-
gen wir deshalb folgendes vor: Lockerung der strin-
genten Scheidung von Investitions- und Betriebs-
mitteln, Bildung von Rücklagen und Rückstellun-
gen aus nicht verbrauchten Haushaltsmitteln. Das 
müßte im übrigen auch an Schulen so passieren, 
denn dort haben wir nämlich dasselbe Problem. 
Nächster Punkt: Übertragbarkeit von Betriebsmit-
teln in begrenztem Umfang, Ausnahmen von der 
Anrechnungsvorschrift bei zweckfremden Spenden, 
Abfindung als Instrumentarium zur Durchführung 
der Stellenreduktion, Aufhebung bzw. Lockerung 
der für den Einsatz und die Verwendung von aus 
Drittmitteln finanziertem Personal geltenden Re-
geln. 

Ich kann an dieser Stelle sagen, daß der Bil-
dungsausschuß gestern beschlossen hat, daß am 
8. Februar dieses Jahres eine Anhörung über Dritt-
mittelforschung durchgeführt wird. Die Ergebnisse 
dieser Anhörung werden wir mit Sicherheit noch in 
unseren Beschlußantrag einarbeiten können. Ich 
möchte also jeden, der Zeit und Interesse hat, daran 
erinnern, daß er sich am 8. Februar daran beteiligen 
kann. 

Nächster Punkt: Schaffung von Leerstellen — 
Nicht mit h, sondern mit zwei ee —, mit denen die 
Möglichkeit gegeben wird, den Personalaustausch 
zwischen der Industrie und den Hochschulen zu för-
dern sowie Mitarbeitern, die sich selbständig ma-
chen wollen, eine Rückkehrmöglichkeit zu geben. 
Das ist ein Sicherheitspuffer, der vorhin schon von 
Herrn Minister Riesenhuber angesprochen worden 
ist. 

Des weiteren erachten wir die Beseitigung von 
steuerlichen Hemmnissen für die Stiftung für not-
wendig, was Herr Kollege Laermann vorhin im ein-
zelnen ausgeführt hat. Aus forschungspolitischen 

Erwägungen sollte § 6 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 
keine Anwendung für die gemeinsam von Bund und 
Ländern geförderten Forschungseinrichtungen fin-
den. Den Forschungseinrichtungen sollte gestattet 
werden, bei Vorliegen der tarifrechtlichen Voraus-
setzungen 20 % des Gesamtstellensolls für einen fi-
nanzneutralen Austausch zwischen den einzelnen 
Vergütungsgruppen zu verwenden. Ein zeitlich be-
fristetes Programm sollte verabschiedet werden, 
das zur besseren Nutzung der Großforschungsein-
richtungen für Wirtschaft und Gesellschaft finan-
zielle Anreize für einen verstärkten Personalaus-
tausch zwischen Großforschungseinrichtungen und 
industriellen Partnern vorsieht. Die Veränderungen 
in der Personalstruktur sollten weitgehend in Ei-
genverantwortung der jeweiligen Einrichtungen in 
Verbindung mit dem Betriebsverfassungsgesetz er-
folgen. 

Ich möchte für meine Fraktion — dies ist im übri-
gen auch die Meinung des gesamten Ausschusses 
für Forschung und Technologie — hier eindeutig 
erklären, daß es sich bei diesen Empfehlungen 
nicht um einen unverbindlichen Prüfauftrag han-
delt, sondern um einen Maßnahmenkatalog, von 
dem der Bundestag erwartet, daß ihn die Regierung 
so schnell wie möglich in die Tat umsetzt und tur-
nusmäßig das Parlament über die gemachten Er-
fahrungen informiert, um dann eventuelle Konse-
quenzen hieraus zu ziehen. Ich sage bewußt — ich 
möchte das auch an dieser Stelle sagen —, daß sich 
Beamte im Finanzministerium dies einmal hinter 
die Ohren schreiben lassen sollten und auch der 
Finanzminister sich dies hinter die Ohren schrei-
ben lassen sollte, wenn er vielleicht meint: Das ist 
ein Prüfauftrag, den wischen wir wieder vom Tisch, 
dann läuft die Sache wie üblich. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Herr Bugl, der Termin 1. April ist wahrscheinlich 
nicht mehr einhaltbar. Wir gingen im Oktober 1983 
vom 1. April 1984 aus. Wir müssen diesen Termin 
ein bißchen verschieben, wahrscheinlich bis Mitte 
dieses Jahres. Aber das ist kein Problem. Das wer-
den wir im Ausschuß klären. 

Die SPD-Fraktion schlägt vor, die Bundesregie-
rung zu ersuchen, die vertraglichen Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß in die Aufsichtsgremien 
der Großforschungseinrichtungen anstatt der bis-
her vom Bund entsandten Mitglieder je zwei vom 
Deutschen Bundestag benannte Mitglieder ent-
sandt werden können. Wir wissen, daß diese ehren-
amtliche Tätigkeit arbeitsintensiv ist, erwarten 
aber durch die Mitgliedschaft von Bundestagsabge-
ordneten eine größere Transparenz von Meinungs-
bildung und Entscheidungsfindung in den Auf-
sichtsräten der Großforschungseinrichtungen ge-
genüber dem Parlament. Dies sage ich auch aus bit-
terer Erfahrung, die wir alle schon gemacht haben. 

Mit der Entsendung von Abgeordneten in die 
Aufsichtsgremien der Großforschungeinrichtungen 
soll auch eine Vertiefung der Zusammenarbeit von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik angestrebt 
werden. Dies war ein Minderheitenvotum im Aus-
schuß. Die Sozialdemokraten waren bei der Abstim-
mung allein. CDU/CSU und FDP waren dagegen. 
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Fischer (Homburg) 
Die GRÜNEN wollten dies zwar auch, aber mit ei-
ner anderen Motivation. Ich hoffe, daß wir in der 
nächsten Ausschußsitzung unsere Kollegen im Aus-
schuß 

(Zuruf von der CDU/CSU: Versucht mal 
schön!) 

von dem guten und sinnvollen Gehalt dieses An-
trags, den wir eingebracht haben, überzeugen kön-
nen. 

Was die Grundlagenforschung betrifft, so kann 
ich hier feststellen, daß die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion einmütig der Auffassung ist, 
daß die Grundlagenforschung die Voraussetzung 
für die geistigen, wissenschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen schafft und ihre Förde-
rung die Leistungsfähigkeit von Wissenschaft und 
längerfristig auch der Wirtschaft sichert. Deshalb 
sind angemessene Rahmenbedingungen und Be-
reitstellung ausreichender Mittel erforderlich, um 
Vielfalt, Kreativität und Leistungsfähigkeit in der 
Forschung auf die Dauer besser zu gewährleisten. 

Ich möchte an dieser Stelle nicht versäumen, auf 
eine Forderung einzugehen, die in manchen christ-
demokratischen und liberalen Köpfen spukt, näm-
lich die Forderung nach Errichtung von Eliteuni-
versitäten. Durch die Auslassungen von Herrn Bun-
deskanzler Kohl auf der Jahreshauptversammlung 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft in Göttin-
gen, durch die Rede- und Interviewbeiträge von 
Herrn Genscher und nun auch durch die Interviews 
des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bil-
dungsministerium, Herrn Anton Pfeifer, ist die 
Chancengleichheit im Bildungswesen — mit all den 
verheerenden gesellschaftspolitischen Folgen —
untergraben worden. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte 
zum Schluß zu kommen. Ihre Redezeit ist schon 
überschritten. 

Fischer (Homburg) (SPD): Ich hätte mich noch 
gerne ein bißchen auf dieses Elitekonzept eingelas-
sen. 

Ich sage zum Schluß, Herr Kohl: Das Elitekon-
zept ist ideologisch ein Konzept der gesellschaftspo-
litischen Wende. Herr Minister Riesenhuber, Sie 
wissen doch auch, daß es keine direkte Proportiona-
lität zwischen den finanziellen Möglichkeiten der 
Eltern und dem Intelligenzquotienten der Kinder 
gibt. Ich habe auch Verständnis dafür, daß Sie statt 
Huber lieber Riesenhuber heißen. Aber helfen Sie 
bitte mit, daß dieser Elititis endlich eine Ende ge-
setzt wird. 

Recht schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Hätten Sie lieber früher auf- 

gehört!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Maaß. 

Maaß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hatte mich heute 
nachmittag sehr darauf gefreut, eine interessante  

dreistündige Debatte miterleben und mitgestalten 
zu können. Leider muß ich sagen, daß diese Erwar-
tungen nicht erfüllt worden sind, zumindest teil-
weise nicht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Deshalb sind wir 
auch so gespannt!) 

Ich hatte teilweise den Eindruck, daß ich mich in 
diesem Hause auf einer Veranstaltung wie bei ei-
nem bunten Nachmittag befunden habe. 

Ich möchte mich wieder auf die Thematik kon-
zentrieren, die heute nachmittag teilweise verloren-
gegangen ist. Ich möchte an dieser Stelle ein Dan-
keschön an Heinz Riesenhuber, den Forschungsmi-
nister, aussprechen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Steger? 

Maaß (CDU/CSU): Herr Präsident, es tut mir leid. 
Ich habe nur eine begrenzte Redezeit. 

(Dr. Steger [SPD]: Ich wollte nur wissen, 
warum Sie keinen Entschließungsantrag 
eingebracht haben! Sie haben sich wohl 
nicht einigen können! Das ist der Punkt! 
Bringen Sie doch einmal einen Entschlie- 
ßungsantrag ein, in dem Sie Ihre Konzep- 

tion darlegen!) 

— Herr Steger, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
sich ein klein wenig leiser verhalten würden. Ich 
habe bei Ihnen auch nicht immer dazwischenge-
schrien. 

(Zuruf des Abg. Matthöfer [SPD]) 

— Herr Kollege Matthöfer, wir befinden uns nicht 
auf einem ibizänkischen Fischmarkt, sondern hier 
im Hohen Hause, und ich erwarte, daß wir hier ver-
nünftig diskutieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lieber Kollege Dr. Riesenhuber, ich fand es recht 
vernünftig und sehr, sehr sinnvoll, daß Sie betont 
haben, daß Forschungspolitik möglichst keine gro-
ßen Wellenbewegungen haben darf. Wir sehen hier 
eine deutliche Kontinuität, denn Forschungspolitik 
sollte sich nicht an einem Vierjahresrhythmus des 
Parlaments ausrichten, sondern sollte längere Zeit-
räume umfassen. Es ist heute schon absolut sicht-
bar, daß wir in dem ersten Jahr deutliche Akzente 
gesetzt haben. Diese deutlichen Akzente werden 
uns von vielen Kreisen der Forschung und der Wirt-
schaft honoriert. Ihnen möchte ich deshalb ein Dan-
keschön sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt lassen Sie mich zum Thema ,,Großfor-
schungseinrichtungen" kommen. Wir ruhen uns 
nicht auf dem aus, was wir schon erreicht haben, 
sondern wir sind dabei, weiter gestaltend zu arbei-
ten. Wir werden in diesem Zusammenhang auch 
weiterhin kritische Fragen stellen. Wir werden hier 
— das werden Sie gleich sehen — auch zu dieser 
Thematik noch weitere kritische Probleme anrei-
ßen. 
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Lassen Sie mich einige Vorbemerkungen ma-

chen. Die Bundesrepublik Deutschland wendete 
1981 2,66 % ihres Bruttosozialprodukts für For-
schung und Technologie auf und lag mit diesem 
Anteil weltweit an der ersten Stelle, gefolgt von den 
USA mit 2,53 % und Japan mit 2,44 %. Gleichzeitig 
stellen wir jedoch fest, daß wir in den Spitzentech-
nologien unseren Weltmarktanteil immer weiter 
verkleinern. Hier stimmt irgend etwas nicht, und 
das sollte uns stutzig machen. Es sollte zu weiterem 
politischen Handeln aufrufen, wenn ein Mißverhält-
nis zwischen Forschungsaufwendungen einerseits 
und der wirtschaftlichen Leistungskraft anderer-
seits auftritt. 

Welchen Beitrag leisten in diesem Zusammen-
hang eigentlich unsere Großforschungseinrichtun-
gen, um zeit- und bedarfsgerechten Transfer von 
Forschungsergebnissen in die industrielle Nutzung 
zu schaffen? Viele Gründe werden in diesem Zu-
sammenhang angeführt: daß die deutsche Innova-
tionskraft, vor allem aber auch das Innovations-
tempo weltweit ins Hintertreffen geraten sind. Ei-
ner der wichtigsten Gründe scheint doch wohl darin 
zu liegen, daß unsere Technologiepolitik und die 
Weltmarktstrategie vieler Unternehmen die Ent-
wicklungsrichtung und das Entwicklungstempo der 
wichtigsten Konkurrenzländer falsch eingeschätzt 
oder zumindest unterschätzt haben. 

Deutlich wird dies bei einem Vergleich der Tech-
nologiepotentiale der USA, Westeuropas und Ja-
pans, wie er vor einigen Wochen in einem japani-
schen Wirtschaftsverlag veröffentlicht worden ist. 
Demnach rangiert Westeuropa bei insgesamt 42 an-
geführten Spitzentechnologien nur in zwei Fällen, 
nämlich bei Software und den digitalen Vermitt-
lungsanlagen, in der Kategorie „hohes Niveau", in 
acht Fällen in der Kategorie „mittleres Niveau", 
während sich die Japaner selber in 13 Fällen ein 
„hohes Niveau" und in 19 Fällen ein „mittleres Ni-
veau" attestieren. 

(Zuruf von der SPD: Selber!) 

— Dies wird nicht nur von japanischen Experten, 
sondern auch von breiten Kreisen deutscher und 
westeuropäischer Experten bestätigt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Steger [SPD]) 

Herr Steger, Sie wissen ganz genau, daß wir hier 
einmal in etwas größeren Zusammenhängen reden 
und denken müssen. Was Sie hier immer machen, 
ist doch kurzfristige Tagespolitik. 

Meine Damen und Herren, dies ist der Ansatz-
punkt, auf den ich mein Augenmerk richten möch-
te: Wie kommen wir zu einer Verbesserung des 
Technologietransfers? In der Beschlußempfehlung 
haben wir schon Vorschläge gemacht; hier sind 
Rahmenbedingungen gesetzt worden. Ich bin abso-
lut sicher, daß sie sehr nutzbringend sind, aber ich 
stelle mir die Frage: Wie können wir noch Besseres 
erreichen? Wie können wir in erster Linie bei den 
Großforschungseinrichtungen eine Verbesserung 
des Technologietransfers erreichen? Hierzu möchte 
ich Ihnen sagen: Wir müssen aus einem Stadium 
des Nacheinander von Wissenschaft und Wirtschaft 
in eine Phase des Miteinander gelangen. Die Priori-

täten und Aufgabenstellungen der Großforschungs-
einrichtungen sind mit dem F- und E-Bedarf der 
Wirtschaft abzustimmen und mit diesen in Ein-
klang zu bringen. Es muß eine ständige selbstkriti-
sche Überprüfung stattfinden, ob längerfristige Vor-
haben zu neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
führen und ihre Anwendung und Umsetzung mög-
lich sind. Ich habe häufig den Eindruck, daß das in 
der Bundesrepublik nicht funktioniert, daß eine 
Kluft zwischen dem wissenschaftlichen und dem 
wirtschaftlichen Bereich besteht. 

Ich weise noch einmal — ich habe es schon mehr-
fach hier in diesen Debatten getan — auf das japa-
nische Verbindungsbüro in Düsseldorf hin. Hier ist 
ein ganzer Stab junger Leute mit wissenschaftli-
chem Studium installiert. Diese jungen Wissen-
schaftler sind der deutschen Sprache hundertpro-
zentig mächtig. Sie analysieren alles, was im wis-
senschaftlichen Bereich und im Marktbereich hier 
passiert, und melden das sofort in ihr eigenes Land. 
Dort wird diese Erkenntnis aus dem wissenschaftli-
chen Bereich innerhalb kürzester Zeit in marktreife 
Produkte umgesetzt. Uns bleibt die befriedigende 
Feststellung, daß deutsche Erfahrung im wissen-
schaftlichen Bereich sofort in marktreife Produkte 
in Japan umgesetzt wird. Warum gelingt uns das 
nicht? Hier liegt ein Ziel, das es zu erreichen gilt. 

Zum nächsten Punkt: Informationstransfer. Wir 
sollten nicht ständig über die „japanische Heraus-
forderung" reden und dabei in der eigenen Tragik 
ersaufen, sondern wir sollten uns auf unsere Stär-
ken besinnen und dieser Herausforderung offensiv 
begegnen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir brauchen dazu natürlich neue Ideen und freiere 
Formen der Zusammenarbeit. Wir müssen uns dar-
auf einstellen, Informationen darüber zu sammeln, 
was in Japan, in den USA und in anderen Ländern 
eigentlich passiert bzw. was dort entwickelt wird. 
Fehleinschätzungen künftiger Entwicklungen sind 
in der Regel Ergebnis eines Informationsdefizits. 
Darum muß die zeit- und bedarfsgerechte Verfüg-
barkeit von Informationen über Strukturen und 
Vorgehensweisen unserer Wettbewerber auf dem 
Gebiet der Spitzentechnologien als eine wichtige 
Voraussetzung zur Wiederherstellung und Behaup-
tung unserer internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
gelten. 

In bezug auf die USA mehren sich zwar die An-
zeichen, daß auf Grund eines immer weiter gefaß-
ten Sicherheitsbegriffs der Zugriff zu neuesten For-
schungsergebnissen auch für unsere Wissenschaft-
ler erschwert wird. Grundsätzlich können wir aber 
feststellen, daß wir diesen Zugriff zu wissenschaftli-
cher Fachliteratur ohne weiteres haben. 

(Dr. Steger [SPD]: Noch!) 

Völlig anders liegen die Dinge im Falle Japans. 
Die japanische Sprache bildet eines der wirksam-
sten nichttarifären Handelshemmnisse. Japanbezo-
gene Technologieinformationen in europäischen 
Sprachen werden fast ausschließlich von der japa-
nischen Seite ausgewählt und aufbereitet. Damit 
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besteht eine fast hundertprozentige Abhängigkeit 
von der japanischen Informationsselektion. 

Alle Versuche, die wir bislang unternommen ha-
ben, sind — ich möchte es einmal salopp sagen — 
fast  als weiße Salbe anzusehen. Wenn wir in der 
deutschen Botschaft ein Wissenschaftsreferat ein-
richten, wenn die Gesellschaft für Informatik, Infor-
mation und Dokumentation eine Zweigniederlas-
sung in Tokio unterhält, wenn sich Handelskam-
mern und Firmenvertreter in Japan tummeln, dann 
ist das alles zwar nützlich und auch sinnvoll, aber 
es bewältigt das Problem nicht, denn viele dieser 
Leute sind der Landessprache nicht mächtig. Sie 
sind durch das Lesen, Selektieren und Auswerten 
der ständig anfallenden Fachliteratur in japani-
scher Sprache überfordert. Dazu kommt die räumli-
che Entfernung zur Bundesrepublik. 

Parallel dazu sollen im Bereich der GMD jetzt 
weitere Einzelkämpfer in Japan installiert werden. 
Meine Damen und Herren, das Problem der Sprach-
barrieren lösen wir auf diesem Wege nicht. Wir ha-
ben aber eine vernünftige und sinnvolle Einrich-
tung direkt vor der Haustür, hier in Bonn. Ich 
denke an das Ostasien-Institut. Hier sind hochquali-
fizierte junge Leute, Japaner, Chinesen, Koreaner, 
die der deutschen Sprache mächtig sind, die weil sie 
ein wissenschaftliches Studium haben, in der Lage 
sind, alles das zu analysieren, aufzubereiten, zu se-
lektieren und für uns vorzubereiten. Warum nutzen 
wir dieses Potential nicht! Wenn wir sehen, daß nur 
30% der japanischen Fachlitertur ins Englische 
übersetzt werden, können wir uns vorstellen, was 
da an Informationen an uns vorbeirauscht. Diese 
30 % werden teilweise mit einer Zeitverzögerung 
von einem halben Jahr, bis zu zwei Jahren bei uns 
veröffentlicht. Hier liegt die Problematik, hier müs-
sen wir ansetzen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Stichwort „Kooperation" einige Anmerkungen ma-
chen. Wir müssen Anreize schaffen, daß Wissen-
schaftler wieder in die Wirtschaft gehen und auch 
der umgekehrte Weg beschritten wird. Es muß ein 
gegenseitiges Miteinander, ein gegenseitiges Sich-
im-Intellekt Befruchten geben. Das passiert zuwe-
nig. Wir brauchen hier auch organisatorische Vor-
aussetzungen, neue Kooperationsformen. Das Bei-
spiel der FU Berlin, der Firma Schering ist genannt 
worden. Technologieparks sind genannt worden. Al-
les das steckt in den Kinderschuhen. Das muß ver-
größert und verbessert werden. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch 
noch einmal die mittelständische Komponente her-
einbringen. Kooperation und Technologieparks bil-
den vorzügliche Voraussetzungen, gerade auch auf 
den Mittelstand zuzugehen, ihn zu integrieren und 
seine Intelligenz, seine Reaktionsschnelligkeit, 
seine Nähe zum Markt besser zu nutzen. Ich äußere 
hier einen Wunsch, stelle eine Forderung. Ich weiß, 
manchem wird diese Forderung nicht passen, aber 
ich würde mir wünschen, daß sich die Bundesregie-
rung ein neues Instrument schafft, wie es die Ame-
rikaner seit einigen Jahren haben: dem Deutschen 
Bundestag jährlich einen Bericht über die Effizienz, 
die Leistungsfähigkeit des Mittelstandes vorlegen  

zu lassen. Wir müssen hier einmal feststellen kön-
nen, analysieren können, welche Leistungsfähigkeit 
wir hier haben, um daraus weitere Rückschlüsse 
ziehen zu können, um weitere Strategien ableiten 
zu können. Das brauchen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Noch mehr Berich

-

te!) 

Meine Damen und Herren, wir haben ja die Ver-
suche bei zwei Förderprogrammen schon gemacht: 
bei Mikroelektronik und Fertigungsverfahren. Ich 
halte beide Programme für gut. Bei beiden Pro-
grammen stellen wir fest, daß wir Defizite haben, 
daß wir nicht das ausgebildete Fachpersonal in den 
Betrieben haben, das wir benötigen. Hier kann eine 
Aufgabe auch von unseren Universitäten und von 
unseren Großforschungseinrichtingen übernom-
men werden. Diese Möglichkeit wird zuwenig ge-
nutzt, entweder aus Unkenntnis, weil die Wirtschaft 
darüber nicht informiert ist, oder aus Schwellen-
angst. Das muß abgebaut werden. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eine Bemer-
kung zu den Großforschungseinrichtungen an sich 
machen. Der F- und T-Ausschuß hat mit seinem 
Maßnahmenkatalog — u. a. zur Mittelbewirtschaf-
tung im Personalbereich, zum Stiftungswesen, zur 
Drittmittelforschung — Möglichkeiten aufgezeigt, 
um diese von mir erläuterten Zielvorstellungen zur 
Neuorientierung der Großforschungseinrichtungen 
durchzusetzen. Es liegt nun bei der Bundesregie-
rung, das weiter zu realisieren. Allerdings möchte 
ich feststellen, daß diese Maßnahmen nur die for-
malen, ordnungspolitischen Voraussetzungen be-
treffen. Es liegt auch bei den Forschungseinrichtun-
gen selbst, sich in ihrem ureigensten Interesse von 
dem teilweise verkrusteten bisherigen Selbstver-
ständnis, von dem hierarchischen Strukturver-
ständnis zu lösen und die ihnen gegebenen Rah-
menbedingungen zu nutzen, um zu neuen Formen 
der Zusammenarbeit inner- und außerhalb zu fin-
den. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe zunächst 
die Beschlußempfehlung zu Tagesordnungspunkt 
5 b, Drucksache 10/539, auf. Hierzu liegt Ihnen auf 
der Drucksache 10/915 ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und der Frak-
tion DIE GRÜNEN vor. Zu Ihrer Information: Es 
geht hier um eine zeitliche Änderung. Wer dem Än-
derungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist angenommen. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Forschung und Technologie auf Drucksache 
10/539 mit der soeben beschlossenen Änderung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist gegen die 



3598 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 

Vizepräsident Wurbs 
Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Forschung und Technologie 
auf Drucksache 10/678 ab. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses ist angenommen. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 6 a) und 
6 b) auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zum Zusatzprotokoll zu den Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 über den 
Schutz der Opfer internationaler bewaffneter 
Konflikte (Protokoll I) 
— Drucksache 10/406 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Humanitäres Kriegsvölkerrecht 
— Drucksache 10/419 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 6 a) und 6 b) und für 
die Aussprache eine Runde vorgesehen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich sehe keinen Wi-
derspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Die dama-
lige Bundesregierung hat am 23. Dezember 1977 in 
Bern das Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkom-
men vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer 
internationaler bewaffneter Konflikte, das soge-
nannte Protokoll I, unterzeichnet. Seither sind über 
sechs Jahre vergangen, ohne daß sich — bemer-
kenswerterweise — die jeweiligen Bundesregierun-
gen bemüßigt haben, das Ratifizierungsverfahren 
in Gang zu setzen. 

Auf Anfrage unserer Fraktion im vergangenen 
Jahr, warum sie das Zusatzprotokoll noch nicht zur 
Ratifizierung gebracht habe, erklärte die gegenwär-
tige Bundesregierung im Oktober vorigen Jahres, 
es komme für die Bundesrepublik Deutschland, auf 
deren Territorium Truppen anderer Bündnispart-
ner stationiert sind, darauf an, innerhalb des Bünd-
nisses zu möglichst einheitlichen Interpretationen 
hinsichtlich der Bestimmungen des Zusatzproto-
kolls zu gelangen; die Konsultationen darüber, so 
die Auskunft der Bundesregierung, seien noch nicht 
abgeschlossen. Leider blieb bei dieser Antwort un-
deutlich, welche Interpretationsschwierigkeiten 
denn bestehen, wer und aus welchen Gründen von 
der Bundesregierung konsultiert wird und — insbe-

sondere — warum die Konsultationen nach Ablauf 
von mehr als sechs Jahren nicht abgeschlossen 
werden konnten. 

Um hier Klarheit zu schaffen, haben wir uns ent-
schieden, die Initiative zu ergreifen und dem Bun-
destag das Abkommen zur Prüfung und Beschluß-
fassung vorzulegen. — Ich darf an dieser Stelle an-
merken, daß der Gesetzentwurf nach unserer Auf-
fassung nicht nur dem Auswärtigen Ausschuß, son-
dern zur Mitberatung auch dem Rechtsausschuß 
und dem Verteidigungsausschuß überwiesen wer-
den sollte. 

Daß wir als die kleinere Oppositionsfraktion, die 
an den Diskussionen während der Verhandlungen 
über das Zusatzabkommen seinerzeit nicht beteiligt 
war, die Initiative für das Gesetzgebungsverfahren 
ergreifen, heißt nicht, daß wir uns Illusionen über 
die Bedeutung und die Auswirkungen des Kriegs-
völkerrechts machen. Eine Humanisierung des 
Krieges ist ein Widerspruch in sich; Krieg ist immer 
unmenschlich und verbrecherisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wir verkennen auch nicht, daß angesichts der ins 
Wahnwitzige gesteigerten Perfektionierung von 
atomaren, bakteriologischen und chemischen Mas-
senvernichtungsmitteln zumindest einige der in 
dem Abkommen enthaltenen zahllosen Verhaltens-
maßregeln absurd und wirklichkeitsfremd erschei-
nen müssen. Die in den atomaren Arsenalen lau-
ernden Kriege sind als gräßliche Ausrottungsaktio-
nen unvorstellbaren Ausmaßes konzipiert. Solche 
Ausrottungsaktionen lassen sich nicht durch noch 
so wohlgemeinte Tüfteleien juristischer Experten 
mäßigen oder entschärfen. Es wäre verblendet, zu 
glauben, ein Atomkrieg könnte nach den Turnierre-
geln des Mittelalters ausgefochten werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gleichwohl ist eine Debatte hinsichtlich der sich 
aus dem Völkerrecht ergebenden Verpflichtungen, 
so wie sie in grundsätzlichen Bestimmungen des 
Zusatzabkommens formuliert sind, notwendig. Die 
Bundesregierung wird sich erklären, wird Farbe be-
kennen müssen, welche Gefahren sie für unser 
Volk und für die Völker Europas mit ihrer Raketen-
politik auf sich nimmt und aus welchen Gründen 
sie sich vor einer vorbehaltlosen Ratifizierung des 
Zusatzabkommens scheut. Die Bundesregierung — 
und ich glaube, die gegenwärtigen Ereignisse unter-
streichen das überdeutlich —, die sich in viele Ver-
legenheiten und Verlogenheiten verstrickt hat, wird 
insbesondere Auskunft darüber geben müssen, ob 
das Territorium der Bundesrepublik neben anderen 
europäischen Gebieten von der NATO als Kriegs-
schauplatz für den Einsatz atomarer Massenver-
nichtungsmittel ausersehen ist, während, wie man 
im NATO-Handbuch, Ausgabe vom März vorigen 
Jahres, nachlesen kann, weder die Vereinigten 
Staaten von Amerika noch Großbritannien, erst 
recht nicht Frankreich wegen seiner besonderen Si-
tuation, den Einsatz atomarer Massenvernichtungs-
mittel durch die NATO auf ihrem Gebiet zulassen. 

Die Bundesregierung weiß im übrigen sehr wohl, 
daß der Einsatz atomarer, bakteriologischer und 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 50. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Januar 1984 	3599 

Schily 

chemischer Massenvernichtungsmittel — und da-
mit auch die Androhung ihres Einsatzes — nicht 
mit den Bestimmungen des Zusatzabkommens ver-
einbar ist. Bereits im Jahre 1977 sorgten sich daher 
Politiker der CDU/CSU, SPD und FDP, ob die effek-
tive Abschreckung nicht durch das Zusatzabkom-
men in Frage gestellt werde, und forderten, daß das 
Abkommen nicht auf atomare Massenvernich-
tungsmittel Anwendung finden solle. Der damalige 
Verteidigungsminister Leber befürchtete, das Rot-
Kreuz-Völkerrecht könne zum „Instrument künfti-
ger politisch-psychologischer Schwächung des We-
stens durch innen- und außenpolitische Kräfte" 
werden. Der heutige Staatsminister im Auswärti-
gen Amt, Herr Dr. Mertes, damals noch in der Oppo-
sition, äußerte den Verdacht, das Zusatzabkommen 
könnte zur „Agitation auch innerhalb der Bundes-
wehr gegen die jeweils notwendige wirksame Ab-
schreckung und zur Begünstigung der sowjetischen 
Aktionen gegen das Vertrauen in die amerikani-
schen Garantien für Europa verwendet werden". 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Die Bundesregierung hat mit der Unterzeichnung 
des Abkommens die Verpflichtung übernommen, 
den allgemeinen Schutz der Zivilbevölkerung und 
einzelner Zivilpersonen vor den von Kriegshand-
lungen ausgehenden Gefahren zu gewährleisten. 
Nach Art. 51 Abs. 2 des Abkommens dürfen weder 
die Zivilbevölkerung als solche noch einzelne Zivil-
personen das Ziel von Angriffen sein. Die Anwen-
dung oder Androhung von Gewalt mit dem haupt-
sächlichen Ziel, Schrecken unter der Zivilbevölke-
rung zu verbreiten, ist nach der genannten Bestim-
mung verboten. Nach Art. 51 Abs. 6 sind insbeson-
dere auch Angriffe gegen die Zivilbevölkerung oder 
gegen Zivilpersonen als Repressalien verboten. 

Nun müssen wir aber die Frage stellen: Welchen 
Wert können solche Wohlverhaltensklauseln haben, 
wenn ausgerechnet die schlimmste Form der Re-
pressalie, der Einsatz atomarer Massenvernich-
tungsmittel, von dem Verbot ausgenommen wird? 
Und wie will die Bundesregierung ihre Verpflich-
tung aus Art. 35 Abs. 3 des Abkommens einhalten, 
der verbietet, Methoden und Mittel der Kriegsfüh-
rung zu verwenden, die dazu bestimmt sind oder 
von denen erwartet werden kann, daß sie ausge-
dehnte, langanhaltende und schwere Schäden der 
natürlichen Umwelt verursachen? Wie verträgt sich 
das mit der Duldung der Lagerung chemischer 
Massenvernichtungsmittel auf dem Boden der Bun-
desrepublik? Wie verträgt sich das mit dem begon-
nenen Ausbau der Bundesrepublik als Startfeld für 
atomare Massenvernichtungsmittel, deren Einsatz 
Europa für alle Ewigkeit ruinieren würde? 

In seiner Rede vom 14. Oktober 1983 vor dem 
Bundestag hat der Staatsminister Mertes sich be-
reits auch mit dem Kriegsvölkerrecht beschäftigt 
und sich zu fünf völkerrechtlichen Grundsätzen be-
kannt. Ich darf sie noch einmal aufzählen: 

Erstens. Auch wer sich verteidigt, hat kein un-
beschränktes Recht in der Wahl der Mittel zur 
Schädigung des Angreifers. 

Zweitens. Auch wer sich verteidigt, darf keine 
verbotenen Waffen einsetzen. 

Drittens. Auch wer sich verteidigt, muß jeder-
zeit zwischen militärischen Zielen und zivilen 
Objekten unterscheiden. 

Viertens. Auch wer sich verteidigt, darf die Zi-
vilbevölkerung als solche nicht angreifen. 

Fünftens. Auch wer sich verteidigt, muß seine 
militärischen Aktionen jederzeit am Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit messen. 

Die Antwort, wie sich diese fünf völkerrechtli-
chen Grundsätze mit dem Einsatz atomarer, bakte-
riologischer und chemischer Massenvernichtungs-
mittel in Übereinstimmung bringen lassen, ist uns 
die Bundesregierung bis heute schuldig geblieben. 
Sie redet sich darauf hinaus, der Einsatz atomarer 
Massenvernichtungsmittel werde nur angedroht. 
Sie weigert sich beharrlich, auf die Tatsache einzu-
gehen, daß die Drohung nur dann glaubwürdig ist, 
wenn der angedrohte Einsatz atomarer Massenver-
nichtungsmittel unter bestimmten Voraussetzun-
gen in die Tat umgesetzt wird. Der Einsatz atoma-
rer Massenvernichtungsmittel wäre nach dem Ver-
ständnis der Bundesregierung eine Verteidigungs-
handlung. Die Bundesregierung wird uns endlich 
erklären müssen, warum der grauenvolle Massen-
mord in Gestalt des Einsatzes atomarer Massenver-
nichtungsmittel eine Verteidigungshandlung sein 
kann und warum ausgerechnet für eine solche 
Handlung die Verpflichtungen aus dem Völkerrecht 
nicht gelten sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Sagen Sie uns doch einmal klipp und klar: War 
nach Ihrer Auffassung die Vernichtung von Hiro-
shima und Nagasaki mit dem Völkerrecht verein-
bar oder nicht? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir können leider nicht erwarten, daß die Bundes-
regierung durch das Studium völkerrechtlicher Ver-
einbarungen schließlich doch erkennt, auf welchen 
gefährlichen Irrweg sie mit ihrer Raketenpolitik ge-
raten ist. Wir hoffen und vertrauen aber darauf, daß 
die Menschen bei uns zu Hause und in den europäi-
schen Nachbarländern, die die Risiken dieser Rake-
tenpolitik zu tragen haben, sich stärker Gehör ver-
schaffen werden, um den Irrsinn der atomaren Auf-
rüstung zu beenden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Schily, ich 
kann Ihren Ausführungen lediglich an einer Stelle 
zustimmen, und zwar in der Passage, in der Sie 
gesagt haben, daß Kriege immer unmenschlich 
sind. Das ist richtig. Gerade deshalb halten wir es 
für menschlicher, mit unmenschlichen Waffen 
Kriege zu verhindern, als mit sogenannten mensch-
lichen Waffen Kriege zu führen oder sie wieder 
möglich zu machen. Das ist die Grundlage unserer 
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Friedenssicherungsstrategie und unserer Ab-
schreckungsstrategie, die Sie hier als Raketenpoli-
tik und Aufrüstungspolitik diffamiert haben. Ich 
muß diesen Vorwurf mit aller Härte und Deutlich-
keit zurückweisen. 

Die Regierung der CDU/CSU-FDP-Koalition be-
treibt keine Aufrüstungspolitik. Sie betreibt keine 
Raketenpolitik. Ich weiß, daß Sie mit dem Wort „Ra-
ketenpolitik" auf die Entscheidung Ende vergange-
nen Jahres, auf die Stationierung weitreichender 
Mittelstreckenraketen anspielen. 

(Schily [GRÜNE] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Herr Schily, ich möchte diesen Gedanken noch 
zu Ende führen. 

Wir werden auf Grund des NATO-Doppelbe-
schlusses, der bereits zum Abzug von 1 000 Ge-
fechtsköpfen als einseitige Vorleistung des Westens 
geführt hat, und auf Grund der Beschlüsse von Ot-
tawa, die die Vernichtung und einseitige Abrüstung 
weiterer Gefechtsköpfe aus Europa in einer Grö-
ßenordnung von 1400 vorsehen, und auf Grund des 
Beschlusses, daß für jeden Mittelstreckengefechts-
kopf, der neu stationiert wird, ein alter, ein anderer 
Gefechtskopf abgebaut wird, am Ende für jeden neu 
zu stationierenden atomaren Gefechtskopf mehr 
als fünf Gefechtsköpfe abbauen, falls es zur vollen 
Stationierung kommt. Wir betreiben eine Politik, 
deren Ziel es ist, die Abschreckungsstrategie, die 
Verteidigungsstrategie, mit weniger Waffen zu si-
chern versucht. 

Aber es ist eine unrichtige Darstellung, wenn Sie 
den Eindruck erwecken, als werde hier quantitativ 
aufgerüstet. Es würde Ihnen sehr gut anstehen, 
wenn Sie den Versuch der Regierung Kohl/Gen-
scher einmal zustimmend zur Kenntnis nehmen 
würden, zumindest im quantitativen Bereich Frie-
den zu schaffen mit weniger Waffen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schily? 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege Todenhöfer, ich 
gehe davon aus, daß Sie für sich in Anspruch neh-
men, daß Sie auch die Androhung des Einsatzes 
konventioneller Waffen als Kriegsverhinderung be-
treiben. Gleichwohl ist die Bundesregierung bereit, 
für diesen Bereich das Kriegsvölkerrecht anzuer-
kennen, mit allen Konsequenzen, die sich aus dem 
Zusatzabkommen ergeben. Können sie mir den Wi-
derspruch erklären, warum die kriegsvölkerrechtli-
chen Grundsätze bei der Androhung des Einsatzes 
atomarer Massenvernichtungsmittel nicht zur An-
wendung gelangen sollen? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Schily, lassen 
Sie mich, da ich in meinen weiteren Ausführungen 
gerade auf dieses Thema eingehen möchte, eines 
vorab sagen: Die CDU/CSU und auch die FDP wer-
den nie einer Abschreckungs- und Verteidigungs-
strategie zustimmen, die mit dem Völkerrecht nicht 
vereinbar ist. Wir gehen davon aus, daß die jetzige 
Strategie mit dem Völkerrecht vereinbar ist, und  

wir werden dafür sorgen, daß die Strategie des 
westlichen Verteidigungsbündnisses auch in Zu-
kunft mit dem Völkerrecht vereinbar bleibt. 

Lassen Sie mich den Versuch unternehmen, zu-
sammenfassend zu diesem Problem Stellung zu 
nehmen. Herr Schily, wer die Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung angreifen will — das sage ich 
auch an die Adresse meiner sozialdemokratischen 
Kollegen —, der sollte dies offen tun und nicht auf 
dem Umweg über die Forderung nach einer über-
stürzten Ratifizierung der Zusatzprotokolle zum hu-
manitären Kriegsvölkerrecht, 

(Schily [GRÜNE]: Nach sechs Jahren 
„überstürzt"?) 

wie dies die SPD und die GRÜNEN mit ihren An-
trägen heute versuchen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Jetzt verstehe 
ich, was Sie unter überstürzter Abrüstung 

verstehen!) 

— Sehr geehrter Herr Voigt, von diesen sechs Jah-
ren sind Sie fünf Jahre an der Regierung gewesen. 
Das sollten wir doch nicht vergessen. 

Diese Bundesregierung wird sich unterstützt von 
der CDU/CSU und der FDP, im Interesse der Si-
cherheit unseres Landes von der Opposition — we-
der von den GRÜNEN noch von der SPD — nicht 
unter Druck setzen lassen. Die Bundesregierung 
wird, unterstützt von den Koalitionsparteien, die 
Ratifizierung dann einleiten, Herr Voigt, wenn alle 
erforderlichen Prüfungen sorgfältig abgeschlossen 
sind 

(Schily [GRÜNE]: Was wird denn geprüft? 
Sagen Sie das doch einmal!) 

und wenn die notwendige Abstimmung mit unseren 
Verbündeten durchgeführt worden ist. 

Sehr geehrter Herr Schily, ich würde Ihnen vor-
schlagen, die Zwischenfrage anschließend noch ein-
mal bei einem der Kollegen der SPD zu stellen, die 
fünf Jahre die Gelegenheit gehabt haben, diese Ko-
ordinationsgespräche mit unseren Verbündeten zu 
führen. 

Für das westliche Bündnis haben — das ist der 
fundamentale Unterschied, bei dem wir uns offen-
bar nie verstehen werden, weil Sie uns das einfach 
nicht abnehmen — nukleare Waffen primär einen 
politischen Zweck — ich glaube, wir haben in den 
letzten 30 Jahren den Nachweis dafür geführt. Nu-
klearwaffen sollen durch die Möglichkeit der An-
drohung ihres Einsatzes einen Krieg verhindern. 
Das ist offensichtlich die Kategorie, in der Herr 
Schily sehr ungern denkt. Uns geht es in erster 
Linie um Kriegsverhinderung, wir denken nicht in 
Kriegsszenarien, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Na, na!) 

wie dies die GRÜNEN offenbar tun. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ich bitte 
Sie!) 

Die abschreckende Wirkung der Nuklearwaffen 
ist insbesondere dann gegeben, wenn jeder Gegner 
davon überzeugt ist, daß erstens ein militärischer 
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Angriff für ihn ein übergroßes und damit untragba-
res Risiko darstellt und daß zweitens — diesen 
zweiten Punkt halte ich für genauso wichtig — auch 
jeder Versuch der politischen Erpressung von vorn-
herein zum Scheitern verurteilt ist. 

Der Versuch der SPD und insbesondere der GRÜ-
NEN, diese friedens- und freiheitserhaltende Wir-
kung der Nuklearwaffen über die Bestimmungen 
des humanitären Völkerrechts einzuschränken, be-
deutet ein gefährliches Experiment 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha!) 

mit dem Frieden und insbesondere mit der Freiheit 
unseres Landes, ein Experiment, das wir nicht zu-
lassen werden. 

(Bindig [SPD]: Was für ein Unsinn! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD und den GRÜ

-

NEN) 
— Herr Bindig, ich habe hier in etwa die Position 
vertreten, die Ihre Regierung, die sozialdemokrati-
sche Regierung, über Jahre hinweg vertreten hat. 
Wenn Sie das jetzt als Unsinn bezeichnen, bedeutet 
das — —

(Bindig [SPD]: Ihre Rede war Unsinn!) 

— Wenn ich in meiner Rede Zitate aus Regierungs-
erklärungen sozialdemokratischer Bundeskanzler 
bringe, ist natürlich Ihr Zwischenruf, das sei Un-
sinn, schon mehr als merkwürdig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Scheer? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
habe vorhin zu dieser fortgeschrittenen Zeit eine 
Zwischenfrage des Kollegen Schily zugelassen. Wir 
haben eine begrenzte Redezeit; ich muß jetzt aus 
Zeitgründen mit meiner Rede fortfahren. 

Vizepräsident Wurbs: Darf ich nur eben fragen: 
Gilt das generell? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ja. — Herr Präsident, 
die Bundesregierung hat mehrfach deutlich ge-
macht, daß sie — damit komme ich zu der Proble-
matik des Tempos, mit dem diese Prüfung durchge-
führt werden muß — die Zusatzprotokolle zu den 
Genfer Abkommen von 1949 noch in dieser Legisla-
turperiode, möglicherweise noch in diesem Jahr — 
Herr  Schily, noch in diesem Jahr! —, dem Parla-
ment zur Ratifizierung zuleiten will. 

(Schily [GRÜNE]: „Noch in dieser Legisla

-

turperiode"!) 
— Möglicherweise noch in diesem Jahr! Damit wird 
deutlich, daß die Bundesregierung hier eine wich-
tige Aufgabe sieht, der sie sich mit dem gebotenen 
Ernst und auch mit dem gebotenen Nachdruck 
stellt. 

Die Anträge der Oppositionsparteien erwecken 
völlig zu Unrecht den Eindruck, als ob die Bundes-
regierung zur Behandlung dieses wichtigen The-
mas erst von der Opposition gedrängt werden müß-

te. Meine Damen und Herren, die Gründe, aus de-
nen die Ratifizierung seit der Unterschriftsleistung 
im Jahre 1977 noch nicht erfolgt ist, sind — ich darf 
das wiederholen, Herr Voigt — der SPD ja wirklich 
hinreichend bekannt oder sollten ihr bekannt sein. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ja, und? Das Au

-

ßenministerium war dagegen, das Verteidi

-
gungsministerium war dafür! So war das!) 

— Und wofür war Ihr Bundeskanzler, Herr Voigt? 
Das ist doch das Entscheidende! 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jawohl, 
Richtlinienkompetenz!) 

Sie waren an der Regierung, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die SPD war da

-

mals schon dafür!) 

Sie haben als Koalitionsparteien SPD und FDP da-
mals mit Ihren zustimmenden Beschlüssen zum 
Haushalt des Bundeskanzlers, mit Ihren Beschlüs-
sen zum Haushalt des Außenministers, mit Ihren 
Beschlüssen zum Haushalt des Verteidigungsmini-
sters die Politik dieser Regierung gebilligt. Sie kön-
nen sich nicht nachträglich aus der Verantwortung 
für die vergangenen 13 Jahre herausstehlen, Herr 
Voigt. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE] und wei

-

tere Zurufe) 

Meine Damen und Herren, der SPD sind die 
Gründe hinreichend bekannt. 

(Voigt [Frankfurt' [SPD]: Das stimmt! — 
Zuruf von den GRÜNEN: Aber uns nicht!) 

— Sie können das alles ja anschließend darlegen. 

(Schily [GRÜNE]: Jetzt sind Sie doch an 
der Regierung! — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Informieren Sie doch einmal die 
Öffentlichkeit! Wir sind hier doch nicht in 

der PKK!) 

Sie haben als Regierungspartei volle fünf Jahre 
Zeit gehabt, die Ratifizierung einzuleiten; Sie haben 
es fünf Jahre lang nicht getan. Ich muß noch einmal 
sehr deutlich sagen: Es ist schon ein sehr merkwür-
diges parlamentarisches Verhalten, wenn jetzt die 
SPD als Oppositionspartei versucht, sich mit den 
Federn eines Vorkämpfers für das humanitäre 
Kriegsvölkerrecht zu schmücken. Aber das scheint 
ja offenbar die Generalstrategie der SPD zu sein. 
Sie wissen grundsätzlich alles besser. Ich frage 
mich nur, warum Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, all das, was Sie jetzt so lautstark for-
dern, während der 13 Jahre Ihrer Regierungszeit 
nicht selbst durchgeführt haben. 

(Matthöfer [SPD]: 16 Jahre, verehrter Herr 
Kollege. Vergessen Sie nicht, daß Herr 
Brandt auch einmal Außenminister war!) 

Wenn einer der Kollegen der SPD in einem Zwi-
schenruf jetzt sagt, das sei so, Sie hätten immer 
recht, dann zeigt das, in welch merkwürdigem Ver-
hältnis Sie sich zu Ihrer eigenen Regierungszeit 
und auch zu den Fehlern Ihrer Regierungszeit be-
finden. 
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Ich glaube, daß viel wichtiger als hektische Eile 

ist, in dem vor uns liegenden — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Was ist 
denn nach sechs Jahren hektisch?) 

— Ich habe gesagt, daß wir versuchen werden, das 
alles noch in diesem Jahr durchzusetzen. Herr Fi-
scher, versuchen Sie doch einmal, einen qualifizier-
teren Zwischenruf zu machen! Sie sollten hier nicht 
nur ständig Lärm erzeugen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Es geht 
nicht um qualifizierte Zwischenrufe, wenn 

Sie so etwas ablassen!) 

Wichtiger als hektische Eile in dem vor uns lie-
genden Ratifizierungsverfahren ist es, sorgfältig zu 
prüfen, ob wir nicht vorschnell Dinge völkerrecht-
lich festschreiben, die sich später als unvereinbar 
mit unserer Sicherheits- und Verteidigungsstrate-
gie erweisen. Wir müssen verhindern, daß das Völ-
kerrecht zu Lasten der verläßlichen Sicherung des 
Friedens und der Freiheit unseres Landes miß-
braucht wird. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha! Miß

-

brauchsverdacht!) 

Wir dürfen daher nicht den Gebrauch bestimmter 
Waffen völkerrechtlich einschränken, die zumin-
dest zur Zeit zur Friedenssicherung noch unerläß-
lich sind. 

(Schily [GRÜNE]: Wieso denn? — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Daher die Hektik 

bei der Raketenaufstellung!) 

Das gilt z. B. auch für nukleare Waffen. 

Herr Schily, Sie und Ihre Fraktion versuchen mit 
Ihrer Initiative den Nachweis zu führen, daß Atom-
waffen bereits als solche völkerrechtlich verboten 
seien. 

(Schily [GRÜNE]: Richtig!) 

Das ist der Kern Ihrer völkerrechtlichen und Ihrer 
juristischen Argumentation. 

(Schily [GRÜNE]: Sehr gut erkannt!) 

— Herr Schily, ich brauche diese Belehrung von 
Ihnen nicht. Sie sind Anwalt, ich bin von Beruf 
Richter. Die juristische Seite dieses Problems über-
blicke ich mindestens genauso gut wie Sie. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Na, na!) 

Ich möchte Ihnen, Herr Schily, nur sagen, daß die 
völkerrechtliche Argumentation, die Sie dargelegt 
haben, in keiner Weise überzeugend ist. Sie ist juri-
stisch nicht haltbar. 

(Schily [GRÜNE]: Wie kann man bei Atom

-

waffen zwischen Soldaten und Zivilisten 
unterscheiden? Können Sie mir das einmal 

erklären?) 

— Herr Schily, das ist doch der Punkt; jetzt hören 
Sie doch bitte zu! — Es kann überhaupt keinen 
Zweifel daran gehen, daß die im Ersten Zusatzpro-
tokoll niedergelegten Verbote bestimmter Waffen 
und ihres Einsatzes nicht in der Absicht aufgestellt 
worden sind, das Bereithalten von Atomwaffen zum 
Zwecke der Friedenssicherung zu verbieten. Die Ar

-

gumentation der GRÜNEN ist daher auch juristisch 
nicht schlüssig. 

(Schily [GRÜNE]: Nein, nein!) 
Ich fasse zusammen: Die Verteidigungsplanung 

des westlichen Bündnisses dient ausschließlich 
dem Ziel der Friedenssicherung und der Verhinde-
rung der Erpreßbarkeit unseres Landes und unse-
rer westlichen Verbündeten. 

(Schily [GRÜNE]: Es geht um die Auswir -
kungen, nicht um die Ziele!) 

— Herr Schily, auf Ihren Zwischenruf sage ich noch 
einmal: Wir werden nie zulassen, daß es im Westen 
eine völkerrechtswidrige Verteidigungsstrategie 
gibt. Das ist unser Wort, und zu diesem Wort stehen 
wir auch. Wir lassen uns in dieser Frage von Ihnen 
im Deutschen Bundestag auch nichts unterstellen. 

(Schily [GRÜNE]: Ich unterstelle gar 
nichts, ich nehme Sie beim Wort!) 

Zur Friedenssicherung gehört unter den gegen-
wärtig herrschenden Bedingungen nach wie vor ein 
begrenztes nukleares Abschreckungspotential, ver-
bunden mit dem festen und erklärten Willen der 
Allianz, 

(Schily [GRÜNE]: Warum dürfen, wenn das 
alles so klar ist, Atomwaffen nicht in das 

Abkommen einbezogen werden?) 
niemals als erste Waffen einzusetzen. Herr Schily, 
wir haben eine Kriegsverhinderungsstrategie, wir 
haben keine Kriegsführungsstrategie. Die NATO ist 
ein ausschließlich defensives Bündnis, und sie wird 
auch in Zukunft ein ausschließlich defensives 
Bündnis bleiben. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU — Schily [GRÜ

-

NE]: Sie haben nicht zur Sache gespro

-

chen!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst einmal etwas zur 
Vorgeschichte dieser Initiative der Fraktion der 
GRÜNEN und unseres Antrages sagen, der mit zur 
Debatte steht. Wir sollten, Herr Schily, nicht ver-
schweigen, daß jedenfalls die neuerliche Initiative 
zur Ratifizierung vom Deutschen Roten Kreuz aus-
gegangen ist, das in einem Brief an alle Abgeordne-
ten diese Ratifizierung angeregt hat. Es hat Abge-
ordnete gegeben — da ich mein Licht nicht unter 
den Scheffel stellen will, nenne ich mich selber —, 
die dann bei der Bundesregierung nachgefragt ha-
ben, weil sie in früheren Jahren diese Chance nicht 
hatten, da sie nicht in den entsprechenden Aus-
schüssen saßen oder gar nicht im Bundestag waren, 
wie es denn mit dem Ablauf der Ratifizierung stün-
de. Daraufhin kam von verschiedenen Seiten aus 
etwas in Gang. Sie haben das dann ja umgemünzt, 
indem Sie das Zustimmungsgesetz zusammen mit 
dem Zusatzprotokoll I eingebracht haben. 

Staatsminister Mertes hat in der Debatte am 
14. Oktober, als es auch um die Beantwortung Ihrer 
Großen Anfragen ging, angekündigt, daß die Bun- 
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desregierung dem Bundestag das Zustimmungsge-
setz zu den Zusatzprotokollen noch in dieser Legis-
laturperiode zuleiten würde. 

Herr Todenhöfer, Sie haben kritisiert, es habe 
unter sozialliberaler Verantwortung fünf Jahre ge-
dauert. Wenn uns versprochen wird, daß das Zu-
stimmungsgesetz noch in dieser Legislaturperiode 
zugeleitet wird — vom Zeitablauf her etwa 1987 —, 
dann können wir schon absehen, daß dies, wenn 
man bei den schon früher gescheiterten Verfahren 
bleibt, auch wieder zum Scheitern führen wird. 

Der Versuch, einen Gleichklang der Interpreta-
tion der entscheidenden Bestimmungen dieses Zu-
satzprotokolls allein unter den Verbündeten herzu-
stellen, kam schon in den vergangenen Jahren der 
Quadratur des Zirkels gleich. Wer die einzelnen Be-
stimmungen liest, weiß, daß dies natürlich auch 
eine gewisse Rechtfertigung durch die Texte hat. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Die Regeln machen keinen Unterschied zwischen 
Verteidiger und Aggressor. Auch derjenige, der 
nach der Satzung der Vereinten Nationen das Recht 
der Selbstverteidigung in Anspruch nimmt, muß 
sich an die Regeln halten. Er hat also nach Art. 35 
Abs. 1 des Zusatzprotokolls kein unbeschränktes 
Recht in der Wahl der Methoden und Mittel der 
Kriegführung. Nach Abs. 2 ist es ihm verboten, Waf-
fen, Geschosse und Material sowie Methoden der 
Kriegführung zu verwenden, die geeignet sind, 
überflüssige Verletzungen und Leiden zu verursa-
chen. 

Ich will nicht die ganze Palette der Bestimmun-
gen aufzählen, aber es ist doch völlig klar, daß dies 
für die gegenwärtige Strategie im westlichen Bünd-
nis enorme Fragen aufwirft, und zwar nicht nur 
was die atomaren Waffen, sondern auch was die 
konventionellen Waffen angeht. Ich erspare es mir 
hier, nachdem Herr Schily einige der weiteren Be-
stimmungen vorgetragen hat, dies im einzelnen an 
Hand der Bestimmungen deutlich zu machen. 

Jedenfalls machen die Hinweise auf die Bestim-
mungen des Zusatzprotokolls die ungeheure Dis-
krepanz zwischen der Entwicklung des Völker-
rechts, auch des Kriegsvölkerrechts, und den in den 
letzten Jahrzehnten immer perfekter produzierten 
Massenvernichtungsmitteln sehr deutlich. 

Für uns Deutsche besteht die Verpflichtung, in 
den Fragen des Völkerrechts besonders aufmerk-
sam und sensibel zu sein. In Art. 25 des Grundgeset-
zes heißt es: 

Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind 
Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflich-
ten unmittelbar für die Bewohner des Bundes-
gebietes. 

Dieser Grundgesetzartikel ist eine direkte Folge 
der Rechtsprechung des Nürnberger Internationa-
len Militärgerichtshofs in den ersten Nachkriegs-
j ahren. Er verpflichtet die Bundesregierung, ihre 
Weisungen an die Soldaten — das sind Weisungen, 
die einklagbar sind — in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht zu halten. 

Herr Kollege Todenhöfer, der Kollege Voigt hat 
dazwischengerufen, woran die Verzögerung auch 
lag; das war sicher nicht der einzige Grund. Das 
Verteidigungsministerium war dafür, auch um die 
Soldaten in einer eindeutig geklärten völkerrechtli-
chen Situation zu halten, während das Auswärtige 
Amt aus vielerlei Gründen dagegen war, die Herr 
Möllemann vielleicht darlegen wird. 

Aber es ist nicht nur auf diesen unmittelbaren 
Zusammenhang zwischen Grundgesetz und Völker-
recht, sondern auch auf die politischen Interessen 
der Bundesrepublik abzuheben, die aus ihrer expo-
nierten geographischen Lage kommen, auch aus ih-
rer Situation als Stationierungsland für Atomwaf-
fen und andere Massenvernichtungsmittel. 

Ich möchte hier nicht die „Tour der Leiden" be-
schreiben, die die deutschen Vertreter bei dem Ver-
such erlebt haben, eine Abstimmung im Bündnis zu 
erreichen. Ich möchte nur kurz auf wichtige Pro-
bleme hinweisen: Auf der einen Seite sollte die nuk-
leare Abschreckungsgarantie der USA für Westeu-
ropa und insbesondere für die Bundesrepublik zum 
Zweck der Kriegsverhinderung erhalten bleiben. 
Auf der anderen Seite sollte eine Lösung für das 
Problem gefunden werden, daß das Territorium der 
Bundesrepublik und die darauf lebende Zivilbevöl-
kerung sowohl für konventionelle wie nukleare 
Auseinandersetzungen lediglich Gefechtsfeld ist, 
also kein Hinterland darstellt, während auf der an-
deren Seite unsere Bündnispartner für unser Terri-
torium am liebsten das im Zusatzprotokoll I enthal-
tene grundsätzliche Verbot der Unterschiedslosig-
keit zwischen Kombattanten und Zivilbevölkerung 
sowie das Verbot der Unbeschränktheit der Krieg-
führung begrenzt oder gar aufgehoben wissen woll-
ten. Es gab auch solche, die meinten, das Zusatzpro-
tokoll I sei möglicherweise mit dem Einsatz von 
Atomwaffen vereinbar, während die gleichen Bünd-
nispartner — so jedenfalls das Ergebnis interner 
Besprechungen — ihre eigenen Territorien als rei-
nes Hinterland betrachtet wissen wollen, für das die 
Beschränkungen und Verbote des Zusatzprotokolls 
vollgültig seien. 

Die USA haben schon 1973 in einer Erklärung vor 
der UNO-Generalversammlung die Auffassung ver-
treten, daß die Einführung eines Prinzips, wonach 
in besiedelten Gebieten nur der Gebrauch jener 
Waffen erlaubt sei, deren Wirkung auf militärische 
Ziele beschränkt werden könne, nicht nur die Natur 
konventioneller Konflikte fundamental ändern 
würde, sondern auch der inneren Logik nach nuk-
lear geführte Kriege fast vollständig ausschließen 
würde. Der Einführung dieses Grundsatzes, näm-
lich Art. 51 Abs. 4 des Zusatzprotokolls und andere 
Grundsätze, die entsprechend sind, hat sich aber 
die amerikanische Politik nicht widersetzt. So ist 
dann auch in den Beratungen im Bündnis deutlich 
geworden, daß entsprechende Gegenerklärungen 
von der völkerrechtlichen Wirkung her außeror-
dentlich bescheiden wären, weil sie ja von den an-
deren vertragschließenden Parteien mit akzeptiert 
werden müßten. 

Lassen Sie mich gerade auf diese Versuchung 
eingehen, der möglicherweise auch die jetzige Bun- 
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desregierung unterliegt, nämlich durch Vorbehalts-
erklärungen oder Interpretationen eine einschrän-
kende Wirkung der Regeln des Zusatzprotokolls er-
reichen zu wollen. Ich halte die Wirkung eines sol-
chen Vorgehens für kontraproduktiv, weil sie mit 
dem Risiko befrachtet ist, daß durch Gegenerklä-
rungen anderer am Ende die deutsche Zivilbevölke-
rung des Völkerrechtsschutzes bei jeder Art von 
Konflikt und jeder Art von Kriegführung beraubt 
sein würde. Dies wie auch die Erkenntnis, daß den 
Bestimmungen und Regelungen dieses Protokolls 
— das kann man nicht genügend hervorheben, Herr 
Kollege Todenhöfer — westliches Rechtsdenken zu-
grunde liegt, nämlich der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel — etwas, was sich in der 
rechtsgeschichtlichen Tradition vor allen Dingen 
aus der Innenpolitik entwickelt hat und sich jetzt 
sozusagen in die Staatenpolitik, in das zwischen-
staatliche Verhältnis hinüber entwickeln soll —, 
sollten im Grunde schon ausreichen, von solchen 
erneuten Versuchen abzugehen. 

Im übrigen erweist sich gerade an der Problema-
tik, die wir hier haben, daß nicht in erster Linie 
rechtliche Überlegungen, sondern neue politische 
Initiativen notwendig sind. Staatsminister Mertes 
hat in der Bundestagsdebatte am 14. Oktober 1983 
geltend gemacht, daß spezielle Verbote, etwa der 
Verwendung von Nuklearwaffen, das umfassende 
Gewaltverbot der Vereinten Nationen relativieren 
würden. Er hat damit unter anderem auch den Erst-
einsatz von Nuklearwaffen zu rechtfertigen ver-
sucht. Wie neuere Untersuchungen zeigen, ist die 
Frage sehr berechtigt, ob die sowjetische Führung 
angesichts des hohen Selbstabschreckungsgrades 
atomarer Waffen, gerade auch für unsere Seite, sol-
che westlichen Ankündigungen ernst nehmen wür-
de. Auch dies zwingt zu neuen politischen Überle-
gungen und Initiativen. 

Sie sagen im übrigen, Herr Kollege Todenhöfer, 
dies alles, auch die Androhung eines Ersteinsatzes, 
sei zugunsten der Kriegsverhinderung gemeint, 
und fügen nicht hinzu, daß nicht allein der Macht-
und Systemkonflikt zwischen Ost und West und 
auch die Waffentechnologie die Rüstung treiben, 
sondern daß es auch auf westlicher Seite ein schein-
rationales Eskalationsdenken gibt, insbesondere 
die Vorstellung, man könne die „Eskalationsdomi-
nanz", wie es im Jargon der Eskalationstheorie 
heißt, behalten, man könne hier in Mitteleuropa 
„Eskalationskontrolle" ausüben. Das ist schon in-
nerhalb der konventionellen Kriegführung etwas, 
was im Grunde nicht glaubwürdig ist, auch nicht in 
den Augen eines möglichen Gegners. Wir müssen 
deshalb die Konsequenz sehen, daß der Prozeß des 
Vorantreibens der Entwicklung zielgenauer Waffen 
nicht nur induziert ist durch Macht- und System-
konflikte, nicht nur induziert ist durch Sperrung 
von Optionen, durch den Versuch, auf jeder Stufe 
von Eskalation die Option der anderen Seite sper-
ren zu können — etwas anderes, Unmoralisches 
möchte ich der westlichen Seite gar nicht unterstel-
len —, sondern es gibt durchaus auch die teilratio-
nale Einstellung — ich meine jedoch: scheinratio-
nale Einstellung —, man könne dies alles tun und 
zugleich — dies ist mir bei dem Lesen der internen 

Dokumente sehr deutlich geworden — den Versuch 
unternehmen, diesem Zusatzprotokoll zu entspre-
chen, indem man die Wirkung neuer nuklearer und 
anderer Waffen ganz entscheidend begrenzt, um 
das Verbot der Unterschiedslosigkeit zu umgehen. 
Dies ist ein ganz großes zusätzliches Problem. 

Das wird uns in den nächsten Monaten und Jah-
ren, wenn wir uns mit der Ratifizierung dieses Zu-
satzabkommens beschäftigen, intensive Anstren-
gungen kosten, damit hier nicht eine neue Lücke 
aufgemacht wird. 

Ich möchte abschließend sagen, daß die Auffas-
sungen, die Staatsminister Mertes am 14. Oktober 
hier im Bundestag vorgetragen hat, auch deshalb 
der Logik entbehren, gerade, was die Frage eines 
umfassenden Gewaltverbots angeht, weil nach un-
seren Erfahrungen bisher Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsverhandlungen nur schrittweise zu be-
stimmten Ergebnissen geführt haben und solche 
Abkommen auch nur schrittweise erzielt worden 
sind. Die Bundesregierung hat z. B. durch die Zu-
stimmung zum Vertrag über das Verbot bakteriolo-
gischer Waffen, das umfassende Gewaltverbot auch 
nicht relativiert. Die Bundesregierung würde das 
umfassende Gewaltverbot der Vereinten Nationen 
auch nicht durch ein regionalisiertes oder umfas-
sendes Verbot der Produktion und Anwendung che-
mischer Waffen aufheben. 

Ich meine, das sind alles Elemente einer west-
östlichen Sicherheitspartnerschaft oder, wie es uns 
aus den Reihen der CDU seit neuestem entgegen-
lingt, einer we st-östlichen Verantwortungsge-

meinschaft für den Frieden, die ohne solches 
schrittweise Vorgehen überhaupt nicht möglich ist. 
Nur so ist denkbar, daß das erste Zusatzprotokoll, 
über das wir reden, und der dort enthaltene Auftrag 
ernst genommen wird, nämlich als ein weiterer 
Schritt zu einer möglichen Sicherheitspartner-
schaft zwischen Ost und West. Nur so kommen wir 
dazu, daß die immer umfassender werdenden Be-
stimmungen des Kriegsvölkerrechts, die dies j a 
ausdrücken, Völker und Regierungen zu der Ein-
sicht bringen, daß Kriege, mit wem und mit welchen 
Waffen auch immer geführt, den elementarsten 
Menschenrechten widersprechen und deshalb zu 
ächten sind. 

Die SPD stimmt der Überweisung des Gesetzent-
wurfs und unseres Antrags an die vorgeschlagenen 
Ausschüsse zu. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Fraktion der GRÜNEN hat am 23. September 1983 
den Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zum er-
sten Zusatzprotokoll von 1977 zu den Genfer Ab-
kommen von 1949 über den Schutz der Opfer inter-
nationaler bewaffneter Konflikte in diesem Hause 
eingebracht. Die Bundesregierung hat starke ver-
fassungsrechtliche Bedenken, ob auch Vertragsge- 
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setze nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
aus der Mitte des Bundestages eingebracht werden 
können. Die Bundesregierung ist vielmehr der An-
sicht, daß ihr das Initiativrecht bei Vertragsgeset-
zen vorbehalten ist. Die Zustimmung des Parla-
ments zu dem Abschluß völkerrechtlicher Verträge 
des Bundes stellt einen Akt der Mitwirkung an der 
auswärtigen Gewalt des Bundes dar. 

(Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein. — Sie ist, wie auch das Bundesverfassungsge-
richt dargelegt hat, eine Ausnahmebefugnis. Die 
Zweifel der Bundesregierung an der verfassungs-
rechtlichen Zulässigkeit 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

der Gesetzesinitiative der Fraktion DIE GRÜNEN 
werden durch einschlägige Stellungnahmen führen-
der Verfassungsrechtler gestützt. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

— Herr Schily, ich möchte diesen Gedanken gerne 
im Zusammenhang vortragen. Ich bin gerne bereit, 
im späteren Teil auf Fragen einzugehen; aber ich 
glaube, das gehört zusammen. — Diese weisen im 
Hinblick auf die in der Verfassung festgelegte Ge-
waltentrennung im Bereich der auswärtigen Ge-
walt allein der Bundesregierung die Entscheidung 
zu, ob sie das Ratifikationsverfahren im Wege der 
Erbringung eines Vertragsgesetzes einleiten will. 

Darüber hinaus hält die Bundesregierung die 
Einbringung von Zustimmungsgesetzen aus der 
Mitte des Parlaments auch vom gesetzgebungstech-
nischen Standpunkt aus für problematisch. Wäh-
rend die Antragsteller bei Initiativanträgen zu in-
nerstaatlichen Gesetzen alle erforderlichen Voraus-
setzungen kennen, um den Entwurf vertreten zu 
können, fehlt ihnen diese Kenntnis bei Anträgen zu 
den Zustimmungsgesetzen. Der förmliche Gesetz-
entwurf tritt in diesen Fällen gegenüber dem Ver-
trag, dem zugestimmt werden soll, in den Hinter-
grund. 

Die genaue Kenntnis des Inhalts des Vertrages 
und seiner Tragweite ist von größter Bedeutung für 
die Frage, ob und zu welchem Zeitpunkt ein solcher 
Vertrag dem Parlament mit der Bitte um Zustim-
mung zugeleitet werden soll, weil davon im Ergeb-
nis wiederum abhängt, ob und wann sich das Ge-
meinwesen nach außen völkerrechtlich an den Ver-
trag bindet. Die Beurteilung dieser Fragen ist 
Sache des Organs, das den Vertrag ausgehandelt 
hat und das nicht nur den förmlichen Vertragstext 
kennt, sondern auch über alle einschlägigen Sach-
zusammenhänge unterrichtet ist. 

(Schily [GRÜNE]: Aber sechs Jahre rei- 
chen!) 

— Auf den Zeitraum komme ich. — Denn oft hat 
nur ein Teil der von den Vertragspartnern geführ

-

ten Verhandlungen und der von jedem Vertrags

-

partner angestellten Erwägungen in dem förmli-
chen Text des Vertrages seinen Ausdruck gefunden. 
Das Initiativrecht der Bundesregierung hinsichtlich 
des Zustimmungsverfahrens für völkerrechtliche 
Verträge muß also auch aus diesem Grunde unan-
getastet bleiben. 

Schließlich sollte nicht verkannt werden, daß das 
mit dem vorliegenden Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingeschlagene Verfahren dazu zwingen 
würde, die gesamte vorbereitende Arbeit, die sonst 
innerhalb der Ressorts der Bundesregierung er-
folgt, nachträglich in den Ausschüssen des Parla-
ments abzuwickeln, weil den Initiativanträgen die 
für die Beurteilung des Vertrages und seiner Zu-
sammenhänge unerläßliche Denkschrift nicht bei-
gefügt ist. Damit wäre — dies mag man als Argu-
ment akzeptieren oder nicht — objektiv aber eine 
erhebliche zusätzliche Belastung der Abgeordneten 
in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
verbunden. 

(Dr. Scheer [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatsminister, ich 
frage Sie noch einmal, ob Sie eine Zwischenfrage 
gestatten. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich möchte gern den Gedanken zunächst im Zusam-
menhang vortragen. 

Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell, daß Sie 
keine Zusatzfragen zulassen? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich werde gleich signalisieren, wann ich auf Fragen 
eingehen möchte. 

Nachdem aber der Ältestenrat des Bundestages 
die Empfehlung ausgesprochen hat, den vorliegen-
den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 
dem Auswärtigen Ausschuß zur weiteren Behand-
lung und Beratung zuzuweisen, möchte die Bundes-
regierung diesem Verfahrensvorschlag nicht wider-
sprechen. Sie wird jedoch ihre Auffassung zur ver-
fassungsrechtlichen Lage auch in den Beratungen 
des Auswärtigen Ausschusses weiter vertreten. 

Lassen Sie mich nun zweitens in der Sache fol-
gendes sagen. Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE 
GRÜNEN trägt das Datum des 23. September 1983, 
der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
das Datum des 28. September 1983. Seither, also 
jetzt seit etwa sechs Monaten hat die Bundesregie-
rung mehrfach öffentlich ihre Absicht bekräftigt, 
die Zusatzprotokolle von 1977 zu den Genfer Ab-
kommen von 1949 noch in dieser Legislaturperiode 
dem Parlament zur Zustimmung zuzuleiten. Ich er-
innere daran, daß die GRÜNEN in ihrer Großen 
Anfrage „Kriegsvölkerrechtliche Verträge" die Bun-
desregierung gefragt haben, ob sie beabsichtige, das 
Zustimmungsverfahren noch in dieser Wahlperiode 
einzuleiten. Darauf hat die Regierung mit klarem 
Ja geantwortet. In der Aussprache über diese Gro-
ßen Anfragen am 14. Oktober 1983 hat, wie hier 
schon erwähnt worden ist, mein Kollege Dr. Mertes 
erklärt, daß die Bundesregierung auf Grund des 
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Standes der Konsultationen im Nordatlantischen 
Bündnis jetzt in der Lage ist und die feste Absicht 
hat, dem Deutschen Bundestag das Zustimmungs-
gesetz noch in dieser Legislaturperiode zuzuleiten. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aber Herr 
Möllemann, Sie haben da Stuß erzählt!) 

Ich möchte Ihnen hier und heute zusichern, daß die 
Bundesregierung an diesem Zeitplan unverändert 
festhält. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung hat immer wieder erklärt, 
daß bei allen, mit der Ratifizierung der Zusatzproto-
kolle zusammenhängenden Fragen für uns der 
rechtlichen und politischen Abstimmung mit unse-
ren Bündnispartnern besondere Bedeutung zu-
kommt, da wir ein Staat sind, auf dessen Territo-
rium Truppen anderer Bündnispartner stationiert 
sind. Die entsprechenden Konsultationen im Rah-
men des Nordatlantischen Bündnisses konnten im 
vergangenen Jahr zu einem Abschluß gebracht wer-
den. Der Bundessicherheitsrat ist mit den Ergebnis-
sen dieser Konsultationen derzeit beschäftigt. 

Die Bundesregierung wird den parlamentari-
schen Gremien den Entwurf des Zustimmungsge-
setzes zusammen mit der Denkschrift zuleiten, die 
die Haltung der Bundesregierung zu den Fragen 
der Auslegung und Anwendung der Zusatzproto-
kolle darstellt und dabei den Ergebnissen der Kon-
sultationen mit unseren Bündnispartnern Rech-
nung trägt. 

Auch die Arbeiten an der Denkschrift sind bereits 
weit fortgeschritten. Die Bundesregierung wird sich 
bemühen, das Ratifikationsverfahren noch im 
Laufe dieses Jahres einzuleiten. Das nähere hierzu 
werden wir gerne im Auswärtigen Ausschuß erläu-
tern. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Gebets

-

mühle!) 

— Herr Kollege Fischer, wenn Sie sagen, meine 
Ausführungen klängen wie eine Gebetsmühle, muß 
ich Ihnen sagen, daß ich bei Ihren Ausführungen 
schon gelegentlich etwas härtere Bemerkungen ge-
hört habe. Es gibt in Augsburg einen Jahrmarkt — 
ähnlich dem Münchener Oktoberfest —, der heißt 
„der Plärrer". Ich weiß nicht, warum mir das im 
Moment einfällt, aber gelegentlich denke ich dar-
an. 

Die Zeitvorstellungen, die ich Ihnen eben erläu-
tert habe, meine verehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, zeigen im übrigen 
auch, daß alle Besorgnisse grundlos sind, die Bun-
desregierung könne die Ratifizierung der Zusatz-
protokolle nicht mit dem Nachdruck betreiben, der 
wegen der großen Bedeutung dieses Vertragswerks 
für die Bestätigung und die Weiterentwicklung des 
humanitären Kriegsvölkerrechts angebracht ist. In-
soweit geht der Entschließungsantrag der SPD-
Fraktion, wenn er den Eindruck erweckt, als falle 
der Bundesregierung eine bewußte Verzögerung 
zur Last, an der Sache vorbei. Diejenigen Mitglie-
der der SPD-Fraktion, die bis zum Herbst 1982 Re-

gierungsverantwortung getragen haben — ich den-
ke, Herr Kollege Matthöfer, für Sie wird dies sicher-
lich auch gelten —, werden sich noch gut daran 
erinnern, welche schwierigen Fragen, insbesondere 
durch das erste Zusatzprotokoll aufgeworfen wor-
den sind. Das war der Grund, weshalb die Vorgän-
gerregierung seinerzeit nicht schneller als in der 
gegebenen Zeit zu einem Ergebnis gekommen ist. 

Ungeachtet dessen hat sich die Bundesregierung 
das Ziel gesetzt, das Zustimmungsverfahren bald 
einzuleiten. Sie tut dies nicht, weil sie etwa mit 
einem Krieg in Mitteleuropa rechnet. Die Bundes-
regierung vertraut darauf, daß die Strategie der 
Sicherung des Friedens und unserer Freiheit in 
Europa, 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

die diesem Kontinent seit nunmehr fast vier Jahr-
zehnten einen Konflikt erspart hat, ihre friedenser-
haltende Kraft auch weiterhin behalten wird. Ange-
sichts der beklagenswerten Realität zahlreicher 
konventioneller Konflikte in unserer heutigen Welt 
sieht es die Bundesregierung aber als ihre Aufgabe 
an, das Bewußtsein von der Bedeutung des humani-
tären Kriegsvölkerrechts zu stärken. Sie weiß sich 
hierbei insbesondere mit dem Deutschen Roten 
Kreuz einig. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatsminister, ich 
muß Sie fragen: Lassen Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Scheer zu? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Gleich; wenn ich das für richtig halte, werde ich das 
signalisieren. 

(Lachen bei der SPD) 

— Dieses Recht habe ich ja.  

(Schily [GRÜNE]: Ja, das Recht haben 
Sie!) 

Ich wollte nun zu drei Argumenten und Fragen 
kommen, die aus den Reihen der Opposition gestellt 
worden sind. Ich bin auch gern bereit, dabei dann 
auf Zusatzfragen einzugehen. Mir lag daran, diesen 
Sachzusammenhang aus meiner Sicht darzustel-
len. 

Der Abgeordnete Schily hat gefragt, weshalb 
denn die Nuklearwaffen in diesem Vertragswerk 
diese Sonderrolle spielten, nämlich ausgenommen 
zu sein. 

(Schily [GRÜNE]: Die sind nicht ausge

-

nommen; sie sollen von Ihnen ausgenom

-

men werden!) 

— Nein, nein, sie werden in einem bestimmten Um-
fang anders behandelt als die konventionellen Waf-
fen. — Eine vollständige Einbeziehung im gleichen 
Sinne wie die konventionellen Waffen war bei nüch-
terner Betrachtung des Willens der Nuklearmächte 
nicht zu erreichen. Hätten wir darauf bestanden, 
wäre es das Ergebnis gewesen, daß dieses Protokoll 
weder von der östlichen noch von der westlichen 
Seite, was die Nuklearmächte angeht, im gegebe-
nen Zeitrahmen hätte erreicht werden können. Dies 
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trifft beide Seiten, alle Nuklearmächte, wie nachzu-
lesen ist. 

Sie, Herr Schily, haben des weiteren, was legitim 
ist, die Debatte über dieses Zusatzprotokoll mit Ih-
rer auch an anderer Stelle, zuletzt bei der Debatte 
über den Doppelbeschluß, vorgetragenen Grund-
satzkritik an der Rolle der Nuklearwaffen in der 
Verteidigungsstrategie überhaupt angereichert. 
Auch in einigen Bemerkungen des Kollegen Profes-
sor Soell klang diese Kritik an. Abgesehen davon, 
Herr Kollege Soell, daß wir jedenfalls bislang ge-
meinsam eine Strategie vertreten haben, die ab-
sichtsvoll Nuklearwaffen zur Abschreckung vom 
Krieg einbezogen hat, möchte ich darauf hinweisen, 
daß in der Tat der Grundsatzdissens in dieser Frage 
nach meinem Eindruck nicht überwindbar ist. 

Die Fraktion der GRÜNEN und möglicherweise 
auch einige Sozialdemokraten vertreten grundsätz-
lich die Position, Nuklearwaffen hätten auf Grund 
ihrer verheerenden Vernichtungswirkung keinerlei 
Legitimation. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es gebe keinerlei sicherheitspolitisches Konzept, in 
dem Nuklearwaffen, welche auch immer, eine Legi-
timation haben könnten. 

(Schily [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Es ist mir nur wichtig, diese Grundsatzposition auf 
der einen Seite zu sehen und dem jene Grundsatz-
position gegenüberzustellen, die bislang alle Frak-
tionen dieses Hauses und alle Bundesregierungen 
vertreten haben, nämlich daß die Wahrscheinlich-
keit, jede Art von Krieg verhindern zu können, in 
der gegebenen weltpolitischen Lage, beim gegebe-
nen Gegenüber der beiden großen Blöcke nach un-
serer Überzeugung durch die Androhung der Ver-
nichtungswirkung von Nuklearwaffen größer ist als 
bei dem vollständigen einseitigen oder beiderseiti-
gen Verzicht auf Nuklearwaffen unter gleichzeiti-
gem Fortbestand der konventionellen Potentiale. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unsere Befürchtung ist — darüber haben wir hier 
öfter gesprochen, und das ist der Grundsatzdisput, 
der immer wieder neu ausgetragen wird —, daß der 
Verzicht auf Nuklearwaffen bei Fortbestand kon-
ventioneller Potentiale in der Größenordnung, wie 
wir sie heute haben — niemand wird sagen können, 
daß diese Potentiale in allernächster Zeit in Ost und 
West dramatisch reduziert werden —, in den Köp-
fen der Planer, seien sie Militärs oder Politiker, zu 
dem Schlimmsten führen könnte, was uns passie-
ren kann, nämlich daß der Krieg wieder als mit 
begrenztem Risiko führbar erscheint. 

(Schily [GRÜNE]: Das ist doch immer die 
Diskussion, Herr Möllemann!) 

Von einer solchen Situation haben wir mehr Sorge 
als vor der Situation der Anwendung von Nuklear-
waffen für den Fall, daß die Abschreckung versagt. 
Aus diesem Dilemma kommen wir nicht heraus. 

(Schily [GRÜNE]: Wollen Sie wieder zur 
massiven Vergeltung zurück?) 

— Herr Schily, wir kommen aus dem Dilemma 
nicht heraus, das auch darin besteht, daß wir welt-
weit unablässig, auch gegenwärtig, zwischen Staa-
ten, die nicht auf Atomwaffen zurückgreifen kön-
nen, die nur konventionell bewaffnet sind, verhee-
rende Kriege erleben, während wir hier, wo West 
und Ost über diese Waffen verfügen, wohl auch — 
bestimmt nicht nur — deshalb den Zustand des 
Nicht-Krieges, des negativen Friedens, haben. Mir 
fehlt bei Ihnen die halbwegs gesicherte Beschrei-
bung eines sicherheitspolitischen Konzepts, das 
Ihre Kritik an der Rolle der Nuklearwaffen mit der 
Darstellung von Möglichkeiten verbindet, minde-
stens diesen negativen Frieden beizubehalten und 
nicht Gefahr zu laufen, in Kriegführungsstrategien, 
riskante Gedankengänge abzugleiten, wie sie an an-
deren Stellen dieser Welt Gang und Gäbe sind. 

(Schily [GRÜNE]: Die Abschreckungsdok

-

trin ist eine Kriegführungsdoktrin!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten  Voigt?  

Möllemann, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen: Bitte. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es 
neben der einen von Ihnen beschriebenen Position 
des in bestimmten Fällen auch einseitigen Aus-
stiegs aus der nuklearen Abschreckung, des unkon-
ditionierten Nein zur nuklearen Abschreckung und 
der anderen von Ihnen beschriebenen Position des 
unkonditionierten Ja zur nuklearen Abschreckung 
auch die dritte Position gibt, nämlich daß man ver-
suchen muß, das Prinzip der nuklearen Abschrek-
kung einerseits durch Veränderung der Militärstra-
tegien, aber andererseits primär durch Verände-
rung des politischen Konflikts zwischen Ost und 
West schrittweise zu Überwinden, wobei man von 
der bestehenden nuklearen Abschreckung als Rea-
lität ausgeht, aber eine Perspektive einer graduel-
len und gradualistischen Überwindung derselben 
durch eine Kombination von militärischen und poli-
tischen Strategien hat? Dies ist die politische Per-
spektive der Sozialdemokratie. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Wenn das die politische Perspektive der Sozialde-
mokraten ist, dann habe ich das Gefühl, daß das die 
politische Perspektive des ganzen Hauses mit Aus-
nahme der GRÜNEN ist. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Genau das ist die Leitlinie, die auch die Bundesre-
gierung vertritt: auf einen Zustand hinzuarbeiten, 
in dem es zwischen West und Ost zu einem immer 
dichteren Geflecht von Beziehungen, Vereinbarun-
gen, Abreden und Verbindungen kommt — das ist 
der Grundgedanke der KSZE, Sicherheit durch Zu-
sammenarbeit zu verwirklichen —, das es ermög-
licht, die Rolle der Waffen allgemein und speziell 
die der Nuklearwaffen immer mehr zu reduzieren. 
Das ist selbstverständlich. Nur die Frage, die hier 
aufgeworfen ist, ist doch eine grundsätzlich andere. 
Die Fundamentalposition, die hier vorgetragen 
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wird, lautet: Auch bei den heute gegebenen Kräfte-
verhältnissen sind Nuklearwaffen nicht akzeptabel. 
— Das ist der Unterschied, der deutlich herausgear-
beitet werden muß, in dem wir kontrovers gegen-
überstehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatsminister, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Schily? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja sicher, bitte. 

Schily (GRÜNE]: Herr Möllemann, ich hätte von 
Ihnen gerne gewußt — wenn das alles so klar ist, 
wie Sie meinen —, welche konkreten Schwierigkei-
ten nun nach der Unterzeichnung des Abkommens 
bestanden haben, die der Einleitung des Ratifizie-
rungsverfahrens entgegengestanden haben? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich sagte bereits, daß es einen sehr engen Konsulta-
tionsprozeß mit unseren Verbündeten gegeben hat, 
und es liegt in der Natur der Sache, daß Konsulta-
tionen dieser Art von keiner Regierung im Detail 
auf dem offenen Markt ausgetragen werden. Das 
wird auch weiterhin so bleiben. Ich habe vorhin in 
meiner Rede gesagt, daß wir bestimmte Abläufe in 
der Denkschrift darstellen werden, die dann auch 
der Öffentlichkeit zugänglich ist, aber bestimmte 
Details der Konsultationsprozesse natürlich nur im 
Ausschuß berichten werden. Das ist eine Usance, 
die im internationalen Bereich allgemein üblich ist. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Schily? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Bitte. 

Schily (GRÜNE): Meinen Sie nicht, Herr Staats-
minister Möllemann, daß gerade in einem solch 
empfindlichen Bereich, wo es um die Sicherheitsin-
teressen der Bevölkerung geht, die Menschen An-
spruch auf Aufklärung haben, was denn nun der 
Ratifizierung eines so wichtigen völkerrechtlichen 
Abkommens entgegensteht? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich glaube, daß die Menschen vor allen Dingen ein 
Interesse daran haben, daß diese Ratifizierung 
möglichst bald erfolgt. An diesem Ziel und auch an 
dem Ziel, daß die Ratifizierung möglichst nicht nur 
bei uns erfolgen möge, orientiere ich mich in mei-
ner Verhaltensweise. Ich halte es da für zweckmä-
ßig, so zu verfahren, wie ich es vorgetragen habe. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Scheer? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Sicher. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Staatsminister, könnten 
Sie bestätigen, daß der einzige tatsächliche Grund  

für die Konsultationen und deren Langwierigkeit 
darin besteht, daß die beteiligten Länder genau wis-
sen, daß dieses Zusatzprotokoll mit den Nuklear-
waffen kaum oder wahrscheinlich nicht vereinbar 
ist oder daß es in dieser Richtung zumindest große 
Probleme gibt, und daß versucht wird, diese Unver-
einbarkeit möglicherweise mit einer Nuklearerklä-
rung auszuschalten, und daß hier die Probleme lie-
gen? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein, ich kann Ihnen nicht bestätigen, daß das das 
einzige Argument gewesen wäre. Erstens haben das 
meine Bemerkungen bereits deutlich gemacht, und 
zweitens werden das die Beratungen im Ausschuß 
noch weiter verdeutlichen. 

Ich möchte abschließend noch zu zwei weiteren 
Argumenten, die eben vorgetragen worden sind, 
Stellung nehmen. Von Ihnen, Herr Schily, ist gesagt 
worden, daß sich die Bundesrepublik Deutschland 
im Gegensatz zu westlichen Nuklearmächten da-
durch negativ auszeichne, daß ihr Territorium zum 
besonderen Einsatzgebiet von Nuklearwaffen wer-
den könne. Ich glaube, daß dies ein Trugschluß ist. 
Ich denke, daß über die Frage, auf wessen Territo-
rium in einem Konflikt Nuklearwaffen eingesetzt 
werden, der Konfliktgegner entscheidet, und ich 
habe nach aufmerksamer Lektüre der Nuklearstra-
tegie der Sowjetunion nicht den geringsten Zweifel, 
daß diese ihre Zielplanung ganz sicherlich nicht auf 
ein Land alleine gerichtet hat, sondern in besonde-
rer Weise auf solche Staaten, in deren Hand die 
Verfügungsgewalt über Nuklearwaffen liegt. Das ist 
auch logisch, denke ich. 

Das letzte, was ich sagen wollte, betrifft — neben 
Herrn Kollegen Soell und eigentlich auch, was die 
Zwischenfragen angeht, Herrn Kollegen Scheer  — 
die  Sozialdemokraten allgemein. Ich empfinde es 
als einer derjenigen, die längere Zeit im Verteidi-
gungsausschuß mit mehreren von Ihnen zusam-
mengearbeitet haben, einigermaßen bedrückend, in 
welcher beachtlichen Weise Sie — vom Tempo wie 
auch von der Substanz in der Sache her — funda-
mentale Positionen unserer Sicherheitspolitik, die 
Sie gemeinsam mit uns formuliert haben, heute 
über Bord werfen. 

(Schily [GRÜNE]: Sie scheinen ja auch ein 
Fundamentalist zu sein, Herr Möllemann!) 

Ich glaube, daß Sie sich wirklich entscheiden müs-
sen, ob Sie Ihrem räumlichen Nachbarn um jeden 
Preis in jeder Position folgen müssen oder ob Sie 
Ihre sicherheitspolitische Seriosität wiedererlangen 
wollen. Mein Eindruck ist, daß die Art und Weise, 
wie beispielsweise der Vorsitzende der SPD-Bun-
destagsfraktion in einer der zentralen Fragen der 
Sicherheitspolitik wenige Tage vor der letzten Bun-
destagswahl Grundsatzpositionen aufgegeben bzw. 
um sie herumgewackelt hat, einer der Gründe dafür 
gewesen ist, daß die Wahl am 6. März so ausgegan-
gen ist, wie sie ausgegangen ist. 

Ich danke Ihnen für Ihr Zuhören. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen zu den 
Tagesordnungspunkten 6 a und 6 b an den Auswär-
tigen Ausschuß zu überweisen. Interfraktionell ist 
darüber hinaus die Überweisung beider Vorlagen 
an den Rechtsausschuß und den Verteidigungsaus-
schuß zur Mitberatung vereinbart worden. Sind Sie 
mit den vorgeschlagenen Überweisungen einver-
standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Kübler, Bachmaier, Dr. Emmerlich, Fi-
scher (Osthofen), Klein (Dieburg), Lambinus, 
Schmidt (München), Schröder (Hannover), 
Dr. Schwenk (Stade), Stiegler, Dr. de With, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über den 
Widerruf von Haustürgeschäften und ähnli-
chen Geschäften 
— Drucksache 10/584 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ich erteile dem Abgeordneten Porzner das Wort 
zu einem Geschäftsordnungsantrag nach § 29 unse-
rer Geschäftsordnung. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Im Ältestenrat ist vereinbart wor-
den, daß zu diesem Tagesordnungspunkt eine Aus-
sprache stattfindet. Ich bitte Sie, es mir zu ersparen, 
zu erklären, warum ich den Antrag stelle, diesen Ge-
setzentwurf ohne Aussprache an den Ausschuß zu 
überweisen, und ich bitte Sie ferner darum, sich bei 
der Abstimmung so zu verhalten, daß der Präsident 
beim Auszählen keine Probleme bekommt. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
Sie haben den Antrag vernommen, Punkt 7 der Ta-
gesordnung ohne Aussprache abzuhandeln. Ich 
stelle den Antrag zur Abstimmung. Wer für den 
Antrag ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenstimmen! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
damit angenommen. 

Wir kommen jetzt zu den Ausschußüberweisungen. 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 10/584 an den Rechtsausschuß zur feder-
führenden Beratung und an den Ausschuß für Wirt-
schaft zur Mitberatung zu überweisen. Sind Sie mit 
den vorgeschlagenen Überweisungen einverstanden? 
— Das ist der Fall. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet 
des Urheberrechts 
— Drucksache 10/837 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Ich erteile auch hier dem Abgeordneten Porzner 
das Wort zu einem Geschäftsordnungsantrag nach 
§ 29 der Geschäftsordnung. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Ich bitte aus den 
gleichen Gründen, die ich zum vorhergehenden Ta-
gesordnungspunkt erwähnt habe, auch in diesem 
Fall von der Vereinbarung, die der Ältestenrat ge-
troffen hat, abzusehen und auch diesen Tagesord-
nungspunkt ohne Aussprache zu behandeln und 
den Gesetzentwurf dem Ausschuß zu überweisen. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich lasse über den Geschäftsordnungsantrag ab-
stimmen. Wer dem Geschäftsordnungsantrag seine 
Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zu den Überweisungsvorschlä-
gen. Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/837 zu überweisen, zur federfüh-
renden Beratung an den Rechtsausschuß und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft und 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft sowie 
zur Beratung gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung 
an den Haushaltsausschuß. Sind Sie mit den vorge-
schlagenen Überweisungen einverstanden? — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Neuregelung der Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses 
— Drucksache 10/476 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/476 zu überweisen, 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit, 
den Ausschuß für Forschung und Technologie und 
den Haushaltsausschuß. Sind Sie mit den vorge-
schlagenen Überweisungen einverstanden? — Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 20 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/898 — 

Das Wort wird nicht begehrt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses, die in der Sammelübersicht 20 enthalte-
nen Anträge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenstim- 
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men? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses ist angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 bis 13 auf: 

11. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 10/895 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Lammert 

12. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 10/896 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Broll 

13. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 10/897 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Buschbom 

Gleichzeitig rufe ich den Zusatzpunkt 2 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 10/924 —  

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Kübler 

Das Wort wird nicht begehrt. 

Wer den Beschlußempfehlungen des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
auf den Drucksachen 10/895, 10/896, 10/897 und 
10/924 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlungen des Ausschusses 
sind angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Ubersicht 4 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 10/888 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Stark (Nürtingen) 

Wird das Wort begehrt? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 10/888, von einer 
Äußerung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in 
der vorgenannten Drucksache aufgeführten Streit-
sachen vor dem Bundesverfassungsgericht abzuse-
hen. Sind Sie damit einverstanden? — Es erhebt 
sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 27. Januar 
1984, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.44 Uhr) 

Berichtigung 

47. Sitzung, Seite 3377 A, 24. Zeile: Statt „in den letz-
ten Tagen ..." ist zu lesen: „in den letzten Fra-
gen ..." 
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Gallus 27. 1. 
Gerstl (Passau) * 27. 1. 
Handlos 27. 1. 
Hartmann 27. 1. 
Dr. Hauchler 27. 1. 
Freiherr Heereman von Zuydtwyck 27. 1. 
Heimann 27. 1. 
Herkenrath 27. 1. 
Jansen 27. 1. 
Kolbow ** 27. 1. 
Kretkowski 27. 1. 
Dr. h. c. Lorenz 27. 1. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 27. 1. 
Dr. Müller * 27. 1. 
Petersen ** 27. 1. 
Roth (Gießen) 27. 1. 
Schlatter 26. 1. 
Schmidt (Hamburg) 27. 1. 
Frau Schoppe 27. 1. 
Schröder (Lüneburg) 27. 1. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim * 27. 1. 
Spilker 27. 1. 
Dr. Stark (Nürtingen) 27. 1. 
Steiner 26. 1. 
Stücklen 27. 1. 
Vahlberg 27. 1. 
Verheugen 27.1. 
Vosen 26. 1. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 10/

-

908 Fragen 39 und 40): 

Sieht die Bundesregierung in dem Rückgang der Feucht-
gebiete eine Gefahr für die Wiesenvögel, wenn ja, wird sie 
sich - gegebenenfalls unter finanzieller Beteiligung - für 
die Einrichtung großflächiger, wenn notwendig auch Bundes-
länder übergreifender Naturschutzgebiete einsetzen? 

Könnten nach Auffassung der Bundesregierung durch die 
Ausweisung zusammenhängender, zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR grenzübergreifender Na

-

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

turschutzgebiete neue Lebensräume für Tiere und Pflanzen 
geschaffen werden, wenn ja, hat die Bundesregierung mit 
der DDR darüber verhandelt oder wird sie verhandeln? 

Zu Frage 39: 

Mit dem Rückgang der Feuchtgebiete ist eine Ge-
fahr für Wiesenvögel ebenso wie für andere Vögel, 
die auf solche Lebensstätten angewiesen sind, ver-
bunden. Maßnahmen zum Schutz der Biotope wie 
z. B. die Einrichtung von Naturschutzgebieten, sind 
Aufgaben der Bundesländer. Das gilt auch für groß-
flächige, Bundesländergrenzen übergreifende Na-
turschutzgebiete. 

Die Bundesregierung hat insgesamt nur geringe 
Möglichkeiten zur Mitwirkung beim Biotopschutz. 

So setzt sie sich insbesondere beim Beschluß 
über die Fördergrundsätze der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü-
stenschutzes" für die Berücksichtigung der Natur-
schutzbelange ein. Die Durchführung der Gemein-
schaftsaufgabe fällt in die ausschließliche Zustän-
digkeit der Bundesländer. 

Eine direkte finanzielle Förderung ist im Rah-
men der „Errichtung und Sicherung schutzwürdiger 
Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaat-
lich repräsentativer Bedeutung" möglich. Hierbei 
ist jedoch auf die strengen Förderungsvorausset-
zungen und den geringen Mittelansatz von derzeit 4 
Millionen DM hinzuweisen. 

Zu Frage 40: 

Die Ausweisung geeigneter Gebiete in der Bun-
desrepublik Deutschland und in der DDR als zu-
sammenhängende Naturschutzgebiete wäre unter 
bestimmten Voraussetzungen zur Sicherung der 
Lebensräume von schützenswerten Pflanzen und 
Tieren auch nach Auffassung der Bundesregierung 
sinnvoll. Die Bundesregierung wäre daher, u. a. 
auch aus diesem Grunde an einer Zusammenarbeit 
in Fragen des Naturschutzes mit der DDR grund-
sätzlich interessiert. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 10/908 
Frage 41): 

Wieviel Tonnen Obst und Gemüse wurden im Wirtschafts-
jahr 1981/82 in der EG vom Markt genommen (interveniert), 
und wie wurden diese elf Produkte verwendet? 

Im Wirtschaftsjahr 1981/82 waren in der EG für 
die Intervention nur neun Produkte zugelassen. 
Eine Erweiterung auf elf Produkte erfolgte erst im 
Wirtschaftsjahr 1982/83. 

Nach Angaben der EG-Kommission wurden im 
Wirtschaftsjahr 1981/82 in der EG insgesamt rd. 
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812 000 t Obst und Gemüse interveniert. Von dieser 
Menge wurden 

an Sozialeinrichtungen abgegeben 	rd. 49 000 t 
verfüttert 	 rd. 159 000 t 
zu Alkoholherstellung verwendet 	rd. 126 000 t 
vor Verwendung unbrauchbar 	rd. 477 000 t 
Von der gesamten intervenierten Menge in der EG 
von rd. 812 000 t entfielen nur 439 t auf die Bundes-
republik Deutschland; das sind 0,05%. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Schweinfurt) (SPD) (Druck-
sache 10/908 Fragen 42 und 43): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich in der Bun-
desrepublik Deutschland die Geflügelhaltung ebenso wie die 
Schweinezucht und -mast mehr und mehr vom landwirt-
schaftlichen Familienbetrieb zu gewerblich betriebenen 
Großanlagen verlagert, und was gedenkt sie zu unterneh-
men, um den Erhalt der landwirtschaftlichen Betriebe zu för-
dern? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die landwirt-
schaftlichen Betriebe in diesem Bereich gegenüber den ge-
werblichen Großbetrieben benachteiligt sind, und ist sie be-
reit, hier unverzüglich für Wettbewerbsgleichheit zu sorgen? 

Zu Frage 42: 

Eine Verlagerung zu gewerblichen Großbestän-
den hat vor allem in der Geflügelhaltung stattge-
funden. Bereits seit einigen Jahren dürfte die Mast-
hühnerhaltung zu etwa 70 bis 80 % und die Legehen-
nenhaltung zu mehr als 50% in Haltungen betrie-
ben werden, die nach den Abgrenzungen des Be-
wertungsgesetzes als gewerblich gelten. Genaue 
Zahlenangaben liegen hierüber nicht vor. In der 
Viehzählungsstatistik wird nicht gesondert erfaßt, 
ob größere Viehbestände im steuerlichen Sinne 
landwirtschaftlich oder gewerblich sind. 

In der Schweinehaltung wurden die Bestandsauf-
stockungen bisher zum allergrößten Teil in land-
wirtschaftlichen Betrieben vorgenommen. Das gilt 
insbesondere für die Sauenhaltung. In jüngster Zeit 
sind jedoch auch Einzelfälle von beabsichtigten 
Neugründungen gewerblicher Großbestände in der 
Schweinezucht bekanntgeworden. 

Die Bundesregierung will die Veredlungsproduk-
tion den bäuerlichen Betrieben erhalten. Eine Mög-
lichkeit für Maßnahmen hierzu liegt im steuerli-
chen Bereich. Geeignete Maßnahmen werden zur 
Zeit geprüft. Die Einführung von Bestandsober-
grenzen, durch die große Tierhaltungen gesetzlich 
verboten und Überschreitungen als Ordnungswid-
rigkeiten geahndet werden, strebt die Bundesregie-
rung u. a. aus verfassungsrechtlichen Gründen zur 
Zeit nicht an. 

Zu Frage 43: 

Gewerbliche Tierhalter haben gegenüber land-
wirtschaftlichen Betrieben eine Reihe von Nachtei-
len, u. a. Gewerbesteuerpflicht, Ausschluß von der 
Pauschalierung der Mehrwertsteuer sowie von ver-

schiedenen Vergünstigungen landwirtschaftlicher 
Betriebe bei der Einkommensteuer. Die Benachtei-
ligung gewerblicher Betriebe hat sich im Laufe der 
letzten Jahre verringert, insbesondere weil der Auf-
wertungsausgleich über die Mehrwertsteuer seit 
1981 nicht mehr besteht und die Gewerbesteuerfrei-
beträge angehoben wurden. Eine höhere Belastung 
landwirtschaftlicher Betriebe kann sich in einzel-
nen Fällen bisher bei der Grundsteuer ergeben, 
weil bei der landwirtschaftlichen Einheitsbewer-
tung Zuschläge wegen verstärkter Tierhaltung vor-
genommen werden. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und inwie-
weit durch Änderung im steuerlichen Bereich die 
Wettbewerbskraft der bäuerlichen Betriebe gegen-
über gewerblichen Betrieben gestärkt werden 
kann. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Drucksache 
10/908 Fragen 44 und 45): 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß viele Grenzlandbau

-

ern des Bayerischen Waldes sich in den letzten Jahren auf 
Grund staatlicher Empfehlungen auf die Milchwirtschaft 
konzentriert und das Risiko einer Betriebserweiterung mit 
jetzigem hohen Schuldendienst auf sich genommen haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Lage die-
ser Milchbauern, die wegen ihrer geographischen Heimat 
keine Ausweichmöglichkeit haben, angesichts der drohenden 
Milchkontingentierung vor dem Ruin zu bewahren? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß im Bayeri-
schen Wald, aber auch in anderen Regionen, in den 
letzten Jahren die Milchproduktion, z. B. aufgrund 
fehlender inner- und außerlandwirtschaftlicher Ein-
kommensalternativen, stark zugenommen hat. 
Empfehlungen zur Ausdehnung der Milchproduk-
tion hat die Bundesregierung nicht gegeben; im Ge-
genteil hat sie seit langem auf die Risiken eines 
weiteren Wachstums der Produktion hingewiesen. 

Um einen Zusammenbruch des EG-Milchmarktes 
zu verhindern, der gerade diese Regionen beson-
ders treffen würde, müssen deshalb wirksame Maß-
nahmen ergriffen werden, die die Überproduktion 
kurzfristig einschränken. Hierfür ist nach Auffas-
sung der Bundesregierung die Garantiemengenre-
gelung besonders geeignet, deren kurz- und mittel-
fristige einkommensmäßige Auswirkungen gerin-
ger sind als bei einer entsprechend wirksam ge-
stalteten Preissenkung oder Mitverantwortungs-
abgabe. 

Der große strukturelle Wandel dieser Regionen 
gerade in den letzten Jahren kann z. B. durch die 
Wahl eines zeitnahen Referenzzeitraumes für die 
Festlegung der einzelbetrieblichen Garantiemen-
gen berücksichtigt werden. 
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Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Bachmaier (SPD) (Drucksache 10/

-

908 Fragen 56 und 57): 
Zu welchem Prozentsatz wurden die Gläubiger des Sozial-

plans im Konkurs letztendlich befriedigt für den Zeitraum 
vor der Entscheidung des Großen Senats des Bundesarbeits-
gerichts vom 13. Dezember 1978 und nach diesem Zeitraum? 

Welchen wirtschaftlichen Wert mißt die Bundesregierung 
künftigen Sozialplanansprüchen im Lichte der vorgenannten 
Frage zu, nachdem der 2. Senat des Bundesverfassungsge-
richts mit Beschluß vom 19. Oktober 1983 die Urteile des 
Bundesarbeitsgerichts vom 19. Dezember 1979 aufgehoben 
hat? 

Zu Frage 56: 

Die Antwort auf diese Frage ist bereits in meiner 
Antwort auf die zweite Frage des Herrn Kollegen 
de With enthalten. Zahlen zu diesem Thema sind 
mir nur für die beiden Jahre 1979 und 1980 bekannt-
geworden, also für die Zeit nach dem Grundsatz-
beschluß des Großen Senats des Bundesarbeitsge-
richts zum Sozialplan im Konkurs im Dezember 
1978. Die Differenz zwischen der vereinbarten und 
der schließlich ausgeschütteten Entschädigung be-
trägt danach, wie gesagt, 6%. 

Zu Frage 57: 

Das Bundesverfassungsgericht hat die beiden 
Ausgangsverfahren zur erneuten Entscheidung an 
das Bundesarbeitsgericht zurückverwiesen. Die 
Entscheidung bleibt abzuwarten. Sollte das Bundes-
arbeitsgericht die Sozialplanforderungen jetzt in 
dieselbe Rangposition einreihen wie z. B. die Lohn-
rückstände aus der Zeit vom 7. bis 12. Monat vor 
Konkurseröffnung (die erste Rangstelle unter den 
Konkursforderungen), dann wäre dies keine allzu 
große Schlechterstellung gegenüber der Situation 
vor dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts. 
Sollte das Bundesarbeitsgericht demgegenüber für 
seine Gesetzesauslegung keine solche Möglichkeit 
mehr sehen, so wären Sozialplanansprüche bis zu 
einer gesetzlichen Neuregelung praktisch wertlos. 
Die Befriedigungsaussichten für die nicht bevor-
rechtigten Konkursgläubiger liegen heute durch-
schnittlich bei etwa 4 % der Forderungshöhe (nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes im Durch-
schnitt der Jahre 1975 bis 1981 3,77 %; vgl. Statisti-
sches Jahrbuch 1983, Ordnungsnummer 7.18.5). 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/908 
Fragen 58 und 59): 

Wie viele Sozialpläne in Konkursverfahren sind in den 
Jahren 1975 bis 1983 durch Anrufung der Einigungsstelle 
zustande gekommen, und in welchem Umfang ist die Eini-
gungsstelle im Durchschnitt von den Anträgen der Betriebs-
räte abgewichen? 

Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Rangordnung von Sozialplanabfindungen 
im Konkurs auf die Abwicklung bereits abgeschlossener und 
die Voraussetzungen für den Neuabschluß von Sozialplänen,  

und was wird die Bundesregierung tun, um die Arbeitneh-
mer, Gewerkschaften und Rechtsberater, die im Vertrauen 
auf die gefestigte Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
von der Vorrangigkeit von Sozialplanansprüchen ausgegan-
gen sind, vor Enttäuschungen dieses Vertrauens zu schüt-
zen? 

Zu Frage 58: 

Nach der Untersuchung der sozialwissenschaftli-
chen Forschungsgruppe am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht 
kann für die untersuchten Jahre 1979 und 1980 da-
von ausgegangen werden, daß das Verhältnis zwi-
schen Sozialplänen, die ohne Tätigwerden einer Ei-
nigungsstelle abgeschlossen werden, und solchen, 
die unter Einschaltung der Einigungsstelle zu-
stande kommen, im Konkursfall etwa 1 : 2 beträgt. 

Darüber, in welchem Umfang Einigungsstellen 
von den ursprünglich erhobenen Anträgen der Be-
triebsräte abgewichen sind, enthält die Untersu-
chung keine genauen Angaben. Ihr ist lediglich zu 
entnehmen, daß in aller Regel nur der Betriebsrat 
einen ausgearbeiteten Vorschlag unterbreitet, nicht 
dagegen der Konkursverwalter, und daß „gut 2 /3 
der Fälle", in denen die Einigungsstelle im Kon-
kursunternehmen tätig geworden ist, einvernehm-
lich abgeschlossen worden sind, also entweder ohne 
Spruch der Einigungsstelle oder durch einstimmi-
gen Beschluß. 

Zu Frage 59: 

Abfindungen aus Sozialplänen, die wegen des 
Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht 
nicht mehr abgewickelt wurden, werden wohl auch 
jetzt vom Konkursverwalter nicht ausgezahlt, so-
lange das Bundesarbeitsgericht über die Ausgangs-
prozesse nicht entschieden hat. Zumindest werden 
in solchen Fällen die Konkursverwalter zunächst 
nicht mehr als die für letztrangige Konkursforde-
rungen ermittelte Quote auszahlen wollen, sofern 
das nicht bereits geschehen ist. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zu den rechtli-
chen Voraussetzungen des Abschlusses von Sozial-
plänen in der zitierten Entscheidung nichts gesagt. 
In der Praxis dürfte sich der Neuabschluß von Sozi-
alplänen im Konkurs durch die weiterbestehende 
Rechtsunsicherheit nicht erleichtern; möglicher-
weise werden die Betriebsräte jetzt versuchen, hö-
here Forderungen durchzusetzen, da sie befürchten 
müssen, daß die Sozialplanforderungen nur zu ei-
nem sehr geringen Prozentsatz ausgezahlt werden. 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Vertrauen auf 
die gefestigte Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts ist zu bemerken: Der Beschluß des Großen 
Senats des Bundesarbeitsgerichts war im Schrift-
tum umstritten und seit 1980 vor dem Bundesver-
fassungsgericht angefochten. Das war den Kon-
kursorganen, den Gewerkschaften und ist auch Ih-
nen und Ihrer Fraktion bekannt, wie Ihr Gesetzent-
wurf zur Änderung der Konkursordnung zeigt. Zu 
dessen Begründung berufen Sie sich ja auf die 
Rechtsunsicherheit. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, die Insolvenz-
rechtsreform so rasch wie möglich voranzutreiben. 
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Ihr ist bekannt, daß Möglichkeit und Zweckmäßig-
keit einer angemessenen Zwischenlösung im Ge-
spräch sind. Selbstverständlich verschließt sich die 
Bundesregierung einer solchen Prüfung nicht. Sie 
neigt bisher der Auffassung zu, daß nur im Rahmen 
einer Gesamtlösung die Problematik der konkurs-
rechtlichen Behandlung der Sozialplanansprüche 
befriedigend geregelt werden kann. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Franke auf die Fragen des 
Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) (Drucksache 
10/908 Fragen 60 und 61): 

Welche Gründe sind bestimmend, Blitzschutzbetriebe zur 
Winterbau-Umlage heranzuziehen, für die auf Grund ihrer 
Zugehörigkeit zu bestimmten Handwerkszweigen feststeht, 
daß sie dem fachlichen Geltungsbereich der Bautarife nicht 
unterliegen und somit mangels der Tatbestandsvorausset-
zungen des § 83 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) Leistungen 
aus der Produktiven Winterbauförderung nicht oder nicht in 
vollem Umfang beanspruchen können? 

Welche wesentliche Belebung der Bautätigkeit in der 
Schlechtwetterzeit erwartet die Bundesregierung durch die 
Einbeziehung von Blitzschutzfirmen in die Produktive Win-
terbauförderung, wenn bekannt ist, daß dem inneren Blitz-
schutz immer größere Bedeutung zukommt und dieser von 
Firmen ausgeführt wird, die dem fachlichen Geltungsbereich 
der Bautarife nicht unterliegen? 

Betriebe, die Blitzschutzanlagen bauen, sind un-
abhängig davon, welchem Tarifbereich sie angehö-
ren, in die Winterbauförderung einbezogen und da-
her auch umlagepflichtig. Dies ergibt sich aus ei-
nem Urteil des Bundessozialgerichts vom 15. No-
vember 1979. Sie können daher die Leistungen der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
in Anspruch nehmen, sofern die gesetzlichen Vor-
aussetzungen dafür erfüllt sind. Die Voraussetzun-
gen für das Wintergeld und das Schlechtwettergeld 
— der Winterlohnausgleich sowie das Verbot der 
witterungsbedingten Kündigung — können nicht 
nur durch tarifliche Regelungen, sondern auch 
durch Betriebsvereinbarungen oder einzelvertragli-
che Vereinbarungen geschaffen werden. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die 
Betriebe des Blitzschutzbaus sich selbst nicht ein-
heitlich sehen. So sind zahlreiche Betriebe beim 
Baugewerbe organisiert und erfüllen die tariflichen 
Voraussetzungen für die Zahlung von Schlechtwet-
tergeld und Wintergeld. Sie zahlen auch Beiträge zu 
den Sozialkassen des Baugewerbes. Diese Betriebe 
haben ein Interesse daran, weiterhin in die Winter-
bauförderung einbezogen zu bleiben. Dem stehen 
die Betriebe gegenüber, die beispielsweise Mitglied 
in den Verbänden des Elektrohandwerks sind und 
deshalb durch die für sie geltenden tariflichen Re-
gelungen die Voraussetzungen des § 83 Arbeitsför-
derungsgesetz nicht erfüllen. Eine unterschiedliche 
Behandlung der Betriebe des Blitzschutzbaus ist 
nicht möglich. 

Die Bundesregierung geht bisher davon aus, daß 
Betriebe, die Blitzschutzanlagen bauen, überwie-
gend witterungsabhängige Arbeitsplätze haben, so  

daß deren Bautätigkeit in der Schlechtwetter-Zeit 
durch die Leistungen der Winterbauförderung in 
wirtschafts- oder sozialpolitisch erwünschter Weise 
belebt wird. Eine Änderung der tatsächlichen Ver-
hältnisse ist bisher nicht bekanntgeworden. Sollten 
sich die Verhältnisse grundlegend geändert haben, 
weil sich die Tätigkeit der Blitzschutzbaubetriebe 
ins Bauwerksinnere verlagert hat, wird die Bundes-
regierung überprüfen, ob die Bautätigkeit dieser 
Betriebe durch die Leistungen der Winterbauförde-
rung noch in erwünschter Weise belegt wird. Ich bin 
daher gerne bereit, Ihre Frage zum Anlaß zu neh-
men, den Verband Deutscher Blitzableiterfirmen 
um eine Stellungnahme hierzu zu bitten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 
10/908 Frage 62): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für Sol-
daten, Reservisten und ungediente Wehrpflichtige, die den 
Wehrdienst verweigern wollen, zu ihrem Recht zu kommen, 
obwohl Anerkennungsausschüsse und Prüfungskammern 
für sie noch nicht gebildet sind? 

Für die meisten Anträge Ungedienter, die seit 
Jahresmitte 1983 gestellt worden sind, ist das Bun-
desamt für den Zivildienst zuständig, das diese Tä-
tigkeit bereits aufgenommen hat. Die Ausschüsse 
und Kammern für Kriegsdienstverweigerung kön-
nen über Anerkennungsanträge erst entscheiden, 
wenn die — insgesamt 326 — kommunalen Vertre-
tungskörperschaften die ehrenamtlichen Beisitzer 
gewählt haben. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand werden die 
Wahlen vereinzelt schon im Januar, überwiegend 
im Februar und März, in einigen Fällen auch später 
stattfinden. Die Wehrersatzbehörden sind angewie-
sen, sicherzustellen, daß die Ausschüsse und Kam-
mern, sobald die Beisitzer gewählt sind, zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt die ersten Sitzungen 
durchführen. Die ersten Ausschüsse werden ihre 
Arbeit bereits in den kommenden Tagen aufneh-
men. 

Durch die vorübergehende Aussetzung der Ver-
handlungen wird das Grundrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung aus Gewissensgründen nicht in 
Frage gestellt. Eine Einberufung ist bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung über den Anerkennungsan-
trag grundsätzlich nicht möglich. Wehrpflichtige, 
die den Anerkennungsantrag erst nach der Einbe-
rufung oder einer Vorbenachrichtigung als Ersatz 
für Ausfälle gestellt und den Wehrdienst angetreten 
haben, können auf Antrag durch den nächsten Dis-
ziplinarvorgesetzten von der unmittelbaren Bedie-
nung der Waffe befreit werden. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Bastian (DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 10/908 Fragen 63 und 64): 

Billigt die Bundesregierung die zunehmende Tendenz zur 
Kritik an Politikern durch ranghohe Offiziere der Bundes-
wehr bei öffentlichen dienstlichen Veranstaltungen, wie sie 
z. B. in der Kritik General Zedlers an Oskar Lafontaine an-
läßlich einer Kommandoübergabe und General Pranges an 
den Abgeordneten Bastian anläßlich eines öffentlichen Ge-
löbnisses zum Ausdruck gekommen ist? 

In wie vielen Fällen und mit welchen Begründungen sind 
Soldaten der Bundeswehr seit dem 1. Januar 1981 Sicher-
heitsstufen lediglich wegen einer politischen Betätigung zu-
gunsten einer in der Bundesrepublik Deutschland zugelasse-
nen demokratischen Partei aberkannt worden? 

Zu Frage 63: 

Die Bundesregierung kann eine zunehmende 
Tendenz zur Kritik an Politikern durch ranghohe 
Offiziere der Bundeswehr bei öffentlichen dienstli-
chen Veranstaltungen nicht erkennen. Die von Ih-
nen angeführten Beispiele liegen beide weit zurück 
im letzten Jahr. In der Fragestunde am 14. Septem-
ber 1983 wurde ein Vorgang allein durch 17 Fragen 
und Antworten gewürdigt. 

Zu Frage 64: 

Wegen politischer Betätigung zugunsten einer de-
mokratischen Partei in der Bundesrepublik ist für 
Soldaten und für andere Bundeswehrangehörige 
seit 1. Januar 1981 in keinem Fall ein Sicherheitsbe-
scheid versagt bzw. aufgehoben worden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Voigt (Frankfurt) (SPD) (Druck-
sache 10/908 Frage 65): 

Plant die Bundesregierung — wie die Aviation Week & 
Space Technologie am 28. November 1983 berichtet — die 
Beschaffung von Martin Marietta Pershing-I-B-Raketen zum 
Preis von ca. 731 Millionen Dollar. 

Die Bundeswehr verfügt über das Raketensystem 
PERSHING I a, das bis Ende der 80er Jahre einsatz-
bereit sein wird. 

Eine Entscheidung über die mögliche Nachfolge 
für das System PERSHING I a steht noch nicht an. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Antretter (SPD) (Drucksache 
10/908 Fragen 66 und 67): 

Treffen in der Rems-Zeitung vom 9. November 1983 veröf-
fentlichte Informationen der baden-württembergischen Lan-
desregierung zu, denen zufolge der von den US-Streitkräften 
in Schwäbisch Gmünd/Unterbettringen-Lindenfeld geplante 
Bau einer Schießanlage „tot sei", oder ist die Information, die 
ich vom Bundesverteidigungsminister erhalten habe, richtig,  

daß die US-Streitkräfte das Vorhaben in der Absicht zurück-
gestellt haben, um zu prüfen, ob die vorgesehenen Einrich-
tungen an anderer Stelle errichtet werden können und das 
Bundesministerium der Verteidigung mit den amerikani-
schen Streitkräften nach einer Möglichkeit suchen werde, 
auf das Vorhaben zu verzichten? 

Wurde das Gespräch mit den amerikanischen Streitkräf-
ten — falls die Auskunft des Bundesverteidigungsministeri-
ums zutrifft — aufgenommen, und kann gegebenenfalls da-
von ausgegangen werden, daß die US-Streitkräfte auf das 
Vorhaben verzichten? 

Zu Frage 66: 

Die Antwort des Bundesministers der Verteidi-
gung vom 28. November 1983, nach der die Streit-
kräfte der Vereinigten Staaten das genannte Vorha-
ben zurückgestellt haben und prüfen, ob es an ande-
rer Stelle realisiert werden kann, beruht auf einer 
Absprache mit den Streitkräften der Vereinigten 
Staaten, die durch die zuständige Abteilung des Mi-
nisteriums und den persönlichen Einsatz von Bun-
desminister Dr. Wörner erreicht wurde. Der Inhalt 
des von Ihnen genannten Artikels in der Rems-Zei-
tung vom 9. November 1983 steht in keinem Wider-
spruch zu den Informationen, die Sie vom Bundes-
minister der Verteidigung erhalten haben. 

Zu Frage 67: 

Es wird zur Zeit in Baden-Württemberg mit Ver-
tretern des Landes nach einem geeigneten, mit den 
zivilen Belangen zu vereinbarenden Standort ge-
sucht, der auch für die im Raum Schwäbisch 
Gmünd stationierten US-Verbände nutzbar ist. Ein 
konkretes Ergebnis liegt bisher aber noch nicht 
vor. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Paterna (SPD) (Drucksache 
10/908 Frage 68): 

Gibt es Einwirkungen des Bundesministers der Verteidi-
gung auf die Hochschulen der Bundeswehr, Wehrdienstver-
weigerern keine Lehraufträge zu erteilen, oder sieht sich das 
Bundesministerium der Verteidigung -  umgekehrt veranlaßt, 
einer solchen Praxis entgegenzuwirken? 

Lehrbeauftragte gehören zum nebenamtlichen 
wissenschaftlichen Personal der HSBw. Der Lehr-
auftrag wird vom Präsidenten der HSBw auf Vor-
schlag der Fachbereiche und nach Zustimmung des 
akademischen Senats erteilt. Eine Genehmigung 
des BMVg ist nicht erforderlich. 

Das schließt jedoch nicht aus, daß das BMVg in 
sehr seltenen Einzelfällen bei der Personalauswahl 
mitwirkt. Dies ist zulässig, weil es sich bei der Ertei-
lung nebenamtlicher Lehraufträge ebenso wie bei 
der Einstellung des hauptamtlichen wissenschaftli-
chen Personals um eine Wahrnehmung der Perso-
nalhoheit des Bundes handelt und nicht um eine 
Frage der Hochschulautonomie. 
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Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 10/908 
Fragen 69 und 70): 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Planung neuer Un-
terkunfts- und Sozialgebäude in den Bundeswehrstandorten 
auf Mitberatung der Soldaten-, Unteroffiziers- und Offiziers-
vertreter einzuwirken, um die praktische Erfahrung und die 
Wünsche der späteren Benutzer in die Planung der Staats-
bauverwaltungen einfließen zu lassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seitens der Truppe 
lebhaft darüber geklagt wird, daß die Winterausrüstung hin-
sichtlich Stiefel, Handschuhe und Parka unzureichend sei, 
die Kampfstiefel für den Sommer geeignet, jedoch im Winter 
stark wasserdurchlässig seien und im Gegensatz zur Ausrü-
stung der US-Truppen keine Überschuhe aus Gummi zur 
Verfügung stünden und daß die Parkas nicht nur beim Wach-
dienst gegenüber den modernen Steppjacken (Thermojak-
ken) eindeutig schlechter im Wärmeschutz seien, und was 
gedenkt sie dagegen zu tun? 

Zu Frage 69: 

Unterkunfts- und Sozialgebäude werden auf der 
Grundlage militärischer Infrastrukturforderungen 
geplant. In diesen militärischen Infrastrukturforde-
rungen wurden selbstverständlich die Forderungen, 
Wünsche und Erfahrungen der Truppe berücksich-
tigt. 

Zu Frage 70: 
Alle Bekleidungsstücke der Soldaten der Bundes-

wehr werden nach den Forderungen der Truppe 
entwickelt, unter vergleichbaren Einsatzbedingun-
gen praktisch erprobt und erst beschafft und einge-
führt, wenn sie von der Truppe selbst für geeignet 
befunden worden sind. 

Eine getrennte Sommer- und Winterbekleidung 
ist nach der Bekleidungskonzeption der Bundes-
wehr jedoch nicht vorgesehen. Eine Anpassung 
auch bei einsatzähnlichen Übungen unter häufig 
wechselnden Witterungsbedingungen soll durch zu-
sätzliche, jedem Soldaten mögliche Kombination 
von vorhandener Ober- und Unterbekleidung erfol-
gen. 

Wenn es vereinzelt zu Klagen kommt, so bezie-
hen sich diese meist auf früher beschaffte Artikel, 
die aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit aufgetragen werden müssen. 

Der Kampfschuh z. B. erwies sich nach der Ein-
führung hinsichtlich des Nässe- und Kälteschutzes 
leider nicht als voll befriedigend. Dies wurde aber 
inzwischen erheblich verbessert. Auf dem Wege da-
hin haben allein an der Erprobung des Kampfschu-
hes mehrere Bataillone teilgenonnem. Inzwischen 
wurde auch ein verbesserter Handschuh eingeführt 
und die Soldaten wurden zum Regen- und Wind-
schutz mit einem wasserdichten Poncho ausgestat-
tet. Eine Entscheidung über die Einführung von 
Überschuhen aus Gummi wurde noch nicht getrof-
fen, da zur zeit Truppenversuche durchgeführt wer-
den. Es kann aber versichert werden, daß nach Vor-
lage der Ergebnisse die erforderlichen Maßnahmen 
zügig getroffen werden. 

Moderne Steppjacken dagegen sind für eine mili-
tärische Verwendung z. B. wegen leichter Brenn-

barkeit und hoher Reparaturanfälligkeit nicht ge-
eignet. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/908 
Fragen 71 und 72): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit der 
Wiedereinführung von Spikes-Autoreifen, wenn dadurch ei-
nerseits eine höhere Verkehrssicherheit und andererseits ge-
ringere Mengen von Streusalz erreicht würden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung die Einführung von 
Autobahngebühren, um damit eine neue Steuerquelle einzu-
führen? 

Zu Frage 71: 

Unter Berücksichtigung aller vorliegenden Er-
kenntnisse ist nicht beabsichtigt, Spikes-Reifen 
wieder zuzulassen, da Spikes das Unfallgeschehen 
in seiner Gesamtheit keineswegs positiv beeinflus-
sen. Auch bei einer Wiederzulassung der Spikes-
Reifen könnte auf das Streuen von Tausalz minde-
stens auf den Bundesfernstraßen nicht verzichtet 
werden, denn auch für Fahrzeuge des Güterfernver-
kehrs muß die Verkehrssicherheit gewährleistet 
sein. Zum Schutze der Umwelt wird schon heute die 
Tausalzmenge auf ein für die Verkehrssicherheit 
unabdingbares Mindestmaß beschränkt. 

Zu Frage 72: 

Nein. Ziel der Verkehrspolitik der Bundesregie-
rung ist es, eine gesamteuropäische Lösung zu fin-
den, die letztendlich die gebührenfreie Benutzung 
aller Straßen vorsieht. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/908 Fragen 73 und 74): 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die österreichische 
Bundesregierung die Kosten für Jahresmautkarten für Aus-
länder zwar gesenkt, aber gleichzeitig den Straßenverkehrs-
beitrag um 50 v. H. erhöht hat und somit sich keine Verbesse-
rungen für das Lastkraftwagen-Gewerbe ergeben? 

Was will die Bundesregierung dagegen tun? 

Zu Frage 73: 

Die Pressemeldungen treffen in bezug auf die 
Brenner-maut zu. Es trifft jedoch die allgemeine 
Aussage nicht zu, daß sich keine Verbesserung für 
das Lkw-Gewerbe ergäbe. In diesem Zusammen-
hang sind zwei Dinge zu unterscheiden: 

1. Was ist an Abgaben zu zahlen? 

2. Wie ist die Wettbewerbssituation zwischen deut-
schen und österreichischen Unternehmen? 
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Zur Abgabenhöhe ist zu bemerken, daß die Fol-
gen der Neuregelung ab 1. Januar 1984 für die ein-
zelnen Unternehmen unterschiedlich sind: Für Un-
ternehmen, die häufig Transitfahrten durchführen, 
lohnt sich der Erwerb der Jahresmautkarte. Sie 
zahlen weniger Mautgebühren als früher. Unter-
nehmen, die nur gelegentlich fahren, zahlen nicht 
weniger. Die Erhöhung des Straßenverkehrsbeitra-
ges von 0,25 öS/Tonnenkilometer auf 0,35 öS/Ton-
nenkilometer kann dazu führen, daß bestimmte Un-
ternehmen mehr Abgaben zahlen müssen als vor 
dem 1. Januar 1984. 

Zur Wettbewerbssituation ist zu berücksichtigen, 
daß bis zum 1. Januar 1984 österreichische Unter-
nehmen wesentlich besser gestellt waren als aus-
ländische, weil sie die stark verbilligte Jahresmaut

-

karte erwerben konnten. Dieser Wettbewerbsvorteil 
ist nunmehr abgebaut. 

Zu Frage 74: 

Bundesverkehrsminister Dr. Dollinger hat sofort 
nach Bekanntwerden der Pläne für eine Erhöhung 
des Straßenverkehrsbeitrages bei seinem österrei-
chischen Kollegen Lausecker Protest erhoben. 
Diese Frage wird in der deutsch-österreichischen 
Verkehrskommission weiter behandelt. 

Im übrigen darf auf die Antwort der Bundesregie-
rung vom 18. November 1983 auf die Frage des Ab-
geordneten Kohn (BT-Drucksache 10/689) sowie auf 
die Antworten vom 30. November 1983 auf Ihre Fra-
gen 31 und 32 (BT-Drucksache 10/683) verwiesen 
werden. Darin war ausgeführt worden, daß die Bun-
desregierung erforderlichenfalls u. a. von der Kün-
digungsmöglichkeit des Kraftfahrzeugsteuerbefrei-
ungsabkommens mit Österreich Gebrauch machen 
wird. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) 
(Drucksache 10/908 Frage 75): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Streckenab-
schnitte des Dortmund-Ems-Kanals für „1000-Tonnen-Schif-
fe" bis 1990 schiffbar gemacht werden? 

Der Dortmund-Ems-Kanal ist in ganzer Länge 
(d. h. einschließlich staugeregelter Mittelems und 
freier Tideems) von Dortmund bis Emden seit 1959 
für den Verkehr mit 1 000-t-Schiffen und sei 1968 für 
den Verkehr mit 1 350-t-Europa-Schiffen befahrbar. 

Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse des 
1 350-t-Schiffes werden einzelne Teilabschnitte des 
Dortmund-Ems-Kanals ausgebaut. Im Rahmen des 
am 16. Februar 1984 zur Unterzeichnung vorgesehe-
nen Änderungsabkommens zum ergänzenden Aus-
bau der westdeutschen Kanäle soll bis 1990 ein wei-
terer rd. 3 km langer Abschnitt bei Ladbergen aus-
gebaut werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 10/908 
Fragen 76 und 77): 

Wie ist im Bundeshaushalt 1983 im Land Baden-Württem-
berg der Mittelabfluß bei den Hauptbautiteln für Um-, Aus-
und Neubau von Bundesautobahnen und Bundesstraßen im 
Vergleich von Soll und Ist verlaufen, und welche Anteils-
quote an den Straßenbaumitteln des Bundes hat damit das 
Land Baden-Württemberg erreicht? 

Worin liegen gegebenenfalls die Ursachen für Differenzen 
zwischen Soll und Ist beim Mittelabfluß für Straßenbaumaß-
nahmen bei den Hauptbaumitteln im Land Baden-Württem-
berg? 

Dem Bundesminister für Verkehr liegen noch 
keine Unterlagen vor, die eine Beurteilung des 
Haushaltsablaufs im Jahre 1983 in Baden-Württem-
berg zulassen. Dies wird erst nach dem Jahresab-
schluß für den Haushalt 1983 voraussichtlich im Fe-
bruar dieses Jahres möglich sein. Ihre Fragen kön-
nen daher zur Zeit nicht beantwortet werden. Ich 
sage Ihnen eine schriftliche Antwort zu, sobald dies 
möglich ist. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/908 Frage 79): 

Welche konkreten Maßnahmen sind infolge des MARPOL-
Abkommens zur Verhinderung der Verschmutzung der 
Meere seit 1973 von den jeweiligen Bundesregierungen bis 
zum Inkrafttreten des Abkommens im Oktober 1983 eingelei-
tet worden? 

Von den jeweiligen Bundesregierungen sind eine 
Reihe von Maßnahmen getroffen worden, um zum 
völkerrechtlichen Inkrafttreten des MARPOL-
Übereinkommens beizutragen und es national 
wirksam durchzuführen. Nachdem es unter maß-
geblicher Beteiligung der Bundesregierung durch 
die Tankersicherheitskonferenz 1978 gelungen war, 
Schwierigkeiten auszuräumen, die der Ratifikation 
durch die Staaten entgegenstanden, diente die Fol-
gezeit insbesondere der nationalen Vorbereitung 
zur Inkraftsetzung des Übereinkommens. Die ge-
troffenen Maßnahmen in allen Einzelheiten darzu-
legen, würde den Rahmen der Fragestunde spren-
gen. Stichwortartig zusammengefaßt sind insbeson-
dere folgende Maßnahmen zu nennen: 

— Mitwirkung bei der Erarbeitung von Durchfüh-
rungsvorschriften im Ausschuß für den Schutz 
der Meeresumwelt der internationalen See-
schiffahrtsorganisation, 

— Entwurf des Zustimmungsgesetzes unter Be-
rücksichtigung des geltenden Umweltstrafrechts 
und Erlaß der notwendigen Durchführungsver-
ordnungen, 
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— Schaffung der verwaltungsorganisatorischen 
Voraussetzungen, 

— Konkretisierung der technischen Anforderun-
gen an Bau und Ausrüstung der Schiffe und Er-
laß betrieblicher Regelungen, 

— Intensivierung der polizeilichen Überwachung 
zur Ermittlung und Ahndung von Verstößen. 

Weiterhin haben die jeweiligen Bundesregierun-
gen gegenüber den dafür zuständigen Bundeslän-
dern immer wieder darauf gedrängt, die nach dem 
Übereinkommen vorgeschriebenen Auffanganlagen 
vorzuhalten und für eine ausreichende Inanspruch-
nahme durch die Schiffahrt zu sorgen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Druck-
sache 10/908 Fragen 80 und 81): 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß die Bundes-
bahndirektion Essen das Bahnwerk Siegen angewiesen hat, 
zum 1. September 1984 lediglich sechs Auszubildende für ge-
werblich-technische Berufe einzustellen, obwohl das Bahn-
werk Siegen z. Z. über eine Ausbildungskapazität von insge-
samt 30 Plätzen pro Jahr verfügt, und gibt es vergleichbare 
Anweisungen für andere Ausbildungswerkstätten? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, daß gerade 
angesichts der Ausbildungsplatzsituation in Bundesbetrie-
ben alle Ausbildungskapazitäten genutzt werden müssen, 
und ist sie bereit, über ein Sonderkontingent die 24 Ausbil-
dungsplätze beim Bahnwerk Siegen zur Verfügung zu stellen 
und zu finanzieren? 

Zu Frage 80: 

Die Bundesregierung ist darüber unterrichtet, 
daß die Deutsche Bundesbahn bei ihrem am vor-
aussichtlichen Eigenbedarf ausgerichteten Einstel-
lungsprogramm für Auszubildende in gewerblich-
technischen Berufen nur zu einem Teil die ihr zur 
Verfügung stehende Ausbildungskapazität ausnüt-
zen wird. Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine ent-
scheidende Voraussetzung für die Konsolidierung 
der Deutschen Bundesbahn die Senkung der Perso-
nalkosten und die Steigerung der Arbeitsprodukti-
vität ist. Die hierfür notwendige Verringerung des 
Personalbestandes soll insbesondere im Rahmen 
des natürlichen Abganges und durch Zurückhal-
tung bei Neueinstellungen erreicht werden. Kein 
Unternehmen kann auf die Dauer nicht benötigte 
Mitarbeiter beschäftigen. 

Die zu treffenden Einzelmaßnahmen fallen aus-
schließlich in die Kompetenz der Unternehmensor-
gane der Deutschen Bundesbahn. 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist 
für den Bezirk der Bundesbahndirektion Essen vor-
gesehen, höchstens 208 Auszubildende in gewerb-
lich-technischen Berufen einzustellen. Die Auftei-
lung der Auszubildenden auf die einzelnen Ausbil-
dungsstellen bleibt der Direktion überlassen. Über  

das Kontingent des Bahnbetriebswerks Siegen ist 
zur Zeit noch nicht entschieden worden. Nach An-
sicht der Deutschen Bundesbahn dürfte diese Ent-
scheidung aber in der genannten Größenordnung 
liegen. 

Ich verweise aber auf meine Antwort auf die 
nächste Frage. 

Zu Frage 81: 

Die Bundesregierung ist darum bemüht, daß auch 
im Jahre 1984 — wie in den vergangenen Jahren — 
bei der Deutschen Bundesbahn alle nutzbaren Aus-
bildungsplätze für Ausbildungen nach dem Berufs-
bildungsgesetz besetzt werden. Die Überlegungen 
über die Besetzung der von der Deutschen Bundes-
bahn für den Eigenbedarf nicht benötigten Ausbil-
dungsplätze sind nocht nicht abgeschlossen. Von 
der Entscheidung werden auch die Ausbildungs-
plätze beim Bahnbetriebswerk Siegen erfaßt (siehe 
Frage Nr. 80). 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Klein (Dieburg) (SPD) (Druck-
sache 10/908 Fragen 82 und 83): 

Ist der in der Pressemitteilung des Bundesministers für 
Verkehr vom 11. Januar 1984 zum Thema S-Bahn in der Re-
gion Offenbach wiedergegebene Zeitplan richtig, demzufolge 
die Fertigstellung der S-Bahn-Strecken im Kreis Offenbach 
bis zur Fertigstellung der Baustufe 2, d. h. bis zum Jahre 
1993, anzustreben ist? 

Weshalb enthielt die Antwort von Staatssekretär Bayer an 
den Abgeordneten Buckpesch (Drucksache 10/819, Frage 81) 
in Sachen S-Bahn im Raum Offenbach nur inhaltsarme An-
gaben, während einen Monat später Bundesverkehrsmini-
ster Dr. Dollinger mit relativ präzisen und auch hoffnungs-
voll stimmenden Aussagen aufwarten konnte? 

Zu Frage 82: 

In der von Ihnen zitierten Presseerklärung des 
Bundesministers für Verkehr sind keine möglichen 
Fertigstellungstermine genannt worden, da derzeit 
weder Aussagen über die exakten Kosten der Maß-
nahmen noch über die dann zur Verfügung stehen-
den Bundesfinanzhilfen nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz gemacht werden kön-
nen. 

Um eine möglichst große Netzwirkung zu erzie-
len, wird aus verkehrlichen Gründen angestrebt, die 
S-Bahnstrecken im Kreis Offenbach zeitgleich mit 
der 2. Baustufe fertigzustellen. 

Zu Frage 83: 

Umfang und Sachgehalt der Aussagen von 
Staatssekretär Bayer am 13. Dezember 1983 und 
von Bundesminister Dr. Dollinger am 11. Januar 
1984 zu Fragen des S-Bahn-Baus im Raum Offen-
bach mußten zwangsläufig unterschiedlich ausfal-
len. Während der Abg. Buckpesch mit seiner Frage 
Nr. 81 seinerzeit lediglich einen einzigen Tatbe-
stand abfragte, der mit der Antwort von Staatsse- 
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kretär Bayer präzise beantwortet worden ist, hatte 
Bundesminister Dr. Dollinger mit den Vertretern 
des Landkreises und der Stadt Offenbach einen 
ausführlichen Gedankenaustausch, in dem die an-
stehenden Fragen detailliert besprochen wurden 
und Gelegenheit bestand, alle bis dahin bekannten 
Einzeldaten in die Diskussion einfließen zu lassen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Buckpesch (SPD) (Drucksache 
10/908 Fragen 84 und 85): 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Verkehr, Dr. Dol-
linger, am 11. Januar 1984 in einem Gespräch mit dem Offen-
bacher Oberbürgermeister, Dr. Suermann, und dem Landrat 
des Kreises Offenbach, Rebel, die begrüßenswerte Zusiche-
rung gab, er werde sich für den Bau einer S-Bahn zwischen 
Offenbach-Stadt und Rödermark und Offenbach-Stadt und 
Dietzenbach im Kreis Offenbach einsetzen, da er diesen An-
schluß für sinnvoll halte? 

Steht diese Aussage im Einklang mit dem Kabinettsbe-
schluß vom 23. November 1983, in dem auf Seite 8 unter 
Punkt 3.4 zu lesen ist: „Für den Bau neuer S-Bahnen in den 
Ballungsräumen ist Voraussetzung, daß dem Bund und der 
Deutschen Bundesbahn keine neuen Folgekosten entste-
hen"? 

Zu Frage 84: 

Der Bundesminister für Verkehr Dr. Dollinger 
hat anläßlich des Gesprächs am 11. Januar 1984 mit 
dem Oberbürgermeister der Stadt Offenbach, 
Herrn Dr. Suermann, und dem Landrat des Kreises 
Offenbach, Herrn Rebel, geäußert, daß auch er ei-
nen solchen Anschluß aus verkehrlichen Gründen 
für sinnvoll halte. Dieser Anschluß sei deshalb in 
die verkehrlichen Grundlagen der Trassenuntersu-
chung einbezogen worden. Im übrigen habe er der 
Deutschen Bundesbahn einen Planungsauftrag er-
teilt, der die Grundlage für alle weiteren notwendi-
gen Untersuchungen dieser Strecken bilden werde. 
Der Bundesminister für Verkehr bezeichnete es als 
sinnvoll, eine zeitgleiche Fertigstellung des Rodgau-
Anschlusses mit der Baustufe 2 anzustreben. 

Zu Frage 85: 

Die Antwort auf Frage 84 steht im Einklang mit 
dem Kabinett-Beschluß vom 23. November 1983. 
Aufgrund der Prognose der Fahrgastzahlen für die 
Strecken Offenbach Stadt/Oberroden und Offen-
bach Stadt/Dietzenbach kann damit gerechnet wer-
den, daß die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für 
diese Strecken mit einem positiven Ergebnis abge-
schlossen werden können. 

Die Planungsarbeiten bei der Deutschen Bundes-
bahn als Voraussetzung für die notwendigen Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen sind angelaufen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/908 Fragen 86 und 87): 

Wird sich die Deutsche Bundesbahn am Rhein-Neckar-
Nahverkehrsverbund beteiligen, und welche Formen der Ko-
operation wird die Deutsche Bundesbahn anstreben? 

Sieht die Bundesregierung durch das Aushängen von zwei 
Kampfschriften des Gesamtverbandes der metallindustriel-
len Arbeitgeberverbände zur Frage der Arbeitszeitverkür-
zung in den Zügen der Deutschen Bundesbahn nicht den Tat-
bestand der einseitigen Bevorzugung eines Tarifpartners 
durch eine öffentliche Bundeseinrichtung als erfüllt an, und 
zu welchem Preis wurden diese Exemplare ausgehängt? 

Zu Frage 86: 

Der Raum Rhein-Neckar gehört zu den Verkehrs-
ballungsgebieten, für die ein Verkehrs- und Tarif-
verbund geplant ist. Die Leitlinien der Bundesregie-
rung zur Konsolidierung der Deutschen Bundes-
bahn vom 23. November 1983 gehen grundsätzlich 
von einer Beteiligung der Deutschen Bundesbahn 
an einer solchen Kooperation aus. Voraussetzung 
dafür ist allerdings, daß die Verluste der Deutschen 
Bundesbahn vor Verbundbeitritt danach prozentual 
nicht stärker steigen als die Gesamtzuwendungen 
an die Deutsche Bundesbahn im Bundeshaushalt. 
Der derzeitige Stand der Vorbereitungsarbeiten er-
laubt jedoch noch keine Aussagen darüber, ob dem 
Rechnung getragen werden kann, und welche Ko-
operationsform letztlich in Frage kommen wird. 

Zu Frage 87: 

Werbung für Dritte auf Bahngebiet gehört zu den 
Angelegenheiten, die von der Deutschen Bundes-
bahn in eigener Zuständigkeit betrieben werden. 

Die Auslage dieser Druckschrift erfolgte, wie die 
übrige Wirtschaftswerbung auf Bahngebiet, gegen 
entsprechendes Entgelt. Die Deutsche Bundesbahn 
stellt sich dabei lediglich als Werbeträger jeder-
mann zur Verfügung. So ist zum Beispiel in der Zeit 
vom 12. Dezember 1983 bis zum 12. Januar 1984 
auch eine Werbeschrift des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes für eine 35-Stunden-Woche in den 
Zügen der Deutschen Bundesbahn ausgelegt wor-
den. Solange jedermann die Möglichkeit hat, Wer-
beschriften zu den gleichen Bedingungen in den 
Zügen der Deutschen Bundesbahn auslegen zu las-
sen, ist nach Auffassung des Bundesministers für 
Verkehr gegen diese Art Werbung nichts einzuwen-
den. 

Im vorliegenden Falle erhält die Deutsche Eisen-
bahn-Reklame GmbH, die die Werbung für die 
Deutsche Bundesbahn durchführt, je Stück, Abteil 
und Monat 4,— DM. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Hickel (GRÜNE) 
(Drucksache 10/908 Fragen 88 und 89): 
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Trifft es zu, daß die Bundesbahnlinie Braunschweig—Uel-
zen im Zonenrandgebiet in ihrer Existenz gefährdet ist, weil 
die dann notwendig werdenden Renovierungsarbeiten, z. B. 
an der Brücke über dem Mittellandkanal zwischen Wenden 
und Meine, nicht unternommen werden sollen? 

In welcher Höhe liegen die voraussichtlich anfallenden Ko-
sten für den Erhalt der Strecke? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist 
die Nachfrage im Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) der Strecke Braunschweig-Uelzen seit Jah-
ren rückläufig. Für Erneuerungsarbeiten an der 
Brücke über den Mittellandkanal zwischen Meine 
und Bechtsbüttel und weiteren Brücken der Deut-
schen Bundesbahn müßten 1986 rund 2,5 Millionen 
DM aufgewendet werden. Die Deutsche Bundes-
bahn führt deshalb z. Z. Untersuchungen über die 
zukünftige Bedienung des Schienenpersonennah-
verkehrs im Abschnitt Isenbüttel-Gifhorn-Braun-
schweig durch. Erst nach Vorliegen der Untersu-
chungsergebnisse (vsl. Ende 1984) kann seitens der 
Deutschen Bundesbahn eine Entscheidung, ob der 
Schienenpersonennahverkehr in einem Verfahren 
nach dem Bundesbahngesetz zur Diskussion ge-
stellt wird, getroffen werden. 

Der Güterverkehr steht dabei nicht zur Diskus-
sion. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 10/908 
Frage 90): 

Besteht zwischen Bund und Ländern Übereinstimmung 
darüber, wer für den Erlaß von Datenschutzregelungen beim 
Bildschirmtext zuständig ist, und welche Sicherungen beste-
hen für Bildschirmtext-Teilnehmer, wenn die Deutsche Bun-
despost, wie angekündigt, den Anschluß im Ausland instal-
lierter Bildschirmtext-Datenbanken zuläßt, die dem deut-
schen Datenschutzrecht nicht unterliegen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Nutzung des Fernmeldedienstes Bildschirmtext 
(Btx), soweit keine publizistisch relevanten Inhalte 
angeboten werden, nach Art. 73 Nr. 7 GG in die Zu-
ständigkeit des Bundes fällt und durch das Bundes-
datenschutzgesetz geschützt ist. 

Im Gegensatz hierzu vertreten die Länder die An-
sicht, die Regelungskompetenz für die gesamte Pa-
lette des Btx-Dienstes nach Artikeln 30, 70 GG inne-
zuhaben. Sie haben infolgedessen in Artikel 9 ihres 
Btx-Staatsvertrages bereichsspezifische Daten-
schutzregelungen für alle Anwendungsbereiche des 
Bildschirmtextes erlassen, die über die sonstigen 
Datenschutzbestimmungen des Bundes aber auch 
der Länder hinausgehen. 

Die Fernmeldeordnung enthält ihrerseits daten-
schutzrechtliche Bestimmungen für die Bildschirm-
textteilnehmer, die den Bestimmungen des Btx

-

Staatsvertrages der Länder inhaltlich entsprechen. 
Insoweit kann beim Bildschirmtext von einem lük-
kenlosen Datenschutz gesprochen werden. Darüber 
hinaus unterliegen die Bediensteten der Deutschen 
Bundespost dem Fernmeldegeheimnis. 

Beim Anschluß im Ausland installierter Btx-Da-
tenbanken muß danach unterschieden werden, ob 
die Datenbank als externer Rechner des Deutschen 
Btx-Dienstes einzustufen ist oder über einen aus-
ländischen Bildschirmtextdienst oder sogar direkt 
angewählt werden kann. 

Im ersten Fall muß nach Art. 2 Abs. 4 des Btx

-

Staatsvertrages der Länder ein Btx-Beauftragter 
bestellt sein, der seinen Wohnsitz in Deutschland 
hat und für die Einhaltung der Bestimmungen des 
Btx-Staatsvertrages verantwortlich ist. In den bei-
den anderen Fällen sind für die Sicherung der Da-
ten die jeweilige Fernmeldeverwaltung oder Orga-
nisation und der Betreiber der Btx-Datenbank zu-
ständig. Art und Umfang der Sicherungsmaßnah-
men und der rechtlichen Vorkehrungen zum Daten-
schutz richten sich nach den ausländischen Geset-
zen, die in einer Reihe von europäischen Ländern 
bereits bestehen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Kühbacher (SPD) (Drucksache 
10/908 Fragen 91 und 92): 

Wieviel Auszubildende des Fernmeldehandwerks bei der 
Deutschen Bundespost (DBP) werden im Sommer 1984 ihre 
Abschlußprüfung machen, und wieviel davon werden voraus-
sichtlich bei der DBP keinen Arbeitsplatz im fernmeldetech-
nischen Dienst erhalten? 

Wenn ein Teil der Ausbildungsabsolventen nicht von der 
Deutschen Bundespost übernommen werden kann, ist es 
dann nicht erforderlich, die „Verordnung über die Berufsaus-
bildung zum Fernmeldehandwerker" dergestalt zu ändern, 
daß postspezifische Ausbildungsinhalte gekürzt werden zu-
gunsten der in der Wirtschaft geforderten Fähigkeiten und 
Fertigkeiten im Bereich der Elektronik, und wird der zustän-
dige Bundesausschuß für Berufsbildung durch Änderung der 
Ausbildungsordnung die gegenwärtige Ausbildungs- und Ar-
beitsmarktsituation von Fernmeldehandwerkern berücksich-
tigen? 

Zu Frage 91: 

Die frühere und jetzige Bundesregierung stimm-
ten in der Zielsetzung überein, daß u. a. auch bei der 
Deutschen Bundespost über den Bedarf hinaus aus-
gebildet wird. 

Dies hat zwangsläufig zur Folge, daß nicht allen 
auszubildenden F-Handwerkern nach der Ausbil-
dung ein Arbeitsplatz angeboten wird. Sicherlich 
wird niemand die Forderung erheben wollen, ausge-
bildete F-Handwerker ohne vorhandene Arbeit ein-
zustellen bzw. Arbeiten für diese Leute vorzuziehen 
mit der Folge, daß nachfolgende Jahrgänge über-
haupt keine Einstellungschancen haben. 

Im Jahr 1984 werden ca. 4 000 Auszubildende zum 
Fernmeldehandwerker (Azb FHandw) bei der Deut-
schen Bundespost zur Prüfung heranstehen. 

Durch die Bereitstellung einer Ausbildungskapa-
zität, die seit Jahren über dem Eigenbedarf der 
Deutschen Bundespost liegt, wird es 1984 nicht 
mehr möglich sein, bundesweit alle diese Ausgebil- 
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deten in ein Beschäftigungsverhältnis bei der Deut-
schen Bundespost zu übernehmen. 

Nach heutiger Erkenntnis ist davon auszugehen, 
daß im Jahre 1984 für etwa 1 000 auslernende Azb 
FHandw ausbildungsgerechte Beschäftigungsmög-
lichkeiten im einfachen fernmeldetechnischen 
Dienst vorhanden sein werden. Darüber hinaus 
können voraussichtlich etwa weitere 1 000 ausler-
nende Azb FHandw in ein ausbildungsfremdes Be-
schäftigungsverhältnis, vorwiegend bei Ämtern des 
Fernmeldewesens, übernommen werden. 

Die genaue Zahl an Übernahmemöglichkeiten 
steht erst nach Abschluß der z. Z. laufenden Arbei-
ten im Rahmen der Personalbedarfs- und 
-bestandsprognosen im März 1984 fest. 

Zu Frage 92: 

Der Ausbildungsberuf Fernmdeldehandwerker 
ist ein Beruf der Berufsgruppe „Elektriker". Er ist 
in der Grundbildung und in dem theoretischen Aus-
bildungsteil sehr breit angelegt und deckt viele Aus-
bildungsinhalte aus anderen Berufen dieser Berufs-
gruppe mit ab. Auch auf die Vermittlung von Trans-
ferfähigkeiten, d. h. der Fähigkeiten, in einem be-
stimmten Bereich erworbene Kenntnisse auf an-
dere Gebiete übertragen und anwenden zu können, 
wird besonderer Wert gelegt. 

Gleichwohl aber hat der Bundespostminister seit 
einiger Zeit zusätzliche Ausbildungsinhalte aus 
dem Bereich der Elektroinstallation in die Ausbil-
dung aufgenommen. Der Bereich Elektroinstalla-
tion wurde deshalb ausgewählt, weil aufgrund der 
Größe des Arbeitsmarktsegmentes hier am ehesten 
Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der Deut-
schen Bundespost vermutet werden. Zusätzliche 
Ausbildungsinhalte aus dem Bereich der Elektronik 
über die erheblichen, jetzt schon vermittelten In-
halte hinaus können wegen der Enge dieses Ar-
beitsmarktsegmentes kaum zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten eröffnen. 

Die Bundesregierung sieht daher die Mobilität 
von Fernmeldehandwerkern am Arbeitsmarkt als 
voll gewährleistet an. Eine Veränderung der „Ver-
ordnung über die Berufsbildung zum Fernmelde-
handwerker" steht aus diesem Grund nicht zur Dis-
kussion. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann (FDP) 
(Drucksache 10/908 Fragen 93 und 94): 

Welche Regelungen bezüglich der engeren Zusammenar-
beit in Europa bei der Entwicklung von Kernkraftwerken des 
Typs „Schneller Brüter" sieht das nunmehr von Vertretern 
Frankreichs, Großbritanniens, Italiens, Belgiens und der 
Bundesrepublik Deutschland unterzeichnete Abkommen im 
einzelnen vor? 

Welche europäische Arbeitsteilung ist in diesem Abkom-
men vorgesehen, und trifft es insbesondere zu, daß dabei die 
Wiederaufarbeitung von Frankreich übernommen wird? 

Zu Frage 93: 

Mit der am 10. Januar 1984 in Paris unterzeichne-
ten Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Belgien, Frankreich, Italien und dem 
Vereinigten Königreich beabsichtigen die beteilig-
ten Regierungen, unter langfristigen Gesichtspunk-
ten sich um eine engere Zusammenarbeit bei Brut-
reaktoren zu bemühen. Die Konkretisierung dieser 
Absicht soll durch Vereinbarungen zwischen FuE-
Einrichtungen, Industriefirmen und EVU mit dem 
Ziel eines „integrierten europäischen Entwicklungs-
programms" realisiert werden. 

Zu Frage 94: 

Eine europäische Arbeitsteilung ist in diesem Ab-
kommen nicht geregelt. Die Vereinbarung enthält 
keine Regelung über die Wiederaufarbeitung von 
Brüter-Brennelementen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 
10/908 Frage 95): 

Wieso hält der Bundesminister für Forschung und Techno-
logie das Forschungsprogramm 1984 bis 1987 der Gemeinsa-
men Forschungsstelle mit dem Schwerpunkt auf nukleare 
Sicherheit für einen „wesentlichen Fortschritt" (BMFT-Pres-
semitteilung vom 14. Dezember 1983), wenn er andererseits 
der Auffassung ist, bei der nuklearen Sicherheitsforschung 
nähere sich der Erkenntnisgewinn zunehmend Null? 

1. Die Frage unterstellt, der (einzige) Schwer-
punkt des Forschungsprogramms 1984 bis 1987 der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) liege auf 
dem Gebiet der nuklearen Sicherheit. Dies ist unzu-
treffend. Das Programm hat vier Schwerpunkte, die 
auf den Bereichen nukleare und nichtnukleare Si-
cherheit, Umweltschutz, Normen und Standards lie-
gen. Davon beansprucht der Schwerpunkt „nuk-
leare Sicherheit" etwa 28 % des Gesamtvolumens an 
Personal und Mitteln des Programms. Die von Ih-
nen zitierte Pressemitteilung des BMFT vom 
14. Dezember 1983 hat auf diese vierfache Schwer-
punktsetzung hingewiesen und die fristgerechte 
Verabschiedung des Programms — zusammen mit 
anderen Ergebnissen — als vom Forschungsmini-
sterrat am 13. Dezember 1983 erzielten wesentli-
chen Fortschritt bezeichnet. Die Bundesregierung 
hält an dieser Bewertung fest. 

2. Die Bundesregierung ist auch nicht, wie die 
Frage weiter unterstellt, der Auffassung, daß sich 
bei der nuklearen Sicherheitsforschung der Er-
kenntnisgewinn Null nähere. Eine entsprechende 
Meinungsäußerung seitens der Bundesregierung ist 
nicht bekannt. 
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Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatsskretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Kittelmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/908 Frage 96): 

Weshalb und durch welche Maßnahmen verhindert die 
Bundesregierung, laut einer Geld/Werbe-Anzeige des „For-
schungsinstituts für Friedenspolitik e. V. Dr. Alfred Mech-
tersheimer" (Anzeige in der Süddeutschen Zeitung vom 
7./8. Januar 1984), die Arbeit der Friedensforschung? 

Die Bundesregierung behindert nicht, sondern 
fördert die Arbeit der Friedensforschung nach wie 
vor. Auch nach der am 1. Januar 1984 wirksam ge-
wordenen Neuordnung der Organisation der Förde-
rung sind die Mittel des Bundesministers für For-
schung und Technologie für diesen Zweck in 
gleichem Umfang wie bisher erhalten geblieben, für 
1984 insgesamt 3,1 Mio. DM. Davon sind 2,86 Mio. 
DM für die Forschungsförderung und 240 TDM für 
die Verbreitung des Friedensgedankens gedacht. 
Die in der zitierten Zeitungsanzeige erhobene Be-
hauptung entbehrt daher jeder Grundlage. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Odendahl (SPD) (Drucksache 
10/908 Fragen 97 und 98): 

Welche Mittel sind dafür vorgesehen, die 1983 auslaufen-
den Modellversuche für die Ausbildung junger Frauen in 
gewerblich-technischen Berufen weiterhin zu fördern, nach-
dem Frau Bundesministerin Wilms vor dem Deutschen Bun-
destag am 19. Januar 1984 die Fortführung dieser Pro-
gramme zugesagt hat? 

In welcher Form sollen diese Programme für die Ausbil-
dung junger Frauen in gewerblich-technischen Berufen fort-
geführt werden? 

Zu Frage 97: 

Das Modellprogramm ist 1978 begonnen worden. 
Es wird 1984 mit 16 Modellvorhaben und in Einzel-
fällen auch noch 1985 fortgeführt. Es wurden hier-
für knapp 30 Millionen DM zur Verfügung gestellt, 
davon sind etwa 2 1 / 2  Millionen DM für 1984 vorge-
sehen. 

Zu Frage 98: 

Zur Zeit werden ca. 8% aller weiblichen Auszubil-
denden in Berufen ausgebildet, die vor dem Modell-

programm als typische Männerberufe galten. 1977 
waren es nur 2,6%. Nach der erfolgreichen Durch-
führung des Modellprogramms kommt es jetzt dar-
auf an, daß auch in den gewerblich-technischen Be-
rufen die Ausbildung von Frauen künftig zum Nor-
malfall wird. Dazu müssen die im Programm ge-
wonnenen, insgesamt sehr positiven, Erfahrungen 
so umfassend wie möglich genutzt und umgesetzt 
werden. Dies gilt insbesondere für folgende Schwer-
punkte: 

1. In der Schule sind bei Informationen und Bera-
tung der Schüler zur Berufswahl die gewerblich

-

technischen Berufe noch stärker als bisher in den 
Blickpunkt der Schülerinnen zu rücken. 

2. Die Bereitschaft der Betriebe, mehr junge 
Frauen in gewerblich-technischen Berufen auszu-
bilden, muß gefördert werden; dies soll durch aus-
führliche Information sowie Handreichungen für 
die Ausbilder geschehen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, Vorhaben auf 
diesen Gebieten zu fördern. Einzelne Vorhaben lau-
fen bereits an oder sind in Vorbereitung. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 10/908 
Frage 99): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge der Wissen-
schafts- und Forschungsorganisationen, die zur Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses angekündigte Bundes-
beteiligung in Höhe von 25 Millionen DM nunmehr zur Fi-
nanzierung von Stipendien für nachqualifizierte promovierte 
Nachwuchswissenschaftler zu nutzen? 

Das Memorandum der Wissenschaftsorganisatio-
nen zur Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses in der Postdoktoranden-Phase ist dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft mit 
Schreiben vom 16. Januar 1984 zugeleitet worden. 
Die Bundesregierung wird diese Vorschläge sehr 
sorgfältig prüfen. Sie werden jedoch verstehen, daß 
in so kurzer Zeit eine abschließende Prüfung weder 
fachlich, noch in Hinsicht auf die finanziellen Aus-
wirkungen möglich war. Über Fortgang und Ergeb-
nis der Prüfung wird die Bundesregierung den zu-
ständigen Bundestagsausschuß unterrichten. 
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